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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Ich wünsche einen schönen guten Morgen!

Wir haben heute eine auf Grund der Rednerliste sehr lange Sitzung vor uns.

Ich eröffne hiermit die 20. Sitzung des Wiener Gemeinderats. 

Entschuldigt für diese Sitzung sind GR Dipl-Ing Al-Rawi, GR Dipl-Ing Stiftner und GR Woller, wobei dieser um 11 Uhr kommen wird.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 01370-2007/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Ernst Nevrivy gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Der gesamte MIV zwischen dem Süden, Zentrum und dem Norden der Stadt wird derzeit über fünf Donaubrücken abgewickelt. Die nächsten Donaubrücken außerhalb der Stadt sind stromabwärts Hainburg und stromaufwärts Tulln, wobei zu bemerken ist, dass es sich dabei um weit mehr als 90% innerstädtischen Verkehr handelt. Welchen Stellenwert hat daher die Errichtung einer sechsten Donauquerung, in diesem Fall als Tunnel, für den Wirtschaftsstandort Wien und für die Lebensqualität von Wien?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat!

Die Strategische Umweltprüfung Nord-Ost hat im Jahr 2003 ergeben, dass dieser Bereich durch das starke Bevölkerungswachstum innerhalb der letzten zehn Jahre - nämlich allein der 22. Bezirk um 30 Prozent –, aber auch durch die Zunahme des Arbeitsplatzangebots um 20 Prozent und das Wachstum des 21. Bezirks, sehr wohl eine Ergänzung des Verkehrsnetzes benötigt und dass dies vor allem durch die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs erfolgen soll. 

Dabei ist die U1-Verlängerung nach Norden bis Leopoldau schon verkehrswirksam. Dort fahren schon die 
U-Bahn-Züge. Und der Erfolg macht sicher. Die Steigerung der Fahrgäste bei den Wiener Linien war enorm. Gerade durch diese Verlängerung nach Norden zur Großfeldsiedlung und zum Rennbahnweg ist der Modal-Split in Wien von etwa Hälfte öffentlicher, Hälfte motorisierter Individualverkehr ganz deutlich zum Vorteil des öffentlichen Verkehrs gewandert.

Wir werden auch die U2, und das ist schon in Bau, über die Donau verlängern, zum Stadion, bei der Alten Donau, Stadlau, beim Donauspital vorbei bis Aspern. Die Verhandlungen mit der Republik Österreich, mit dem Bund, sind im Gange, damit die Verlängerung der U2 gleich bis aufs Flugfeld Aspern weitergeführt werden kann.

Die Verbesserung des öffentlichen Verkehrs soll natürlich auch im Straßenbahn-Netz und in den Zuleitungen der Busse im Sekundärnetz nach dem U-Bahn-Bau stattfinden. Nichtsdestotrotz ist eine Intensivierung des Straßenverkehrs zu erwarten, allein durch die weitere Zunahme der Bevölkerung in diesen beiden Bezirken. Sie wissen, dass Wien insgesamt bis zum Jahr 2035 knapp an die 2 Millionen-Einwohnergrenze herankommen wird. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, dass wir zur fünften Brücke über die Donau eine weitere Donauquerung benötigen. Dies soll im Zuge der S1 zwischen Schwechat und Großenzersdorf mit einer Untertunnelung der Lobau erfolgen. Das ist fix vereinbart und auch in den letzten Ausbauprioritäten des Verkehrsministeriums so genannt.

Wir haben im vergangenen Winter zur vegetationsfreien Zeit die Probebohrungen für diesen Tunnel unter der Lobau, unter dem Nationalpark, durchführen können. Das Ergebnis ist, dass genau jene geologische Situation, die vorhergesagt wurde, von den Geologen vorgefunden wurde, sodass den Detailplanungen für die Untertunnelung der Lobau und dem Schließen des Regionenrings um Wien nichts mehr im Wege steht.

Jetzt wird die Umweltverträglichkeitserklärung vorbereitet. Wenn diese vorliegt, geht es in die Umweltverträglichkeitsprüfung. Alle daran hängenden Verfahren werden mit hoher Intensität von der Stadt Wien verfolgt und begleitet werden. Jedenfalls werden wir nicht zulassen, dass dem Nationalpark irgendetwas passiert, dass dem Wasserhaushalt im Donauraum irgendetwas passiert. Wir werden auch nicht zulassen, dass nördlich davon an den Gebieten bei Eßling, Neueßling durch die Lärmentwicklung der Autobahn Nachteile für die Bewohner und Bewohnerinnen entstehen können. Auch der Lärmschutz für die Bevölkerung ist uns dort wichtig. 

Wir kommen aber, und das hat die Strategische Umweltprüfung Nord-Ost ergeben, nicht ohne sechste Donauquerung aus.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage kommt von Herrn GR Mahdalik. Bitte, Herr Kollege.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Donaustadt wächst. Wien wächst, wenn man den Prognosen Glauben schenken darf. Sie haben völlig richtig gesagt, man muss den öffentlichen Verkehr attraktivieren. Dazu gehören aber nicht nur der Ausbau der verschiedenen Linien, Busse und U-Bahnen, sondern auch attraktive Preise für die öffentlichen Verkehrsmittel.

Daher lautet meine Frage: Halten Sie unter diesem Gesichtspunkt die Preiserhöhung ab 1. Juni um bis zu 13 Prozent für ein probates Mittel, um die Menschen vermehrt zum Umstieg vom Auto auf die öffentlichen Verkehrsmittel zu bewegen und somit den Modal-Split zu verbessern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie sprechen ein Thema an, das natürlich aus Oppositionssicht nicht anders behandelt werden kann. Das gestehe ich Ihnen zu. Aber wir haben für die Stadt die Verantwortung. Wir haben auch die Verantwortung dafür, dass die Finanzierung der Wiener Linien in geordneten Bahnen funktioniert. Wenn dann in einem Zeitraum, wo der Verbraucherpreisindex und die Kosten für privaten Transport wesentlich stärker gestiegen sind, bei den Tarifen der Wiener Linien Anpassungen vorgenommen werden, im Übrigen im Schnitt unter 10 Prozent, nicht so, wie Sie gesagt haben, dann ist das eine Notwendigkeit, um den Betrieb weiter zu verbessern, den Komfort weiter zu erhöhen, die höheren Frequenzen, die Taktverdichtungen zu ermöglichen und letztlich den Rund-um-die-Uhr-Betrieb, wie er mit den Nachtbussen auch besteht, gewährleisten zu können, ganz abgesehen vom Ausbau des U-Bahn-Netzes und vom Ausbau des Oberflächennetzes. 

Auch dafür laufen natürlich Kosten an. Sie wissen, dass der Baukostenindex in einem Zeitraum, wo der Verbraucherpreisindex nur um 150 Prozent gestiegen ist, um 200 Prozent gestiegen ist. All das muss abgedeckt werden. 

Letztlich wollen auch die Bediensteten der Wiener Linien ihre Lohnerhöhungen haben. Auch das ist klarerweise in den Tarifen unterzubringen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage stellt Herr GR Mag Maresch. - Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist fein, dass die Anfrage von mir jetzt letztendlich doch zum Tragen kommt, ich glaube, im zweiten oder dritten Anlauf - wunderbar! - und Sie die Gelegenheit bekommen, zu erklären, warum die sechste Donauquerung beziehungsweise Lobauautobahn beziehungsweise S1 oder Nordostumfahrung oder wie auch immer gebaut werden kann und darf. 

Aber es gibt einen Runden Tisch, wo verschiedene Dinge zwischen Stadt, Land Niederösterreich und dem Bund diskutiert werden. Da taucht auch die Frage des Klimaschutzes auf. Wir sind da nicht irgendwie weg vom Fenster, sondern es wird in ganz Österreich, in ganz Europa, auf der ganzen Welt darüber diskutiert.

Deswegen meine Frage: Was ist der Beitrag der S1, Nordostumfahrung, Lobauautobahn zum Klimaschutz? Das hätte ich gerne erklärt bekommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie wissen, dass diese Frage am Runden Tisch intensiv diskutiert wird. Es sind schließlich auch Vertreter Ihrer Fraktion dort am Runden Tisch vertreten. 

Was den Klimaschutz betrifft, ist das eine Angelegenheit, die sich nicht an einem einzigen Straßenstück manifestiert, noch dazu, wo wir ganz genau wissen, dass dieses einzigartige Straßenstück nicht zusätzlich Verkehr generiert, sondern dazu da ist, den Verkehr nicht durch Wien durchzulenken und nicht, um dort, wo der innerstädtische Verkehr ist, zusätzliche Belastungen herbeizuführen. 

Aber wenn es Ihnen lieber ist, dass wir in zweieinhalb Kilometer Luftlinie vom Stephansdom den Durchzugsverkehr von Nord nach Süd haben und das dem Klimaschutz entspricht, dann könnte ich genauso, wie so manche Ihrer Fraktion, der Meinung sein, man bräuchte diesen Tunnel nicht. Im Gegensatz dazu sind wir der Ansicht, dass wir dort, wo die Wohnbevölkerung ist, dort, wo die Menschen leben, die Straßen wegbekommen, Biberhaufenweg zum Beispiel, und nur dann zu Verkehrsberuhigungsmaßnahmen kommen können, wenn uns Ersatzmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Dazu dieser Tunnel.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. - Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir begrüßen natürlich selbstverständlich die sechste Donauquerung. Das war lange ein Wunsch von uns. Wir freuen uns, dass sie nun endlich realisiert wird. Der große Wermutstropfen dabei ist, dass in dem nun vorgestellten Plan des Verkehrsministers nur die sechste Donauquerung kommt und nicht die Verbindung von der A22 zur A4, was wesentlich zu einer Entlastung, nämlich für die Donaustadt, beigetragen hätte.

Sie haben diese Maßnahmen aufgezählt, den öffentlichen Verkehr, wo Sie versuchen wollen, wahrscheinlich einen Ausgleich dazu zu finden. Es wäre auch interessant und spannend zu hören, welche Ausgleichsmaßnahmen man im Hinblick auf den Individualverkehr, vor allem durch die Nordautobahn, die dann schon fünf Jahre lang fertig sein wird, bis die sechste Donauquerung abgeschlossen ist und die Nordostumfahrung sozusagen umfasst, treffen würde. 

Aber Sie haben mir sozusagen den Ball dahin geworfen, da Sie auch über die öffentlichen Verkehrsmittel gesprochen haben und auch die Verhandlungen mit dem Bund über die Erweiterung des U-Bahn-Ausbaus angesprochen haben. Das finde ich eigentlich noch viel spannender und interessanter, um Sie in der Diskussion daher zu fragen: Wie schaut nun von Ihrer Seite, der Stadt Wien, die Position aus? Welche U-Bahn-Linien werden Sie nun verlangen, dass ausgebaut werden? Welche werden verlängert werden? Bei welchen werden Sie nicht verlangen, dass sie verlängert werden? (Bgm Dr Michael Häupl: Ein bisschen viele Fragen auf einmal?)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Es ist ganz einfach: Es gibt in dieser Stadt dieses Gremium, in dem Sie sich befinden, den Wiener Gemeinderat. Dieser hat im Jahr 2003 einen Masterplan Verkehr beschlossen. Darin sind all jene Projekte, die die Stadt Wien in die Verhandlungen mit dem Bund einbringt.

Wir werden sehen, Sie haben ja jede Möglichkeit, mit Ihrem Parteiobmann und Finanzminister zu sprechen, denn mit ihm wird das verhandelt, welche Projekte da beinhaltet sein werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GR Nevrivy gestellt.

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zum einen freut es mich, dass die ÖVP die Liebe zur Donaustadt entdeckt hat. Das wusste ich bis jetzt noch nicht. 

Kollege Maresch hat bereits den Runden Tisch angesprochen. Wie ist der Stand des Runden Tisches zur S1, bitte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Der Runde Tisch ist eine Einrichtung, die glücklicherweise im Einvernehmen mit besorgten Bürgerinnen und Bürgern, mit umweltinteressierten Bürgerinnen und Bürgern eingerichtet werden konnte. 

Wir haben bisher drei Runde Tische abgewickelt. Es findet ein vierter Runder Tisch noch im kommenden Monat statt.

Das Ergebnis ist, dass sich beide Seiten, nämlich die umweltinteressierten Bürgerinnen und Bürger und deren VertreterInnen genauso wie die Stadt Wien, wie das Bundesland Niederösterreich und das Verkehrsministerium sowie die ASFINAG dorthin bewegen, dass ganz offensichtlich die Annahmen, die im Masterplan Verkehr enthalten sind, sehr richtig sind, zur Umsetzung gelangen sollen und dass Begleitmaßnahmen vor allem im öffentlichen Verkehr für die Flächenerschließung in der Donaustadt und in den niederösterreichischen Gemeinden begleitend erfolgen sollen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Stadtrat, ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage.

Die 2. Anfrage (FSP - 01819-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Herbert Madejski gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die Stadt Wien ist einer der Kapitalvertreter des "Verbundes". Daher wäre es nur angemessen, wenn gerade die Stadt Wien einen Vertreter im Aufsichtsrat stellt. Leider ist der Vorschlag der Stadt Wien, den Direktor der Wien-Energie GesmbH, Herrn Ing Mag Helmut Miksits, in diese Position zu wählen, seitens des Mehrheitseigentümervertreters, Herrn Wirtschaftsminister Dr Martin Bartenstein, abgelehnt worden. Herr Bürgermeister, wurde nicht im Vorfeld der entscheidenden Aufsichtsratssitzung des Verbundes mit den Mehrheitseigentümern der Aufsichtsratssitz Wiens besprochen und festgelegt oder hat die Stadt Wien dies verabsäumt?) 

Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal ist es richtig, die Wiener Stadtwerke Holding AG ist mit 12,7 Prozent an der Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft Verbund beteiligt. Daher ist es gar keine Frage, dass es nicht nur aus meiner Sicht, sondern aus der Sicht vieler durchaus angemessen ist, dass ein derartiger Kapitalvertreter auch im Aufsichtsrat des Verbunds vertreten ist, notabene eine Beteiligung der Wiener Stadtwerke Holding AG vergleichbar der Beteiligung der EVN ist. 

Es wurde bisher allerdings vom Mehrheitseigentümer, der Republik Österreich, der mit 51 Prozent beteiligt ist, schon zwei Mal verhindert, dass ein Vertreter der Wiener Stadtwerke Holding AG als Aufsichtsrat gewählt wird. Die Wiener Stadtwerke Holding AG hat mit dem Geschäftsführer der Wien Energie GesmbH, Herrn Ing Mag Helmut Miksits, einen absolut unbestrittenen Topexperten für den Aufsichtsrat des Verbunds vorgeschlagen, der auch in der Aufsichtsratssitzung im März keine Kritik hervorgerufen hat. Es hat keine Einwände gegen ihn gegeben, sondern im Gegenteil, es hat eigentlich nur Lob für seine bisherige Arbeit gegeben. Es ist daher umso unverständlicher, dass von der ablehnenden Mehrheit nicht ein einziges Argument gekommen ist, warum man Herrn Ing Mag Helmut Miksits nicht in den Aufsichtsrat wählt. Es ist daher diese Entscheidung in keiner Weise für mich nachvollziehbar. 

Ich halte hier auch fest, dass es mehr als ein Drittel der dort Anwesenden gewesen ist, die dem Vorschlag der Nichtwahl nicht gefolgt sind, sondern sehr wohl der Auffassung waren, dass der von der Wiener Stadtwerke Holding AG nominierte Vertreter auch gewählt werden sollte. 

Ich finde diese Entscheidung nicht nur nicht nachvollziehbar, sondern ich finde es auch in höchstem Ausmaß bedauerlich, dass man diesen willkürlichen Schritt gesetzt hat und sohin einen wesentlichen Aktionär ungleich gegenüber anderen wesentlichen Aktionären behandelt. Ich halte es vor allem deswegen für absolut unverständlich, weil sie auch in einem Widerspruch zum Bekenntnis im Hinblick auf eine gemeinsame österreichische Stromlösung steht. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Wirtschaft, Bartenstein, hat dem Verbundvorstand den Auftrag gegeben, bis zum Sommer 2007 gemeinsam mit der Wien Energie und der EVN AG ein Konzept für die weitere Zusammenarbeit vorzulegen. Es wird daher einerseits von der Wiener Stadtwerke Holding AG ein engagiertes Zusammenarbeiten zur Erstellung der österreichischen Stromlösung verlangt, eine konstruktive Zusammenarbeit verlangt und auf der anderen Seite die Wiener Stadtwerke Holding AG in einer völlig unverständlichen und nicht nachvollziehbaren Art und Weise brüskiert. 

Ich denke, dass wir all jenes im Vorfeld erfüllt, auch ausführliche Gespräche geführt, dazu den Vorschlag unterbreitet, die Anträge auch rechtzeitig gestellt haben. Dann hat man seitens des Mehrheitseigentümers diese Vorgangsweise gewählt. Ich halte das für zweifelsohne keinen konstruktiven Weg, um zu einer gemeinsamen österreichischen Stromlösung zu kommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage stellt GR Dr Madejski. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Selbstverständlich steht der Stadt Wien in diesem Fall, weil sie relativ hoch beteiligt ist, wie Sie selbst gesagt haben, gleich wie die EVN, dieser Platz zu und es ist zum zweiten Mal, wie Sie gesagt haben, nicht gelungen. In Wirklichkeit ist es schon ein bisschen blamabel für die Stadt Wien, weil man wieder einmal sieht, wer in dieser Regierung, obwohl die SPÖ den Bundeskanzler stellt, wirklich das Sagen hat. Das ist ein öffentlicher Eindruck, der in der Bevölkerung natürlich schon entstanden ist. 

Sie haben meine Frage nicht ganz beantwortet, und zwar wollte ich nämlich wissen, wie es bei solchen großen Aufsichtsräten und so großen Wirtschaftsunternehmen üblich ist. Es hat doch sicherlich Gespräche auf Bundesebene gegeben, erstens zwischen verschiedenen Ministern beziehungsweise auch der Stadt Wien mit verschiedenen Ministern und Zuständigen.

Meine Frage: Wer hat mit wem wo verhandelt und was ist tatsächlich vereinbart worden? Oder haben Sie sich auf den Goodwill des Ministers Bartenstein allein verlassen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bin hier lediglich berechtigt, über Gespräche, die zwischen der Stadt Wien und den Gesprächspartnern stattgefunden haben, zu berichten, nicht über Gespräche zwischen Ministern. Aber was aus Sicht der Stadt Wien hier dazu zu sagen ist, ist, dass wir selbstverständlich die Vorbereitungen für die Vollversammlung, auch im Hinblick auf die Aufsichtsratswahl, mit großer Sorgfalt und mit großem Engagement durchgeführt haben. Aber es ist dies am Ende des Tages, und da bleibt es dabei, einfach vom Eigentümervertreter, dem zuständigen Bundesminister, verweigert worden. Das mag nun nach außen hin den Eindruck erwecken, dass es für Wien oder für die Wiener Stadtwerke blamabel sei, nun zum zweiten Mal keine Mehrheit für einen Aufsichtsrat bekommen zu haben. Ich persönlich halte es eher blamabel für die Mehrheitseigentümer in einer Vollversammlung der Verbund AG, denn wenn man so mit Eigentümern umgeht, was in der Privatwirtschaft nachgerade unmöglich wäre, dann fällt das zweifelsohne auf den zurück, der diese Handlungen setzt, was die Beurteilung des Blamablen betrifft. 

Ich kann nur hoffen, dass es hier zu einem entsprechenden Umdenken kommt, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der österreichischen Energiepolitik, aber nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund anderer Themenfelder im Bereich öffentlicher Wirtschaft. Denn es kann niemand behaupten, dass es hier um irgendwelche Umfärbeaktionen in Richtung der SPÖ gegangen ist, sondern hier handelt es sich um die wirklich unkorrekte Behandlung eines wesentlichen Aktionärs und Anteileigners eines Konzerns. Ich wiederhole mich, in der Privatwirtschaft wäre so etwas mit Sicherheit unmöglich, weil das hat mit politischer Intervention überhaupt nichts zu tun. 

Wenn wir schon dabei sind, weil es um die Frage von politischer Intervention geht, kann ich dem Argument, dass man ehemalige Politiker nicht in den Aufsichtsrat setzen soll, durchaus etwas abgewinnen. Allerdings, wenn ich mir die Republik so anschaue, scheint mir die Umsetzung dieser Forderung in den vergangenen sieben Jahren nicht gerade großartig gewesen zu sein. 

Ich möchte schon auch darauf hinweisen, dass gerade bei dieser Hauptversammlung des Verbunds nun ein in der Tat unabhängiger Wirtschaftsmann als Aufsichtsratsvorsitzender abgewählt und ein ehemaliger ÖVP-Nationalratsabgeordneter als Aufsichtsratsvorsitzender gewählt wurde. Ob das die versprochene Entpolitisierung ist, wage ich weiters zu bezweifeln. Also ich denke, es wird nicht zuletzt auch durch diese Handlung ziemlich klar, welches Maß hier seitens des Ministers Bartenstein gesetzt wurde.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für die 2. Zu-
satzfrage ist mir GR Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Im Zusammenhang mit Versorgungssicherheit, Klimaschutz et cetera ist sozusagen eine akkordierte vernünftige Energiepolitik überall gefordert. Der von Ihnen jetzt mit durchaus heftigen Worten kritisierte Vorgang bei der Aufsichtsratsbestellung lässt einen einmal mehr an diesem „Frosch-Mäuse-Krieg" verzweifeln. Ich möchte es deswegen „Frosch-Mäuse-Krieg" nennen, weil wenn man sich die Größenordnungen der Verbundgesellschaft, der Wien Energie und der wirklich großen Spieler in Europa anschaut, die sich teilweise schon in Landesgesellschaften eingekauft haben, wäre es unglaublich notwendig, zu irgendetwas wie einer rationalen gemeinsamen Energiepolitik zu kommen, wo es zwischen den Gebietskörperschaften abgesprochen wird. 

Darum lassen Sie mich ein interessantes Thema, das in den nächsten Jahren zwischen Verbund, Stadt Wien und auch der EVN zur Diskussion steht, als Frage formulieren. 

Die beiden Blöcke des Kraftwerks Dürnrohr, sowohl Verbund als auch EVN, leiten ungeheure Mengen Abwärme in die Donau. Von Seiten der Fernwärme Wien besteht die interessante Überlegung, CO2-Emissionen in Wien deutlich zu reduzieren, indem auf mittlere Sicht diese Abwärme ins Wiener Fernwärmenetz eingespeist wird, wozu es zu einer Kooperation zwischen Verbund, EVN und Wien Energie kommen müsste, um diese Investition zu tragen. Wurden aus Ihrer Sicht hier schon Gespräche geführt? Was ist auch Ihre persönliche Position zu diesem, meine ich, sehr interessanten Vorschlag, weil es wirklich ziemlich verrückt ist, ein Kohlekraftwerk zu betreiben, das eine Wirkungskraft von unter 40 Prozent hat, anstatt hier in Wien, in einem Ballungsraum, die Abwärme zu nutzen, um damit auch eine Versorgungssicherheit zu erhöhen? Was ist da Ihre Position zu diesem Vorhaben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Wien ist weder für die Wahl der Technologie des Kraftwerks Dürnrohr verantwortlich, denn wir hätten mit Sicherheit nicht Kohle als Betriebsmittel gewählt, sondern Erdgas, noch sind wir für den Standort verantwortlich, der aus eher, sagen wir, energiepolitisch historischen Gründen gewählt wurde, nicht nur, weil er sozusagen real dort entsprechend notwendig gewesen wäre. Aber Raunzen hilft nichts, es ist so reale Existenz. 

Daher ist es überhaupt keine Frage, den Wirkungsgrad zu erhöhen. Das ist eine absolut sinnvolle Geschichte. 

Wir haben in Wien seit geraumer Zeit, auch gegen Widerstand, bei den Kraft-Wärme-Kupplungen dies entsprechend umgesetzt. Ich meine, dass man, bevor man nun etwa 70 km lange Wärmeleitungen baut, sich durchaus überlegen sollte, das halte ich für mehr als legitim, dass man zumindest zweieinhalb Ballungsräume, wenn man das vielleicht so sagen könnte, nutzen kann, um Abwärme zweckdienlich an den Kunden zu bringen. Ich meine damit den Tullner Raum und ich meine damit den Raum Krems an der Donau. Was zusätzlich natürlich zu überprüfen ist, ist ein durchaus sich dynamisch entwickelndes Gebiet im Traisental, das über Herzogenburg bis nach Sankt Pölten reichen würde. Also ich denke, dass man in der näheren Umgebung, wenn man mit einem Zirkel einen Kreis schlägt, durchaus auch vernünftige Abnehmerpositionen für eine entsprechende Fernwärme finden würde, gerade wenn man sich die Entwicklung dieses Raums anschaut, der sich eigentlich von einem ländlichen Raum zu einem verdichteten urbanen Raum entwickelt und immer mehr Gemeinsamkeiten aufweist. 

Aber nichtsdestotrotz ist es natürlich auch eine Frage der Sinnhaftigkeit, auch der ökologischen Sinnhaftigkeit, aber auch der ökonomischen Sinnhaftigkeit, dass man versucht, daran zu denken, wie Wien hier entsprechend partizipieren könnte. Allerdings füge ich hinzu, für uns sind die ersten Partner und Ansprechpartner für allfällige Erweiterung der Nutzung von Fernwärme die Gemeinden im Süden von Wien, denn hier ist die Raumverdichtung so groß, dass dies ökonomisch eher einen Nutzen gibt.

Darüber hinaus, sage ich schon auch, haben wir in Wien noch einiges zu tun, denn bei weitem sind nicht alle Räume mit der Fernwärme erschlossen. Also auch hier ist noch ein, wenn auch nicht mehr allzu großer, aber doch real existierender Markt für die Wiener Fernwärme da, obwohl leitungsgebundene Energieträger in Wien sicherlich eine ganz andere Ausbaustufe und ein ganz anderes Ausbauniveau haben, als man es in anderen Bundesländern oder in anderen Ballungsräumen beobachten kann. 

Das ist die aktuelle Diskussion. So sind wir zur Stunde auch verblieben. Ich hoffe sehr, dass im Zuge der Diskussionen, die es im heurigen Jahr gibt, auch zu Fragen der Energiekooperation mit Niederösterreich, dies auch eine Rolle spielt. 

Lassen Sie mich zu Ihren Eingangsbemerkungen noch schnell etwas sagen: Ich unterstütze den Gedanken der gemeinsamen Arbeit von energieproduzierenden, aber auch von energiedistribuierenden Betrieben in Österreich ganz enorm. Denn gerade angesichts, sage ich einmal, der Fresslust europäischer Großindustriekonzerne scheint es mir unendlich wichtig zu sein, dass die österreichischen Betriebe durchaus ihre entsprechende nationale, und ich füge hinzu, auch gemeinsame, Rolle spielen. Das war ja auch die Grundidee der ÖSL, wo es nicht darum gegangen ist, die EVN, die Wiener Stadtwerke und den Verbund aufzufusionieren, sondern worum es dabei gegangen ist, ist, vornehmlich das Großkundengeschäft gemeinsam zu betreuen. Dass diese Lösung bis zur Stunde nicht umgesetzt wurde, sondern dass man im Gegenteil seitens des Verbunds auch noch einen Kundenkrieg gegen die EVN und die Wien Energie beginnt, ist schon eine Besonderheit dieses Landes.

Ich hoffe sehr, dass wir bald zu einer konstruktiveren Gemeinsamkeit kommen und nicht zu dem Gegeneinander, wie es zur Stunde ist. Wir haben in Wien durchaus bewiesen, dass dies geht. Auch die WIENSTROM ist einst mit der EVN in einem Stromkrieg gelegen und heute sind wir Partner. (Beifall von GRin Erika Stubenvoll.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird gestellt von GR Dkfm Dr Aichinger. Ich bitte darum.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Wir wissen, dass es zwischen den Bundesländern Wien und Niederösterreich sehr viel gute Zusammenarbeit gibt und die Spitzenrepräsentanten, sprich Landeshauptleute, auch ein gutes Gesprächsklima haben. Sie haben selbst erwähnt, dass auch die Zusammenarbeit zwischen Wien Energie und EVN sehr gut ist. 

Ich frage daher: Wie sehen Sie wirklich die österreichische Stromlösung in der Möglichkeit, dass sie umgesetzt wird? Wäre es vielleicht leichter umzusetzen, wenn auch die Wien-Energie eine Eigentümerstruktur ähnlich der EVN hätte, sprich zu 49 Prozent privatisiert wird, was unter Umständen einen Erlös von 1,5 bis 2 Milliarden EUR ergeben wird, die man in einer Energiestiftung vielleicht weiter einsetzen könnte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Unabhängig von der Eigentümerstruktur der Wiener Stadtwerke und der EVN ist die Zusammenarbeit ganz ausgezeichnet. Wäre sie ebenso ausgezeichnet mit der mit einer anderen Eigentümerstruktur versehenen Verbundgesellschaft, dann hätten wir die österreichische Stromlösung und hätten keine Probleme. Wenn das Modell aus Ostösterreich, zwischen der EVN, der BEWAG und den Wiener Stadtwerken, ein österreichisches Modell wäre, dann hätten wir eine ganz großartige Positionierung auch im mitteleuropäischen Energiemarkt. 

Die unterschiedliche Eigentümerstruktur hängt auch mit dem unterschiedlichen Portfolio zusammen. Denn ich darf schon darauf aufmerksam machen, dass die EVN in ihrem Eigentum etwa die äußerst ertragreiche ehemalige NÖSIWAG, also die Wasserversorgung in Niederösterreich, hat, während wir im Eigentum der Wiener Stadtwerke und sohin in der Stadt Wien die Wiener Straßenbahnen haben, die weitaus weniger ertragreich sind, wie man sich leicht vorstellen kann und wo ich im Übrigen hinzufügen möchte, es gibt keine einzige öffentliche Verkehrseinrichtung auf der ganzen Welt, außer in Singapur, die profitabel ist. Und in Singapur ist sie deswegen profitabel, weil sie dort mit einer großen Immobilienfirma verbunden ist und man dort über die Gewinne aus dem Immobilienbereich die Defizite der Straßenbahn entsprechend abdeckt, womit ich gleichzeitig auch das Modell angedeutet habe, warum es sinnvoll ist, dass die Wiener Verkehrsbetriebe weiter in der Wiener Stadtwerke Holding Aktiengesellschaft sind.

Denn wir alle kennen das EU-Recht. Du kennst es genauso gut wie ich und weißt daher, wie solche Transfers abzuleiten sind, dass sie auch EU-rechtskonform sind. Niemand von uns will ja gegen EU-Recht verstoßen. Das ist außer jedem Zweifel. 

Daher ist es aus meiner Sicht gesehen nicht irgendeine postkommunistische Eigentumsüberlegung, sondern eine sehr pragmatische, ökonomische Überlegung, warum sich die Eigentümerstruktur der Wiener Stadtwerke Holding AG so gestaltet, wie sie sich gestaltet. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur letzten Zusatzfrage. Diese wird von GR Dr Madejski gestellt. - Ich bitte darum.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Es ist sicherlich sinnvoll und es wäre auch lang an der Zeit, eine Österreichlösung im Energiebereich stattfinden zu lassen. Hier müsste auf jeden Fall auch Wien Energie beziehungsweise die Holding eine durchaus entscheidende Rolle spielen.

Können Sie sich vorstellen, Herr Bürgermeister, zurückkehrend auf meine erste Frage betreffend den Aufsichtsrat, oder ist es Ihre Meinung oder nicht Ihre Meinung, dass, wenn die Österreichlösung angegangen werden soll und bis dahin die Stadt Wien noch immer keinen Aufsichtsrat hat, Sie sachliche und politische Zusammenhänge herstellen? Ohne Wien Energie kann ich mir keine Österreichlösung vorstellen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Das ist ein Punkt, der mir persönlich gesehen sehr widerstrebt, obwohl es in der Politik natürlich so üblich ist, Personalfragen und Personalentscheidungen mit Sachentscheidungen zu junktimieren. Persönlich widerstrebt es mir, sage ich, denn ich bin zutiefst davon überzeugt, dass die österreichische Stromlösung eine sehr vernünftige Sache ist, die der Position Österreichs, ich sagte es schon, am mitteleuropäischen Energiemarkt außerordentlich förderlich sein würde, durchaus auch in den entsprechenden Arbeitsteilungen der jeweiligen Eigentümerstrukturen, die sich als solche ergeben. Aber gleichzeitig bin ich natürlich auch Politiker genug, um zu sagen, man wird, wenn man hier zu einer Lösung kommen will, eine Gesamtlösung treffen müssen. Mit einer Ausgrenzungspolitik wird man auch im Inhaltlichen nichts zu Stande bringen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Bürgermeister. 

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 01817-2007/0001 - KGR/GM). Diese wurde von GRin Claudia Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Immer mehr Eltern von Kindern unter drei Jahren sind berufstätig, die Möglichkeiten zur Kinderbetreuung halten mit dieser Entwicklung nicht mit. Im Juni 2006 wurde ein Antrag betreffend Ausbau von Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren angenommen. Wie viele Plätze gibt es derzeit in Wien für Kinder unter drei Jahren?)
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Um Ihre Frage kurz und präzise zu beantworten: Wir haben in Wien mehr als 12 000 Plätze für Kinder zwischen null und drei Jahren, unterschiedlich aufgeteilt zwischen städtischen Kindergärten, privaten Kindergärten und Kindergruppen unter Tageseltern. Jährlich kommen Plätze dazu. So sind im Jahr 2006/2007 rund 300 zusätzliche Plätze geschaffen worden. Für 2007/2008 sind es rund 150. 

Wobei man sagen muss, dass in dieser Alterskategorie, die Sie hier ansprechen, bei den Ein- bis Dreijährigen bis auf 33 Kinder, die nämlich zwischen null und einem Jahr alt sind, alle anderen in der Altersgruppe zwischen eins und drei sind. Das muss man erstens inhaltlich, zweitens statistisch festhalten. Denn in Wien ist es so, und daher korrigiere ich sozusagen aus meiner Sicht Ihre Anfrage, dass es nicht so ist, dass die Berufstätigkeit und die Zurverfügungstellung nicht mithalten können. Ganz im Gegenteil, es geht hier dieser Weg konform. Der stetige Anstieg der Plätze hat dazu geführt, dass eine Zahl besonders signifikant in Wien ist, nämlich die Frauenbeschäftigungsquote. Die ist ein deutlicher Beweis dafür, dass das gleichzeitige Ausbauen von Kinderbetreuungseinrichtungen unter drei Jahren auch der Notwendigkeit und der Berufstätigkeit der Eltern entsprechend passiert, vor allem der Frauen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Smolik gestellt. Ich bitte darum.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank, Frau Vizebürgermeisterin!

Um jetzt von der Diskussion wegzukommen, die Sie am Schluss angeführt haben: Wir haben in Wien bei den Kindergartenkindern einen hohen Deckungsgrad. Bei den Unterdreijährigen haben Sie gerade die Zahlen ausgeführt. 

Mich würde interessieren, wie es mit der Anzahl der Plätze für jene Kinder, die einen Sonderförderbedarf haben, aussieht, vor allem bei den Unterdreijährigen beziehungsweise bei den Kindergartenkindern. Haben Sie Zahlen mit, wie es da mit diesen Plätzen ausschaut?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Natürlich haben wir auch da Zahlen. Wenn Sie mich gleich gefragt hätten, hätte ich Ihnen die Zahlen heute ganz exakt beantworten können. Ich werde sie Ihnen nachliefern. Ich bitte aber auch, genauer zu definieren, worum es Ihnen geht. 

Wir haben in unseren Kindergärten sehr viele verschiedene Spezialeinrichtungen. Wir haben jene Einrichtungen, die auf Integration ausgerichtet sind. Wir haben jene Einrichtungen, die eine Förderung für Kinder mit besonderen Bedürfnissen vorsehen. Also es gibt hier eine ganze Palette, die wir in den Kindergärten zur Verfügung stellen und die sich letztendlich auch in unserem Schulsystem widerspiegelt. 

Daher sage ich noch einmal, und ich will von dieser Diskussion mit Sicherheit nicht weg, denn es ist ein großer Unterschied, ob man sagt, man geht bewusst in die Einrichtung und man geht bewusst zum Ausbau der Einrichtungen, um einen tatsächlichen Bedarf der Familienergänzung zu haben, zu bauen, zu betreiben und pädagogisch hochqualitativ zu führen oder man tut es nicht. Wir tun es. Wir haben in den letzten 12 Jahren einen enormen Ausbau geschafft und setzen diesen auch fort. Das habe ich Ihnen mit den Zahlen bewiesen.

Selbstverständlicherweise muss man, wenn man wie bei den Drei- bis Sechsjährigen ein nahezu flächendeckendes Angebot hat, auch auf alle Fragen der Besonderheiten der Kinder in diesem Alterssegment Rücksicht nehmen und die dementsprechenden Antworten geben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In letzter Zeit sind immer wieder Eltern an mich herangetreten, dass ihnen in den Gemeindekindergärten fixe Plätze zugesagt worden sind, ihnen dann aber doch eine schriftliche Absage zugekommen ist. 

Was wollen Sie in Zukunft tun, dass die Eltern damit rechnen können, dass fixe Plätze vergeben werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Die eine Antwort ist, dass ich Sie in Ihrer Verantwortung als Gemeinderätin, die genauso wie wir alle für die direkte Kommunikation mit den Wienerinnen und Wienern zuständig ist und zur Kundenzufriedenheit führen soll, bitten würde, wenn Sie solche Fälle haben, sie sofort an uns weiterzuleiten. Wir prüfen jeden einzelnen. 

Sie können sich vorstellen, dass auch bei mir im Büro immer wieder Anfragen kommen. Wenn ich das mit jenen Jahren vergleiche, wo ich begonnen habe, hier Stadträtin zu sein, dann ist die Anzahl der Anfragen enorm zurückgegangen, weil es sich natürlich durch den Ausbau vor allem um Spezialfälle handelt, vor allem bei Eltern, die den Bedarf während des Kindergartenjahrs haben. Also nicht alle Kinder kommen so zur Welt, wenn die einen in die Schule gehen, dass die anderen in den Kindergarten eintreten. 

Wir sind bemüht, jeden einzelnen Fall zu lösen. Nicht immer dort, wo die Eltern sagen, das ist ihr absoluter Lieblingskindergarten. Aber wenn es um die Betreuung geht, dann finden wir auch Lösungen, das muss ich schon sagen, dadurch, dass die Kooperation mit privaten Anbietern von einer so hervorragenden inhaltlichen und auch pädagogischen Qualität ist und vor allem das System der sozialen Staffelung der Beiträge auch in Kooperation mit den privaten Anbietern ganz anders als noch vor vielen Jahren funktioniert.

In diesem Sinne würde ich Sie noch einmal bitten, wenn es solche Fälle gibt, hat es keinen Sinn, sie sich für eine politische Diskussion hier im Hause aufzuheben, sondern da geht es um die Lösung für die einzelne Familie. Ich bitte Sie, mir diese Fälle sofort weiterzureichen. Wir werden sie lösen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Ramskogler gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich möchte einmal auch über die Grenzen Wiens hinausschauen. Mir kommen da immer wieder einige Beispiele unter. Ein ganz bestimmtes zum Beispiel aus Oberösterreich, wo eine junge Frau zwei Kinder hat, gerne arbeiten gehen würde und es sich sehr schwer gestalten lässt, weil die Kinder in erster Linie am Vormittag zwar eine Versorgung haben, aber am Nachmittag es relativ schwierig ist, die Kinder tatsächlich gut zu versorgen, überhaupt, wenn sie ein bisschen einen Altersunterschied haben. Das Mädchen geht in die Volksschule, der kleine Sohn mit knapp drei Jahren hat bis 12 Uhr Kindergarten und der Nachmittag ist so gut wie ohne Versorgung. 

Jetzt stellt sich hier natürlich die Thematik sehr schwer dar. Was soll sie tun? Kann sie einen Halbtagsjob bekommen? Oder nicht? Die Betreuung ihrer Kinder lässt sie mehr oder weniger bei der Versorgung einfach nicht mehr an einen Arbeitsplatz denken, der mehr als 10 oder 15 Stunden beinhalten würde. 

Es stellt sich hier die Frage, inwieweit es österreichweit im Vergleich zu Wien mit dem Kindergartenangebot und mit der Versorgung der Kinder aussieht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Die Frage ist natürlich insofern berechtigt, als wir in Österreich insgesamt aus Eigeninteresse, wie ich meine, und die politische Diskussion bewegt sich österreichweit auch gerade in die Richtung, fragen: Wie schaut die Kinderbetreuung in ganz Österreich aus, sowohl bei den Drei- bis Sechsjährigen als auch bei den Unterdreijährigen und vor allem bei den Schulkindern? Ganz wichtig ist die Kontinuität von Betreuung, wenn es um die Frage von Berufstätigkeit geht. 

Zur Zeit ist die Situation bei den Unterdreijährigen alles andere als rosig, denn drei Viertel des Gesamtplatzangebots in Österreich befinden sich in Wien. Das ist vor allem für die Frauen und Eltern in Vorarlberg unbefriedigend, denn dort gibt es unter drei Jahren keine Versorgung mit Krippen. Auch in den anderen Bundesländern ist sie höchst unterschiedlich, auch, das ist ebenso ganz wichtig, von den Öffnungszeiten höchst unterschiedlich und auch bei der Frage, ob die Einrichtungen über die Mittagszeit geöffnet sind oder nicht.

Das heißt, unser gemeinsames Anliegen, um den internationalen und europäischen Vorgaben gerecht werden zu können, gilt es, nicht nur in Wien selbstverständlich weiter auszubauen, vor allem dort, wo neue Stadtteile entstehen, wo junge Familien hinziehen, wo es gilt, die Flexibilität aufzubringen, auch in einem Bereich unter Umständen Gruppen zu schließen und dorthin zu verlagern, wo die Notwendigkeit eine große ist, sondern die politische Aufgabenstellung dehnt sich natürlich auf ganz Österreich aus, denn es kann keinen Unterschied machen, ob ein Kind in Vorarlberg, in Kärnten, in Oberösterreich oder in Wien zur Welt kommt, mit den Eltern hier wohnt und wie sich die Voraussetzungen für die Eltern darstellen.

Im Moment ist es so, drei Viertel aller Plätze sind in Wien. In Zukunft sollte es so sein, dass das Angebot, zumindest aus meiner Sicht, in allen Bundesländern gleichwertig ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für die 4. Zu-
satzfrage wurde mir GR Mag Gudenus gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Wir haben in letzter Zeit sehr oft richtig festgestellt, dass Kinderbetreuungseinrichtungen Bildungseinrichtungen sind. Wir haben den Bildungsplan eher positiv zur Kenntnis genommen. Es ist aber leider immer noch Tatsache, dass der Kindergarten in Wien sehr teuer ist. 

Ich weiß, es gibt soziale Abstufungen, aber ich wollte Sie trotzdem, wie so oft schon, fragen: Wann kommt endlich der kostenlose Kindergarten in Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Gerne wiederhole ich meine Antwort, zum ich weiß nicht wievielten Male. 

Durch die soziale Staffelung, und das wissen Sie, ist es einem Drittel der Eltern kostenlos möglich, ihre Kinder in eine qualitativ hochwertige Betreuung zu geben. In etwa ein weiteres Drittel zahlt einen abgestuften Betrag. Und für ein Drittel fällt jener Betrag an, den wir als Höchstbetrag bezeichnen, der aber nicht kostendeckend ist, weil wir die Vollkosten nicht verrechnen, sondern seitens der Stadt diese Einrichtungen stützen. 

Ich bin der Meinung, und habe das auch immer so gesagt, es ist wichtig, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist. Es wird darüber zu diskutieren sein, wie man die Nahtstelle zwischen Kindergarten und Volksschule besser organisieren kann. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass man die Schulpflicht um ein Jahr vorzieht und damit die Schwelle zwischen dem fünften und siebenten Lebensjahr zur Schuleingangsphase erklärt. 

Ich sehe das auch nicht als Grund, über die Kosten mit dem Bund zu diskutieren, dass er sich der Kosten in Richtung Wien entledigt und sie überwälzt. Ganz im Gegenteil, ich glaube, dass hier eine gemeinsame Lösung gefunden werden kann. Wenn in diesem Bereich sozusagen sichergestellt ist, dass alle Kinder in diesem System sind, weil wir alle optimal fördern wollen, dann bin ich davon überzeugt, dass das der erste Schritt ist und würde mich freuen, wenn Sie diesen Weg mitgehen würden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die fünfte und letzte Zusatzfrage zu dieser 3. Anfrage wird von GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin!

Ich möchte trotzdem noch einmal auf die Kinder mit Sonderförderbedarf zurückkommen. Natürlich hätte ich Sie nach der Zahl der Plätze für diese fragen können, aber Sie hätten mir auch in der Antwort, wie viele Plätze es gibt, aufgegliedert antworten können, für jene Kinder, die Sonderförderbedarf haben, gibt es soundso viele Plätze, für die anderen so viele Plätze. 

Aber abgesehen davon, wir wissen aus Fachkreisen und haben uns auch erkundigt, ob das stimmt und uns an Institutionen gewandt, dass Wien ab dem Herbst 2007 160 Plätze für Kinder mit Sonderförderbedarf fehlen. 

Ich möchte Sie jetzt fragen, ob Sie das bestätigen können. Weil in diesem Bereich gibt es schon immer sehr wenig Plätze. Wenn es noch einmal 160 Plätze weniger sind, ist das, glaube ich, eine Situation, die für Wien und für die Kinder in Wien nicht zufriedenstellend ist. Was werden Sie dagegen unternehmen, dass wir nicht diesen Engpass für jene Kinder haben, die sehr wohl auch ein Anrecht auf eine Kinderbetreuung haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Ich werde diese von Ihnen aufgestellte Behauptung überprüfen und dann die dementsprechenden Antworten geben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 01374-2007/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Ing Mag Bernhard Dworak gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Viele Mieterinnen und Mieter beklagen sich über falsche Betriebskostenabrechnungen von Wohnhausanlagen von Wiener Wohnen. Was werden Sie, Herr Stadtrat, in Zukunft unternehmen, dass die Betriebskostenabrechnungen der Mieterinnen und Mieter für die entsprechende Wohnhausanlage von Wiener Wohnen richtig gestellt werden?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! Hochgeschätzter GR Dworak!

Zu Ihrer Anfrage betreffend falsche Betriebskostenabrechnungen von Wohnhausanlagen von Wiener Wohnen darf ich vorab festhalten, dass Wiener Wohnen den Mieterinnen und Mietern jährlich termingerecht zum 30. Juni eine gemäß § 22 Abs 3 des Mietrechtsgesetzes gesetzlich vorgeschriebene Betriebskostenabrechnung vorlegt, welche auch nach den Kriterien der ÖNORM A 4000 erstellt ist. 

Über die Anforderungen der ÖNORM A 4000 hinausgehend bekommen die Mieterinnen und Mieter zur Abrechnung noch einen Leitfaden von Wiener Wohnen, welcher helfen soll, die Betriebskostenabrechnung noch verständlicher zu machen. Wiener Wohnen bietet als zusätzliche Serviceleistung auch die Langfassungen der Betriebskostenabrechnungen samt Belegen in elektronischer Form auf CD-ROM an. Für die gewählten Mieterbeiräte werden diese CD-ROMs sogar kostenlos erstellt. Im Jahr 2006 wurden insgesamt rund 400 CD-ROMs für Mieter beziehungsweise Mietervertreter erstellt. 

Jeder einzelne Beleg dieser Mietkostenabrechnung ist nachvollziehbar in der jährlich von Wiener Wohnen vorgelegten Jahresabrechnung, von jedem Mieter und Mietervertreter einsehbar und auch kontrollierbar. 

Die diesbezüglichen Einsprüche vor der Schlichtungsstelle sind zahlenmäßig äußerst gering. Sollte es dennoch zu einer Fehlbuchung kommen, wird diese von Wiener Wohnen selbstverständlich ohne Mehrbelastung der Mieter und Mieterinnen korrigiert sowie werden die Beträge refundiert. 

Darüber hinaus legt Wiener Wohnen ohne gesetzliche Verpflichtung zeitgleich mit der Betriebskostenabrechnung eine so genannte Hausabrechnung vor. Diese beinhaltet sämtliche Einnahmen und Ausgaben einer Wohnhausanlage und weist zudem den Hauptmietzinssaldo aus. Im Gegensatz zur Betriebskostenabrechnung, welche taxativ aufgezählte Komponenten enthält, erhalten die Mieterinnen und Mieter mittels dieser Unterlage einen umfassenden Überblick bezüglich sämtlicher Ausgaben.

In diesem Zusammenhang kann es natürlich zu Auffassungsunterschieden zwischen den Mietern und der Hausverwaltung über die Zweckmäßigkeit und Kostenintensität bestimmter Maßnahmen kommen. So etwa konstatierten Mieterinnen und Mieter etwa, dass bestimmte Aktionsprodukte in Baumärkten günstiger als bei den Kontrahenten von Wiener Wohnen zu erwerben sind. Dabei werden die Leistungen der Kontrahenten, wie beispielsweise Transport, Montage und die Kontinuität der Versorgung, oftmals nicht berücksichtigt.

Unter diesen Gesichtspunkten halte ich somit fest, dass gelegentlich durchaus Auffassungsunterschiede zwischen den Mietern und Wiener Wohnen bezüglich der Notwendigkeit bestimmter Maßnahmen vorliegen. Die Betriebskostenabrechnungen erfolgen jedoch durchgehend korrekt, sodass kein Anlass für die von Ihnen geforderten Richtigstellungen besteht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird vom Fragesteller gestellt. Herr Ing Mag Dworak, Sie haben das Wort.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien):

Danke, Herr Stadtrat, für die Antwort. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Situation ist vor allem dadurch entstanden, dass sich einige Mieter, Beiratsmitglieder beziehungsweise Mietervertreter zusammengefunden haben und lautstark ihren Unmut artikuliert haben, der vor allem in der oft bis zu dreifachen Fehlbuchung, unter anderem von Betriebskosten, begründet war. 

Meine Frage betrifft jetzt diese Mieterplattformen und vor allem die Plattform, die sich vor ungefähr drei Monaten neu gegründet hat: Wie werden Sie mit dieser Mieterbeiratsplattform umgehen? Ich habe auch gehört, dass es schon erste Gespräche gegeben hat und ein größerer Termin vorgesehen ist. Wie werden Sie diese Mieterplattformen von Ihrer Seite stärken? Ich habe nämlich Bedenken, dass Wiener Wohnen von sich aus gerne bereit ist, mehr Mitsprache von den Mieterbeiräten zu bekommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich habe gleich beim Amtsantritt in mehreren Interviews und auch hier bei meiner Antrittsrede im Gemeinderat festgehalten, dass es mir ein großes Anliegen ist, mit den Mietervertretern in einen stärkeren, intensiven Kontakt zu treten. Ich habe aus diesem Grund heraus eine große Veranstaltung geplant, wo ich alle Mieterbeiräte ins Rathaus einladen möchte, um einen ersten Schritt zu setzen, einen intensiveren Dialog zu forcieren. Diese Veranstaltung wird am 31. Mai hier im Rathaus stattfinden und soll, wie gesagt, der Beginn eines intensiven Dialogs zwischen den Mieterbeiräten und mir als Stadtrat sein. Aber ich habe auch großes Interesse, die Vertreterinnen und Vertreter und Verantwortlichen von Wiener Wohnen in diesen Dialogprozess von Beginn an einzubeziehen, dass auch partnerschaftliche Kommunikation in Zukunft noch stärker im Vordergrund steht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GRin Rubik gestellt. Ich bitte darum.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Würden Sie uns bitte sagen, wie viele Wohnungen der Kategorien C und D Wiener Wohnen noch im Bestand hat und welche Maßnahmen der Standardanhebung getroffen werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Zum 31.12.2006 bestanden 28,5 Prozent des Wohnungsbestands von Wiener Wohnen aus Wohnungen der Kategorien C und D. Das sind in absoluten Zahlen 61 000. 

Davon werden pro Jahr zwischen 3 000 und 4 000 Wohnungen von den Mieterinnen und Mietern an Wiener Wohnen zurückgegeben. Sofern keine Einbeziehung in die unmittelbar angrenzende Nachbarwohnung erfolgt, wird eine freiwerdende Wohnung der Kategorie C beziehungsweise D auf einen zeitgemäßen Standard der Kategorie A angehoben. 

Diese Wohnungen verfügen durchschnittlich über in etwa 45 m², woraus eine Mietbelastung von netto in etwa in der Größenordnung von 187 EUR entsteht. 

Die Kosten einer Kategorieanhebung betragen zwischen 600 und 700 EUR pro Quadratmeter. Wiener Wohnen leistet damit, wie ich meine, einen ganz wesentlichen Beitrag, qualitativ hochwertigen Wohnraum zu schaffen, der auch leistbar für die Mieterinnen und Mieter ist. 

Ich möchte an dieser Stelle nicht unerwähnt lassen, dass die Veränderung der Kategorien auch einen wesentlichen Impuls für die Wiener Wirtschaft bedeutet, dass wir unter Einbeziehung vor allem der klein- und mittelständischen Unternehmen im Bereich des Gewerbes durch diese Aufhebung der Kategorien Wesentliches zum Wirtschaftsstandort Wien und zur Unterstützung der Wiener Wirtschaft leisten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Frank gestellt. - Sie haben das Wort.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Zum einen wollte ich Sie bitten, wenn Sie mit den Mieterbeiräten am 31. Mai, wie Sie gerade angekündigt haben, diese Versammlung haben und Gespräche führen, vielleicht kann auch die Opposition dabei sein. Es würde uns freuen, wenn wir da gleich von Beginn an erfahren könnten, wie es weitergeht. 

Das Nächste zu Ihrer Aussage, dass bei den Schlichtungsstellen über Betriebskosten relativ wenig Einwände erhoben werden: Das liegt vielleicht auch daran, dass die CD sehr umfangreich ist. Ich bezweifle, dass sich jeder dann auch wirklich so auskennt, weil die Informationsflut darauf schon sehr groß ist. Das ist gut so, aber es kann auch nicht jeder lesen. 

Zu meiner Frage: Sie haben jetzt in den Wohnhausanlagen plakatiert, dass Sie sich für die Mieter verstärkt einsetzen, vor allem auch die Mieterrechte stärken wollen. Da sind natürlich Betriebskosten ein ganz wesentliches Thema, vor allem in Bezug auf Kostenwahrheit. Denn jetzt ist es so, dass, ich meine, wir haben das schon hundert Mal diskutiert, seien es Waschmarken, Entrümpelungskosten und so weiter, ganze Wohnhausanlagen zahlen müssen, obwohl sich nur sehr wenige nicht an die Regeln halten und hier würden wir doch meinen, und wir haben auch schon einen Antrag eingebracht, der leider abgeschmettert wurde, um es deutlich zu sagen, dass hier nicht nach dem Verursacherprinzip abgerechnet wird.

Ich frage Sie jetzt, Herr Stadtrat: Wie werden Sie das in Zukunft handhaben, dass sehr wohl nur jene Teile zahlen, die das dann auch nützen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Es sind mehrere Fragen, die ich kurz beantworten möchte. 

Das eine ist, dass ich selbstverständlich gerne auch die Vertreterinnen und Vertreter der Oppositionsparteien zu dieser Veranstaltung am 31. Mai einladen werde. Selbstverständlich werde ich auch gerne die Oppositionsparteien im Ausschuss laufend über die weitere Vorgangsweise informieren.

Zur CD-ROM haben Sie sicher nicht ganz unrecht. Es ist natürlich so, dass Menschen, die nicht gewohnt sind, mit diesem Medium zu arbeiten, obwohl die CD-Rom sehr gut entwickelt ist und auch sehr leicht handhabbar ist, vielleicht doch eine gewisse Barriere haben. Hier haben wir aber angeboten, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kundendienstzentren zur Verfügung stehen, wenn es darum geht, die Betriebskostenabrechnung näher zu erläutern.

Zu Ihrer Hauptfrage: Sie haben recht, es gibt immer wieder Diskussionen darüber, wie die Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen und wie die Abrechnung erfolgt. Ein sicher heißes Thema in diesem Bereich ist immer die Nutzung der Waschküche. Ich kenne das aus eigener Erfahrung auf Grund vieler Gespräche, die ich auch bei Veranstaltungen führe.

Das ist auch der Grund dafür, dass ich gemeinsam mit der Hausbetreuungs GesmbH und mit WIENSTROM gerade ein System im Test habe, die Nutzung der Waschküchen so zu organisieren, dass mit einem völlig neuen elektronischen GPS-System die Zugangsmöglichkeit in Abstimmung mit Wiener Wohnen gestaffelt wird und dass man eine bestimmte Grundleistung in der Waschküche als Mieterin und Mieter unentgeltlich bekommen kann. Wenn man darüber hinaus gehende Leistungen durchführen möchte, muss man dann auch gesondert bezahlen. Ich denke, dass das das Gefühl der Gerechtigkeit verstärken wird und dass die Mieterinnen und Mieter, wenn wir dieses System in den nächsten Monaten umsetzen, noch stärker das Gefühl haben werden, dass sie nur für die Leistungen bezahlen, die sie auch selbst in Anspruch nehmen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Sollen sie nur das Gefühl haben oder soll es tatsächlich so sein?)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Vassilakou gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ein nicht unbeträchtlicher Teil der Wohnungen von Wiener Wohnen bezieht Fernwärme. Gerade bei Fernwärme ist aber ein ebenfalls nicht unbeträchtlicher Anteil der Rechnung nicht verbrauchsabhängig. Das heißt, man kann im Winter oft beobachten, wie viele Mieterinnen und Mieter die Temperatur in der Wohnung regulieren, indem sie ganz einfach die Fenster öffnen. Ich denke, dass dieses Zum-Fenster-Hinausheizen weder ökonomisch sinnvoll noch für das Klima der richtige Weg ist. 

Insofern möchte ich Sie fragen, was Sie unternehmen möchten, damit sich künftig Sparen bei der Heizung auch für BezieherInnen von Fernwärme lohnt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Sie haben völlig recht, Fernwärme ist eine sehr sinnvolle umweltschonende Maßnahme der Energieversorgung. Ich gehe davon aus, dass es wichtig ist, die Informationen über die verschiedensten Heizungssysteme zu intensiveren. Das gilt für den Bereich der Fernwärme. Hier haben wir zum Beispiel auch mit Einrichtungen wie den Umweltberatungsstellen einen durchaus sehr intensiven Kontakt, wenn es um Informationen geht. Hier wollen wir aber gerade auch im Bereich von Wiener Wohnen einen weiteren Schritt setzen, um zu informieren, wie man richtig heizt, aber auch, wie man richtig lüftet.

Das steht oft in einem sehr engen Kontakt. Und ich möchte Ihre Frage vielleicht noch ein bisschen ausweiten, wo es mir persönlich auch ein Anliegen ist, jetzt im Rahmen einer Evaluierung der Frage nachzugehen, wie man sich als Mieter oder Mieterin mit diesem System intensiver beschäftigt, und das ist zum Beispiel ein Passivhaus. Sie wissen, dass wir jetzt seit rund zweieinhalb Jahren eine Reihe von Projekten „Passivhaus“ gestartet haben. Ich möchte diese Erfahrungen jetzt einmal evaluieren, weil natürlich im Passivhaus die Mieterinnen und Mieter eine noch intensivere Bereitschaft haben müssen, sich auch mit dem Regelkreis der Energienutzung zu beschäftigen. Wenn sich dann die Investitionen in diesem Passivhaus besonders rentieren und die Mieterinnen und Mieter entsprechend informiert sind, dann haben sie die Bereitschaft, sich hier einzubringen. Daher denke ich ist das Thema Heizen, aber eben auch in Kombination mit Lüften ein ganz wichtiges, dem wir uns annehmen werden, auch unterstützt von den verschiedenen anderen professionellen Einrichtungen, die hier Wiener Wohnen unterstützen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 5. Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Sie waren so nett und haben uns auf eine Anfrage betreffend Mobilfunkantennen geantwortet, wie die Kostenaufteilung ist. Diese Kostenaufteilung ist analog dem Mietrechtsgesetz für Werbemaßnahmen angesetzt, und zwar bekommen 25 Prozent der Mobilfunkantenneneinnahmen - das sind 440 EUR pro Monat - die Mieter beziehungsweise die Hausanlage und die restlichen 75 Prozent gehen in die allgemeinen Einnahmen von Wiener Wohnen. Jetzt ist natürlich die Mobilfunkanlage nicht dasselbe wie eine normale Werbeeinnahme, wie eine Werbetafel, denn es gibt natürlich schon sensible Personen, die auf diese Mobilfunkanlagen reagieren und das sind einfach Strahlen, die vorhanden sind. Nicht, dass sie extrem gesundheitsgefährdend sind, sonst würde man sie ja auf den Hausanlagen nicht zulassen, aber es gibt Personen, die eben Nachteile davon haben und das sind vor allem die Mieterinnen und Mieter, die in diesen Hausanlagen wohnen, denn unterhalb dieser Anlagen sind die Strahlen einfach vorhanden.

Jetzt ist natürlich die Frage, ob es sinnvoll ist, diese 25 Prozent in Analogie zu diesem Mietrechtsgesetzpunkt - ich glaube § 29, soweit ich weiß - weiterzuführen oder ob diese Aufteilung 25 Prozent der Einnahmen zugunsten der Mieter und 75 Prozent zugunsten Wiener Wohnen nicht verändert werden könnte. Mein Vorschlag war, 75 Prozent beziehungsweise 100 Prozent zugunsten der Mieterinnen und Mieter, die die Strahlungen ja auch abbekommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sie haben völlig recht und Sie haben das ja auch selbst angesprochen, dass dieser Verteilungsschlüssel auch gesetzlich festgelegt ist und ich möchte an dieser Stelle schon auch erwähnen, dass die Grenzwerte, die wir in Wien festgelegt haben, deutlich unter jenen liegen, die im Bereich der Europäischen Union oder auch in vergleichbaren Ländern wie beispielsweise der Schweiz gegeben sind. Das heißt, es ist davon auszugehen, dass die Belästigung durch Strahlenaufkommen eine sehr geringe ist.

Warum ich bei der Frage, ob es hier zu einem anderen Verteilungsschlüssel kommt, ein bisschen reservierter bin, ist der Umstand, dass man das natürlich - wenn wir davon ausgehen, dass das eine Belastung darstellt, wenn auch eine körperlich vielleicht nicht so spürbare, aber unter Umständen im Empfinden - im Regelfall ja nicht nur auf das unmittelbare Haus, auf das unmittelbare Gebäude einschränken kann, denn natürlich könnten auch Mieterinnen und Mieter des gegenüberliegenden Hauses sagen, ich fühle mich durch diese Anlage auch belästigt, beeinträchtigt, wie auch immer. Und von da her sind wir davon ausgegangen, dass man zwar ein Zeichen dafür setzen soll, dass hier die Mieterinnen und Mieter im eigentlichen Wohnobjekt, wo diese Anlage errichtet ist, einen besonderen Bonus, einen besonderen Vorteil haben sollen, dass aber die restlichen 75 Prozent in das allgemeine Budget einfließen und damit allerdings Sanierungsmaßnahmen in Gemeindebauten durchgeführt werden. Also dieser Betrag ist ganz gezielt auch für Sanierungsmaßnahmen in den verschiedensten Gemeindebauanlagen eingesetzt.

Wie gesagt, das Problem ist die Eingrenzbarkeit der Betroffenheit, dass man das nicht nur auf das eigene Objekt festlegen kann, sondern dass sich durchaus auch Mieter in Gebäuden, die sich um diese Anlage befinden, mit demselben Recht ebenfalls einen Anspruch leisten könnten. Deshalb bin ich da ein bisschen vorsichtig. Aber wir können prinzipiell gerne über diese Frage weiter diskutieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 4. Frage.

Wir kommen nun zur 5. Frage (FSP - 01813-2007/0001 - KSP/GM) und diese wurde von Frau GRin Katharina Schinner gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Essstörungen wie Bulimie und Magersucht nehmen international zu. Unrealistische Schönheitsideale und Schlankheitswahn bringen Frauen und auch in zunehmendem Maße Männer dazu, ihren eigenen Körper abzulehnen und die Nahrungsaufnahme mit erschreckenden Folgen zu verweigern. Welche Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um dieser besorgniserregenden Entwicklung wirkungsvoll entgegenzutreten?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ja, Sie haben recht, die Zahlen sind im Steigen begriffen und wir haben deshalb im Rahmen unseres Frauengesundheitsprogramms auch eine Studie durchgeführt - die Frau Prof Wimmer-Puchinger -, wo erschreckende Zahlen herausgekommen sind, nämlich, dass 90 Prozent der Mädchen und 80 Prozent der erwachsenen Frauen mit ihren Körperproportionen nicht zufrieden sind, dass 82 Prozent der Mädchen und Frauen Angst davor haben zuzunehmen, dass 52 Prozent der Mädchen schon einmal eine Diät gemacht haben, ohne dass es dafür irgendeinen gesundheitlichen Grund gegeben hat und, was mich besonders erschreckt und auch betroffen gemacht hat, dass 15 Prozent der Mädchen angeben, dass sie schon einmal absichtlich erbrochen haben, um ihr Gewicht zu reduzieren. 9 Prozent der Mädchen geben an, Abführmittel eingenommen zu haben. Das heißt, das ist ein ganz, ganz großes Thema, wo es nicht die eine Lösung gibt, der man entgegentreten kann, sondern wo es wichtig ist, viele verschiedene Puzzlesteine zu setzen. 

So haben wir in Wien auch bereits im Jahre 1998 die erste kostenlose und anonyme Beratungsstelle für Essstörungen eingeführt, eine Hotline, die seither mehr als 15 000 Anrufer und vor allem Anruferinnen hatte, weil 90 Prozent der Betroffenen, die sich dort beraten lassen, ja Mädchen oder Frauen sind. Wir merken auch beim Mädchentelefon der Stadt Wien, dass das Thema Körpergefühl und das Thema Essstörungen, aber vor allem das Thema „Bin ich normal, bin ich zu dick?“ bei den Mädchen eigentlich ein ganz, ganz großes ist und haben daher eine enge Vernetzung, ein Netzwerk mit den Schulen aufgebaut, wo Lehrerinnen und Lehrer, vor allem aber Lehrerinnen und Schulärztinnen geschult werden.

Besonders freut es mich, Ihnen berichten zu dürfen, dass wir seit dem Februar des heurigen Jahres eine Initiative gestartet haben, die nicht umsonst „S O ESS" heißt, aber das letzte „S" mit „ESS" geschrieben, wo es uns gelungen ist, verschiedene wichtige Player ins Boot zu bekommen, um das Thema Essstörungen zu thematisieren und vor allem nicht normale, und ich verwende absichtlich das Wort normal, Schönheitsideale auch an den Pranger zu stellen, denn 1,85 m groß zu sein und 45 kg zu haben, ist nicht nur nicht normal, sondern auch ungesund. Und nun ist es uns gelungen, nicht mit dem erhobenen Zeigefinger zu arbeiten, denn das macht gar keinen Sinn, sondern hier namhafte Wirtschaftstreibende, die vor allem in der Modeindustrie tätig sind, an Bord zu holen, die Wirtschaftskammer an Bord zu holen, Designer an Bord zu holen und Modelagenturen an Bord zu holen, wo ein erster Schritt ist, dass es hier ein Kommitment gibt, dass zukünftig keine Models, die eine kleinere Größe als die Größe 34 haben, mehr bei Modeschauen in Österreich auftreten werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. Ich bitte darum.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zu diesem größeren Bereich der Essstörungen und ihren negativen Folgen gehört auch die andere Seite, also die einen, die sich fast zu Tode hungern und die anderen, wenn man es jetzt salopp ausdrücken würde, die sich fast zu Tode essen. Hier sind besonders die Kinder und Jugendlichen hervorzuheben, wo eine immer größer werdende Gruppe im Gegensatz zu denen, die immer dünner werden, leider immer dicker werden. Und es ist so, dass es hier einmal ein Projekt gab, in dem man diese Kinder betreut hat, das mittlerweile so leider nicht mehr existiert und namhafte Experten wie Prof Widhalm bedauern ja auch laut und öffentlich, dass man diesen Kindern auf der einen Seite zwar ein Magenband finanziert, auf der anderen Seite aber keine Therapie.

Meine Frage: Können Sie sich vorstellen oder welche Initiativen werden Sie setzen, dass man diesem Teil, vor allem Kindern und Jugendlichen, die ja mit furchtbaren negativen Folgen nicht nur im physischen, sondern auch im psychischen Bereich zu rechnen haben, außer über den sozusagen technischen Teil, dass man sie nicht mehr essen lässt, auch eine entsprechende Therapie angedeihen lässt? Welche Initiativen können Sie sich vorstellen, die hier auf Landesebene vielleicht gesetzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin!

Das ist ein ganz besonders wichtiges Thema, weil es diesbezüglich eben sozusagen beide Extreme gibt. Was mir gerade bei der Frage, die von der Frau Gemeinderätin ursprünglich gestellt wurde, wichtig ist: Das ist halt ein Thema, das ganz besonders Mädchen betrifft und deswegen ist es auch so besonders wichtig, dass wir uns dem speziell widmen. 

Was die besonders dicken Kinder betrifft, ist das natürlich auch ein wichtiger Punkt, wo auch eine Schwarz-Weiß-Welt nicht leichter wäre, wo man es so macht und Probleme löst, wo das nicht der Fall ist. Was hier meiner Meinung nach ganz besonders wichtig ist, das ist regelmäßige Bewegung. Daher halte ich es nach wie vor für eine ganz, ganz schwere Fehlentscheidung der früheren Regierung, die Turnstunden zu reduzieren, weil hier ja ein ganz, ganz wichtiger Punkt ist, Bewegung zu einem wichtigen Teil des Lebens zu machen. Die Ernährung genauso. Deshalb sind wir sehr stolz, dass wir in unseren öffentlichen Schulen und Kindergärten mittlerweile bis zu 50 Prozent Bioanteil haben und uns hier auch sehr stark bemühen, ein gesundes Essverhalten und ein gesundes Körpergefühl auszustrahlen und auch an die Kinder zu bringen. 

Aber Sie haben recht, natürlich ist das ein wichtiger Punkt, wo wir vor allem auch eng mit den niedergelassenen Kinderärzten und –ärztinnen zusammenarbeiten, weil es ja gar nicht so weit kommen soll, dass wir so schwere, so dicke Kinder haben, die dann ein Magenband brauchen, sondern dass es schon vorher im Rahmen der Vorsorge dazu kommen soll, dass wir diese Fälle eigentlich verhindern können. Dazu sind viele Maßnahmen notwendig, zum Beispiel Öffentlichkeitsarbeit. 

Zu Ihrer konkreten Frage: Es ist ja so, dass die Psychotherapie, die auch für Kinder sinnvoll ist, die schwere Essstörungen haben, sehr wohl von der Wiener Gebietskrankenkasse getragen wird. Und wir werden demnächst den 1. Wiener Kindergesundheitstag im Wiener Rathaus veranstalten, wo dieses Thema der Essstörungen und zwar in alle Richtungen auch ein ganz, ganz großes Thema sein wird. (GR DDr Eduard Schock: Den ersten Wiener Gesundheitstag haben die Wiener Freiheitlichen vor 10 Jahren durchgeführt! Das zur Information!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung. Zur 2. Zusatzfrage ist Frau GRin Smolik gemeldet. Ich bitte darum.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, Frau Stadträtin!

Ich möchte wieder auf die Bulimie und auf die Essstörungen bei den Mädchen zurückkommen. 

Es ist ja schön und gut, dass es diese Initiative gibt und bei Modeschauen in Wien nur Models auftreten können, die keine kleineren Kleidergrößen als 34 haben. Wir werden sehen, ob sich das durchziehen lässt, denn wenn man sich die Magazine und Zeitschriften ansieht, dann ist es sehr wohl so, dass hier nach wie vor mit diesem Schönheitsbild der Frau geworben wird. Auch wir Politikerinnen sagen, ich mache bei diesem Spiel mit, weil da auch nur die zählen, die schlank, superdünn und gestylt sind. Auch hier könnte man sich eine Kampagne überlegen, ob man als Politikerin nicht auch einmal zu den Nicht-Kleidergröße 34 Dazugehörenden zählend da einmal eine Kampagne setzen könnte.

Meine Frage ist jetzt aber, da wir ja mit Initiativen allein nichts erreichen, sondern die Mädchen auch Anlaufstellen brauchen, aber auch die Burschen, weil das auch bei den Burschen schon langsam anfängt, dass sie anfangen abzunehmen, massiv abzunehmen und ebenso Essstörungen haben: Gibt es eine Idee, wie man die Beratungsstellen ausbauen kann, sodass wir wirklich von diesen Zahlen, die in dieser Studie genannt sind und die eigentlich erschreckend sind, auch wegkommen und den Mädchen, aber auch den Burschen wirkliche Informationen und Hilfestellungen in Beratungsstellen geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin! Frau Gemeinderätin!

Diese Frage, wie Politikerinnen mit besonders schlank, besonders hübsch, besonders groß zu sein, besonders nichts zu essen, besonders in Hochglanzmagazinen zu erscheinen, umgehen - da haben Sie in mir eine hundertprozentige Partnerin und ich denke, da könnten Sie in Ihrer Fraktion einige Gespräche führen. Da könnte man nämlich die, die das am meisten verkörpert, vielleicht dazu bringen, dass sie sich dieser Initiative anschließt und die gehört nicht meiner Fraktion an, sondern Ihrer.

Zum Thema der Burschen. Ja, Sie haben recht, die Problematik ist die, dass das auch bei den Burschen im Steigen begriffen ist. Wir haben daher erst vor Kurzem eine Broschüre entwickelt, in der es alle Angebote, nämlich einerseits für die Eltern, aber auch für die Lehrerinnen und Lehrer, Kindergärtnerinnen und Kindergärtner gibt, also die gesamte Palette der Beratungsangebote, die sehr vielfältig ist und wo auch sehr konkret auf die neue Situation der Burschen eingegangen wird. Wichtig ist für uns bei der Essstörungs-Hotline auch, dass wir natürlich auf diese Entwicklung reagiert haben und dort speziell zu diesem Thema geschulte Kolleginnen und Kollegen sitzen haben, die sich nicht wundern, wenn auf einmal Eltern anrufen, die sagen, sie haben einen Sohn zu Hause, wo sie wirklich Sorge haben, dass der magersüchtig sein könnte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin! Die dritte und letzte Zusatzfrage wird von GRin Praniess-Kastner gestellt. Ich bitte darum.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank. 

Frau Stadträtin, dass wir uns heute auch diesem wichtigen Thema widmen können, hängt damit zusammen, dass unsere Kinder und Jugendlichen ja nicht nur gefährdet sind, magersüchtig oder esssüchtig zu sein, sondern auch andere Risken auf sie warten. Und eines davon ist auch sehr erschreckend, denn es geben bereits 43 Prozent der Jugendlichen an, Erfahrung mit illegalen Drogen zu haben und nahezu 100 Prozent geben an, Erfahrung mit Nikotin und Alkohol zu haben.

Ich frage Sie in diesem Zusammenhang auch: Welche Schritte setzt die Stadt, um die Rausch‑ und Risikokompetenz unserer Jugendlichen zu stärken?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben mit dem Institut für Suchtprävention eine hervorragende und auch europaweit sehr, sehr geachtete Einrichtung, wo wir derzeit knapp 30 Präventionsangebote und Module laufen haben. Wir haben jetzt genau in dem Bereich - und ich weiß, dass Sie hier sehr, sehr engagiert sind - auch etwas Neues kreiert und zwar im Verein „Dialog“, der seit wenigen Monaten für Schulen, Eltern und Erziehungspersonen, aber vor allem auch für die Institution der Schule maßgeschneiderte Präventionsmodelle anbietet, weil man da natürlich immer sehr auf die Zielgruppe und auch auf die sehr konkrete Problemlage eingehen muss, wo wir alle, die mit Kindern, aber vor allem mit Jugendlichen zu tun haben, wissen, dass zu sagen „Du, du, mach’ das nicht“ genau dazu führt, dass das erst recht gemacht wird. Wichtig dabei ist auch, dass Sucht natürlich eine ganz schwere psychische Erkrankung ist und es daher wichtig ist, dass wir noch früher damit beginnen - und das tun wir mit den Präventionsprogrammen, vor allem auch im Kindergarten -, und dass es darum geht, dass wir junge Menschen in dieser Stadt groß werden und groß wachsen lassen und nicht vielleicht zu viel Erziehen im Sinne von Ziehen, damit sie selbstbewusste Menschen werden, die sich ihre Meinung zu sagen trauen und die mit beiden Beinen im Leben stehen. Das ist meiner Meinung nach der beste Schutz, um nicht suchtkrank zu werden.

Zur Frage des Nikotins und Alkohols tue ich mir als eine, die kaum etwas trinkt und gar nichts raucht, persönlich sehr leicht. Da muss man schon auch eines sagen: Natürlich ist es wichtig, hier Prävention zu machen. Natürlich ist es wichtig, hier auch Angebote zu haben, wenn die Suchtkrankheit da ist. Nur - und ich sage das ganz offen -, die Stadt Wien kann jetzt diese drei Präventionsmodelle entwickeln, aber wenn die Erwachsenen weiter rauchen und trinken, dann zu glauben, dass die Kinder das nicht tun werden, da muss ich leider alle - und da sind wir sicher einer Meinung - enttäuschen, weil natürlich das Vorbild der Eltern, das Vorbild der Erwachsenen das Wichtigste ist. Wenn die Kinder zu Hause erleben, dass geraucht und getrunken wird, dann können wir 17 000 Kampagnen machen und die werden nicht dazu führen, dass sie es nicht tun. Das Wichtige ist schon, dass wir als Erwachsene und als diejenigen, die sich ja immer wünschen, dass die Kinder uns ein bisschen als Vorbild nehmen, das auch vorleben, was wir von ihnen wollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung der 5. Frage.

Die Fragestunde ist damit beendet und wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Jobperspektiven für Wiens Jugend! Wien setzt Taten!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun die Erstrednerin, Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte, Frau Gemeinderätin!

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, vielen Dank. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe KollegInnen!

Mir ist es eine besondere Ehre und Freude, die erste Rede zu so einem wichtigen Thema halten zu dürfen: Jobperspektiven für Wiens Jugend! Es ist das auch ganz besonders zwischen dem gestrigen Wiener Töchtertag und dem 1. Mai nächste Woche angebracht. Da ist es ganz, ganz passend, dass wir über Jobperspektiven für die Jugend reden und Wien setzt natürlich Taten und zwar nicht zu knapp. 

Zwei Sachen können wir gleich von vornherein feststellen und das sind für uns Grundlagen: Jugendarbeitslosigkeit ist keine Alternative, ist nicht zu dulden und wir machen und tun alles in unserer Macht Stehende, um sie einzudämmen, um sie zu verhindern und um sie zurückzudrängen soweit es geht. (Beifall bei der SPÖ.)
Die zweite Grundlage in diesem Zusammenhang ist auch – und es ist ganz schön, da anzuschließen -, Jugendlichen eine Perspektive zu bieten. Das ist das Mittel der Wahl. Jugendliche ohne Perspektive kann es nicht geben, Jugend ist unsere Zukunft. Das klingt ein bisschen abgelutscht, aber es ist schlicht und ergreifend so. Das heißt, wir müssen die Rahmenbedingungen herstellen, sie nicht erziehen im Sinne von „Ziehen", sondern ihnen zu einem selbstbestimmten Leben verhelfen und dazu gehört Arbeit. 

Arbeit und Ausbildung und Bildung sind für Jugendliche sinnstiftend. Es ist für Jugendliche in der Adoleszenz, in ihrem Aufwachsen die Hauptsache. Bildung, Ausbildung und Arbeit - es ist das Wichtigste. Das ist ein Herzensanliegen von mir, das ist ein Herzensanliegen meiner Partei. Es ist ganz klar, dass wir genau hier ansetzen und alles nur erdenklich Mögliche tun, um ihnen zu einem guten Start in ihrem Leben zu verhelfen und ihnen gute Perspektiven zu bieten. 

Lassen Sie mich sozusagen dieses Theoriegebilde und diese Wünsche auf ganz konkrete Maßnahmen runterbrechen. Das beginnt im Kindergarten. Das beginnt da, wo wir sagen, wir haben einen Bildungsplan. Das beginnt da, wo wir sagen, der Kindergarten ist nicht eine Aufbewahrungsstätte, damit die Eltern arbeiten gehen können, sondern das beginnt da, wo wir Jugendliche, wo wir Kinder ernst nehmen, ganz zu Beginn, wo wir ihnen schon Perspektiven eröffnen. Das geht weiter in der Schule und wir werden heute ja auch noch genauer über diese „gemeinsame Schule der Vielfalt“ diskutieren, die nun endlich, endlich Realität wird, wo wir auf Integration setzen, auf Diversität setzen, auf Bildung für alle Jugendlichen gleich in dieser Stadt setzen, wo wir auf individuelle Förderung setzen, wo wir Jugendliche mitreden lassen und in ihrem Aufwachsen und in ihrem Werden mitbestimmen lassen. Das ist ganz, ganz wichtig und es ist eine der wichtigsten Grundlagen auch für die Jobperspektiven, wo es dann ganz konkret um die Arbeit geht. 

Abgesehen natürlich von der Kindergartenschule haben wir auch hervorragende Jugendarbeit in dieser Stadt, wo wir sehr viel Geld investieren und wo es auch um Bildungseinrichtung geht. Jugendarbeit – es ist lange her, dass das Spielen im Park war und Freizeit und Herumtollen ohne Anspruch. Das war vielleicht einmal, ich weiß nicht, vor wie vielen Jahren. So lange ich das verfolgen kann, ist das schon recht lang nicht mehr. Auch hier wird auf Bildung, auf Partizipation, auf Unterstützung auch bei der Berufsfindung gesetzt. 

Zur Schule noch einmal kurz ein sehr gutes Beispiel: Wir haben den Bildungs-Cluster der berufsorientierenden Mittelschulen im 21. Bezirk, wo ganz hervorragend ausgebildete Lehrer gemeinsam mit der Wirtschaft und Einrichtungen auch für Jugendarbeit den Jugendlichen lebendig und nahe an dem, wie ihr Job einmal sein wird, die Berufsperspektiven aufzeigen. 

Und weil ich den Töchtertag genannt habe: Auch da ist die Mädchenförderung ganz wichtig, um den Mädchen auch aufzuzeigen: Ihr könnt alles. Das ist einmal das Erste. Ihr könnt alles, ihr dürft alles, ihr wollt alles und das geht mit uns und hauptsächlich mit uns. Das möchte ich hier an dieser Stelle schon auch betonen. Wenn wir gestern in 140 Unternehmen 3 500 Mädchen gehabt haben, die sich natürlich auch für nicht rollenspezifische Ausbildung und Berufe interessiert haben, dann ist das ein ganz, ganz toller Erfolg. Ich war in einigen Unternehmen und es war einfach ganz wunderschön, dort die Mädchen zu beobachten. 

Die ganz konkreten Sachen, die ganz konkreten Maßnahmen, die wir setzen, und da sage ich „Hallo“ zum WAFF, sind natürlich, dass wir auch auf die Lehrlinge schauen, dass wir auf die duale Ausbildung schauen, dass wir mit verschiedensten Maßnahmen, die wir im WAFF anbieten, Lehrstellenakquise betreiben. Wir schauen, wo es die Lehrstellen gibt, die für unsere Jugendlichen gut sind und wie wir sie dorthin vermitteln können. Der Lehrlings-Finder ist auch so eine Initiative, wo es darum geht, ein gutes Match zwischen den Unternehmen, die Lehrlinge suchen und den Lehrlingen, die wiederum ihren Job und ihre Unternehmen suchen, herzustellen. 

Neu wird - und das ist auch ganz, ganz wichtig - die Lehrstellenakquise in den ethnischen Ökonomien kommen, ein Meilenstein, eine ganz wichtige Sache, ein großes Potential. Wir haben ganz viele ethnische Ökonomien, fleißige Leute, die sich ihre Geschäfte aufgebaut haben. Sie brauchen unsere Unterstützung und unsere Beratung: Wie macht man das, wie wird man Ausbildner, wie kann man da sozusagen adäquate Lehrstellen schaffen? Selber ausbilden ist eine ganz, ganz wichtige Sache. 

Wir fördern natürlich auch die Kooperation zwischen Schule und Wirtschaft. Ein entsprechendes Beispiel habe ich schon genannt, die BOM im 21. Bezirk, berufsorientierende Mittelschulen. 

Der WAFF setzt sich aber natürlich auch mit verschiedenen Modellen für die Kooperation zwischen Schule und Wirtschaft ein. Es werden Leitfäden ausgearbeitet, wie man da ein lokales Netzwerk zwischen Schule und Wirtschaft bilden kann. Alles im Hinblick darauf, den Jugendlichen das Berufsleben oder ihr Weiterkommen, ihre Ausbildung - das mag auch eine weiterführende Schule, die Universität, die Fachhochschule sein - frühzeitig zu erläutern, sie einsteigen zu lassen, die Berufsbilder einmal zu sehen, zu erkennen, sich selber zu orientieren, wo will ich hin, was entspricht meinen Stärken, was möchte ich, denn was Arbeit sozusagen auch auf jeden Fall bringen soll, ist natürlich auch Freude, es ist Sinnstiftung, es ist Freude. Wir verbringen einen großen Teil unserer Zeit in der Arbeit und da muss das natürlich auch Spaß machen und das ist insbesondere Jugendlichen vergönnt. 

Was wir natürlich auch haben - das ist für die, die es nicht so leicht haben -, das ist das Auffangnetz für Jugendliche. Wir haben mit den JAS-Maßnahmen nach dem Jugendausbildungssicherungsgesetz mit dem Schuljahr 2007/2008 4 100 Jugendliche, die in diesen Maßnahmen stehen, wo auch geschaut wird, dass wir möglichst adäquate Lehrberufe anbieten, mit denen man im ersten Arbeitsmarkt unterkommen kann, wo es eine gute Anschlussfähigkeit gibt und wo die Jugendlichen was lernen. Auch da geht es immer wieder um die Selbstwertsteigerung, um das Selbstbewusstsein, um den eigenen Weg zu finden und dabei möglichst gut unterstützt zu werden. Vielleicht kommen im Frühjahr dann auch noch ein paar Plätze in diesem JAS dazu. Das wird flexibel gehandhabt. Wir sind dazu bereit, auch noch mehr zu unterstützen, wenn es nötig ist. Das ist auf jeden Fall das Auffangnetz. 

Aber lassen Sie mich gleich sagen: Im Koalitionsabkommen steht auch die Ausbildungsgarantie. Dass das dort drinnen steht, diese Ausbildungsgarantie für Jugendliche bis 18 Jahre, ist natürlich ausschließlich auf uns zurückzuführen und wir werden von einem Auffangnetz zu dieser Ausbildungsgarantie kommen. Sie können es als hundertprozentig sicher annehmen, dass wir dahinter die treibende Kraft sein werden. Soviel steht fest. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sehe hier leider die Uhr und sie läuft mir davon, weil es zu diesem Thema noch so viel zu sagen gibt. Eine Sache, zum Beispiel, ist die Stadt Wien selber als Lehrlingsausbildnerin, eine ganz hervorragende Ausbildungsstätte. 33 Berufe werden angeboten, über 1 000 Lehrlinge sind hier tätig. Das ist auf höchstem Niveau. Da lernt man ganz viel. Man hat in den Dienststellen ein Radl. Die Jugendlichen können sich alles Mögliche anschauen. Ein hoher Prozentsatz wird übernommen, um da gleich ein paar Fragen vorweg zu nehmen. (GR DDr Eduard Schock: Wie hoch ist er? Wie hoch?) Es sind 60 Prozent bei den handwerklich-technischen Berufen. Es sind bei den kaufmännischen Berufen 90 Prozent. Die anderen sind so hervorragend ausgebildet, um am freien Markt bestehen zu können. So eine Ausbildung finden Sie sonst nicht so bald.

Die letzten 59 Sekunden möchte ich dafür verwenden, um den hervorragenden MitarbeiterInnen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds zu danken, den hervorragenden MitarbeiterInnen der Stadt Wien zu danken, den AusbildnerInnen, die sich hier wirklich, wirklich einsetzen, auch gestern bei den Maßnahmen zum Töchtertag. Ich war beim WFI und sie waren ganz, ganz interessiert an den Jugendlichen, ganz, ganz interessiert auch an der Persönlichkeit, weil wir ja wollen - und das schließe ich noch einmal an -, dass sie wachsen, dass sie eine Zukunft haben, dass es ihnen gut geht und sie ein selbstbestimmtes Leben führen können. Deswegen auch ein Danke an unsere Lehrerinnen und Lehrer, die sich da total bemühen und mit denen diese „gemeinsame Schule der Vielfalt“ erst möglich wird, ebenso an die MitarbeiterInnen der Jugendarbeit, die sich hier auch einklinken und auch noch an die Kollegen da drüben. Ein Beispiel dafür ist das Arthaberbad, wo die Jugendlichen von A bis Z selber ihr Jugendzentrum geplant haben, gebaut haben, in Maßnahmen waren und mit dabei waren. Das müssen Sie uns erst einmal nachmachen! 

Also alles für die Jugend und - hören wir einmal, was Sie zu sagen haben! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich persönlich als Vorsitzender möchte mich diesem Dank an den WAFF sehr, sehr herzlich anschließen und würde Mag Meisel bitten, diesen Dank an den WAFF auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in dieser Form weiterzuleiten.

Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Gudenus zum Wort gemeldet und ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Jobperspektiven für Wiens Jugend! Wien setzt Taten!" - Wirklich ein sehr mutig gewähltes Thema angesichts der Situation hier in Wien. Sie beweisen mit dieser Titelauswahl sehr viel Phantasie, weil das mit der Realität ja nicht wirklich viel zu tun hat. 

Ich frage mich, von welcher Stadt meine Vorrednerin hier eigentlich gesprochen hat, bei allem Respekt vor ihrer ersten Rede hier im Rathaus. Sie hat von einem Herzensanliegen der SPÖ gesprochen. Ich frage mich nur: Wo sind die Taten für die Jugend? Wo sind die Taten für bessere Jobperspektiven für die Jugend in Wien? Man kann eher feststellen, dass hier mehr Untaten als Taten gesetzt werden. 

Sie werden mir wahrscheinlich bei der These „Ohne ausreichende Bildung gibt es keine Zukunftschancen“ zustimmen. Und wir sind uns auch einig, dass der Bildungsprozess schon von klein auf beginnt, im Kindergarten, bei den Kinderbetreuungseinrichtungen. Da frage ich mich: Wo sind die Perspektiven, wenn der Kindergarten nicht gratis ist, so wie wir das schon seit Langem fordern? Wo sind die Perspektiven angesichts der Überfremdung in den Wiener Schulklassen? Wo bleibt der Grundsatz: Zuerst Deutsch, dann Schule? Warum ist es nicht schon längst so weit, da man ohne Deutsch dem Regelunterricht nicht folgen kann, sondern erst dann, wenn man die deutsche Sprache ausreichend beherrscht, so wie es die Wiener FPÖ fordert? Aber nein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber nein! Die vorgezogene Schuleinschreibungsphase und dann die Deutschkurse sind nur auf freiwilliger Basis. Also ein reiner Placeboeffekt. Ein Selbstbetrug par excellence. Es ist nämlich niemand wirklich angehalten, sich zu integrieren und genau das ist der Punkt hier in Wien. Und deswegen weichen auch immer mehr Schüler in Privatschulen aus, weil es Schulklassen gibt, in denen ein über 90 Prozent-Anteil nichtdeutschsprachiger Schüler Realität ist. 

Die Grundfertigkeiten Rechnen, Lesen und Schreiben sind die Mankos, die wir feststellen müssen. Das haben wir in der PISA-Studie 2003 gesehen. In der OECD-Studie liegt Österreich und vorgehoben hier eben vor allem auch Wien nur noch einen Platz vor der Türkei! Und die Antwort der Wiener SPÖ ist die Gesamtschule, die Antwort auf die Bildungsmisere in Wien, die Antwort auf die PISA-Studie! Und es ist völlig egal, dass man dazu auf Bundesebene eine Zweidrittelmehrheit braucht. Die Antwort ist die Gesamtschule flächendeckend in Wien ab 2009! Das ist wirklich ein genialer Einfall, das muss ich schon sagen, als würde man die Bildungsmisere damit lösen können, als würde man damit das Bildungsniveau der Jugend stärken können und als würde man damit Jobperspektiven für die Jugend schaffen können! 

Aber es ist ja vollkommen logisch: Die Unternehmer werden vor den Gesamtschulen nicht Schlange stehen, um die Absolventen abzuwerben, weil die ja so gut ausgebildet sein werden. Oder vielleicht werden schon vor Schulabschluss der Gesamtschule die Absolventen abgeworben, weil die Gesamtschule sicherlich das Bildungsniveau heben wird und die Ausgebildeten dort so ein tolles Bildungsniveau haben werden? 

Machen wir uns bitte nichts vor, meine verehrten Damen und Herren: Das Schulwesen in Wien ist krank und die Einführung der Gesamtschule wird dem Schulwesen noch den Todesstoß versetzen.

Wo sind also in Wien die Jobperspektiven angesichts des maroden Bildungssystems? Vielleicht im Lehrlingsbereich? 16 000 Lehrlinge in Wien! Im Vergleich zu Tirol, die haben 12 000, 13 000 Lehrlinge, aber eine bei weitem geringere Bevölkerungszahl. Meine Vorrednerin hat gesagt, wir schauen auf die Lehrlinge. Es wird aber meines Erachtens und unseres Erachtens nichts unternommen, um in Wien mehr Lehrplätze zu schaffen, im Gegenteil. In den letzten 20 Jahren sind in Wien die Lehrplätze um die Hälfte gesunken. Es wird nichts getan, um die Lehrplätze, um die Lehrerausbildung attraktiver zu gestalten, im Gegenteil. Die Lehrlinge werden zum Bürger zweiter Klasse degradiert. 

Anstatt den Lehrlingsberuf aufzuwerten, gehen Sie mit Ideenlosigkeit an die Materie heran. Anstatt zum Beispiel wie in Oberösterreich vermehrt auf Ausbildungsverbünde zu setzen, anstatt Unternehmen zu motivieren, mehr Lehrlinge aufzunehmen und auszubilden, anstatt die Lehrlinge und Schüler mit den Studenten gleichzusetzen, was die kostenlose Benützung der Öffis betrifft, oder anstatt endlich unsere alte Forderung aufzugreifen, die Führerscheinausbildung in die Lehrlingsausbildung zu integrieren, machen Sie genau das Gegenteil. Und dann beschweren wir uns im Endeffekt über den Mangel an Facharbeitern!

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Reden wir bitte nicht von Träumereien in Wien. Sehen wir der Realität ins Auge. Reden wir von Tatsachen. Die Arbeitsmarktstatistik sagt ganz, ganz deutlich, dass die Wiener am Arbeitsmarkt immer mehr von Ausländern verdrängt werden. Das sagt das WIFO. Im Jahre 2005 ist die Anzahl ausländischer Beschäftigter um 3,5 Prozent gestiegen, während die Anzahl der inländischen Arbeitskräfte um 0,3 Prozent gesunken ist. Es findet hier also ein beinharter Verdrängungswettbewerb statt. Das heißt, was wir hier in Wien erleben, sind nicht Taten, sondern Untaten. Sie praktizieren einen reinen Selbstbetrug, so im Wiener Wahlkampf vor eineinhalb Jahren, wo Sie ganz groß „Mehr Jobs" plakatiert haben. Ich frage mich, wo sind diese Jobs jetzt mehr? 

Realität ist, dass seit Amtsantritt von Bgm Häupl über 20 000 Arbeitsplätze in Wien vernichtet worden sind und das ist die Realität im roten Wien, meine sehr geehrte Damen und Herren! Deswegen finde ich es sehr, sehr mutig, dass Sie heute diesen Titel für die Aktuelle Stunde gewählt haben. Der Herr Bgm Häupl hat sein Wahlversprechen von 1994 ganz klar gebrochen. Und ich verstehe diesen eklatanten Widerspruch in der SPÖ-Politik noch immer nicht, einerseits von Vollbeschäftigung zu schwärmen, andererseits für noch mehr Zuwanderung zu plädieren, so wie es unlängst eine Stadträtin aus Ihrer Fraktion hier gesagt hat. 

Man kann also unterm Strich feststellen: Die SPÖ schafft Armut. Es gibt immer mehr Sozialhilfebezieher auch in Wien. Und Sie reden von mehr Jobperspektiven für die Jugend!

Ich habe anfangs dargestellt, dass es ohne ausreichende Bildung keine Zukunftsperspektiven geben kann.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte ein Schlusswort!

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Einbildung à la SPÖ ist eben keine Bildung! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dr Vana gemeldet. Bitte, ich erteile das Wort.

StRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

„Jobperspektiven für Wiens Jugend! Wien setzt Taten!" heißt das Thema heute und der erste Gedanke, der sich mir als Grüne dabei aufdrängt, ist: Das ist eigentlich ein gigantisches Ablenkungsmanöver der Sozialdemokratie, nämlich ein Ablenkungsmanöver vor dem völligen Versagen oder nennen wir es netter, nennen wir es Niederlagen bei den Regierungsverhandlungen zu diesem Thema, wo Sie Ihre Qualifikation in Sachen Jugendbeschäftigung nicht gerade unter Beweis gestellt haben! 
Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, meine Damen und Herren, wenn man über den Rathausplatz geht. Sie haben, Frau Kollegin Wehsely, die heutige Aktuelle Stunde ein bisschen in die Nähe des Tages der Arbeit, des 1. Mai gerückt. Wir, die GRÜNEN, begehen lieber den Tag der Arbeitslosen, um auf die Menschen, die davon betroffen sind, keine bezahlte Arbeit zu haben, hinzuweisen und Forderungen in diesem Bereich zu stellen. Aber man sieht schon die roten nicht zu übersehenden Plakatwände, die am Rathausplatz aufgestellt werden, wo so wunderbar klingende Parolen stehen wie „Neue Wege braucht das Land" und was mir besonders gut gefallen hat „Der Mensch im Mittelpunkt“. Da habe ich schon schmunzeln müssen, weil ich denke, eine Partei, die es nicht einmal geschafft hat, ihr Wahlversprechen einzulösen und die Studiengebühren abzuschaffen und die auch der Lockerung des Kündigungsschutzes zugestimmt hat - des Kündigungsschutzes für Lehrlinge im Regierungsprogramm - und eine Partei, deren Kanzler und Parteivorsitzender Jugendliche, die gegen Studiengebühren und gegen mangelnde Jobperspektiven auf die Straße gehen, pauschal als „gewaltbereite Demonstranten und Demonstrantinnen“ bezeichnet - das ist ja wirklich wohl ein Hohn, liebe Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Da haben Sie wirklich sämtliche Glaubwürdigkeit zum Thema Beschäftigungspolitik verloren! Da können wir GRÜNEN nur sagen: „So nicht!". Wir wollen keine Lippenbekenntnisse, wir wollen Taten sehen!

Und zwar: Schauen Sie sich bitte einmal die Datenlage an, die schlecht ist, die immer schlechter wird und zwar anders als Sie uns glauben machen wollen, sinkt die Jugendarbeitslosigkeit statistisch nicht, sondern im Gegenteil, der Anteil der jugendlichen Arbeitslosen an allen arbeitslos Gemeldeten steigt. Wir haben in Wien den größten Lehrstellenmangel aller Bundesländer. Jede zweite Lehrstelle in Wien ist bereits staatlich gefördert. Das kann ja wohl auch kein Zukunftsmodell sein. Und trotzdem sind fast alle Maßnahmen, die gesetzt worden sind, und sie setzen Maßnahmen, das gebe ich zu, Sie setzen Maßnahmen - wir GRÜNEN fordern das auch, wir begrüßen das auch -, aber Sie konzentrieren Ihre Maßnahmen ausschließlich auf die Lehre. Sie haben kaum ein Konzept zur gesamten Bekämpfung für Jugendarbeitslosigkeit, kein Gesamtkonzept. Es gibt immer mehr Menschen - und das wissen Sie und das rechnen wir Ihnen seit Jahr und Tag auch immer vor, wir stehen ja nicht das erste Mal hier -, es gibt immer mehr Jugendliche, die mit Lehrabschluss, mit Maturaabschluss, mit Universitätsabschluss auf der Straße stehen. 

Sie haben zum Beispiel kein Konzept für das immer größer werdende Problem des so genannten „Generation Praktikum“. Immer mehr junge, gut ausgebildete - also nicht nur die so genannten typischen Problemgruppen wie PflichtschulabsolventInnen, sondern immer mehr gut ausgebildete, akademisch gebildete Jugendliche werden in einen Arbeitsmarkt geschoben, der ihnen nicht einmal ein Entgelt bietet, nämlich Praktika, keinerlei arbeits- und sozialrechtlichen Schutz, wo wir uns in einer rechtlichen Grauzone befinden, wo ein Auge zugedrückt wird, wo selbst die Arbeiterkammer warnt, dass das immer mehr Menschen sind, die eigentlich ausgebeutet werden und wo ich mich auch frage: Wo sind Ihre Vorstöße, nicht nur im Bund, sondern auch in Wien in Richtung eines Pflichtpraktikagesetzes, in Richtung gesetzlichen Mindestlohns, in Richtung Arbeiterkammer und Gewerkschaftsmitgliedschaftsmöglichkeiten dieser immer größer werdenden Gruppe junger Arbeitsloser.

Wir vermissen ein Gender-Konzept, ein Gender-Konzept zur Schließung des immer größer werdenden Gendergets auch bei jugendlichen Arbeitslosen und bei jugendlichen Beschäftigten. Ein Punkt, der heute noch gar nicht angesprochen wurde: Die Einkommensunterschiede sind schon bei jungen Erwerbstätigen bis zu 20 Prozent. Wir haben immer mehr junge Erwerbstätige, die wir nur mehr in atypischen Arbeitsverhältnissen haben. Wir haben immer mehr Mädchen, signifikant mehr Mädchen, die eine Lehre abbrechen müssen oder gar keine Lehrstelle bekommen, weil Unternehmen immer noch, leider, eher Burschen als Lehrauszubildende aufnehmen als Mädchen. Also wir haben hier einen wirklich großen Genderget, wo es von Ihnen überhaupt kein Konzept gibt. 

Und ich vermisse jegliche Innovation in der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Es sind immer die alten Hüte, die Sie uns hier Jahr und Tag jedes Jahr aufs Neue als die großen Konzepte der SPÖ verkaufen. Allein, die Ergebnisse sind mager, denn wie kann es denn sein, dass mehr Blum-Prämien zur Lehrstellenförderung ausgezahlt werden als es eigentlich neue Lehrstellen in Wien gibt? Also da stimmt ja mit der Maßnahme etwas nicht!

Ich frage mich: Wo sind denn die Maßnahmen, die Sie hier in der letzten Legislaturperiode versprochen haben, als Sie auch im Bund noch in der Opposition waren und wo es ganz leicht war, auf die Bundespolitik zu schimpfen, was denn alles nicht passiert? 

Sie haben einen Lehrlingsfonds versprochen, wo endlich auch nichtausbildende Betriebe ihre Verantwortung für die Finanzierung von Lehrlingsausbildung übernehmen. Ein Konzept, gegen das sich die ÖVP leider seit Jahren wehrt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte einen Schlusssatz.

StRin Dr Monika Vana (fortsetzend): Sie haben die Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft versprochen. Sie haben unser Konzept einer Produktionsschule, das es in anderen Ländern und anderen Städten für benachteiligte Jugendliche gibt, gut geheißen und gesagt: Reden wir einmal mit dem Bund. 

Wir vermissen Ihre innovativen Maßnahmen. Wir vermissen hier die Taten, die Sie in Lippenbekenntnissen, in roten Plakaten so wunderschön setzen.

Wir würden uns freuen, wenn wir heute zum letzten Mal zu diesem Thema dasselbe sagen mussten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

„Jobperspektiven für Wiens Jugend! Wien setzt Taten!“ - Ich bin da ähnlicher Meinung wie meine Vorrednerin. Ich glaube auch, dass das ganze Thema ein Ablenkungsmanöver, ein bisserl eine Mogelpackung ist. 

„Jobperspektiven für Wiens Jugend!“ Das stimmt, die Perspektiven sind gut. Das zeigt auch die Beschäftigungszahl der bis zu 25-Jährigen. Da sind wir nicht wirklich schlecht unterwegs. 

Der zweite Teil des Titels ist aber irreführend: „Wien setzt Taten!“ Wie kam es zu diesen doch annehmbaren Beschäftigungszahlen? Da darf man nämlich nicht vergessen, dass die vorwiegend auf Bundesmaßnahmen zurückzuführen sind, die in den letzten sieben Jahren gesetzt wurden. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Politik der Bundesregierung in den letzten sieben Jahren war ja davon gekennzeichnet, dass man zwei Ansätze verfolgt hat. Der erste Ansatz war, dass man Unternehmen motiviert hat, Lehrstellen zu schaffen. Man hat Prämien, den Lehrlingsbonus oder Beihilfen, den berühmten Blum-Bonus eingeführt und man hat dann ganz deutlich gesehen, dass diese Maßnahmen auch in Wien sehr zielführend waren und noch immer sind. Wir hatten 15 Prozent mehr Lehrverhältnisse als wir davor gehabt haben. 

Das Zweite wurde schon kurz angesprochen, dass wir ein breites Unterstützungsangebot an jene gegeben haben, die nicht auf Anhieb die Integration in den Arbeitsmarkt geschafft haben. Ich denke, dass diese beiden Ansätze richtig und auch zielführend sind. Wir merken das, wie eingangs erwähnt, bei den Arbeitsmarktzahlen der bis zu 25-Jährigen.

Weiters nur Stichworte, was durchgesetzt wurde: Die Modualisierung der Lehrausbildung, die Schaffung neuer Lehrberufe, die Modernisierung bestehender Lehrberufe und neue Praktikaberufe. Das sind alles Ansätze, die von Bundesseite gekommen sind und von Wien unterstützt wurden, keine Frage, aber die Eingebung kam von Bundesseite. 

Weil jetzt der Wiener Arbeiternehmer Förderungsfonds so gelobt wurde: Man kann auch nur den Mitarbeitern dort den Dank aussprechen, die sehr engagiert arbeiten. Aber sie machen genau das, was ihnen die WAFF-Führung vorgegeben hat und das ist auch die Aufgabe der Mitarbeiter dort und das erledigen sie. 

Unsere Kritikpunkte an den WAFF-Programmen sind bekannt. Wir meinen - und das jetzt auch an die neue stellvertretende WAFF-Vorstandsvorsitzende -, dass in den letzten Jahren die Programme des WAFF zu wenig zielgerichtet waren. Anstatt dass man direkt in den Betrieben über Betriebsräte und Vertrauenspersonen versucht hätte, den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen Weiterbildungsmöglichkeiten anzubieten, versucht man einfach zentral vom WAFF-Hauptgebäude aus Zielgruppen zu definieren, um dann diesen Personengruppen Schulungen zukommen zu lassen. Was ist die Folge? Dass diese betriebliche Weiterbildung extrem rückständig ist und genau das geschieht nämlich in Wien! Eine Zahl ist auch bekannt, eine Arbeiterkammerzahl, nicht von uns: 50 Prozent der österreichischen Betriebe bieten persönliche Weiterbildungsmöglichkeiten an, in Wien sind es nur knapp 30 Prozent! Ich denke, da wäre ein großer Aufholbedarf. Ich denke auch, dass sich da der WAFF viel stärker engagieren sollte. 

Der zweite Kritikpunkt, der von meiner Seite kommt, ist, dass einige oder sagen wir viele Programme gut gemeint sind, aber nicht wirklich zu Ende gedacht sind. Ich denke nur kurz an den 200 EUR-Bildungsbonus, der da vor zwei, drei Wochen für Wiener Lehrabsolventen vorgestellt wurde. Bitte, für 200 EUR kann ich keine Spezialisierungsprogramme durchführen und daher ist es nicht wirklich zielgerichtet. Wir haben im Jahr ungefähr 7 000 Lehrabsolventen. Die Geschäftsführung des WAFF hat mir selber gesagt: Na ja, das Programm richtet sich an zirka 10 Prozent dieser 7 000, 10 Prozent wollen sich weiter spezialisieren. 

Ich denke, wir werden hier wieder einmal die WAFF-Subvention besprechen. Das ist viel Geld und da glaube ich schon, dass man diese 200 EUR wirklich aufstocken müsste, damit ein ordentlicher Betrag herauskommt und man diese 10 oder sind es 15 Prozent dieser 7 000 Lehrabsolventen einer ordentlichen weiteren Spezialisierung zuführen sollte. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): „Perspektiven für die Wiener Jugend!“ - ein mutiges Thema für die Wiener SPÖ. An sich deswegen schon, weil ganz so toll und rosig sind wir eben leider nicht, wie das von der Rednerin eingangs geschildert wurde. Ich habe zwei Kinder in dem Alter, in dem man den Berufseinstieg praktiziert und mit Ausbildungen, die an sich, sollte man sagen, heute sehr gefragt sind: Die eine hat Biotechnologie studiert, der andere ist Elektroniker. Aber so einfach, wie man meinen sollte, war für sie der Einstieg in den Beruf nicht, hier einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden. Also der Optimismus in der Form ist leicht übertrieben. 

In der Frage, wovon die Perspektive und die Zukunft aus der Sicht eines Jugendlichen abhängig ist, finde ich vor allem drei Faktoren: Der eine ist die Befähigung, der Wille, der Fleiß und die Ausbildung des Jugendlichen an sich, die in einem sehr engen Zusammenhang – und das stimmt auch – mit der Gesamtsituation, dem Umfeld der Familie und dem Milieu, in dem er lebt, bestehen. Auch das ist wichtig: Braucht er und bekommt er Unterstützung oder leider auch manchmal nicht. Und hier werden Werte vermittelt, ein Punkt, der in dieser Debatte oft viel zu kurz kommt. Ich werde darauf später noch eingehen. Letztlich ist dann natürlich auch noch die wirtschaftliche Gesamtsituation. Diese ist ja zur Zeit relativ günstig, aber nicht als Verdienst unserer 100 Tage-Regierung, sondern der gesamtwirtschaftlichen Situation Europas und weltweit. Sie ist stabil, aber wir werden uns damit abfinden müssen, dass eine gewisse Basisarbeitslosigkeit bestehen bleibt. Dies nicht zuletzt auch deswegen, weil es keineswegs im Interesse der Industrie ist, eine totale Vollbeschäftigung zu haben, denn so hat man eine größere Auswahl unter den Arbeitskräften und so kann man auch die Löhne nicht zu hoch steigen lassen und ein gewisses Lohndumping betreiben. Das wird ja zur Zeit interessanterweise durchaus auch von der SPÖ unterstützt, indem man jetzt schon wieder predigt, dass die Märkte, das heißt, die Zugangsmöglichkeit zu den österreichischen Arbeitsplätzen auch den neuen EU-Staaten vorzeitig geöffnet werden soll. Hier müssen Sie sich, meine Damen und Herren von der SPÖ, selber an der Nase nehmen, wenn Sie unseren Jugendlichen die Zukunftschancen nicht gerade verbessern! (Beifall bei der FPÖ.)
Der berufliche Aufstieg ist, wie gesagt, ausbildungsabhängig und hier ergibt sich in vielen Schulen die Problematik hinsichtlich einer katastrophalen, kann man schon fast sagen, Lernsituation, denn es gibt bei uns bereits Schulen, die in Wirklichkeit den Analphabetismus verwalten. Daran ändern auch die diversen Versuche mit der Kooperativen Mittelschule nichts, die - mittlerweile auch schon vom Herrn Bürgermeister eingestanden - eine Pleite ist. Es wird sich daran auch dadurch nichts ändern, dass Sie plötzlich alle bis zu 15-Jährigen in eine Schule setzen, im Gegenteil. Es wird dann sogar noch schlechter werden. 

Die Schule gibt heute zu wenig Lebensvorbereitung. Sie belehrt die Kinder zwar sehr viel über Rechte, aber im begleitenden Bereich des Unterrichts fehlt vieles, zugegebenermaßen, er war früher oft viel zu drillmäßig. Aber es ist besser, den Kindern so etwas zu vermitteln als gar nichts. Es fehlt eben sehr viel wie das Hinführen dazu, dass Rechte mit Pflichten verbunden sind und da stürzen viele beim Berufseinstieg ab: Zu wenig Belastbarkeit, Ausdauer wird nicht gelehrt, heute nicht mal mehr im Sport, Pünktlichkeit; dafür sind aggressives Sozialverhalten und regelmäßiges Schulschwänzen häufig. 

Ja, das gehört dazu, meine Damen und Herren von den GRÜNEN! Es gibt eine deutsche Studie, die aussagt, dass höchstens 15 Prozent der langfristigen Schulschwänzer überhaupt zur Rechenschaft gezogen werden. Wenn sie dann in den Beruf umsteigen, schaut es anders aus. Andere Begriffe wie Sauberkeit, Ausdrucksweise, Höflichkeit, alles das wird im Beruf verlangt und heute in den Schulen leider nicht mehr gefördert. Es läuft im Gegenteil viel daneben. Warum, glauben Sie, nehmen fast ein Drittel unserer Lehrer heute Psychopharmaka? Weil sie mit dem Wirbel, mit der Problematik und mit dem Klima in den Schulklassen nicht fertig werden!

Ihre Eingangsrednerin hat vorhin gesagt: Ihr könnt alles, ihr wollt alles und ihr dürft alles. Das hat sie den Schülern zugerufen. Es ist genau der falsche Weg. Die Schule muss uns lehren, was wir können, wo unsere Fähigkeiten liegen. Wir können auch nicht davon ausgehen, wir wollen alles nach dem Grundsatz: „Wir wollen alles und das gleich.“, und wir dürfen auch nicht alles. Die Schule soll Verantwortung vermitteln und dass wir uns in einen Rahmen, in eine Gesellschaft einzufinden haben und in dieser leben müssen.

Die Jugend heute hat mehr Möglichkeiten als je zuvor, das stimmt. Sie ist aber auch mehr allein gelassen als je zuvor. Das hat mit der Situation in den Familien zu tun, mit den Patchwork-Familien, mit den Alleinerziehern und der Problematik in diesem Bereich und mit dem Zerfall der Familie. 

Und letztlich: Die Jugend wird zwar mehr denn je gewaltfrei erzogen. In der Schule aber und außerhalb der Schule ist sie mehr denn je mit Gewalt konfrontiert. Und hier lassen wir sie auch in der Schule viel mehr allein! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wurde schon einiges zu den Maßnahmen gesagt, die in Wien getroffen werden oder die angeblich in Wien getroffen werden und was das alles bringt, aus SPÖ-Sicht natürlich sehr, sehr viel.

Ich möchte hier auf eine unserer Meinung nach sehr wichtige und zahlenmäßig auch nicht gerade kleine Gruppe aufmerksam machen, die von den Begriffen Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit in diesem Land und in dieser Stadt nur träumen kann, nämlich junge Menschen mit Migrationshintergrund, wie man das heut zu Tage nennt. Das sind einerseits Menschen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, aber auch Menschen, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, deren Muttersprache aber nicht Deutsch ist. Und ich möchte auch ein paar Zahlen nennen, die nicht wir uns aus dem Ärmel gezogen haben, sondern die anerkannte, wissenschaftliche Institutionen dieser Stadt und dieses Landes vorgelegt haben. 

Das IHS, das Institut für Höhere Studien, hat nämlich in mehreren Studien Zahlen vorgelegt, dass die sozialen Unterschiede beim Drop-out-Risiko aus dem Bildungssystem und in weiterer Folge natürlich auch bei entsprechenden Schwierigkeiten, um am Arbeitsmarkt in Österreich Fuß zu fassen, enorm unterschiedlich sind, also dass es enorme soziale Unterschiede gibt. Gebürtige Österreicher und Österreicherinnen haben laut IHS ein Drop-out-Risiko von 7,2 Prozent. Dieses Risiko ist bei der so genannten zweiten und dritten Generationen, sprich Jugendlichen, die in Österreich geboren sind, deren Muttersprache aber nicht Deutsch ist, 15,6 Prozent, also mehr als das Doppelte. Diese Jugendlichen haben ein mehr als doppelt so großes Risiko, aus dem Schulsystem heraus zu fallen, einfach auf Grund der Tatsache, dass sie einen Migrationshintergrund haben. Bei Jugendlichen, die keine EU-Staatsangehörigkeit besitzen, schaut das noch viel schlimmer aus, die haben ein fast 30-prozentiges Drop-out-Risiko. Das ist gemessen an den Jugendlichen, die gebürtige Österreicher und Österreicherinnen sind, na ja, das Vierfache, würde ich sagen. Das heißt, der Handlungsbedarf ist sehr groß. Wien kann sich nicht einfach auf den Standpunkt zurückziehen: Na ja, wir tun ja so viel und es schaut alles in Ordnung aus. Es ist sehr vieles nicht in Ordnung, denn es handelt sich hier um Menschen, um junge Menschen, die in dieser Stadt geboren wurden, die hier aufgewachsen sind und die kein anderes Schulsystem kennen als das hiesige und die auch keine andere Gesellschaft kennen als die hiesige, weil sie hier aufgewachsen sind und Teil dieser Gesellschaft sind. Die Frage ist, ob diese Stadt und dieses Land es sich leisten kann, dass sich diese Gruppe von jungen Menschen ausgegrenzt fühlt, tatsächlich auch ausgegrenzt wird und vermutlich ihr Leben lang, wenn nichts dagegen getan wird, nichts von Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit in dieser Gesellschaft erleben wird, weil sich die schlechteren Chancen bei der Schulausbildung dann auch am Arbeitsmarkt fortsetzen und sich auch entsprechend auswirken. 

Als vor relativ Kurzem die Jugendausschreitungen in Frankreich waren, da waren auch hier bei uns Debatten. Unter anderem haben viele Politiker und Politikerinnen gesagt: So etwas wäre bei uns unvorstellbar. Ohne jetzt Schreckensvisionen an die Wand malen zu wollen, möchte ich sagen: Warum soll so etwas bei uns völlig unvorstellbar sein? Wenn man eine Gruppe von Menschen systematisch diskriminiert und an den Rand der Gesellschaft drängt, dann kann es natürlich auch Ausschreitungen geben und das kann nicht Sinn und Zweck der Sozialpolitik, Sinn und Zweck der Bildungspolitik und Sinn und Zweck der Arbeitsmarktpolitik sein. Die Zahlen liegen auf dem Tisch. Dagegen sind konkrete Maßnahmen nötig und viel mehr und stärkere Maßnahmen, als derzeit ergriffen werden (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.), denn im konkreten Fall, wenn Jugendliche jahrelang ohne Job sind und wenn sie die Erfahrung machen, das ist deshalb, weil Deutsch nicht ihre Muttersprache ist und sie nicht österreichische Staatsangehörige sind, dann staut sich großer Frust auf und das kann nicht im Sinne unserer Gesellschaft sein.

Die SPÖ regiert diese Stadt mit absoluter Mehrheit. Die SPÖ ist daher auch aufgefordert, ganz konkret und schleunigst in diesem Bereich etwas zu tun. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe das Vergnügen, jetzt auf das, was meine Vorrednerin gesagt hat, reagieren zu können und da muss ich Ihnen schon sagen: Wer in ein fremdes Land kommt, sich weigert, die Sprache dieses Einwanderungslandes zu lernen, wer erst überzeugt werden muss, dass es vielleicht nicht schlecht ist, die Sprache des Gastlandes zu lernen, dass es nicht schlecht ist, in eine Schule zu gehen, da sage ich Ihnen ganz ehrlich, der wird nicht ausgegrenzt, sondern der grenzt sich selber aus, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten der FPÖ.)
Ich muss schon auch sagen: Wenn es hier um Wirtschaftsmigration geht, dann haben wir die Verpflichtung und auch das Recht, uns jene Leute zu holen, die die Qualifikationen vielleicht schon mitbringen, die wir in unserer Wirtschaft brauchen, und nicht, dass wir viel Geld aufwenden müssen, um Grundfähigkeiten auch in der eigenen Sprache beizubringen. 

Ich glaube, die Menschen, die da sind, müssen bestmöglich betreut werden. Da gibt es sicher gewisse Mängel in der Integration. Aber es sich so einfach zu machen, zu sagen: Wir nehmen zur Kenntnis, dass sich hier eine Parallelgesellschaft selbst aufbaut, und dann zu sagen, die anderen sind schuld - so einfach sollte man es sich nicht machen! (Beifall bei der ÖVP.)
Im Übrigen gibt es ja Länder, in denen vielleicht Sprachen, die man schon kann, gesprochen werden. Dann kann man ja sein Einwanderungsziel vielleicht auch nach den eigenen sprachlichen Möglichkeiten ausrichten. 

Es geht aber hier um die Arbeit mit Jugendlichen. Ich glaube, am Vorabend des Tages der Arbeit ist es wichtig, den Wert der Arbeit herauszustreichen. Es wird der Tag der Arbeit in verschiedensten Facetten gefeiert, nicht der „Tag der Sozialleistung". Ich glaube, das Leistungsprinzip, der Leistungsgedanke ist wichtig! (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Wir müssen die ursprünglich vorhandene Bereitschaft zur Leistung stärken, die man ja bei den Kindern und Jugendlichen darin sieht, dass man sich als Kind und als Jugendlicher mit anderen messen möchte. Das ist im Sport so, das ist im Spiel so: Man will gewinnen, man will ja etwas leisten. Man will von seiner eigenen Hände Arbeit leben und nicht darauf warten, welche Sozialleistungen sich über einen ergießen. Ich glaube, diese prinzipiell vorhandene Leistungsbereitschaft, die bei den Jugendlichen da ist, gilt es zu stärken. Das ist die Aufgabe des Schulsystems, das ist natürlich auch die Aufgabe bei der Lehrlingsausbildung. Es ist die Aufgabe der Politik, diese Rahmenbedingungen zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Verabschieden wir uns von der Sozialromantik, die da herrscht und die in eine Gleichmacherei münden kann. Es gibt unterschiedliche Talente, es gibt unterschiedliche Fähigkeiten, es gibt aber auch unterschiedliche Anforderungen im Leben. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der festen Überzeugung, wir brauchen keine Akademikerquote von 90 Prozent - wobei wir dann nicht wissen, was wir mit den Akademikern, die wir teuer ausbilden, tun können, und die dann Taxi fahren -, wenn uns die Facharbeiter abgehen. Das ist, glaube ich, auch die Aufgabe, zu sagen: Es ist eine Lehre eine Zukunftschance, Karriere mit Lehre! Und viele andere, die bis 27, 28 studieren, sind dann zu recht frustriert, weil es den Akademikerjob nicht gibt - und das Akademikergehalt schon gar nicht -, und bereuen es vielleicht zutiefst, dass man nicht früher einen anderen Weg eingeschlagen hat.

Es geht daher auch darum, die Facharbeiterausbildung mit Durchlässigkeiten zu fördern. Man muss es der Wirtschaft auch schmackhaft machen, Ausbildungsplätze zu schaffen. Es gilt aber auch, die Verantwortung der auszubildenden Betriebe einzumahnen. Nur über Facharbeitermangel zu jammern, aber davor keine Lehrstellen zur Verfügung zu stellen, das ist auch etwas, mit dem ich ein Problem habe. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Endeffekt schafft die Wirtschaft die Jobs, nicht der Staat. Wir können die Rahmenbedingungen schaffen. Vielleicht sollten wir auch darüber nachdenken, das Arbeitsrecht im Bereich des Lehrlingswesens so zu 
adaptieren, dass die Unternehmer darauf nicht damit reagieren, dass sie Lehrstellen gar nicht mehr zur Verfügung stellen. Vielleicht würde hier ein bisschen weniger Schutz zu einem Mehr an Lehrstellen führen, meine Damen und Herren!

Chancen für unsere Jugend: Wir haben in Wien gewisse Probleme, die sollten wir gemeinsam angehen, aber vor den tatsächlichen Erfordernissen einer Leistungsgesellschaft. Spätestens beim Bewerbungsgespräch wird man dann sehen, ob die Zeugnisse tatsächlich auch von Leistung gedeckt sind. Wenn wir unsere Schüler mit Inflationszeugnissen ins Rennen schicken, dann fangen die Unternehmer zu prüfen an, und wenn man dann draufkommt, dass man eigentlich nichts weiß, dann ist das ganz tragisch!

Ich glaube, das sollten wir uns auch vor Augen halten, wenn wir über das Schulsystem reden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Bacher-Lagler. Ich erteile es ihm.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Thema der heutigen Aktuellen Stunde ist ein sehr umfangreiches. Meine Vorredner haben ja schon gezeigt - außer ein paar Ausnahmen -, dass sie sich in Wirklichkeit konzentrieren auf militärische Grundsätze, auf Lehrlingsfreifahrten und eventuelle andere Begünstigungen, aber sie haben meiner Ansicht nach das Thema zum Teil sehr verfehlt. 

Wien als Ballungszentrum hat natürlich eine sehr umfassende Gestaltung der Wirtschaft, und in den letzten Jahren hat sich - im Unterschied zu den anderen Bundesländern - auch der Bedarf wesentlich verändert. Wien ist ein Bundesland, eine Stadt, ein Ballungszentrum, das sehr bildungsintensiv ist, sehr gut ausgebildete Facharbeiter und ArbeitnehmerInnen benötigt. Dadurch ist es auch notwendig, die Maßnahmen dementsprechend zu setzen. 

Wien ist aufgrund seiner Lage in der Grenzregion zur Slowakei, zu Tschechien und auch zu Ungarn viel mehr an diesen Markt gebunden als die anderen Bundesländer. Die letzten Studien zeigen auch ganz eindeutig, dass Wien eine Bildungsstadt ist, die es notwendig macht, junge Menschen frühzeitig darauf vorzubereiten. Das beginnt schon in den Hauptschulen. Wir müssen dementsprechend auch zur Kenntnis nehmen, dass man die Sprache nicht dazu nutzen soll, Jugendliche auszugrenzen. Denn auch das ist ein Schwerpunkt und ein Vorteil der Jugend, in einer Stadt mehrsprachig aufzuwachsen. Wir sollten diese Herausforderung aufnehmen! (Beifall bei der SPÖ.)
Der Wiener Arbeitsmarkt benötigt nicht nur - da gebe ich Ihnen recht - Akademiker und Maturanten. Die Struktur des Wiener Arbeitsmarktes hat sich insofern verschoben, als die Sachgüterproduktion rückgängig und der Dienstleistungssektor stark im Wachsen ist. Der Wiener Arbeitsmarkt hat auch gezeigt, dass die Anzahl der Pendlerinnen und Pendler aus den anderen Bundesländern stetig zunimmt. 

Der Wiener Arbeitsmarkt hat aber auch gezeigt, dass die jeweiligen Unternehmungen in Wien, außer ein paar Ausnahmen, eventuell durch Förderungen von Blum, entsprechend Lehrlinge ausbilden. Wir brauchen hier spezifisch eine Änderung der dualen Berufsausbildung. Das Spektrum muss erweitert werden, nicht nur die betriebliche Ausbildung, sondern auch parallel die schulische Ausbildung. Jugendlichen, die keinen Lehrplatz im Betrieb bekommen, soll man die Chance geben, in einer Schule zu einer Lehrabschlussprüfung zu kommen, um die Durchlässigkeit zu höheren Schulen und zu Universitäten gewährleisten zu können. 

Nur damit haben wir die Chance, Jugendliche aus einer Situation zu bringen, die für sie nicht sehr zukunftsträchtig ist. Denn gerade bei Menschen, die Hemmnisse haben, in den Arbeitsmarkt zu kommen - leider gibt es auch in Wien immer mehr Jugendliche, die ihre Bildungskarriere nur mit Hauptschulabschluss beenden -, muss man auch schauen, sie wieder auf die Bildungsschiene zu bekommen und dadurch zu gewährleisten, dass der Standort Wien und die Betriebe dementsprechend Lehrlinge bekommen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu ein paar Redebeiträgen meiner Vorredner sagen. Wir müssen gerade in der Lehrlingsausbildung von diesem Gießkannenprinzip wegkommen! Weil mein Vorredner vom Gießkannenprinzip der Sozialhilfe gesprochen hat, würde ich meinen, wir müssen wegkommen von diesem Gießkannenprinzip der Blum-Förderung, hin zu einer zielgruppenspezifischen Förderung von Unternehmen, die tatsächlich Lehrlinge ausbilden. 

Es kann nicht der Politik allein umgehängt werden, Lehrlingsplätze zu schaffen, wenn sich die Wirtschaft immer mehr zurücknimmt. Es ist auch keine Glanzleistung der letzten Bundesregierung in der Bildungspolitik, weil es der einzige Faktor war, eine Blum-Förderung einzuführen, mit der meiner Ansicht nach das Ziel und auch der Zweck verfehlt werden. Es wurden zwar vorübergehend und kurzfristig mehr Lehrplätze geschaffen, aber gleichzeitig sind immer weniger Betriebe freiwillig dazu bereit, Jugendliche auszubilden. Wir müssen gezielt hin zu einer dementsprechenden Schule kommen. 

Wir müssen weg von den JASG-Maßnahmen - denn der Titel JASG-„Auffangnetz für Jugendliche" ist eine Benachteiligung derjenigen, die dadurch einen Arbeitsplatz finden -, und wir müssen hin zu einer Förderung Jugendlicher, zu einem Selbstverständnis, dass Jugendliche einen Ausbildungsplatz bekommen, zu einem Selbstverständnis, dass jeder und jede Jugendliche, egal, welcher Hautfarbe, welcher Religion, welcher Sprache, auch den Zugang zu den Universitäten erhält. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Wir brauchen Qualität in der Ausbildung!) Damit habe ich dann auch keine Angst, dass die Jugend in dieser Stadt keine Chance hat. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das Wiener Schulsystem ...!)
Die Wiener Landesregierung hat es in den letzten Jahren durchgeführt: Die Wiener Landesregierung hat innerhalb des WAFF zielgerichtete Angebote ausgerichtet und Jugendliche, Frauen und Männer, dementsprechend ausgebildet. Ich denke, dass wir die Aufgabe auch für die Zukunft entsprechend bewältigen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Eine vom Klub der Wiener Freiheitlichen, acht vom Grünen Klub im Rathaus, neun vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus ein Antrag, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien acht Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 5, 7, 10, 14, 19, 21, 24 bis 26, 30, 33 bis 37, 39 bis 41, 46, 49 und 50, 53, 54 und 56 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 11 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 1, 11, 9, 12, 13, 15, 16, 17, 18, 20, 22, 51, 52, 2, 3, 4, 6, 8, 55, 57, 58, 59, 44, 45, 47, 48, 23, 27, 28, 29, 31, 32, 38, 42 und 43. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen als Erstes zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl der Mitglieder der Wiener Gemeindevermittlungsämter. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Nach einvernehmlichem Beratungsergebnis der Präsidialkonferenz schlage ich vor, die Wahl durch Heben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, die meinem Vorschlag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Das ist mehr als die erforderliche Zweidrittelmehrheit.

Wir kommen nun zur Wahl der Mitglieder der Wiener Gemeindevermittlungsämter. 

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 24. Mai 2006 wurde die Anzahl der Vertrauens- und Ersatzpersonen pro Gemeindevermittlungsamt mit sieben festgesetzt. Unter Anwendung des § 96 der Wiener Gemeindewahlordnung haben die im Gemeinderat vertretenen Fraktionen die entsprechenden Wahlvorschläge eingebracht. Ich bringe diese jetzt der Reihe nach zur Abstimmung. 

Als Erstes bringe ich den Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Gemeinderates, die für diesen Wahlvorschlag stimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Ich bringe nunmehr den Wahlvorschlag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zur Abstimmung.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag zustimmen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist einstimmig angenommen.

Nunmehr bringe ich den Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus zur Abstimmung.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Schließlich bringe ich den Wahlvorschlag des Klubs der Wiener Freiheitlichen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Gemeinderates, die dem zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so beschlossen. (Widerspruch bei den GRÜNEN.) Ich berichtige: Dies ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mit der erforderlichen Mehrheit angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Stadtentwicklungsgebiet Nordbahnhof. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Beim vorliegenden Aktenstück handelt es sich um das Stadtentwicklungsgebiet Nordbahnhof. Wir wollen hier eine 17-klassige Ganztagsschule und einen 
11-gruppigen Kindergarten errichten. Die beiden sollen im Rahmen eines Campusbetriebes geführt werden. Wir wollen hier auch mit einem Modell des Public Private Partnerships arbeiten. Ich bitte Sie um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Die Redezeit beträgt in der ersten Runde 40 Minuten, dann 20 Minuten; nur zur Information. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): So lange werde ich nicht brauchen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden dem Akt zustimmen, und ich werde die Gelegenheit nützen, uns hier bei dem Redebeitrag zum Thema Schulpolitik in Wien einzubringen, im Speziellen zum Thema Gesamtschule, das vor einigen Tagen seitens des roten Wien gefordert wurde. Obwohl man eine Zweidrittelmehrheit fürs Abgehen von der Differenzierung zwischen Hauptschule und AHS braucht, wurde der Vorschlag mit der Zielsetzung eingebracht, dies ab dem Jahre 2009 umzusetzen. 

Ich frage mich, was eigentlich eine Gesamtschule in der jetzigen Diskussion zu einer Verbesserung der gegenwärtigen Zustände beitragen soll. Ich kann mich gut an die PISA-Studie 2003 erinnern; wir können uns alle gut an das miserable Ergebnis erinnern, vor allem in Wien. Die SPÖ hat schon damals nur eine Antwort auf die schlechte PISA-Studie gehabt, nämlich die sofortige Einführung der Gesamtschule - eine völlig neue Idee, die vorher kein Mensch gekannt hat, aus den verstaubten Schubladen der Politbüros der 68er herausgenommen: das Thema Gesamtschule! 

Eine sehr typische SPÖ-Forderung: Es wird alles in einen Topf geworfen, ohne zu differenzieren, sei es bei der Gesamtschule oder bei der Multikulti-Gesellschaft. Es wird alles gleichgemacht und in den Topf geworfen: typische SPÖ-Eintopfpolitik! Ich kann nur sagen: Wir Freiheitliche sind auch auf dem Bildungssektor für Vielfalt, aber die Wiener SPÖ praktiziert auch hier nur Einfalt. 

Die Argumentation ist ganz klar: Finnland war Testsieger der PISA-Studie, und es heißt immer, Finnland hat in drei von vier Bereichen das beste Ergebnis in der PISA-Studie erreicht. Das heißt, man muss sich jetzt in allen Bereichen ein Beispiel an den Finnen nehmen. 

Wenn man dieser SPÖ-Logik folgt, könnte man auch so argumentieren, dass zum Beispiel pro Kopf oder pro Schüler in Finnland um 25 Prozent weniger Geld ausgegeben wird. Sollte man das in Wien auch tun? Das stelle ich in Frage. Oder sollten jetzt die österreichischen Lehrer oder die Wiener Lehrer weniger verdienen, nur weil die finnischen Lehrer auch weniger verdienen? Oder sollten jetzt in Österreich oder in Wien um 20 Prozent weniger Stunden an Pflichtunterricht gebracht werden?

Ich glaube, das kann ja wohl die Argumentation nicht sein, dass man sich da ohne Wenn und Aber dem Testsieger Finnland verschreibt. Denn man kann eben nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. Ich erinnere da an den ehemaligen Stadtschulratspräsidenten Kurt Scholz, der gesagt hat: Aus den Ergebnissen der PISA-Studie ist eine Überlegenheit der Gesamtschule nicht zwingend ableitbar. Beispiel Deutschland: In den Bundesländern, in denen die Gesamtschule existiert, ist das Ergebnis der PISA-Studie viel schlechter ausgefallen als in den Bundesländern mit differenziertem Schulsystem. 

Der ehemalige Kollege Busek hat gesagt: Die 68er-Generation trägt ein großes Ausmaß an Verantwortung für die Bildungsmisere. Leider schaut es so auch in Wien aus. Weiters ist interessant, dass bei der PISA-Studie die meisten Länder, die schlechter als Österreich abgeschnitten haben, Gesamtschulen haben. Das sollte auch eine Warnung sein, die ich Ihnen hier mit auf Ihren Weg geben kann, verehrte Kolleginnen und Kollegen aus der Sozialdemokratie!

Da sind wir schon bei meinem Lieblingsthema, dem Thema Überfremdung in den Schulen, Herr Kollege Vettermann, dem Thema Sprachdefizite. Es hat sich gezeigt, dass der Testsieger Finnland eine sehr homogene Bevölkerungsstruktur hat, eben auch in den Schulklassen. Dort gibt es im Durchschnitt nur 1,2 Prozent an fremdsprachlichen Schülern, hingegen in Österreich oder Wien mindestens 40 Prozent sowie in manchen Schulklassen, wie schon sehr oft festgestellt worden ist, an die 90 Prozent fremdsprachlicher Schüler. Das heißt, die deutsche Sprache ist in den Schulklassen zur Fremdsprache geworden. 

Das ist genau der Unterschied, meine sehr geehrten Damen und Herren! Man kann Österreich oder Wien hier nicht mit Finnland vergleichen. Das ist der Unterschied, auf den es ankommt, nämlich der prozentuelle Unterschied im Anteil nichtdeutschsprachiger Schüler in den Schulklassen. Wer mit Sprachdefiziten in die Schulklassen kommt, ist von vornherein - das habe ich auch in der Aktuellen Stunde schon betont - mit schlechteren Chancen ausgestattet.

Eine ganz konkrete Antwort auf die PISA-Studie ist sicherlich nicht die Gesamtschule, sondern zum Beispiel ein verpflichtendes Vorschuljahr mit einführendem, begleitendem Deutschunterricht. Es muss eine Tatsache geschaffen werden, dass Schüler dem Regelunterricht nur dann beiwohnen können, wenn sie der deutschen Sprache ausreichend mächtig sind. Das ist eine Maßnahme, die, glaube ich, allen zugute kommt, sowohl den deutschsprachigen Schülern als auch den noch nicht deutschsprachigen Schülern, weil dann der Unterricht wirklich vermittelt werden kann. Es ist wirklich schade, dass die SPÖ auf diese Forderung noch nicht eingegangen ist, sowohl wir sie schon so oft gestellt haben. 

Man sieht also, das Problem liegt schon in der Volksschule, und dieses Problem wird in die Unterstufe beziehungsweise in die Hauptschule mitgeschleppt. Es kann wegen dieses Problems kein Unterrichtsinhalt vermittelt werden. Deswegen fordern wir ganz klar: zuerst Deutsch, dann Schule, und das zum Vorteil aller Schüler!

Dafür gibt es gute Ansätze, zum Beispiel in Neunkirchen im Süden von Wien - dagegen hat sich natürlich die Stadtschulratspräsidentin sofort ausgesprochen -, dort wird eben versucht, dass die Schüler zuerst Deutsch lernen und dann am Regelunterricht teilnehmen können, in einem abgestuften System. Oder ich verweise hier auf ein Beispiel in Deutschland, in Hessen: Dort gibt es eine eigene Verordnung, die sehr differenziert auf dieses Problem eingeht. Aber hier in Wien wird anscheinend überhaupt nichts dafür getan. Es gibt viele Beispiele, die man nennen kann, aber leider wird in der Großstadt Wien nicht gehandelt. 

Man sieht also, die Gesamtschule löst die Probleme nicht, sie wird die Probleme nur verschärfen. Ich verweise hier auf ein Zitat von Frau Eva Scholik, der Vorsitzenden der Gewerkschaft der AHS-Lehrer. Sie hat vor ein paar Tagen gesagt: „Ich bin erstaunt, wie StRin Laska so etwas ankündigen kann. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Lehrer dem zustimmen."

Es gibt viele Umfragen, beispielsweise eine „Kurier"-Internetumfrage: 75 Prozent gegen die Gesamtschule! 

Wir Freiheitliche lehnen die Gesamtschule auch kategorisch ab, und ich möchte folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der Gemeinderat spricht sich gegen die Einführung der Gesamtschule in Wien aus.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der FPÖ.) 

Anscheinend möchte sich hier die Frau Vizebürgermeister mit einem links-linken Projekt ohne Rücksicht auf Verluste verewigen. Wie schon vorhin gesagt, wird so dem Wiener Schulsystem nur der Todesstoß versetzt. Zum Abschluss ein kleiner, blumiger Vergleich: Die Gesamtschule kann man mit einer einspurigen Autobahn vergleichen, auf der sich der Verkehr nicht schneller als der langsamste Autofahrer bewegt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Schülerinnen und Schüler!

Ich bin sehr froh, dass heute auch kompetente Menschen, die da oben zuhören, gekommen sind. 

Wir haben heute das Thema Schule als Schwerpunkt auf unserer Tagesordnung. Bevor ich zu dem komme, von dem ich glaube, dass es eigentlich im Brennpunkt steht und uns alle wirklich interessiert, nämlich der Gesamtschule, möchte ich eingangs ganz kurz etwas zu PPP sagen, wobei dann im Weiteren mein Kollege Martin Margulies ausführlich dazu Stellung nehmen wird.

Wir haben als einzige Partei bereits im Ausschuss Public Private Partnership in Bezug auf den Schulbau, die Schulerhaltung und den Betrieb von Schulen abgelehnt, einfach deswegen, weil wir der Meinung sind, dass es sich hier um ein Kernstück der Aufgaben der Kommune handelt. Wir wollen nicht, dass diesbezüglich auch nur der geringste Schritt in Richtung Privatisierung gemacht wird. 

Eine Anmerkung erlauben Sie mir noch dazu. In allen diesen Dingen, die unter dem Übertitel „Auslagerung" über die Bühne gehen, ist immer auch der Aspekt der demokratischen Kontrolle zu betrachten, in dem Fall sowohl der Stadt über das, was ein Privater tut, als auch der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte beziehungsweise der Abgeordneten. Es ist immer auch die demokratische Kontrolle in Frage gestellt und in Gefahr. 

In diesem speziellen Fall hat es mich besonders gewundert, dass die Abgeordneten ohne Kenntnisse des Vertrages oder eines möglichen Vorvertrages - denn Vertrag kann es ja noch keinen geben -, ohne Kenntnisse eines möglichen Vorvertrages und ohne zu wissen, wer das Risiko übernimmt, einfach zustimmen. Das hat mich schon sehr erstaunt, denn Abgeordnete müssen doch eigentlich - ganz egal, welcher Partei sie angehören, also auch, wenn es die Regierungspartei ist -, ein Interesse daran haben, ihre Kontrollfunktion zu bewahren. - So viel zu PPP; den Rest überlasse ich Martin Margulies, der sich dann eingehend damit befassen will.

Kommen wir nun zur Gesamtschule. Ich möchte gerne - obwohl ich mir gedacht habe, das dürfte ja eigentlich nicht notwendig sein - zunächst einmal sagen, was das eigentlich ist, weil ich durch viele Aussendungen und Bemerkungen von Seiten der FPÖ und vor allem auch leider der ÖVP, die ja schon sehr lange mit der Gesamtschule befasst ist, draufgekommen bin, dass sie gar nicht wissen, was das ist. Das tut mir leid, das klingt jetzt irgendwie so, als würde ich hier als Lehrmeisterin auftreten wollen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das klingt nicht nur so!) Aber bevor man über Dinge redet, sollte man zumindest wissen, was es ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie wissen das, was wir wissen?) 

Ja, ich kann Ihnen zumindest sagen, was, ganz grob gesagt, eine Gesamtschule ist und wann man von einer Gesamtschule sprechen kann: Nur dann, wenn wirklich großflächig nur die Gesamtschule zur Verfügung steht, das heißt, der ganze Jahrgang dieselbe Schulart besucht! (GR Mag Wolfgang Jung: Das heißt, wenn Sie die Eltern ... geschickt haben!) Das heißt: Der ganze Jahrgang, nicht: Die einen gehen in eine Hauptschule und die anderen in eine AHS. Oder so wie in dem Beispiel des Herrn GR Gudenus aus Deutschland, wo die Schülerinnen und Schüler in eine Realschule, in ein Gymnasium und in eine so genannte Gesamtschule gehen: Das ist keine Gesamtschule! Gesamtschule heißt: Alle Gleichaltrigen gehen dorthin, Punkt. - So viel einmal zum Einstieg in dieses Thema. 

Wie Sie alle wissen, sind die GRÜNEN immer schon dafür gewesen und sind sie nach wie vor (GR Mag Wolfgang Jung: Für die Nivellierung nach unten!) für die Einführung einer Gesamtschule. (Beifall bei den GRÜNEN.) Warum? Eine der wesentlichen Aufgaben jedes Schulsystems ist es, Chancengerechtigkeit herzustellen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Wenn keiner was kann, das ist gerecht? - GR Mag Wolfgang Jung: Analphabeten kann man nicht ...!) 

Sehen Sie, ich kann gar nichts dafür: Sie wollen Ihre Inkompetenz richtig hinausschreien in die Welt! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Was soll ich tun? Nichts und niemand kann Sie offensichtlich davon abhalten, sich lächerlich zu machen. Gut, dann machen Sie weiter: Machen Sie sich weiter lächerlich! Aber hindern Sie die anderen nicht daran, eine ernsthafte Gesamtschuldebatte zu führen. (GR Mag Wolfgang Jung: Probieren dürfen Sie es, aber nicht zwangsweise verordnen!) Diese ernsthafte Debatte ist notwendig. Denn es geht nicht nur darum: Wird eine Gesamtschule tatsächlich eingeführt?, sondern es geht auch darum zu sagen: Wie soll sie aussehen, damit sie zu einem Erfolg wird? Da haben wir noch einen weiten Weg vor uns. 

Die GRÜNEN wollen Chancengerechtigkeit herstellen. Wir sind der Meinung, dass die Gesamtschule dazu ein gutes Mittel und vom System her das einzige Mittel ist, das sich anbietet. Wieso geht es gerade in Österreich so besonders um diese Chancengerechtigkeit? Nun, nicht erst PISA, aber PISA ganz prominent hat festgestellt, dass die Leistungen der Schüler und Schülerinnen in Österreich ganz stark abhängen von der familiären Herkunft der Schülerinnen und Schüler. Es hat sich herausgestellt, dass - wie kaum in einem anderen europäischen Land - bei uns ganz speziell Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Familien von der Schule noch weiter benachteiligt werden. Das heißt, die Benachteiligung wird faktisch durch die Schule noch weiter ausgebaut. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang schauen, wie das in anderen Ländern aussieht, dann müssen wir zu unserer Schande eingestehen, dass es Länder gibt - darunter auch Finnland -, in denen dieser Zusammenhang nicht besteht, dass es Länder gibt, in denen die Leistungen von Kindern aus sozioökonomisch schwachen Haushalten durchaus genauso gut sind wie jene der Kinder aus Familien, in denen eine hohe Bildung und viel Geld vorzufinden sind. Das heißt, wir haben den Auftrag, dies auszugleichen und ein Schulsystem zu installieren, das diese Unterschiede ausgleicht und diesen Kindern Chancengerechtigkeit verschafft. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wenn wir uns jetzt anschauen: Welche Argumente kommen denn zuallererst immer gegen die Gesamtschule?, ist da ein Argument, das ich gar nicht akzeptiere und aus ganzem Herzen ablehne, und ein anderes, über das ich sage: Da bedarf es der Aufklärungsarbeit, des Gesprächs und des Dialogs unter Einladung der Eltern, der LehrerInnen und so weiter und so fort.

Zunächst einmal zu dem Argument, das ich ablehne. Es lautet: Wir, die Bildungselite oder auch die Reichen und Schönen dieses Landes, wollen unter uns bleiben. Es soll schön kulturell homogen sein. Wir wollen nicht, dass uns die Kinder der Hilfshackler und weiß der Teufel, was, in unseren Kreisen stören. - Das ist überheblich, menschenfeindlich, ungerecht, unappetitlich und gemein. Ich könnte jetzt noch einige Worte dazu finden. Ich finde, dieses Argument muss in seine Schranken gewiesen werden, und das darf man so nicht gelten lassen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das zweite Argument ist eines, das ich nur ablehne, wenn es jemand aus Überheblichkeit und Dünkel heraus formuliert, das ich aber nicht ablehne, wenn es ernst gemeint ist und einer echten Sorge Ausdruck verleiht. Das ist das Argument, dass die Kinder, die angeblich über weniger Intelligenz, Bildungshintergrund in den Familien verfügen, unsere Kinder hinunterziehen werden. Das heißt, das Bildungsniveau wird angeblich durch die Einführung einer Gesamtschule insgesamt gesenkt.

Es stimmt nicht, es ist ein Vorurteil! Aber trotzdem muss man dieses Argument zumindest insoweit aufnehmen, als man meiner Meinung nach eine große Diskussion führt und eine Aufklärungskampagne in Bewegung setzt, um zu zeigen, dass dem so nicht ist. Ich kann Ihnen auch eine Studie empfehlen, von einer Frau Mag Schneeweis von der Universität Linz, die anhand der PISA-Ergebnisse ganz genau nachweist, dass die schwachen Schülerinnen und Schüler die starken Schülerinnen und Schüler in keinster Weise bildungsniveaumäßig nach unten ziehen. Dieses Argument ist falsch und wissenschaftlich nicht haltbar. (GR Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie! Weil Sie nichts anderes anerkennen!)
Diesbezüglich muss man tatsächlich mit den Eltern, mit den Schülerinnen und Schülern, mit den Lehrerinnen und Lehrern einen Dialog führen und Dinge klarmachen, die derzeit womöglich falsch in den Köpfen der Menschen verankert sind. Dazu stehe ich. (GR Dr Wolfgang Aigner: Wenn Sie meinen, dass das falsch ist ... nicht das, was Sie wollen!)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich gestehe auch ein, dass mich derzeit die SPÖ maximal verwirrt und dass ich hoffe, das Ganze findet ein gutes Ende. Wir haben einmal ein Regierungsübereinkommen, in dem das Wort Gesamtschule nicht drinsteht. Das ist irgendwie ein verschwommenes Wischiwaschi, wo man nur das Beste hoffen kann, wenn man eine Gesamtschule will, aber herauslesen kann man es eigentlich nicht. Gut, das ist von Ihnen wahrscheinlich nicht so gewollt gewesen, ich kenne natürlich Ihren Regierungspartner. Aber da ist es jedenfalls ganz verschwommen. 

Auf dieser verschwommenen Basis blieb es bis zu dem Tag, an dem StRin Laska erklärt hat: Wir machen in Wien eine flächendeckende Gesamtschule ab dem Schuljahr 2009/2010. Klartext gesprochen, wunderbar! Ich habe sofort eine Aussendung gemacht und habe gesagt: Gratulation, bestens! Volle Unterstützung der GRÜNEN, alles ganz hervorragend!

Heute liegt uns ein Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ vor, bei dem ich nicht weiß: Schwimmen Sie wieder zurück, oder was ist jetzt? (GR Mag Wolfgang Jung: Wie überall!) Jetzt kenne ich mich überhaupt nicht mehr aus. Da fällt mir sofort ein, dass im Jahr 2001 Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl der Presse ein großes Interview gegeben hat, in dem sie gesagt hat: Die Gesamtschule ist anachronistisch, über die reden wir überhaupt nicht mehr. 

Jetzt weiß ich nicht, schwimmen Sie da auch wieder zurück? Es kommt in der Antragsbegründung das Wort Gesamtschule nicht vor. Wenn man sich den Text durchliest, kann man nur mit dem allerbesten Willen, wenn man es hineinlesen will, die Gesamtschule hineinlesen. Aber dann kommt der Antrag selber, und auch im Antrag selber kommt die Gesamtschule nicht vor. 

Das wäre noch kein Grund für die GRÜNEN, dem nicht zuzustimmen. Warum nicht! Was Sie da schreiben - ja bitte, meine Güte, wir haben schon verwascheneren Anträgen die Zustimmung gegeben, wenn wir gesagt haben, Sie sind gutwillig. (Heiterkeit bei StRin Dr Monika Vana.) Sei's drum! Aber dann lese ich in diesem Antrag, und ich sehe, dass man es zwischen der Erstfassung und der Zweitfassung heute in der Früh geschafft hat, ihn zu verschlechtern. Das war schon eine Leistung!

Aber jetzt möchte ich die Punkte nennen, die es den GRÜNEN tatsächlich nicht möglich machen, diesem Nicht-Gesamtschulantrag die Zustimmung zu geben.

Erstens ist dies der Hinweis darauf, dass dieser Antrag auf Basis des Regierungsübereinkommens stattfindet. Das Regierungsübereinkommen ist sozusagen die Nullaussage zur Gesamtschule. Die brauchen wir nicht - nein, danke!

Zweiter Punkt: Wir ziehen die Ergebnisse der Zukunftskommission heran. Na, da war ich dann aber schon wirklich sehr erstaunt! Denn die Zukunftskommission sagt sehr viel Gescheites zu sehr vielen Schulthemen - aber zur Gesamtschule nicht, Punkt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Warum man sich da auf das beziehen soll? Ich weiß es nicht. 

Das Einzige, worin die Zukunftskommission die Gesamtschule erwähnt, lautet folgendermaßen: Auf Grund der historisch-kulturellen Vergangenheit Österreichs kann man derzeit an eine Einführung der Gesamtschule in diesem Land nicht denken. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Haben Sie das gemeint? Wahrscheinlich.

Aber jetzt kommt es erst! Jetzt kommt das, wo ich mir gedacht habe: Jetzt bricht bei mir Fassungslosigkeit aus. Denn für das, was Sie da drinnen haben wollen, verweisen Sie im Antrag auf die Vorarbeiten zu den Bildungsstandards. Mit Verlaub, wir werden in diesem Haus noch darüber reden, aber etwas Blöderes als die Bildungsstandards ist mir in meinem pädagogischen Dasein noch nicht untergekommen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist Unfug höchster Ordnung! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das ist Ihr Antrag. Nein, danke, wir werden ihn ablehnen! Daher haben wir uns dazu gefunden, einen eigenen Gesamtschulantrag einzubringen. Er liegt Ihnen mittlerweile vor. In der Begründung verweisen wir noch einmal eindringlich auf die Chancengerechtigkeit, denn um diese geht es uns. Der Antrag lautet wie folgt:

„Der Wiener Gemeinderat möge beschließen, dass der Stadtschulrat für Wien ersucht wird, in Verhandlungen mit dem Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur zu treten, um die Voraussetzungen für die Implementierung einer Gesamtschulregion Wien zu schaffen."

Wir hätten uns nie getraut, diesen Antrag im Gemeinderat zu stellen! Denn Sie hätten uns erklärt: Meine Güte, die GRÜNEN, jetzt sind sie schon so lange im Gemeinderat und können immer noch nicht den Gemeinderat und Landtag auseinander halten! Klassischer Antrag, der in den Landtag gehört! 

Gut, nachdem Ihr Antrag zugelassen ist, ist meiner hiermit auch zugelassen. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Er ist hiermit zugelassen, danke schön, und ich fahre fort. Wir haben noch ein paar Sachen dazugeschrieben:

„Das Konzept für eine Wiener Gesamtschulregion soll dem Wiener Gemeinderat zur Beratung vorgelegt werden."

Wir wollen nämlich ganz genau wissen, was Sie machen. Wir wollen zum Beispiel wissen: Führen Sie wieder diese schändlichen Leistungsgruppen ein? Oder wird es wirklich eine heterogene Klasse, in der unterrichtet wird? 

Dann kommt noch ein letzter Satz, der uns wichtig ist, weil wir immer viel davon halten, dass die Menschen, um die es eigentlich geht, informiert, beteiligt und mit einbezogen werden. Deswegen steht hier noch ein letzter Satz: 

„Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Beteiligung der Eltern, LehrerInnen und SchülerInnen an einem qualitativen Diskussionsprozess sichergestellt wird.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Damit bin ich auch schon am Ende meiner Rede angekommen. Wir werden in den nächsten Sitzungen noch viel Gelegenheit haben - auch auf Grund des heute eingelangten Kontrollberichtes über die Schulen -, über die Schulen zu sprechen. Das freut mich sehr, und ich freue mich auf viele spannende und vor allem qualitative Auseinandersetzungen, die dieses Gemeinderates und Landtages auch würdig sein sollen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. (Auf der Galerie versucht eine Gruppe jugendlicher Zuhörer, ein Transparent zu entrollen.)
Meine Herrschaften, es ist nicht erlaubt, Transparente zu spannen. Nehmen Sie es bitte weg. (Das zusammengerollte Transparent wird von Bediensteten des Hauses in Gewahrsam genommen. - GR Mag Rüdiger Maresch: Wir wollen es sehen ...!) Nein, es ist nicht erlaubt. (Beifall bei den GRÜNEN in Richtung Galerie.)
StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn ich so in die Galerie hinaufschaue, dann sehe ich, dass viele Studierende noch immer unzufrieden sind mit dem, was in Wien für die Studierenden geboten wird. (Beifall bei der ÖVP und auf der Galerie.)
Meine Damen und Herren! Wenn ich in die Galerie hinaufschaue, dann ist es wichtig, dass sich Wien nicht nur Lippenbekenntnissen fügt und dafür eintritt, dass die Studienbeiträge abgeschafft werden, sondern dass Wien einmal dafür eintritt, dass die Gebühren für die Studierenden nicht in dem Ausmaß erhöht werden, dass die ganze Erhöhung der Studienbeihilfe kaputt gemacht wird. (Beifall bei der ÖVP und auf der Galerie.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich muss die Galerie auch darauf hinweisen, dass nicht applaudiert werden darf. Nur zuhören, bitte, dies verlangt die Geschäftsordnung.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager (fortsetzend): Wenn wir aber jetzt von den Studierenden wieder zu den Schulen kommen, zeigt sich, glaube ich, dass die Bildungspolitik in Wien generell ein dringendes Umdenken braucht. Mit dem heutigen Ansatz, den Schulbau in Wien endlich auch im Pflichtschulbereich ernst zu nehmen, bekennt die SPÖ ein, dass sie bisher am falschen Platz gespart hat, nämlich bei der Zukunft unserer Schülerinnen und Schüler. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Dem heutigen Vorschlag der SPÖ, diesen desolaten Zustand endlich zu beenden, können wir nur zustimmen. Aber dieser desolate Zustand wird nur dann abgebaut werden, wenn auch die entsprechenden Budgetmittel zur Verfügung stehen. Leider stellen wir fest, dass die Budgetmittel, die Sie derzeit in diesem neuen Vorschlag vorsehen, noch immer weit davon entfernt sind, dass in den nächsten drei, vier Jahren die Wiener Schulen wirklich in einen derartigen Zustand versetzt werden, dass sie den pädagogischen und architektonischen Standards des 21. Jahrhunderts entsprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gab jahrelange Versäumnisse im Wiener Pflichtschulbereich. Sie wollten das verleugnen, verdrängen, verschweigen, beschwichtigen. Sie wollten, dass den Schülerinnen und Schülern die Decke auf den Kopf fällt, der Kopf abgerissen wird, anstatt dafür zu sorgen, dass endlich das Budget vorhanden ist. Nur durch unsere hartnäckige Oppositionspolitik ist es gelungen, Sie zu einem ersten Umdenken zu bekommen. 

Aber rechnen Sie damit, dass wir dieses Umdenken noch weiter einfordern werden! Denn wir klaffen im Budget immer noch weit auseinander. Wir fordern 1 Milliarde EUR innerhalb der nächsten vier Jahre zur Sanierung und zum Neubau von Schulen im Pflichtschulbereich, damit die Wiener Schülerinnen und Schüler endlich jenen Zustand haben, der individuelles Lernen, Lernförderung und Chancengerechtigkeit sicherstellt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ihre eigenen Mandatarinnen und Mandatare in den Bezirken wissen ganz genau, dass dieses Budget nicht ausreicht. Nur mit Müh und Not bekommen Sie die Zustimmung zu diesem Schulpaket, weil Sie selbst wissen: Es ist erst ein erster Schritt, aber noch lange nicht ein ausreichender Schritt. 

Selbst die Arbeiterkammer Wien, die ja derzeit leider noch nicht in ausreichendem Ausmaß der ÖVP nahe steht - aber wir arbeiten daran (Heiterkeit bei der SPÖ) -, ist in einem Punkt mittlerweile durchaus aufgeschlossen. (GR Karlheinz Hora: Gefährliche Drohung? ... endlich merken, Frau Kollegin! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Denn auch sie schließt sich unserer Kritik an, indem sie die Budgetstruktur analysiert. So ist in den letzten Tagen eine Budgetstrukturanalyse der Wiener Arbeiterkammer bei uns allen eingegangen, in der klar kritisiert wird, dass in den letzten Jahren in Wien die baulichen Investitionen in Unterricht, Sport und Wissenschaft deutlich und stark zurückgegangen sind. 

Meine Damen und Herren! Die Wiener Arbeiterkammer weist Sie auf das hin, worauf wir Sie in den letzten eineinhalb Jahren wirklich hingewiesen haben. In dem Fall ist also ein Umdenken in der Arbeiterkammer möglich geworden. Ich hoffe, dass dem noch weiteres Umdenken folgen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Seit Oktober 2006 gibt es die widersprüchlichsten Rechtfertigungen der SPÖ zu unserer Forderung, die Schulen endlich zu modernisieren. Ich hoffe, dass Sie Ihre Widersprüche endlich abbauen und dazu übergehen, jedem Schulstandort zu ermöglichen, dass die Kinder ausreichend Platz haben. Ich hoffe, dass Sie die Räume zur Senkung der Klassenschülerzahl zur Verfügung stellen werden. Und ich hoffe, dass Sie die Lehrerressourcen auch wirklich den Schulen zur Verfügung stellen und sie nicht wieder den Schulen vorenthalten. Dafür braucht es Geld, dafür braucht es Konzepte, dafür braucht es eine Bildungspolitik, die die Bedürfnisse der Kinder wieder in den Mittelpunkt rückt. (Beifall bei der ÖVP.)
Eine reine Verschuldung der Bezirke wird daran nichts ändern. Lassen Sie mich das nur an einem Beispiel aufzeigen. Allein der 8. Bezirk, der ein Schulbezirk ist, würde für einen einzigen Schulstandort bereits die Hälfte seines gesamten Bezirksbudgets brauchen, um die Schule wirklich zu sanieren. Hier fehlt es also offensichtlich nach wie vor an Geld. Den Tropfen auf den heißen Stein beschließen wir heute, aber wir werden noch weitere Auseinandersetzungen brauchen, um letztendlich dazu zu kommen, dass die soziale Kälte, die die Gemeinde Wien gegenüber den Pflichtschülerinnen und Pflichtschülern aufbringt, endlich abgebaut wird und ihr Herz für Kinder erwärmt wird. (Beifall bei der ÖVP.)
GRin Jerusalem ist als Gemeinderätin auch gelernte Lehrerin. Im Sinne ihrer heutigen Belehrung hat sie uns hier eine Berufsvorstellung gegeben, wie sie eigentlich im 21. Jahrhundert nicht mehr üblich ist, nämlich uns allen zu sagen, was als Gesamtschule richtig ist. Das war interessant, denn allein in Europa gibt es die unterschiedlichsten Begriffe und Verwendungen. Allein in Deutschland haben wir ein differenziertes Schulsystem von drei Schularten in verschiedenen Bundesländern, wobei eine dieser drei Schulen Gesamtschule heißt. Also wenn wir über Begriffe reden, Frau Gemeinderätin, dann sollten wir etwas schärfen und uns im politischen Diskurs nicht gegenseitig belehren. Denn letztendlich geht es um einen besonders wichtigen gesellschaftspolitischen Prozess. (Beifall bei der ÖVP.)
Uns geht es darum, dass die GRÜNEN und die SPÖ im 21. Jahrhundert ankommen und sich endlich zu Bildungsstandards, zur Leistung und zur Schulqualität bekennen. (GR Christian Oxonitsch: Wir sind schon lange dort! Nach dem Verschlafen der letzten sieben Jahre in der Bundespolitik ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Das 21. Jahrhundert verlangt Leistung. Das 21. Jahrhundert verlangt, dass Schülerinnen und Schüler, wenn sie eine Klasse erfolgreich absolvieren, auch tatsächlich die Kenntnisse haben, die im Lehrplan stehen.

Wenn Sie daher in der Vergangenheit ein Schulsystem bevorzugt haben, in dem nicht der Lehrplan beurteilt wurde, sondern Noten geschenkt wurden, dann haben Sie jene hohe Jugendarbeitslosigkeit, die Wien deutlich von allen anderen Bundesländern unterscheidet. Die Abschaffung von Noten ist kein geeignetes Mittel! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie sollen es nicht kommentieren, sondern ändern! Sie sollen die Zeugnisse wieder ernst nehmen. (GR Kurt Wagner: Was haben Sie gemacht die letzten sieben Jahre?) Sie sollen Bildungsstandards wieder ernst nehmen. Frau Bundesministerin Gehrer musste damals Wien auffordern, die Bundesgesetze auch in Wien einzuhalten!

Denken wir nur ein paar Monate zurück: Im Zuge des Schulversuchs Kooperative Mittelschule hat es die Intervention der Frau Bundesministerin noch vor dem Sommer gebraucht, um zur Leistungsbeurteilung, wie sie das Gesetz vorsieht, zurückzukehren. Also bekennen Sie sich zur Leistungsbeurteilung, bekennen Sie sich zu Qualitätsstandards, bekennen Sie sich zu Bildungsstandards, bekennen Sie sich zu Kompetenzbegriffen, dann werden wir zueinander finden und Brücken bauen können, statt Brücken abzubauen! (Beifall bei der ÖVP.)
Der heutige Vorstoß der Präsidentin des Stadtschulrates, die AHS abzuschaffen, ist nicht gerade eine vertrauensbildende Maßnahme für einen gesellschaftspolitischen Diskurs im Bildungsbereich. Mutwillig etwas abzuschaffen, bevor neue Konzepte da sind, zeugt von einer schlechten, ideologisierten Bildungspolitik, die nicht auf breitem gesellschaftlichen Konsens aufbaut. 

Uns geht es darum, Differenzierung möglich zu machen, unterschiedliche Begabungen und Leistungen zu fördern. Uns geht es darum, dass Kinder ausreichend Deutsch können, um nicht durch mangelnde Deutschkenntnisse selektiert zu werden. Wir haben in den letzten Monaten, Wochen und Tagen immer wieder Gesprächsbereitschaft signalisiert - aber Gesprächsbereitschaft zu einem ehrlichen Diskurs, der auch aufzeigt, dass in der Integrationspolitik dieser Stadt vieles zu verbessern ist. Wir brauchen einen ehrlichen Dialog darüber, dass derzeit in fünf Bezirken fast alle Kinder mit Migrationshintergrund die Schule besuchen. Wir brauchen einen ehrlichen Diskurs darüber, dass Stadtentwicklung und Schulentwicklung miteinander gekoppelt werden müssen.

Daher ist der heutige Antrag zum Schulbau auch eng im Zusammenhang mit einer veränderten Schulentwicklungs- und Stadtentwicklungspolitik zu sehen. Nur wenn Integration in allen Bezirken gleichermaßen mitgedacht und mitgeplant wird, ist es möglich, das, was wir gemeinsam verhindern möchten, abzubauen, nämlich zu frühe Selektion auf Grund sprachlicher Probleme, kultureller Probleme und sozialer Probleme. Daher ist es uns wichtig, weiterzuarbeiten an einem Schulprojekt der Individualisierung, der Differenzierung und der Leistungsorientierung. Nicht die Etikette löst die Schulprobleme, sondern nur ein inhaltlicher Diskurs über die Ziele. 

Der vorliegende Resolutionsantrag zeigt auf, dass wir vor allem über die Ziele verstärkt reden müssen. Ich begrüße daher, dass es uns gelingt, gemeinsam einen Diskurs zu führen, der sich nicht nur über die Organisation unterhält, sondern über das, was in den Schulen tatsächlich erreicht und erzielt werden soll. Wir brauchen dazu aber nicht nur die Bundesministerin, sondern vor allem eine Umsetzung hier und jetzt. Denn viele Punkte, die heute in diesem Resolutionsantrag drinstehen, sind schon in der heutigen gesetzlichen Lage umsetzbar. Ich gehe daher davon aus, dass Sie nicht darauf warten, dass Frau Bundesministerin Schmied Sie neuerlich auffordern muss, das umzusetzen, sondern dass Sie ab morgen bereits den Stadtschulrat anweisen, die Punkte im Rahmen der bestehenden Gesetze ernster zu nehmen und umzusetzen. 

Denn zum Beispiel die Berufsorientierung ist auch heute schon ein Mangel im bestehenden regionalen Bildungssystem. Die Individualisierung des Unterrichts wäre heute schon möglich, denn vor allem im Klassenzimmer ist es notwendig, auf unterschiedliche Begabungen und Leistungen einzugehen. Wenn aber die Klassen vollgestopft sind mit Schülerinnen und Schülern, die zu wenig Platz und zu wenig LehrerInnen haben, und die LehrerInnen eingespart und vorenthalten werden, dann wird das nicht gelingen. Wir brauchen daher ein modernes Personalmanagement für Lehrerinnen und Lehrer und keinen Freibrief zur Abschaffung der AHS, der Hauptschulen und Kooperativen Mittelschulen. 

Es wird von der ÖVP, solange wir uns nicht über Ziele, Inhalte und Standards einig sind, keinen Freibrief zu wie immer gearteten organisatorischen Veränderungen geben. Wir sind für einen neuen Dialog, wir anerkennen, dass es im Ballungszentrum unterschiedliche Haltungen gibt, unterschiedliche Anforderungen gibt, dass es quer durch Österreich unterschiedliche Anforderungen gibt, aber es ist uns wichtig, nicht die Stärken des österreichischen Schulsystems und des Wiener Schulsystems zu zerschlagen, sondern Stärken zu stärken und Schwächen abzubauen.

Gerade bei den 14- bis 19-Jährigen ist unser international anerkanntes, differenziertes Schulangebot nachgefragt. Wir könnten sogar so weit gehen, dass wir dieses Schulsystem exportieren; genügend Länder interessieren sich dafür. Das aber wollen Sie nicht immer gerne zur Kenntnis nehmen, und Sie verunsichern auch unsere berufsbildenden mittleren und höheren Schulen mit allfälligen Abschaffungen. 

Bekennen wir uns zur Differenzierung! Reden wir darüber, dass vor allem bei den 10- bis 14-Jährigen in der Vergangenheit zu wenig auf Standards, auf Leistung und auf Qualität geschaut wurde. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist doch Gehrer-Politik pur, was Sie uns da erzählen!) Gehrer hat viel für die Schulqualität getan, nur leider wurde das in Wien ignoriert. (Widerspruch bei den GRÜNEN.)
Man hat gerade in Wien kein verbindliches Qualitätsmanagementsystem. (GR Mag Rüdiger Maresch: Braucht man auch nicht!) Gerade Wien hat kein verbindliches Qualitätsmanagementsystem, auch wenn Sie das so verschreckt. Ich weiß ja, wer für die Abschaffung der Bildungsstandards ist, der ist auch für die Abschaffung von Qualitätsstandards und Qualitätskriterien. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist uralte Politik!) Auch Uraltes ist oft gut. 

Es geht darum, dass wir über die ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir sind im 21. Jahrhundert!) Im 21. Jahrhundert ist der Begriff der Allgemeinbildung und Berufsbildung immer noch sehr modern, denn es ist wichtig, dass wir neue pädagogische Erkenntnisse nutzen, (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja, eben!) neue pädagogische Erkenntnisse nutzen. (GR Mag Rüdiger Maresch: 36 SchülerInnen pro Klasse, habe ich gelesen!) Ja, 36 SchülerInnen pro Klasse, weil Wien nicht planen kann. Da bin ich bei Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber kommen wir dazu, dass neue pädagogische Erkenntnisse dahin gehend überall aufzeigen, dass es vor allem um die Anforderungen und die Fördermaßnahmen geht. Es geht darum, dass wir uns dazu bekennen, dass wir nicht zwei Kategorien von 14-Jährigen haben wollen, die einen, die den Lehrplan können und die anderen, die den Lehrplan ignorieren müssen. Das kann nicht die Zukunft unseres Bildungskonzeptes sein, wir brauchen daher flexible neue Formen, die eine schrittweise Kooperation ermöglichen.

Und lassen Sie mich das am Beispiel der AHS in der Wasagasse mit der Kooperativen Mittelschule in der Glasergasse darstellen. Warum fördern wir nicht gemeinsam den Ausbau dieses Schulzentrums? Warum fördern wir nicht gemeinsam die Zusammenarbeit der Lehrerinnen und Lehrer? Hören wir auf, uns über Etiketten zu unterhalten und reden wir über Kooperationsmodelle, Kooperationsmodelle auf einem modernen, pädagogisch-didaktischen Standard. Und warum bringen wir nicht alle Kooperativen Mittelschulen und Hauptschulen dazu, mit den AHS verbindlich und mit den berufsbildenden mittleren und höheren Schulen gemeinsam für die Durchlässigkeit des Systems zu sorgen. 

Denn es geht nicht um die Etikette, die draußen steht, sondern um die Durchlässigkeit unseres Gesamtsystems. Und darüber sollten wir gemeinsam nachdenken, wie wir diese Kooperationen verbindlich machen, wie wir hier fließendere Übergänge ermöglichen, wie wir hier Lehrerinnen und Lehrer ins Boot holen, wie wir hier Schüler und Eltern gemeinsam dafür begeistern können, wie moderne flexibilisierte Systeme der Kooperation zwischen verschiedenen Schul- und Bildungsangeboten ausschauen können.

Uns ist es besonders wichtig, dass nicht die Schulaufsicht die Lehrerinnen und Lehrer anweist, die Augen zuzudrücken, wenn Kinder bestimmte Leistungen nicht erbringen, sondern uns ist es wichtig, ein Schulsystem zu kreieren, in dem die Leistungen für die Schülerinnen und Schüler und für die Lehrerinnen und Lehrer motivierend sind und indem wir über individuelle Fördermaßnahmen diskutieren. Wie können wir sicherstellen, dass die Bildungsstandards, die im Lehrplan festgehalten und im Lehrplan 99 auch zwischen Kern- und Erweiterungsbereich differenziert sind, wie können wir also sicherstellen, dass der Kernbereich mit 14 zu gemeinsamen Standards und zu gemeinsamen Kompetenzen führt.

Gerade das Europäische Sprachenportfolio ist zukunftsweisend. Gerade das Europäische Sprachenportfolio redet nämlich von umfassenden Kompetenzen, nicht nur von Faktenwissen oder Grammatikwissen. Und dieses Sprachenportfolio sieht genau jene Differenzierung und Individualisierung vor, die uns vorschwebt, nämlich ein ganzheitliches Bildungssystem, in dem vom kulturellen Verständnis bis zur Alltagssprache und bis zur Länderkunde die verschiedenen Leistungsstufen und Kompetenzstufen in einem Portfolio umfassend dargestellt werden. Ein derartiges Kompetenzmodell ist für uns zukunftsweisend und nicht, wie die GRÜNEN es offensichtlich verstehen, abzulehnen.

Reden wir stärker über Wissen, Können und Haltungen, reden wir stärker über das, dass ähnlich dem Europäischen Sprachenportfolio, wir so ein Portfolio auch für den Kulturbereich brauchen, nämlich ein Kulturportfolio. Auch das wird ja an verschiedenen privaten Schulen, die Reformpädagogik ausprobieren, sehr stark in den Mittelpunkt gerückt. Es ist uns daher wichtig, dass die unterschiedlichen Kompetenzen sichtbar werden, transparent werden und diese individuelle Förderung auch tatsächlich für jedes Kind angeboten wird.

Wir müssen uns stärker darüber unterhalten, wie in der Diskussion wieder die Kinder in den Mittelpunkt kommen, denn derzeit diskutieren wir nur über das Gebäude, in das sie hineingehen sollen, in ein Gebäude, das noch dazu desolat ist. Und ich möchte der Wiener SPÖ nicht unterstellen, dass sie jetzt einfach über die Diskussion, die die Frau Präsidentin angekündigt hat, nämlich über die Abschaffung der AHS, plötzlich dazu übergeht, dass der Bund für alles zuständig werden soll. Ich gehe davon aus, dass mit dem vorliegenden Entwurf zum Budget die SPÖ selbst Geld in die Hand nimmt, zu dem sie gesetzlich auch verpflichtet ist, und vielfältige Schulen fördert.

Der Maulkorberlass der Präsidentin des Stadtschulrates ist genau jener Hinweis, der aufzeigt, dass die SPÖ offensichtlich nicht für einen solchen demokratischen Diskurs ist, für Offenheit und Ehrlichkeit, sondern vieles zu verbergen hat. Also bauen wir die Schulautonomie aus und lassen wir die Schulleiterinnen und Schulleiter ehrlich reden über die Probleme, die sie tatsächlich in den Schulen haben. Beteiligen wir alle Schulpartner, so wie es in Ihrem neuen Resolutionsantrag steht, beteiligen wir alle Schulpartner an diesem Diskurs, sorgen wir für einen breiten gesellschaftlichen Konsens, der auch die Eltern und Schüler einbezieht, anstatt sie tagtäglich zu verunsichern, dass es nun die Schule der Einfalt geben soll. Also reden wir nicht von einfältigen Schulen, sondern von vielfältigen Schulen, vom Ausbau der Schulautonomie, von Bildungsstandards und von Qualitätssicherung. 

Bauen wir Brücken in den Medien und reißen wir nicht die Brücken ab, bauen wir die Brücken in den Medien, auch was den ehrlichen Diskurs betrifft, führen wir einen ehrlichen Diskurs darüber, dass die GRÜNEN offensichtlich mit der Ablehnung der Bildungsstandards ganz einfach auch ein verkrampftes Verhältnis zur Leistungsorientierung und Wettbewerbsorientierung haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich nehme zur Kenntnis, dass die GRÜNEN offensichtlich nicht an einer Verbesserung unseres Schulsystems interessiert sind, sondern allein an einer ideologischen Debatte, die die Probleme und Herausforderungen der Schule ganz einfach ignoriert.

Wenn Wien ein ungelöstes Integrationsproblem hat, dann müssen wir dieses lösen. Wenn Wien derzeit nicht sicherstellt, dass die Schülerinnen und Schüler sich in diesem Kulturkreis sicher bewegen und leben können, so ist es notwendig, dass wir dafür Rahmenbedingungen schaffen. Wenn wir die Nachmittagsbetreuung, so wie sie gesetzlich vorgesehen ist, nicht tatsächlich allen Kindern zwischen der ersten und der neunten Schulstufe ermöglichen, wenn sie es wünschen, dann wird diese Integrationspolitik weiter fortgesetzt, die bisher ein Scheitern im Schulerfolg verursacht hat.

Uns ist es wichtig, gemeinsam mit diesen Beteiligten einen Zustand anzustreben, in dem Chancengerechtigkeit für alle Schülerinnen und Schüler künftig möglich wird. Aber Chancengerechtigkeit heißt, die Chance auf einen erfolgreichen Einstieg ins Berufsleben zu haben, heißt, eine faire Chance zu haben, auch einen Arbeitsplatz zu bekommen. 

Wenn Schülerinnen und Schüler ihre Schulzeit abgesessen haben, ohne zu einem erfolgreichen Pflichtschulabschluss zu kommen, dann haben genau jene SchülerInnen keine Chance. Aber warum haben sie keine Chance? Weil sie zu wenig Kenntnisse mitbringen, um sich erfolgreich für eine Lehrstelle zu bewerben, um sich erfolgreich für eine weiterführende Schule zu bewerben. Daher ist Qualitätssicherung angesagt vom Kindergarten bis zum 14. Lebensjahr, um die Schnittstelle der Durchlässigkeit zu den höheren Schulen und zur dualen Ausbildung zu ermöglichen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Also reden wir über das, was Kinder können sollen mit 14, mit 13, und reden wir darüber, was Kinder können sollen mit 17, mit 18, reden wir darüber, dass die Schulpflicht nicht ausreicht, um die Ausbildung sicherzustellen. Also reden wir über eine Ausbildungspflicht statt einer Schulpflicht und reden wir darüber, dass es notwendig ist, Kinder gut auszubilden, um ihnen in einer dualen Ausbildung dieselben Chancen zu geben, wie in den berufsbildenden mittleren und höheren Schulen. 

Nur durch ein Bekenntnis zu dieser individuellen Förderung wird es möglich werden, Innovationen auch in struktureller Form zu fördern und zu unterstützen. Diese individuelle Förderung zeigt auf, dass gerade am Land eine Hauptschule, die in Wien so schlecht geredet wird, (GR Mag Rüdiger Maresch: 20 Jahre habt Ihr Zeit gehabt!) so sehr geschätzt wird, dass dort alle Schülerinnen und Schüler hin wollen. 

Also, allein der Begriff Hauptschule - und das zeigt sich an dem Thema - ist noch keine Etikette, die gut oder schlecht ist. Ich weiß, dass Ihnen das schwer fällt, dass es Gemeinden gibt, die sich ganz massiv für ihre Hauptschule aussprechen, weil sie stolz sind auf die Leistung und die Qualität, die dort geboten wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber in Hietzing mit 80 Prozent Mittelschülern!) Ja, das fällt schwer. 

Dass in Wien eine AHS, in der 50 Prozent ohne eine Differenzierung unterrichtet werden, das Qualitätsniveau nicht in dem Ausmaß halten kann, das haben wir in den vergangenen Jahren gesehen. Wir sind bereit, über Reformen nachzudenken, aber dann, wenn sie auf der Basis von verbindlichen Qualitätsstandards beruhen. Denn die Eltern haben ein hohes Sensorium dafür, ob das jetzt nur ein Schwindel in der Etikette ist und hier nur das Türschild ausgetauscht wird, oder ob hier tatsächlich die Bildungschancen unserer Kinder erhöht und verbessert werden. 

Den Eltern geht es nicht um den Begriff, den Eltern geht es um den Inhalt. Schüler und Eltern wollen nicht an der Verpackung etwas geändert haben, außer dass die Fassade erneuert wird - aber im baulichen Zustand -, sondern Schüler und Eltern wollen sichergestellt haben, dass Leistung gefordert wird. 

Wenn ein Kind in der Volksschule einen Dreier in einem Gegenstand hat, dann heißt es noch lange nicht, dass diese Beurteilung übereinstimmt mit den Beurteilungskriterien der anderen Lehrerinnen und Lehrer. Daher brauchen wir genau jene Qualitätskriterien und Bildungsstandards, die sicherstellen, dass die Transparenz in der Leistungsbeurteilung auch tatsächlich gerecht ist. Wenn bei dem einem Lehrer der Dreier nach bestimmten Kriterien vergeben wird und beim anderen nach anderen Kriterien, dann sind genau das die Punkte, die auch von allen Expertinnen und Experten in der Vergangenheit immer aufgezeigt wurden. 

Es geht daher um Verbindlichkeit im Wissensstandard, die herzustellen ist, und auch darum, die Beurteilung transparent zu machen. Es geht darum, nicht zu selektieren, sondern zu fördern und zu fordern. Aber fordern von einem gemeinsamen Ziel, fordern unter dem Motto „Gemeinsame Inhalte". Wir könnten in dem Sprachportfolio ein Kulturportfolio haben, wir könnten ein naturwissenschaftliches Portfolio haben, ein Mathematikportfolio. 

All das kann und soll ausgebaut werden, all das kann auch auf regionaler Ebene weiterentwickelt werden, all das kann zu mehr Verlässlichkeit unseres Bildungssystems führen und zu mehr individueller Förderung, in dem für die Kinder klar ist, wo sie stehen, wo die Ziele und wo die Förder‑ und Begabungsangebote sind.

Es gibt heute vielfältige Möglichkeiten der Begabungsförderung, auch die, im Klassenzimmer vertiefend zu ein und derselben Aufgabe unterschiedliche Schwierigkeitsgrade zu geben. Gerade die Lehrbücher ermöglichen immer mehr eine Individualisierung des Unterrichtes. Die Schulaufsicht hat heute schon die Möglichkeit, diese Lehrmaterialen mehr in den Mittelpunkt zu rücken, diese Unterrichtsmaterialien mehr ins Bewusstsein zu rücken und einen individualisierten Unterricht einzufordern und zu fördern, ein regionales Bildungsmanagement als regionale Qualitätssicherung, denn sonst kann ja der Stadtschulrat auch abgeschafft werden, denn sonst kann man ja gleich den Bund für alles verantwortlich machen. 

Also, entweder gelingt es, den Stadtschulrat wieder dorthin zu entwickeln, dass er genau für jene Qualitätssicherung eintritt, die notwendig ist, damit Schülerinnen und Schüler fair gefördert und gefordert werden. Eine Schulaufsicht, die sich zur Leistung bekennt, eine Schulaufsicht, die sich zur Förderung der sozialen Kompetenzen bekennt, das ist eine Schulaufsicht, die wir uns vorstellen. Eine Schulaufsicht, die Instrumente in die Hand bekommt, um Qualitätssicherung an allen Schulen zu betreiben, aber nicht eine Schulaufsicht, die die Lehrerinnen und Lehrer anweist, keine Fünfer mehr zu geben. Das ist nicht eine Schulaufsicht, wie wir sie uns vorstellen, das ist eine Nivellierung nach unten, die niemandem hilft, sondern nur die Flucht in die Privatschulen verstärkt und fördert.

Wir brauchen ein Konzept, hinter dem die Privatschulen und die öffentlichen Schulen stehen. Wir brauchen ein Konzept, in dem die Individualisierung des Unterrichts Eingang findet in die Aus‑ und Weiterbildung der Lehrerinnen und Lehrer. Es liegt an der Gemeinde Wien, es liegt am Stadtschulrat für Wien, hier den entsprechenden Diskurs mit den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern auf der Universität Wien und auf den beiden pädagogischen Hochschulen zu suchen. Gerade eine Kooperation zwischen den Universitäten und den pädagogischen Hochschulen kann durch die Gemeinde gefördert werden. Genau das heißt regionales Bildungsmanagement, die Zusammenarbeit, die Vernetzung, zu fördern. 

Was spricht dagegen, diese Kooperation mit entsprechenden Projekten im Gemeinderat und im Landtag zu fördern und zu unterstützen, was spricht gegen eine geplante Durchlässigkeit in der Lehrerbildung und –ausbildung, das heißt, Rahmenbedingungen zu schaffen, die die Standards, die Individualisierung und Leistung sicherstellen. Was spricht dagegen, dass der Wiener Gemeinderat und der Wiener Landtag den Universitäten und Hochschulen ein Budget zur Verfügung stellt, um an gemeinsamen Projekten zu arbeiten. An gemeinsamen Projekten, die eine durchlässige Lehreraus‑ und –weiterbildung sicherstellen. Derzeit wird sowohl die Lehrerausbildung im Bundesschulbereich auf Bologna-Prozess umgestellt, als auch eine Lehrerausbildung an pädagogischen Hochschulen geplant. Ein Abstimmungsprozess zwischen diesen beiden ist strukturell derzeit vom Stadtschulrat nicht erkennbar. Es wäre aber notwendig, dass diese beiden Einrichtungen dringend, so rasch wie möglich, ihre Curricula miteinander und aufeinander abstimmen, damit die Durchlässigkeit in der Lehrerausbildung gewährleistet ist. 

Die Stadtschulratspräsidentin hat ja nicht in allem unrecht. Auch sie hat erkannt, dass mit 2009 noch keine gemeinsame durchlässige Lehrerausbildung durch gemeinsame Curricula und durchlässige Curricula gewährleistet werden kann. Auch sie hat erkannt, dass es hier einen höheren Abstimmungsprozess braucht. Also, wir wollen ihr nicht unrecht tun, sondern hin und wieder auch recht geben, nämlich dort, wo sie recht hat. Recht hat sie, wenn sie fordert, dass wir eine abgestimmte, koordinierte Durchlässigkeit in der Aus‑ und Weiterbildung brauchen, und dass wir eine höhere Fachausbildung im Pflichtschullehrerbereich brauchen, aber auch eine verstärkte pädagogische Ausbildung an den Hochschulen. 

Derzeit ist in beiden Bereichen Handlungsbedarf gegeben, um die Qualität der Lehreraus‑ und –weiterbildung weiter zu entwickeln und damit Schulentwicklung zu stärken und zu fördern. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was ist in den letzten zwölf Jahren gewesen!) Die Bausteine für eine solche Entwicklung wurden gelegt, aber jetzt ist es notwendig, entsprechendes Bildungsmanagement anzugehen, und zwar professionell anzugehen. 

Professionell ist es für mich nicht, wenn ich irgendein Datum nenne, das nur alle Eltern und Kinder verunsichert. Hunderte von Mails sind bei uns eingelangt, die die Eltern verunsichern, und die Eltern sagen: Ich verlasse Wien, ich verlasse diese Stadt, wenn hier an Abschaffungen gearbeitet wird, die leistungsfeindlich sind und die ideologisch motiviert sind. (GR Godwin Schuster: Peinlich, was Sie sagen!) Wir wollen einen gemeinsamen Bildungs‑, Kultur‑ und Wirtschaftsstandort Wien haben, in den alle gern herziehen, weil sie stolz sind auf das Bildungssystem und nicht, weil sie sich vor der Schule fürchten müssen. 

Ich habe ein Mail bekommen, da schreiben mir Eltern von ein- und dreijährigen Kindern: „Bitte, verhindern Sie diesen Wahnsinn, sonst muss ich heute schon aus Wien ausziehen". Also, bereits Eltern von Kindergartenkindern sorgen sich um die Qualität dieses Schulsystems. Ein Umdenken ist heute im Budget passiert, ein erstes Umdenken ist mit dem Resolutionsantrag passiert und wir hoffen, dass es noch ein weiteres Umdenken im SPÖ-Bereich gibt, denn auch viele Lehrerinnen und Lehrer, die sich zur SPÖ bekennen, wissen, dass die reinen Etikettenveränderungen noch keine Qualität im Bildungswesen steigern. 

Viele Lehrerinnen und Lehrer, die Ihnen und uns nahestehen, wissen, dass es darum geht, in den Schnittstellen mit gemeinsamen Standards zu arbeiten, um die Durchlässigkeit zu erhöhen. Viele Lehrerinnen und Lehrer wissen, dass die Abbruchsquoten in den berufsbildenden mittleren und höheren Schulen deswegen so hoch sind, weil viele die polytechnische Schule umgehen wollen. Viele wissen, dass hier Veränderungen angesagt sind. Aber Veränderungen nicht, indem man Türschilder montiert, sondern Veränderungen, indem man Inhalte und Ziele reformiert, indem man hier für entsprechende Weiterentwicklungen und für horizontale und vertikale Durchlässigkeit sorgt. 

Schule ist ein Dienstleistungsberuf, und wenn Sie permanent provozieren, sodass Lehrerinnen und Lehrer ihren bildungspolitischen Ideologien nicht folgen können, dann provozieren sie auch schlechten Unterricht, denn Lehrerinnen und Lehrer müssen überzeugt sein von dem, was sie tun sollen. Wir bieten daher an, entwickeln wir gemeinsam die Ziele, entwickeln wir gemeinsam die Inhalte, entwickeln wir gemeinsam die Standards, die die Leistung und die soziale Kompetenz in den Mittelpunkt rückt, und entwickeln wir danach die organisatorischen Maßnahmen, die notwendig sind, um vielfältige Schulen und Schulangebote sicherzustellen und vielfältige Begabungen zu fördern und zu fordern.

Gehen wir es gemeinsam an, nicht mit blinden Augen, sondern mit offenen Augen, die die derzeitigen Probleme ansprechen und nicht verleugnen und verdrängen. Ein erster Schritt ist heute getan, wir hoffen, dass es nicht wieder Jahre dauert, bis der nächste Schritt getan wird. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Frau Stadträtin hat die von der Geschäftsordnung vorgesehene Zeit ausgenützt. Ebenfalls 40 Minuten hat Herr GR Vettermann. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich werde mich nicht in dem Sinn revanchieren, dass ich auch 40 Minuten schaffe. Ich möchte aber doch, gerade heute, zu den drei Vorrednern kurz was sagen und dann zu einem Antrag, den ich einbringen möchte, und auch zum eigentlichen Geschäftsstück vielleicht in aller Kürze ein paar Worte. 

Das eine, zum Kollegen Gudenus: Ich meine, ich probiere es ja auch immer wieder, aber wir kommen – ah, er ist gar nicht da, also dann sage ich das mit Finnland gar nicht, sondern nur, dass es um eine gemeinsame Mittelstufe der Vielfalt geht, und dass wir natürlich eine wienerische Lösung vorhaben. Was er über Finnland sagt, stimmt natürlich, es ist wirklich dort in der Schule, sagen wir, ein Migrationshintergrund. Und gerade deshalb, müssen wir sagen, haben wir eigene Modelle entwickelt, weil wir ja wissen, dass bei den neuen Absolventen 50 Prozent diesen Hintergrund haben, und dass wir daher auf alle Probleme, Schwierigkeiten, ich sage immer auch Herausforderungen dazu, entsprechend reagieren können. Das wäre mit der vorschulischen Förderung bis zu den Kursen für die Quereinsteiger, ja, bis zu den speziellen Betreuungen auch mit muttersprachlicher Begleitlehrerin. 

Also, es gibt eine breite Palette, und wir haben auch noch zwei, drei Dinge zusätzlich geplant. Wir werden darauf reagieren und es wird keine Kopie von irgendeinem Land sein, sondern wir wollen eben eine Lösung in Österreich, insbesondere für Wien, weil wir als Großstadt hier ganz spezielle Möglichkeiten brauchen.

Zur Kollegin Jerusalem: Ja, genau, darum geht es uns ja, um soziale Benachteiligung wegzubringen. Darum werden wir auch diesen Antrag heute einbringen, um die Förderung entsprechend in den Mittelpunkt zu stellen. 

Zur Frau Stadträtin eine einzige inhaltliche Anmerkung: Man kann auch fördern, wenn entsprechende heterogene Gruppen arbeiten, das müssen nicht immer nur Leistungsgruppen sein, auch diese heterogenen Gruppen und auch gemischten Gruppen werden ja durchaus sehr gut von den Eltern nachgefragt. Da gibt es eigentlich mehr Nachfrage in den Volksschulen, wo Eltern ihre Kinder dort hingeben wollen, als Angebote vorhanden sind, weswegen diese auch laufend erweitert werden.

Also, ich bin sehr dafür, hier Förderung zu betreiben, aber das geht eben auf verschiedene Arten und Weisen, und die Eltern, muss man sagen, entscheiden sich in einem wesentlich stärkeren Ausmaß für entsprechend heterogene Gruppen. 

Wir haben das letzte Mal, da kann ich mich erinnern, weil ich selbst mitdiskutiert habe, schon diesen etwas merkwürdigen Wettlauf der ÖVP, was die Schulsanierung betrifft, besprochen. Ich wiederhole es auch hier in der Kurzform, um nicht zu lang zu sein: Die ÖVP hat bei 120 Millionen gestartet und sich bis 240 Millionen vorgearbeitet und dann schaut sie, was wird rauskommen. Dann hat es in Rust ein Schulprojekt gegeben, wo 600 Millionen investiert werden, das hat die ÖVP dann eine Zeit lang anscheinend total verblüfft, und hat nach dem ersten Reflex - es muss halt immer mehr sein - jetzt einfach gesagt, eine Milliarde, wurscht, was kommt, und sei es noch so ausgewiesen für die Bezirke, wir legen noch was drauf. 

Ich meine, ich verstehe es als Oppositionspolitik vielleicht, aber ich finde, sehr seriös ist es nicht, und die eigenen Berechnungen der ÖVP dürften ja nie dort hingekommen sein, sonst hätten sie es ja schon vorher gefordert, das war aber nie der Fall. Also, was man davon halten soll, richtet sich ja sozusagen von selbst. Wir werden die Mittel, die notwendig sind, auch bereitstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gibt aber auch in der ÖVP durchaus Bewegung, wenn man sich zum Beispiel an einige steirische Parteifreunde erinnert, wie die über gemeinsame Schulsysteme denken und reden, so dass man sagen muss, auch hier ist kein klares Bild gegeben. Wir selbst bilden diese gemeinsame Mittelstufe der Vielfalt - und ich möchte persönlich hinzufügen – unter individueller Förderung, und da geht es nämlich darum, dass wir hier einen doppelten Befreiungsschlag schaffen, denn eigentlich haben ja alle Städte die Situation wie sie Wien hat und wie ich es in der Zeitung gefunden habe. Das Problem von Linz, von Graz und von Salzburg ist ja, dass sie als Stadt eigentlich ganz idente Probleme haben, aber nur im Bundesland selbst schaut die Situation anders aus, insbesondere bei den so genannten Schülerströmen. So werden Schüler in einer Schule angemeldet, und da glaube ich, gibt es einige Fakten, die unumstritten sind, dass Selektion zu früh kommt, dass man sich eigentlich mit neuneinhalb Jahren zu früh entscheiden muss, das ist aber der Fall. Und dann haben wir natürlich das Problem, dass in manchen Orten, also in manchen Teilen Wiens, nicht nur 60 Prozent, sondern oft schon 70, 80 Prozent in der AHS sind. Jetzt haben wir dort Unterrichtende, die de facto - jetzt sage ich einmal das Wort, das Sie ja nicht wollen – die aber de facto Gesamtschüler haben. Nur kennen die das überhaupt nicht. Sie haben keine drei Leistungsgruppen, sie haben überhaupt keine Differenzierung, sie haben einen fixen Lehrplan, die gehen unter. Da müssen wir schauen, dass wir von dem wegkommen.

Und das Zweite ist, dass in der Hauptschule zwar die Drei-Leistungsgruppen-Differenzierung besser war, dass aber de facto, wenn der Schülerstrom so läuft, die oberste Leistungsgruppe, und das sage ich einmal rudimentär, voranziehen wird. Es gibt auch heute noch Leute aus der KMS-Hauptschule, die die Matura schaffen und sogar studieren, immer wieder einmal, aber natürlich sozusagen die Idee, dass man im Lehrplan drei Leistungsgruppen hat, kann sich dann in der KMS nicht mehr realisieren. Auch da müssen wir eigentlich wegkommen, weil es dann sozusagen eine unsinnige Vorgabe wäre. Da haben wir beide Schwierigkeiten, denn im Zusammenspiel kommt man ja dahin, dass man sagt, okay, dann hätte es einen Sinn, hier eben eine gemeinsame Mittelstufe auch einmal zu probieren, und damit auch eine Gefahr der Restschule zu bannen. Man muss das natürlich auch von den Eltern her sehen, also von den Schülern und den Eltern her die Dinge betrachten. Das sehen viele Menschen, dass es in einer Schule, wie zum Beispiel einer Volksschule, die nicht zerteilt wird - gerade in der 4. Klasse ja oft eine Art Grauzone gibt. Es sagt ja keiner, um Gottes Willen, wenn die da weitergehen würden, was würde da passieren. Viele Eltern würden sagen, schade eigentlich, dass ich mich da entscheiden muss, wo man das Kind hingibt, weil Freundschaften zerrissen werden und vieles andere mehr, weil auch die Anmeldungen Probleme bergen. Man sagt, okay, wir wollen das Kind in die Mittelschule geben, oder man gibt es lieber in einen naturwissenschaftlichen Zweig, weil auch seine Freunde hingehen und macht das sozusagen nur, damit einige von den Sozialgruppen beisammenbleiben. Auch dies ist wichtig beim Elternwunsch, dass es nicht gut tut, zu zeitig zu zerreißen, was ja übrigens wiederum ganz besonders in Niederösterreich durchaus auch, glaube ich, wirklich der Hintergrund ist. Und es zeigt sich also auch, dass solche Modelle von den Eltern gut angenommen werden. Nicht nur, dass sie funktionieren, sondern sie hatten sozusagen auch eine gute Nachrede und wurden von den Eltern angenommen. Und um diesem Elternwunsch Rechnung zu tragen, und das auf pädagogisch sinnvolle Art und Weise, muss dann nach der Volksschule zum Wohle der SchülerInnen schon noch eine stärkere Differenzierung kommen. 

Das umzusetzen, glaube ich, darum geht es, wenn wir heute diesen Antrag einbringen können. Und ressourcenmäßig kann und wird es sich ausgehen, wenn wir das gemeinsam wollen. Zum einen die Räume betreffend - denn jetzt gehen die Kinder ja auch in die Schule. Ich habe mir das auch persönlich einmal angeschaut, wie es sich theoretisch ausgehen würde, und es gibt ja auch Schulverbünde, wo das auch mit dem gegenseitigen Unterricht durchaus klappt. Zum Beispiel in Floridsdorf, wo das eigentlich relativ gut funktioniert, und von den Eltern durchaus angenommen wird und von den Lehrern dort, wo sie das sozusagen in der Praxis machen, durchaus auch entsprechend akzeptiert wird. Bei den LehrerInnen brauchen wir noch ein bisschen zusätzliche Ressourcen, gerade, um die individuelle Förderung auch umsetzen und sicherstellen zu können und um das auch flächendeckend ansetzen zu können. Da sind wir, glaube ich, in guten Gesprächen mit dem Ministerium, weil wir hier auch eine Ansprechpartnerin im Ministeramt haben, die das durchaus einmal aufnimmt, wir sind aber noch nicht am Ende der Gespräche angekommen. 

Und ich kann Ihnen dazu sagen, bei einiger Willensbildung hätten wir sozusagen noch mehr eine Möglichkeit, um Druck auszuüben, damit wir das hier auch ausreichend umsetzen können. Deshalb möchte ich den schon angekündigten Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Novak und den Kollegen Jürgen Wutzlhofer und Petr Baxant einbringen, wo wir eben einige inhaltliche Punkte vorbringen, wo es nicht hauptsächlich darum geht, sozusagen Schultaferl festzuschreiben, sondern um eine übersichtliche und sachgerechte Entscheidungsoption für Eltern und Schüler, um Vielfalt an den Wiener Schulen durch Transparenz und Variabilität bei den Abschlüssen, um Förderungen durch individuelle Leistungskurse zu fordern, zum Beispiel Begabungsförderung, aber auch umgekehrt die Möglichkeit zu schaffen, dass die Wartenachhilfe dadurch nicht verunmöglicht wird - weil das ja wieder sozial völlig divergierend funktionieren würde -, modulare leistungsfördernde Wahlfächer und so weiter, und gemeinsame Basisangebote, Kern-Curricula, eine Individualisierung des Unterrichts, eine entsprechende Bildungslaufbahnberatung und Berufsorientierung der Schüler, natürlich auch durch eine Motivation der Lehrerinnen und Lehrer durch Aus-, Fort- und Weiterbildung. Ich sage Ihnen, das Endziel aus meiner Sicht muss einmal eine gemeinsame Ausbildung sein, um dort wirklich eine Gemeinsamkeit zu erreichen, ein Ausbau mehrsprachiger Angebote, und auch entsprechende Sprachkurse für außerordentliche Schüler, und eine gemeinsame Nutzung von Strukturen. 

Und bei diesem Antrag wird der Stadtschulrat für Wien ersucht, dass er in Verhandlungen mit dem Bundesministerium für Unterricht und Kunst und Kultur diese Punkte voranbringt, um zu dieser gemeinsamen Mittelstufe der Vielfalt zu kommen - ich sage einmal, okay - und natürlich auf Basis des Regierungsübereinkommens und durch Heranziehung der Ergebnisse der Zukunftskommission und der Vorarbeiten zu den Bildungsstandards, die eben auch mit dem Wiener Schulsystem unter dem Prinzip der Differenzierung beitragen können und sollen. 

Ich glaube, dass wir damit durchaus auch einmal die inhaltlichen Eckpunkte genannt haben, um eine positive Entwicklung voranzutreiben, und wenn wir das heute beschließen, einmal einen wichtigen Schritt inhaltlich vorangekommen sind, weil das eben Punkte sind, wo wir uns dann mehrheitlich, möglichst mehrheitlich, auch darauf verstanden haben werden. Ich habe ja schon darauf hingewiesen, dass wir natürlich auch entsprechenden Schulraum brauchen, dass wir ja die Schulsanierung vorantreiben, und wir heute noch einen Beschlussantrag behandeln, wo wir diese de facto 600 Millionen auch beschließen werden. Und wir bauen auch Schulen, das einmal zum eigentlichen Akt. 

Zu den PPP-Modellen: Am Nordbahnhof versuchen wir da eben ein neues Modell, wo Private das Gebäude errichten, 25 Jahre erhalten und dadurch auch entsprechend erhalten müssen, nämlich dies selbst leisten müssen, um die Gebäudequalität entsprechend zu sichern. Wir bauen aber auch selbst weiter, zum Beispiel im 10. Bezirk, was auch gut ist, weil sozusagen die Gemeinde auch weiß, wie teuer das ist und durchaus eine Vergleichbarkeit gegeben ist, und entsprechend erkennt, welche Kompetenz sie bei sich behalten soll. Wir sollten auch diesem heutigen Akt mit diesem Versuch eine Chance geben. Auch architektonisch wird es klappen, da wird vielleicht ohnedies noch was kommen, weil ja auch der Architekturwettbewerb im Akt selbst entsprechend vorgesehen ist. 

Alles in allen werden wir mit den heutigen Beschlüssen und dem Antrag einen wichtigen Schritt machen, und dadurch ist heute auch ein wirklich positiver Schritt für die Wiener Schülerinnen und Schüler gesetzt. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht in dem Akt um einen Schulbau, und ich will mich auch auf die Schulbauten in meiner Rede konzentrieren. Eingangs möchte ich sagen, ich hoffe, dass die Schulen, die wir heute errichten und bauen, den künftigen Generationen von Steuerzahlern, von Schülern, aber auch den Politikern nicht solche Schwierigkeiten bereiten werden wie dies uns seit Jahren die alten Schulen und die im Vergleich dazu stehenden Bezirksbudgets, nach denen diese erhalten werden sollen, tun. 

Wir haben in diesem Haus, aber auch in allen Wiener Bezirksvertretungen ja schon seit Jahren oft und ausführlich über dieses Thema diskutieren müssen, und solange, glaube ich, hier vor allem der finanzielle Hintergrund nicht gelöst ist, solange werden wir über dieses Thema weiter diskutieren müssen. Mit der Dezentralisierung wollte man den Bezirken Autonomie verleihen, das hat man zum Teil, aber man hat ihnen auch eine große Bürde übertragen. Eine Bürde, desolate Schulen in Ordnung zu bringen. 

Das Budget, sehr geehrte Damen und Herren, war ja in der Größenordnung, wenn man es betrachtet, auf die Erhaltung dieser Schulen ausgerichtet. Und wir alle wissen, wenn man es umlegt auf den privaten Bereich, unsere Wohnungen, unsere Häuser, so ist ja allein die Erhaltung etwas, was schon ganz schön ins Geld geht. Verlangt wurde aber dann, oder notwendig wurden aber dann sündhaft teure und aufwendige Sanierungen zum Teil wirklich komplett desolater Schulen. Von der Heizung bis zum Dach, von den Fenstern bis hin etwa zu den Physiksälen und zu den Turnsälen, aber auch zu den Aufenthaltsräumen für den Nachmittag. 

Was hat das für die Bezirke bewirkt? Das hat bewirkt, dass sie sich einerseits in hohe Schulden gestürzt haben oder, wenn sie etwas vorsichtiger agieren konnten - oft mussten sie ja diese Schuldenlasten auf sich nehmen - dann ist es zu einem Aufschieben anderer Projekte gekommen. Ich habe es selbst in meiner Tätigkeit, in meiner langjährigen Tätigkeit im Bezirk, in Hernals, erleben müssen, dass wir uns wirklich über Jahre oder über Jahrzehnte fast ausschließlich mit der Sanierung alter, desolater Schulen beschäftigen mussten und für andere Projekte kein Geld zur Verfügung hatten. Und zu diesem Fehler, den hier die Stadt begangen hat, den man nicht wegleugnen kann, kommt dann noch dazu, dass bei der Sanierung dieser Schulen auch von Seiten der Bezirksverantwortlichen massive Fehler gemacht wurden, vor allem im wirtschaftlichen Bereich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt Beispiele sonder Zahl. Ich greife da jetzt nur heraus, dass etwa die Sanierung einer nicht alten oder großen Schulküche genauso viel gekostet hat wie ein Kleingartenhaus heute kostet, oder dass etwa in einem Schulgarten ein Gerätehaus für ein paar Gartengeräte aufgestellt wurde, das 400 000 ATS gekostet hat. Dieses Beispiel wird mir also ewig in Erinnerung bleiben. Wir haben dann nachgeschaut, warum es so teuer war. Man hat es über und über mit Kupfer verkleidet. Ich weiß nicht, warum, es hat keinen besonderen Zweck gehabt, aber so ist man mit dem Geld umgegangen. Jetzt hatte man einerseits schon wenig Geld und das ist aber auf der anderen Seite zum Teil auch wirklich nicht sinnvoll ausgegeben worden, es ist unwirtschaftlich ausgegeben worden. Oder man hat Schulen in jahrelanger Tätigkeit mehr oder weniger zu Tode saniert, wo man dann nach ein paar Jahren draufgekommen ist, dass ein Neubau im Wesentlichen viel wirtschaftlicher gewesen wäre. 

Also, wir werden das Thema Schule nicht ohne den Bereich der Schulbauten in Wien, aber auch der Aufgaben in den Bezirken an uns vorbeilassen können. Jetzt gibt es ja Geld, werden Sie sagen, es wird ja jetzt Geld bereit gestellt, aber natürlich zu Bedingungen. Zu Bedingungen, die sich etwa auf den Rechnungsabschluss 2006 beziehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich finde, das ist schon ein bisschen kurzsichtig, weil in einem Jahr eine Sanierungsarbeit, die ja, wie wir alle wissen, oft sehr aufwendig ist, ja überhaupt nicht relevant sein kann, sondern da müsste man viele Jahre zurückschauen, um das, was auch in unterschiedlichen Jahren ab den späten Achtzigern in die Schulen investiert worden ist und an sukzessiven Neubauten, Zubauten, Renovierungen gemacht wurde, zu erkennen, die sich ja dann alle auf die fortlaufenden Budgets und Rechnungsabschlüsse natürlich ausgewirkt haben. Hier nur ein Jahr oder eine Periode in Betracht zu nehmen, das halte ich also wirklich für den Versuch, gewisse Bezirke einfach davon auszuschließen, diese Mittel überhaupt in Anspruch nehmen zu können. 

Unsere Schulen sind uns wichtig und auch die Dezentralisierung ist uns wichtig und daher werden wir nicht daran vorbeikommen können, hier neue Schritte zu setzen. Man muss sich auch - und das möchte ich hier auch anführen - sicher die Parameter für die Ausschüttung der Bezirksmittel neu überlegen, da Wien in den letzten 20 Jahren ja nicht stehen geblieben ist, wie Sie auch selber gerne betonen, es hat sich ja viel an der wirtschaftlichen Situation in manchen Bezirken verändert und es hat sich viel in der demokratischen Entwicklung getan, daher wird hier der Diskussionsprozess sicher aufrechtzuerhalten sein, und daher werden wir uns hier sicher auch mit den neuen Gegebenheiten zu einer neuen Form der Mittelverteilung für die Bezirke entschließen müssen. 

Fest steht eines: Für den Schulausbau, für die Renovierung vor allem, haben die Bezirke zu wenig Geld. Das wirkt sich nachteilig für viele andere Projekte aus, das wirkt sich nachteilig auf den Steuerzahler aus, das wirkt sich aber auch nachteilig für die Schulen selbst und hier natürlich für unsere Schulkinder aus.

Wir reichen daher heute einen Beschlussantrag ein, worin die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke aufgefordert wird, die Bezirksbudgets um 30 Prozent zu erhöhen. Und bei der Schulsanierung ist der Kostenschlüssel zwischen der Stadt und den Bezirken im Verhältnis 90 : 10 vorzusehen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, stimmen Sie zu, entschließen Sie sich, mehr Geld für die Bezirke herzugeben und damit auch Gutes für die Wiener Schulen zu tun. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Margulies hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich tatsächlich nur zum PPP‑Modell sprechen, aber ich erlaube mir jetzt dennoch ein paar Worte zur vorangegangenen Diskussion: 

Zur Sozialdemokratie nur ganz kurz, weil man ja eigentlich in den letzten Tagen gedacht hat, der Wille ist da und heute, so wie meine Kollegin Jerusalem, schwer überrascht war, dass, obwohl Bürgermeister, Stadträtin, Stadtschulratspräsidentin, davon sprechen, Gesamtschule oder gemeinsame Schule der 6‑ bis 14‑Jährigen, sich das nicht in den Anträgen wiederfindet. 

Ist das die Angst vor der eigenen Courage? Vielleicht haben Sie es auch nur vergessen und deshalb hat ja Kollegin Jerusalem einen Antrag eingebracht, der sich klar und deutlich dafür ausspricht, dass ein Modell für eine gemeinsame Schule der 6‑ bis 14‑Jährigen in einer Gesamtschule entwickelt werden soll. Und ich gehe auf Grund der Diskussion in den letzten Tagen tatsächlich davon aus, dass Sie dem auch zustimmen werden.

Ein anderer Punkt, und das muss ich jetzt wirklich betrüblich sagen, waren die Wortmeldungen von Kollegen Gudenus und von Frau Stadträtin Cortolezis‑Schlager. Meines Erachtens waren sie eine Beleidigung für die Intelligenz hier im Haus, und es fällt mir tatsächlich schwer zu sagen, wer war die größere Beleidigung. Aber ich habe mich für die Frau Stadträtin entschieden. 

Es ist unglaublich, wie sie sich hier herstellt, nach 12 Jahren Bildungsministerin Gehrer, und dann tatsächlich sagt, in den 12 Jahren hat die Frau Bildungsministerin die Voraussetzungen geschaffen, dass sich jetzt etwas ändert. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Entschuldigung, was macht die ÖVP? Sie sitzt eigentlich ständig in der Regierung, ich glaube, seit 20 Jahren oder noch länger, schafft die eine oder andere Voraussetzung, zur Umsetzung kommt es nie, und wenn man 12 Jahre Bildungsministerin ist, macht man halt in 12 Jahren das, was andere in einem Jahr tun, und dann wagen Sie hier noch von Leistung zu sprechen! 

Das ist peinlich, wenn man 12 Jahre Voraussetzungen schafft und nichts umsetzt und dann beklagt, das Schulsystem sei so schlecht und muss verbessert werden. Also bitte, Entschuldigung! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das Wiener Schulsystem, aber nicht das Bundesschulsystem!)

Ein anderer Punkt: Cortolezis‑Schlager spricht von neuen pädagogischen Erkenntnissen. Sie ist leider nicht anwesend, sie hat 40 Minuten hier gesprochen, mehr oder minder intelligent, und geht. Sie interessiert sich nicht für die Debatte. Das ist zur Kenntnis zu nehmen, aber, sie stellt sich hin und spricht von neuen pädagogischen Erkenntnissen. Dabei sind die zentralen alten und neuen pädagogischen Erkenntnisse die, dass eine angeblich leistungsbezogene Trennung bei 10‑Jährigen absoluter Schwachsinn ist. Und sogar Pröll, nicht der Bundesminister, sondern der Landeshauptmann Pröll, wahrlich kein großer Hort des Fortschritts, ist in dem Punkt weiter und sagt, 6 Jahre Volksschule und widerspricht somit Cortolezis-Schlager. Da scheint sich tatsächlich innerhalb der ÖVP ein bisserl etwas zu tun und die Wiener ÖVP ist, was das Schulwesen betrifft, am Ende (GRin Mag Maria Vassilakou: Sie widerspricht sich ja!) trotz Hahn, der angeblich so liberal ist und trotz vielen anderen, die gerne so fortschrittlich wären. In der Bildungspolitik ist die ÖVP tatsächlich Schlusslicht auch im innerparteilichen Ranking. Und das ist absurd. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Dann spricht sie - und das hat mich tatsächlich dann dazu bewegt, noch einige Worte zu sagen – von Leistung und Wettbewerb. Es ist meines Erachtens tatsächlich tragisch, wenn man versucht, Kindern und jungen Schülerinnen und Schülern und das sage ich bewusst jetzt, im Pflichtschulalter, Leistung und Wettbewerb als die zentralen Mechanismen unserer Gesellschaft nahe zu bringen. Ich halte Leistung für in Ordnung, ich halte Wettbewerb für in Ordnung. Aber die zentralen gesellschaftlichen Wertvorstellungen werden in der Regel durch Kooperation und Solidarität vermittelt und nicht, indem man alles auf den Leistungscharakter aufbaut und selbst 12-Jährige und 10-Jährige danach beurteilt, wie sehr sie imstande sind, Leistung zu erbringen und bei einem Wettbewerb zu obsiegen. So wie das von Ihrer Stadträtin betont worden ist, ist die Antwort klipp und klar, auf wessen Seite eine ideologisierte Bildungspolitik gemacht wird. 

Sie setzen sich nicht auseinander mit kooperativen Modellen, Sie setzen sich auch nicht damit auseinander, welche Bildung benötigt eigentlich unsere Gesellschaft, sondern Sie sagen - Ihrer Ideologie tatsächlich entsprechend - Leistung und Wettbewerb seien die zentralen Anknüpfungspunkte einer Schule. Und das ist bedauerlich, und das ist nicht 21. Jahrhundert, das ist 19. Jahrhundert. 

Und in diesem Sinne, liebe ÖVP, wäre es tatsächlich gut, wenn Sie einmal im 21. Jahrhundert ankämen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie reden über die Hauptschulen so, als ob die Hauptschulen ein Wiener Problem wären, und in den Bundesländern würde das alles super gut funktionieren. So ist es doch nicht! Warum wollen gerade im Umfeld Wiens, warum wollen die niederösterreichischen Gemeinden - nicht eine, sondern viele – Gymnasien? Warum stöhnt Gänserndorf? Warum wollen die Kinder aus der Region Gänserndorf nicht in die Hauptschulen gehen, warum wollen die Eltern nicht, dass die Kinder in die Hauptschule gehen, wenn doch die Hauptschulen alle so super funktionieren? Gänserndorf platzt aus allen Nähten und eigentlich alle Gymnasien in der Umgebung platzen aus allen Nähten. Weil die Hauptschulen in Niederösterreich so gut funktionieren? 

Auch Lhptm Pröll ist darauf gekommen - so wie andere Landeshauptleute -, dass man in Wirklichkeit diese Trennung nicht aufrechterhalten soll und dass es im Schulwesen Veränderungen bedarf. Und diese Veränderungen, und da spüre ich jetzt ein bisserl so ein Zeitfenster, ein Zeitfenster, das eigentlich durch Zufall aufgegangen ist, wo gestern oder vorgestern, glaube ich, die Zeitungen fast tituliert haben „Chaotische Zustände bei den Vorschlägen“, weil es wirklich darum gegangen ist, ob fünfjährige Volksschule, sechsjährige Volksschule, Gesamtschule, teilweise Gesamtschulprojekte, et cetera. Aber das ist ein Zeitfenster, weil anscheinend alle erkennen, es muss etwas gemacht werden, nach 12 Jahren Gehrer Unterrichtsministerin muss etwas gemacht werden. 

Wir nehmen das alle miteinander zur Kenntnis, aber dann tun wir auch etwas und überlegen uns, was sind tatsächlich heutzutage zeitgemäße Schulformen. 

Und da muss man sich halt zum Beispiel auch Veränderungen in der Lehrlingsausbildung anschauen, Veränderungen in der Wirtschaft. Es hat sich ja in den letzen 40 Jahren, wo die Trennung in Hauptschule und AHS noch ganz andere Aspekte beinhaltet hat, Erhebliches geändert. Das beginnt damit, dass in Wirklichkeit die Unternehmen die Lehrlinge ausbilden, und plötzlich gibt es viel besser ausgebildete Lehrlinge. Es war zum Teil auch zu Ihrer Ideologie passend, dass es die Trennung AHS und Hauptschule gegeben hat. Es war früher für Lehrlinge nicht unbedingt notwendig, so gut ausgebildet zu sein, weil die sind tatsächlich in ihrem Lehrberuf, wenn sie nicht gerade putzen geschickt worden, ausgebildet worden sind. Welche Unternehmer machen denn das heutzutage noch, ohne eine Förderung zu kassieren. De facto jede zweite Lehrstelle, die es gibt, wird schon in irgendeiner Art und Weise gefördert, nicht nur in Wien, Blum-Bonus ist österreichweit, das ist nicht nur in Wien eine Frage, das wissen Sie ganz genau, und auch andere Bundesländer haben Lehrstellen-Förderungs-
programme. Es hat sich Erhebliches geändert und man ist eben darauf gekommen, dass die Entwicklung eines 10-Jährigen nicht vorhersehbar ist, wie sich der- oder diejenige weiterentwickelt, und genau deshalb macht man das Modell einer gemeinsamen Schule. Nun, selbstverständlich wird nicht jeder Schüler ganz genau dasselbe lernen können. Das geht nicht. Nun, selbstverständlich muss dann differenziert unterrichtet werden, selbstverständlich muss man auf die Stärken und die Schwächen der einzelnen SchülerInnen eingehen können, und selbstverständlich bedarf das kleinerer Klassen, selbstverständlich bedarf das mehr Lehrerinnen und Lehrer, engagierter Lehrerinnen und Lehrer, und man kann endlich auch die Projekte, die ja zum Teil begonnen wurden, dass sich die Schüler untereinander helfen und fördern, vorantreiben. Und so lernen sie Kooperation, so lernen sie Solidarität, und so lernen sie, dass Wettbewerb und Leistung nicht das Einzige ist, was im Leben zählt. Und in so einer Gesellschaft will ich leben, wo Wettbewerb und Leistung nicht das Einzige ist, was zählt, sondern wo es tatsächlich darum geht, dass man sich gemeinsam überlegt, was ist für unsere Gesellschaft am besten, wo das Gemeinwohl tatsächlich im Mittelpunkt steht und nicht nur das Wohl des Einzelnen. Und dafür ist es notwendig, am Schulsystem etwas zu ändern, und dafür ist es notwendig, die Segregation zwischen Hauptschule und AHS aufzuheben. 

Ich komme jetzt zum eigentlich Punkt des PPP-Modells. Sie werden heute bei einem anderen Antrag noch sehen, dass es für die Grünen nicht so ist, dass wir prinzipiell jedes PPP-Modell ablehnen. Wir werden versuchen, dem Antrag der ÖVP bei der Markthalle zustimmen, wir halten es nur für falsch, im Schulbereich einen Bereich, der auch bei der Konzeption des Modells keine Gewinnkomponente ausweist, ein PPP-Modell zu versuchen, weil de facto die Gewinnmarge des privaten Betreibers daher rührt, dass er möglichst die Kosten senkt, die Kosten senkt beim Bau, die Kosten senkt in der Instandhaltung, die Kosten senkt in der Betriebsführung. Möglicherweise kann man tatsächlich Verträge so gestalten - bei hervorragenden Juristen und bei einer wirklich langfristigen Perspektive - dass es nicht schlechter wird als der Ist-Zustand. Aber angesichts dessen, wie die PPP-Modelle ohne Gewinnkomponente über einen Zeitraum von 25, 30 Jahren aus der Erfahrung heraus wirken, ist einfach die Tendenz diejenige, dass der Betreiber, die Betreiberin, versucht, Kosten, wo es geht, zu reduzieren. Man kann natürlich die ursprüngliche Summe in einer Höhe ausmachen, wo es erheblich mehr kostet, als wenn die Stadt Wien bauen würde. Ob das allerdings wiederum sinnvoll wäre, das wage ich zu bezweifeln. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Was ist denn mit den Privatschulerhaltern!) Entschuldigung, (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Die Privatschulerhalter!) Nun, Privatschulerhalter haben, und das wissen sie, im Gegensatz zu einer städtischen Schule die Möglichkeit, Schulgebühren einzuheben. Ja, so ist es, diese Möglichkeit gibt es - Gott sei dank - bei öffentlichen Schulen nicht, aber Privatschulerhalter, das wissen sie auch, leben ja nicht nur von den Gebühren, sondern in Konnex mit den Privatschulen ist natürlich verbunden, dass es Eliteschulen sind, dass man zugehörig ist, und lebt natürlich auch das eine oder andere Mal - aber erheblich weniger als in den USA - von Spenden der Absolventen und Absolventinnen. Natürlich haben Privatschulen andere Möglichkeiten, ihre Einnahmen zu erhöhen. Eine öffentliche Schule, beziehungsweise der Betreiber einer öffentlichen Schule, dem am Anfang von 25 Jahren zugesagt wird, du bekommst die Summe X für den Bau der Schule und für die Betriebsführung, aber du bekommst keinen Cent mehr, der erzielt seinen Gewinn daraus, dass die Kosten niedriger sind als die finanziellen Mittel, die er bekommt. Das ist watscheneinfach, da muss man noch nicht einmal Mathematik studiert haben, da reicht sogar Hauptschulniveau, um das zu kapieren. 

Also besteht die Gefahr - wenn der Betreiber, die Betreiberin, den Gewinn maximieren will -, dass die Kosten gesenkt werden, und das gerade im Schulbereich. Und wir diskutieren jetzt schon ziemlich lange darüber, dass dies auf Kosten der Schüler und Schülerinnen geht. Und deshalb lehnen wir ein PPP-Modell im Schulbereich ab. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir sind durchaus aufgeschlossen, wenn es um PPP-Modelle geht. Wir haben natürlich unsere Probleme dann, wenn sie dazu herangezogen werden sollten, die Kontrolle des Gemeinderates, die Kompetenzen der Ausschüsse zu beschneiden, aber dass man einmal einen Schritt in diese Richtung macht, auch im Schulbau, ist durchaus etwas, was man ja auch bei den Vätern schon durch Contracting-Modelle gemacht hat. Also, das ist durchaus etwas, was wir kritisch beobachten werden.

Wir werden uns auch bei dem Projekt am Nordbahnhof anschauen, welches Ergebnis herauskommt. Findet sich hier wirklich ein Privater, der einen Mehrwert auch für das Gemeinwohl erbringt? Wir werden uns auch anschauen, wie viel kostet das insgesamt, wie schaut das mit dem Budget aus, das den anderen Pflichtschulen zur Verfügung steht, weil wir sehen ein bisschen das Problem darin, dass es einige Prestigeprojekte wie Monte Laa und jetzt den Nordbahnhof gibt, da ist sozusagen das Geld vorhanden, und in anderen Schulen fehlt es möglicherweise. Aber, es ist dies heute ein erster Schritt, und wenn hier neue Wege beschritten werden, dann sind wir die Letzten, die auf diesem Weg nicht zumindest ein Stück des Weges mitgehen werden. Das zum Thema PPP-Nordbahnhof. 

Die Schulbauoffensive sehen wir auch mit einem lachenden und mit einem weinenden Auge. Wir haben ja viele Jahre darauf hingewiesen, dass der Zustand der Wiener Pflichtschulen, der bauliche Zustand, kein guter ist, und dass Schulerfolge nur in guten, intakten Gebäuden herbeigeführt werden können. (VBgmin Grete Laska: Aber geh!) Wir haben weiters darauf hingewiesen, dass die Lastenverteilung zwischen der Zentrale und den Bezirken schon oft sehr augenzwinkernd zu Lasten der Bezirke gelaufen ist. Was ist eine Generalsanierung, was ist laufende Erhaltung, wir hatten schleichende Generalsanierungen, die im Bezirksbudget ihren Niederschlag gefunden haben. Wir nehmen zur Kenntnis, dass jetzt auch die Stadtregierung daraufgekommen ist, dass der Zustand der Wiener Pflichtschulen kein guter ist, und dass hier zusätzliches Geld notwendig ist. Uns ist wichtig, dass den Bezirken nicht jeglicher finanzielle Spielraum für die nächsten zehn Jahre genommen wird, und dass man hier auch zu flexiblen, die unterschiedlichen Situationen in den diversen Bezirken differierenden, Lösungsvarianten kommt, sodass hier nicht, wenn man sich einmal in ein Programm für zehn Jahre einklinkt - das sind immerhin zwei Legislaturperioden - jeder Spielraum genommen wird.

In diesem Sinn ein Ja auch zur Schulsanierung, aber auch ein ganz ein klares Ja dazu, hier weitere Gespräche zwischen Zentrale und Bezirken zu führen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben hier aber auch eine allgemeine Schuldebatte begonnen, und das ist gut so. Schule ist ein zentraler Bereich unserer Gesellschaft, und geben sie mir kurz die Gelegenheit, auch hier die Position der ÖVP noch einmal ganz klar zu fassen: 

Ich weiß nicht, warum hier schon die Sektkorken knallen und man glaubt, dass man am Ziel ist, dass hier in Wien eine flächendeckende Gesamtschule, egal, welcher Ausprägung, eingeführt wird. Ich darf Sie daran erinnern, dass wir ganz klare verfassungsrechtliche Vorgaben haben. Die Bundesverfassung sieht ein differenzierendes Schulsystem vor, also eines, das nicht selektierend ist, sondern differenzierend. 

Ich weiß nicht, warum haben Sie so ein Problem mit Differenzierung. Es gibt unterschiedliche Anlagen, es gibt unterschiedliche Talente, es gibt auch unterschiedliche Anforderungen des Arbeitsmarktes. Die Allgemeinbildung ist nur eine, wir haben die Berufsbildung, wir haben den Weg in die Lehre, der sehr wichtig ist, wir müssen Durchlässigkeiten schaffen, aber Differenzierung ist eigentlich genau das, was unsere hoch differenzierte Gesellschaft braucht. Die Schule soll auf das Leben vorbereiten und insofern auch ein Abbild jener Gesellschaft sein, in die unsere Kinder und Jugendlichen hineinwachsen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit haben offenkundig die GRÜNEN in diesem Haus hier ein Problem, wenn man von „schändlichen Leistungsgruppen" spricht. Ja, meine Damen und Herren, was wäre denn ein Schirennen, wenn die Zeit nicht mitläuft? Wollen wir uns rein optisch die Schifahrer anschauen? (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist aber schon ein Unterschied! Schule ist doch kein Schirennen!) – Was ist denn letztendlich im Berufsleben der Fall? Oder wollen Sie ein Fußballspiel und die Tore nicht mehr zählen? Oder soll wirklich die Führerscheinprüfung die erste Prüfung sein, die man mit 17 oder 18 Jahren macht, meine Damen und Herren? Ich glaube, das Leben ist ein ganz anderes. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Führerschein ist eine Prüfung ohne Noten!) Auch bei der Führerscheinprüfung gibt es ein Durchgekommen oder ein Durchgefallen.

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN! Es kann nicht jeder grüne Berufsfunktionär ein Wiener Gemeinderat werden. (Beifall bei der ÖVP.) Schauen Sie sich doch an, die Abstimmung machen ja die Menschen mit den Füßen. Warum haben Sie als Vorreiter der direkten Demokratie, solange Sie sicher gehen können, dass vielleicht das herauskommt, was Sie gerne hätten, so ein Problem mit einer Volksbefragung über die Gestaltung des Schulsystems? Wir haben damit überhaupt kein Problem, denn das Schulsystem ist keine Expertenmaterie, wo man jahrelang pädagogische Studien betreiben muss, hier kann man sehr wohl ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, es ist eine Klassenmaterie! Da haben Sie ganz recht!) Nein, nein, hier kann man sehr wohl mitreden. Jeder von uns war in der Schule, wir haben Kinder, die in die Schule gehen, und die Menschen haben ein sehr gesundes Gespür dafür, was sie für ihre Kinder wollen.

Warum will die Wiener SPÖ oder wollte die Wiener SPÖ ein flächendeckendes Gesamtschulmodell? Weil Sie ganz genau wissen, wenn das nur einzelne Gesamtschulen sind, dann geht dort keiner hin. Man bringt die Kinder mehrere Bezirke weiter weg, weil man diesen Eintopf nicht will. Und das müssen wir zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und dass die Wiener Hauptschulen so ausschauen, wie sie heute ausschauen – obwohl ich glaube, dass sie teilweise viel besser sind, als sie schlechtgeredet werden –, das fällt unter die alleinige Verantwortung der SPÖ. Pflichtschulwesen ist Landessache, und wenn man die Leistungsgruppen abschafft, wenn man das Modell der Kooperativen Mittelschule ganz bewusst ins Leere laufen lässt, indem hier wertlose Zeugnisse produziert  werden – wir sind selbst damit konfrontiert im BHS-Bereich; es ist wirklich zum Weinen teilweise, es kommen Schülerinnen und Schüler mit Zeugnissen mit lauter Einsern aus der KMS, und sie können nichts; sie werden frustriert, und diese Frustration kann man doch den Kindern nicht zumuten –, wer die Hauptschule so kaputt macht – es ist eine Schande und auch ein Skandal gegenüber den engagierten Lehrerinnen und Lehrern, die versuchen, trotz dieser schlechten Rahmenbedingungen das Beste zu machen; außerdem ist die Wiener Hauptschule gar keine Restschule, wenn im Schnitt fast 50 Prozent der Schülerinnen und Schüler dort hingehen, und es ist eigentlich eine Frechheit, dass Sie so tun, als ob es schon eine Gesamtschule gäbe, und einen Schultyp abschreiben –, wer also im eigenen Verantwortungsbereich einen Schultyp so an die Wand fährt, der wird nicht mit der Gesamtschule belohnt. Sicher nicht mit den Stimmen der ÖVP! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das müssen die Frau Vizebürgermeister und auch die Frau Stadtschulratspräsidentin sich schon vor Augen halten: Das Gymnasium schafft man nicht mit einer Pressemitteilung oder via Teletext oder via Internet ab. Dazu braucht es bundesgesetzlicher Regelungen, und die können Sie sich mit der ÖVP in die Haare schmieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Alois Mayer: Was ist das für eine Ausdrucksweise?) 

Die Eltern wollen keinen Bildungseintopf, die Schülerinnen und Schüler wollen keinen Bildungseintopf! Stellen Sie sich dem! Stellen Sie sich der Debatte, und schauen Sie, wo Sie Ihre eigenen Kinder hinschicken. Da sieht man dann nämlich, die verpönten Privatschulen werden vornehmlich von sozialistischen Funktionärskindern besucht, weil man genau für das eigene Kind das Beste möchte und keinen Eintopf! 

Sie können nicht Ihre nicht vorhandene Integrationsarbeit dadurch kaschieren, dass Sie ein Türschild bei der Schule auswechseln und dann glauben, dass bildungsferne Schichten auf einmal bildungsnäher sind. So ist das Leben eben nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zeigen Sie mir bitte eine wissenschaftliche Untersuchung, dass eine Gesamtschule zu besseren Ergebnissen führt, nämlich inhaltlicher Natur. Wenn man sagt, die Schule soll alles, nur nichts beibringen, die Schule ist ein Sozialcamp, dann mag das schon sein. Aber, meine Damen und Herren, das Leben ist keine Projektarbeit, wir leben in keiner virtuellen Welt, das Leben ist echt und real, und darauf soll die Schule vorbereiten. Spiegeln wir unseren Kindern nicht eine falsche Realität wider. Ich rede nicht dem japanischen System das Wort , aber unser humanistisches Gymnasium, unsere Schulen bieten genug Möglichkeiten auch für Teamarbeit, für Projektarbeit und so weiter. Aber auch dort muss jedes Teammitglied seine Leistung bringen. Und das ist ja das Interessante bei der Projektarbeit. Dort gibt es keine Trittbrettfahrer, denn wenn man dort Trittbrettfahrer ist, dann schädigt man seine Kolleginnen und Kollegen im Team. Auch im Team in der Schule ist Leistung gefordert – so wie im späteren Leben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie auf die letzten zwölf Jahre rekurrieren: Dort, wo der Bund zuständig ist, dort gibt es auch keine Problem, dort, wo manche Länder zuständig sind, gibt es Probleme. In Tirol ist die Hauptschule ein anerkannter Schultyp. Da gibt es überhaupt keinen Grund, Kinder zwischen 10 und 14 Jahren 30 km weit in ein Gymnasium zu schicken, wenn die Hauptschule im Ort sehr gut funktioniert. Dort haben die Länder kein Problem, dort hat es auch funktioniert. Sie sind in der Verantwortung, und Sie haben diese Verantwortung nicht wahrgenommen. Sie werden Ihr Scheitern nicht uns umhängen können und dann glauben, eines Ihrer vielen gebrochenen Wahlversprechen vielleicht doch durchsetzen zu können.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch ein kurzes Wort auch zur Situation der Studierenden bringen. Auch da kann man die Doppelbödigkeit der SPÖ sehr gut vor Augen führen. Ich habe das Gezeter um die Studiengebühren noch im Ohr: Wie schlimm, wie schrecklich, wie viele Menschen ausgeschlossen werden vom Studium. Es studieren Gott sei Dank trotzdem immer mehr junge Menschen auch und gerade in der Universitätsstadt Wien. Unser Wissenschaftsminister Hahn hat es durchgesetzt, dass die Stipendien erhöht werden, und zwar in doppelter Hinsicht, der Betrag für die Stipendien wird erhöht und die Zahl des Bezirkskreises wird angehoben – nebenbei bemerkt: Der Wiener Kindergarten ist immer noch die mit Abstand teuerste Bildungseinrichtung in diesem Land –, nur können wir die Stipendien gar nicht so viel erhöhen, als dass sie nicht durch Tariferhöhungen, die alle Wienerinnen und Wiener und damit auch die Studenten treffen, aufgesogen werden. 

Wenn Sie wirklich ein Herz für Studenten haben, dann sparen Sie nicht dort, wo Sie nicht zuständig sind, sondern dann machen Sie etwas für die Studentinnen und Studenten dort, wo Sie zuständig sind, nämlich im Bereich der Gebühren, der ganzen öffentlichen Einrichtungen.

Deswegen verlangen meine Kolleginnen Anger-Koch und Monika Riha und meine Wenigkeit in einem Beschlussantrag, dass die zuständigen Stellen ersucht werden, ein Maßnahmenpaket zur Unterstützung der in Wien Studierenden zu konzipieren, beinhaltend eine verbesserte Ausgestaltung des Tarifsystems der Wiener Linien, einen Ausbau der studentischen Serviceeinrichtungen, ein Wien-spezifisches Stipendienprogramm, einen Ausbau der Radabstellplätze und der Kinderbetreuungseinrichtungen. Und glauben Sie nicht, dass man mit einem Almosen, dass man für ein Semester den Freifahrtausweis einführt, darüber hinwegtäuschen kann, dass die Wiener Linien um einiges, um viele Prozente, um 15 Prozent teurer geworden sind.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Novak. Ich bitte sie zum Rednerpult. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Eigentlich habe ich mir ja in den letzten Tagen so gedacht, dass viele BildungspolitikerInnen und BildungsexpertInnen zur Zeit mit einem großen Optimismus und auch mit einem großen Lächeln im Gesicht durchs Leben gehen, weil wir etwas geschafft haben und etwas in Bewegung gekommen ist, von dem wir uns ... (Zwischenruf von GR Robert Parzer) – Sie wissen noch gar nicht, was ich sagen möchte (Zwischenrufe bei der ÖVP), jetzt lassen Sie mich einmal ausreden, bevor Sie gleich aufschreien – ... etwas in Bewegung gebracht haben und etwas erreicht haben, von dem viele BildungspolitikerInnen und BildungsexpertInnen sagen, das hätten sie sich in den letzten Jahren immer erträumt. 

Wir haben es geschafft, dass qualitätsvolle, inhaltliche Bildungsdebatten nicht nur in Gremien wie dem Gemeinderat, dem Landtag oder dem Nationalrat stattfinden, sondern dass sie in der Öffentlichkeit stattfinden, dass sie in den Medien vor allem stattfinden. Ich weiß nicht, wie lange es her ist, dass sich mit dem Bildungsthema und der Qualität von Bildung in der Schule Medien wie Zeitungen, Fernsehen, Radio, ganze Sendeschienen im Fernsehen so intensiv auseinandergesetzt haben. Das ist das, was so manche in den letzten Tagen wirklich in Begeisterungsstürme ausbrechen hat lassen, weil das schon sehr, sehr lange nicht mehr der Fall war. 

Eigentlich habe ich mir auch gedacht, dass diese Begeisterung in einer inhaltlich sachlichen Form auch heute zum Ausdruck kommt, und habe es persönlich ein bisschen schade gefunden, schade nämlich die Wortmeldung der Kollegin Jerusalem. Ich habe immer wieder in den letzten sechs Jahren den Eindruck gehabt, dass wir in sehr, sehr vielen Bereichen gemeinsam auf einer Front kämpfen, gemeinsam auch versuchen, ein Ziel zu erreichen und eigentlich in den inhaltlichen Dingen, gerade was die Frage der gemeinsamen Ausbildung der 10- bis 14-Jährigen oder der 6- bis 14-Jährigen betrifft, was die Frage von Schuleingangsphasen, was die Frage der ersten Bildungseinrichtung Kindergarten und so weiter betrifft, sehr d'accord sind. Und letzt erlebe ich etwas, das ich nicht nachvollziehen kann. Ich erlebe, dass Sie gerade zum jetzigen Zeitpunkt, wo die Chance besteht, eine wirklich wertvolle inhaltliche Debatte zu führen, hier herauskommen und sich an Begrifflichkeiten festhaken und das tun, was Sie eigentlich uns und der ÖVP in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer vorgehalten haben. 

Sie fordern, dass man ausschließlich mit einem einzigen Begriff, nämlich dem der Gesamtschule, beschreibt, was drinnen sein soll. Sie haken sich daran fest, wollen nicht so flexibel sein und machen damit das, was Sie uns immer vorgehalten haben. Und das finde ich sehr, sehr schade. Man könnte jetzt sagen – zumindest habe ich den Eindruck –, dass Sie versuchen, das, was beginnt, nämlich eine Annäherung zwischen zwei Parteien, zwischen zwei Ideologien, wieder zunichte zu machen, hier zu spalten und nicht darauf abzuzielen, dass wir eigentlich ein gemeinsames Ziel haben sollten. Das finde ich sehr traurig.  

Ich finde es auch traurig, dass gerade von den Grünen jetzt nichts kommt. Wenn man in die APA geht – Sie haben ja die Möglichkeit – und dort zum Beispiel einmal hineinschaut, wie viele Presseaussendungen zum Thema „Gesamtschule, Grüne, Oberösterreich oder Modellversuch“ da überhaupt gemacht wurden, wie viele Aussagen getroffen wurden, dann ist da leider gähnende Leere. Das ist ein bisschen eigentümlich, weil die Grünen ja immer behaupten, sie sind die Einzigen, die die richtige Bildung und die richtige Pädagogik erfunden haben, und die Einzigen, die das auch jemals umsetzen werden. Und dann findet so eine Debatte statt, wie sie gerade stattfindet, und dann gibt es von den Grünen gar nichts. In Oberösterreich gibt es keinen Antrag, keine Presseaussendung. Nichts. Kein Statement zum Modellversuch, keinen Aufschrei: Hallo, Oberösterreich will auch Modellversuchsland werden! et cetera. Dort, wo Sie nämlich die Möglichkeit hätten, etwas einzubringen, etwas einzufordern, etwas umzusetzen und die Verantwortung zu tragen, kommt nichts. Das ist bezeichnend, und das finde ich schade, weil ich mir immer gedacht habe, wir arbeiten hier auf demselben Weg miteinander. (Beifall bei der SPÖ.)
In der jetzigen Debatte, die ich jetzt seit, glaube ich, fast zwei Stunden verfolgen durfte, haben wir wieder festgestellt, dass wir uns nicht an diesen Begrifflichkeiten festhaken dürfen, sondern genau davon lösen müssen, um uns anzunähern, und zwar auf beiden Seiten. Da nehme ich keine Gruppe aus. Ich glaube auch, dass wir da oder dort sicher auch noch Debatten führen müssen, wie der Leistungsbegriff definiert ist, aber ich denke, abgelegt haben wir diese grundsätzlich negative Besetzung des Leistungsbegriffs. 

Ich erwarte mir aber natürlich auch von der anderen Seite eine Annäherung dahin gehend, dass es in der Definition unserer Begrifflichkeit nicht darum geht, einen Einheitsbrei irgendwie zu fordern oder umsetzen zu wollen. Das veranlasst mich dazu, die Frage des Kollegen Aigner zu beantworten: Warum will das denn die SPÖ? Was will denn da die SPÖ? Na, was die SPÖ will, ist relativ klar darzulegen, wenn man sich anschaut, wo wir gerade stehen. 

Wir haben jetzt ein System: Zuerst Kindergarten als Bildungseinrichtung – da ist der Besuch noch variabel da oder dort in Wien – kurz vor dem Eintritt in die Schule, relativ flächendeckend angeboten, dann vier Jahre einer gemeinsamen Schule, nämlich die Volksschule. Und dann kommt dieser Zeitpunkt, wo ein Kind neuneinhalb Jahre alt ist und wo festgestellt wird, in welche Schule es nachher geht, ob es in eine AHS oder in eine Kooperative Mittelschule oder in die Hauptschule geht, doch das wird nicht nach einem ganzheitlichen Beurteilungssystem des Kindes entschieden, sondern es wird nach einer einzigen Schwäche, die aufgetreten ist, entschieden, nämlich, wenn es zum Beispiel in einem Fach nicht die erforderliche Note hat, die man braucht, um in eine AHS zu gehen. Alles andere ist wurscht, alles andere ist quasi null und nichtig geworden, wenn diese eine Schwäche im Zeugnis steht. 

Und was findet dann statt? – Dann findet Klassenselektion statt, nämlich in zwei verschiedene Gruppen, und schon diese Teilung in die eine und in die andere Gruppe führt dazu, dass Bildungslaufbahnen zum großen Teil vorbestimmt sind. Und dann kommt noch dazu – und das ist natürlich einer der wirklich ungerechtesten Umstände –, dass diese Selektion zum Teil nicht einmal nur auf dem Leistungs- oder Notenprinzip aufbaut, sondern in sehr, sehr vielen Fällen auch noch nach dem sozioökonomischen Status stattfindet. Und das ist das Ungerechteste, was es überhaupt gibt. Und deshalb findet die SPÖ, dass diese Selektion nicht stattfinden soll, deshalb möchte sie nicht, dass Kinder mit neuneinhalb Jahren entscheiden sollen, das heißt, sie selbst entscheiden es nicht, aber die Eltern gemeinsam mit den Lehrern und anderen entscheiden, was mit dem Kind passieren soll, und wie hier selektiert wird. 

Deshalb fordern wir die gemeinsame Schule für 10- bis 14-Jährige, sehr wohl mit einer Individualisierung und einer Differenzierung. Ich habe das hier an dieser Stelle, ich weiß nicht wie oft, schon klarzulegen versucht. Es geht uns darum, nach innen zu differenzieren. Es geht uns darum, die Schwächen zu erkennen und sie zu schwächen, die Stärken zu erkennen und diese zu stärken, ein System zu haben, wo das möglich ist, ein System, wo individuell ganz genau geschaut wird: Welche Talente und Begabungen gibt es? Wie kann man Schule so organisieren, dass diese Talente und Begabungen auch ausgebaut werden können? Wie kann man Schule so organisieren und Unterricht so organisieren, dass Schwächen, die vorhanden sind, abgeschwächt beziehungsweise beseitigt werden können, um Kinder soweit begleitend auszubilden, dass sie dann erst mit 14 oder 15 Jahren entscheiden, welches meiner Talente, welche meiner Stärken möchte ich beruflich auch nutzen, um zu einer beruflichen Ausbildung zu kommen. 

Und da steht wieder die Vielfalt im Vordergrund, auch in der Oberstufe, nämlich, ob es eine sehr, sehr starke Praxisausbildung geben soll oder eine weniger starke Praxisausbildung, ob da betriebliche Träger dahinter sind oder nur staatliche Träger dahinter sind. Auch da ist alles möglich

Und da Kollege Aigner in einer Schule unterrichtet, wie ich weiß, nämlich in einer HTL, wo es zum Glück so ist, dass ein paar jener, die eine Laufbahn eingeschlagen haben, auch wieder durchlässig zurückkehren können, dann unterrichten sie in einer Gesamtschule, nämlich in einer HTL. Und ich denke, das ist genau das, was wir wollen, nämlich dass allen die Möglichkeit offen steht, im Endeffekt ganz oben anzugelangen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das steht schon jetzt jedem offen!) Nein, es steht nicht allen offen. Sie haben mir nicht zugehört, ich habe vorher gesagt ... (Neuerlicher Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Ah, das mit dem Zuhören, das ist immer schwierig. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, aber Ihre Träume sind etwas anderes als die Realität! – VBgmin Grete Laska: Wir haben wenigstens noch Träume! – GR Franz Ekkamp: Da redet überhaupt der Schulexperte!)

Ich weiß nicht, ob Sie noch reden, Kollege, aber ich habe ja versucht, es ganz klar zu sagen, dass sehr oft mit neuneinhalb oder zehn Jahren eine Laufbahn eingeschlagen wird, die ja nicht nur nach einer Leistung beurteilt ist, sondern nach einem sozioökonomischen Status und dann die meisten, die eine Hauptschule besucht haben, im Endeffekt auch eine Lehre besuchen und nicht mehr zurückkommen ins Bildungssystem und damit auf jeden Fall benachteiligt werden. 

Es ist ja nicht so, dass nur die SPÖ auf die Idee käme, eine gemeinsame Ausbildung der Zehn- bis Vierzehnjährigen ist so wichtig und wertvoll, das haben ja schon vor viel, viel längerer Zeit die Wirtschaft und die Industrie erkannt. Die haben nämlich erkannt, dass eine Erhöhung des Bildungsgrades der Bevölkerung auf jeden Fall positive Einflüsse auf die Wirtschaft, auf den Wirtschaftsstandort und auf die wirtschaftliche Entwicklung hat. Die haben das schon viel länger erkannt. 

Da gibt es sehr, sehr engagierte Wirtschafts- und auch BildungsexpertInnen, die sich gemeinsam im Bereich der Sozialpartnerschaft zum Beispiel vor langer Zeit auf ein Papier geeinigt haben, das all diese Punkte, vollkommen weg von jeglichen ideologischen Schranken, festgeschrieben hat: Was ist denn für jedes einzelne Kind, für einen jungen Menschen wichtig, um einen hohen Bildungsgrad zu erreichen, um damit auch einen wesentlich besseren Beitrag für den Wirtschaftsstandort leisten zu können?

Das hat die Wirtschaft schon lange erkannt, und die Papiere sind allgemein bekannt. Ich weiß nicht, ob sie den Freiheitlichen bekannt sind. Ich kann sie gerne einmal überreichen. Diese Papiere sind ja allgemein bekannt. Hier haben die Sozialpartner, also sowohl die Wirtschaftskammer als auch die Industriellenvereinigung als auch die Arbeiterkammer und der ÖGB, das schon lange festgelegt. 

Das heißt, wir wollen jetzt in diesem Diskurs gemeinsam mit allen, die daran interessiert sind, eine inhaltliche Verbesserung der Pädagogik erreichen. Wir wollen eine Individualisierung des Unterrichts, etwas, das zum Beispiel in der AHS jetzt gar nicht stattfindet, denn da gibt es keine innere Differenzierung, das ist einfach nur die AHS, und alle, die dort sitzen, werden irgendwie gleich behandelt. Auch diese Kinder hätten Anspruch und sollen Anspruch auf so eine Individualisierung haben.

Wir brauchen ja nichts neu zu erfinden. Ich meine, die Zukunftskommission ... (Ruf bei der ÖVP: Die wurde von Gehrer eingesetzt!) Schade, dass die Gehrer das irgendwie alles in Schubladen verschwinden hat lassen, denn da hat es ja schon das erste Mal einen leisen Aufschrei vieler BildungspolitikerInnen und -expertInnen gegeben, der gleich wieder niedergedrückt wurde. Die haben gesagt, diese Ergebnisse der Zukunftskommission sind ja gar nicht so schlecht, da sollte man ja durchaus einmal beginnen, sie umzusetzen. Aber leider ist dieses Papier in einer Schublade gelandet und von Gehrer negiert worden. Da kann man nicht sagen, dass die Frau Gehrer eine hervorragende zukunftsorientierte Weitsicht in ihrer Amtszeit gehabt hat. Das würde ich in jedem Fall bestreiten wollen. (GR Dr Herbert Madejski: Lang war sie im Amt!) Lang war sie, das stimmt, lang war die Amtszeit der Frau Gehrer auf jeden Fall.

Die Frau Stadträtin hat hier auch etwas gesagt, dem ich mich durchaus anschließen kann, nämlich, dass junge Menschen bis 18 in Ausbildung stehen sollten. Wenn das eine Pflicht werden soll und wenn es gilt, das zu unterstützen, bin ich auf jeden Fall dabei. In der Praxis glaube ich, dass es so ist, aber es rutschen immer ein paar irgendwie aus dem System heraus, die verdient hätten, dass die Gesellschaft und die Öffentlichkeit die Verantwortung dafür, dass sie nicht aus dem System herausrutschen, wahrnimmt. Deshalb begrüße ich jeden Vorstoß, der in die Richtung geht, dass man eine verpflichtende Ausbildungszeit bis 18 vorsieht, und begrüße das sehr. 

Noch einmal zusammengefasst, was jetzt das bildungspolitische allgemeine Thema betrifft: Wir sind für eine Schule der Vielfalt, soll heißen, für eine Schule der inneren Differenzierung, wo es noch einmal darum geht, jedes einzelne Kind dort abzuholen, wo es ist, jedes einzelne Kind zu fördern, ganzheitlich zu sehen und die Schwächen zu erkennen, Schwächen abzubauen, Stärken zu erkennen, Stärken zu stärken, um hier alle Talente auch auszunützen und nicht mit neuneinhalb Jahren schon festzulegen, welche Bildungslaufbahn hier eingeschlagen wird und wie man quasi einmal einen bestimmten Status erreicht. Es geht auch darum, den eigenen sozioökonomischen Hintergrund zu überwinden und nicht schon in vorgefertigte Bahnen geschickt zu werden. 

Ganz kurz noch zum Bereich des Aktes: Schulbauten, Schulsanierung. In diesem Akt findet sich etwas, was, glaube ich, auch inhaltlich darlegt, worum es geht, nämlich um die Errichtung eines Campus, einer vorschulischen Bildungseinrichtungen, sprich Kindergarten, und einer Volksschule. Da geht es uns darum, das, was wir schon am Monte Laa pilotiert haben, auch am Nordbahnhof zu machen, einen Bildungscampus entstehen zu lassen. Das PPP-Modell ist ein Pilotprojekt. Das steht auch sehr, sehr eindeutig im Akt drinnen. Wir wollen uns das jetzt einmal ganz genau anschauen. Wir werden das genauso kritisch beobachten, wie das mit der Ausschreibung funktioniert, wie das mit der Vertragsgestaltung funktioniert. Es gibt sehr, sehr viele Dinge, die sicherlich vertraglich zu regeln sind. Wir wollen es einmal ausprobieren, wie kann so etwas ausschauen, wie kann ein PPP-Modell im Schulbereich stattfinden, und ich denke, diese neuen Wege sollten wir auch hier gehen. 

Wenn wir heute darüber reden, Chancen zu ergreifen, um Bildung und Pädagogik neu zu gestalten, so denke ich mir, ist es auch an der Zeit, die Chance zu sehen und zu ergreifen, die heute in diesem großen Schulsanierungsprozess ein großer Schritt ist, der nicht ein Tropfen auf dem heißen Stein ist, sondern ein riesengroßes Fass, nämlich eine große Summe von Mitteln, die hier eingesetzt werden, um unsere Schulen in Wien gemeinsam mit den Bezirken herzurichten. Da sind die Lösungen genauso individuell, wie es die Lösungen in der Schule sind. Es wird mit jedem einzelnen Bezirk mit Sicherheit eine optimale Lösung gefunden werden. Es ist aber wichtig, dass wir die Mittel dafür heute beschließen, und ich denke, die Bezirke haben diese Chance auch schon erkannt und arbeiten hier sehr, sehr kooperativ mit uns zusammen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Jung. Ich erteile es ihm. (GR Heinz Vettermann: Jetzt kommt der Bildungsexperte!)

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zunächst gleich auf meine Vorredner eingehen und da auf die Kollegin Novak, die sich solche Sorgen macht, dass man in Österreich nur dann wirklich zu einer vernünftigen Ausbildung kommt, wenn man ein finanziell entsprechend gut betuchtes oder abgesichertes Elternhaus hat. Frau Kollegin, das ist wirklich haarsträubender Unsinn. Sie würden damit allen Unterrichtsministern, die Sie gestellt haben, ein äußerst schlechtes Zeugnis ausstellen. Das kann doch nicht wahr sein, dass man so etwas heute wirklich ernsthaft in der Republik Österreich behauptet. 

„Sozioökonomischen Status“ – dazu sage ich Ihnen etwas: Ich komme aus einer Familie mit vier Kindern. Meine Eltern waren Flüchtlinge und haben fast nichts oder nichts besessen. Ich habe es trotzdem ohne Probleme geschafft, damals auch in die Mittelschule zu kommen, ins Gymnasium zu kommen, obwohl es Aufnahmeprüfungen – lauter so furchtbare Sachen – gab. Das ist es nicht, Frau Kollegin. (GRin Barbara Novak: Ein Beispiel ist leider keine empirische Grundlage!)

Allerdings eines habe ich gekonnt (GRin Barbara Novak: Machen wir eine kleine empirische Einführung!), ich habe Deutsch gekonnt, das stimmt, Frau Kollegin, und ich habe, das stimmt schon, Eltern gehabt, die mich genauso wie meine Geschwister unterstützt haben. (GRin Barbara Nowak: Sie bringen ein Beispiel, das sagt empirisch gar nichts aus!) Aber dass Sie sich jetzt aufregen und fast keine Luft mehr kriegen vor Aufregung, zeigt nur, dass ich ins Schwarze getroffen habe. Ich habe damit recht, Frau Kollegin. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich komme zum Kollegen Margileis (Ruf bei den GRÜNEN: Margulies!), der Leistung und Wettbewerb als etwas geradezu Schlechtes darstellt. Das ist doch absurd, das ist doch mehr als absurd. Jedes Kinderspiel beruht auf Leistung, ob es Wettlaufen ist, ob es Tempelhupfen ist oder „Mensch ärgere Dich". Überall, egal, welche Spiele Sie hernehmen, geht es um Leistungen, weil die Spiele daraus entstanden sind, dass sie Kinder auf das Leben und auf das Leben mit Leistungen vorbereiten. Nichts anderes ist es. 

Sie fragen auch, warum die Flucht aus der Hauptschule – als Beispiel haben Sie, glaube ich, Gänserndorf, gebracht – erfolgt. Das kann ich Ihnen sagen. Die Flucht aus der Hauptschule erfolgt deswegen, weil auch in den ländlichen Hauptschulen – in Wien natürlich auch – zunehmend Kinder in die Schule gehen, die die Sprache nicht beherrschen und damit das allgemeine Leistungsniveau hinunterziehen. Daher geben die Eltern dort, wo sie die Möglichkeit haben, die Kinder in andere Schultypen und nicht deswegen, weil die Hauptschulen als System unbedingt so schlecht gewesen sind. Viele Hauptschulen am Land – es ist schon Tirol angesprochen worden – sind heute besser als manche Unterstufen von Gymnasien bei uns in Wien, das kann ich Ihnen ganz klar sagen. (GRin Mag Alev Korun: Weil es eine Differenzierung gibt! Das stimmt!)

Im Übrigen habe ich, Herr Kollege Marik, mit einigem Amüsement einen Anspruch von Ihnen verfolgt, in dem Sie festgestellt haben, wie sehr es doch wichtig ist, dass man hier in der Gemeinschaft arbeiten lernt und dass Gemeinwohl vor Eigenwohl geht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist aber schon ein Unterschied.) Wenn ich das sagen würde, dann hätten Sie vor einem halbem Jahr oder vor einem Jahr vielleicht noch geschrien und hätten mir eine Rhetorik vorgeworfen, die aus den 30er und 40er Jahren stammt. Ich kann mich sehr gut an eine Aussendung des Dokumentationszentrums erinnern, wo man genau das verteufelt hat, dass jemand den Gemeinnutz vor den Eigennutz stellt. Es ist überhaupt ganz interessant zu beobachten – ich werde auch noch auf Ihre Kollegin Korun eingehen –, wie Sie dabei sind, Ihre Positionen unter dem Druck der Realität und der Wirklichkeit zu verändern. Hier tut sich offenkundig einiges. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich gehe jetzt auf die Nächste aus der grünen Runde ein, auf die Frau Kollegin Jerusalem, die uns da ex cathedra belehrt hat und anscheinend im Besitz der einzigen Wahrheit war, was wir zu wissen und zu tun haben. Das ist doch ein haarsträubender Unsinn, zu behaupten, dass es, wenn ich Leute, die nicht oder kaum Deutsch können und dem Unterricht nicht folgen können, und Leute, die eben intellektuell schwächer sind, mit sehr guten zusammengebe, keinen Leistungsverlust gibt. Das ist doch wirklich mehr als unsinnig. Wenn Sie einen Lehrer in einer Klasse haben, der sich – nehmen wir den Idealfall – vielleicht mit 20, 25 Schülern beschäftigt, dann muss er sich logischerweise mit den Schwächeren ungleich mehr beschäftigen als mit den Guten. Das heißt, die Guten lernen um einiges weniger, die Schwächeren kann er hoffentlich etwas anheben. 

Deswegen hat ein Schulsystem differenziert zu sein, damit eben ungefähr gleich Starke, daher gleich Leistungsfähige in einem Schulbereich beisammen sind. Das ist der Zweck, der dahinter steht, und nichts anderes. Das erkennt man mittlerweile sogar schon in Hessen in Deutschland, wo man das Gesamtschulsystem als einer der Ersten in Deutschland eingeführt hat, das aber in die Hosen gegangen ist. 

Und dann zu Bacher-Lagler – er war das, glaube ich –, der sich so aufgeregt hat darüber, dass ich vorhin als Tugend – unter Anführungszeichen – auch Disziplin erwähnt habe. Ich habe Gott sei Dank noch eine recht brauchbare Schulausbildung gehabt und erinnere mich deshalb deutlich, dass Schüler auf Latein discipulus heißt und dass das Wort Disziplin Ordnung und Schule bedeutet - nicht nur scola. Also es kann das Wort Disziplin im Zusammenhang mit Schule nicht etwas so Furchtbares sein, wie er glaubt.

Nun habe ich überhaupt den Verdacht, dass diese Debatte um das Schulsystem nichts anderes als ein Ablenkungsmanöver ist, das hier von Ihnen geführt wird, um abzulenken von all den anderen Pleiten, die Sie jetzt vor allem in der großen Koalition und in Ihrer Erfahrung mit der ÖVP erleben. Sie kündigen an. Auch jetzt ist es ja in Wirklichkeit nur Ankündigung, es ist ja noch nicht mehr. Wir haben die Gesamtschule noch lange nicht, und wir werden sie wahrscheinlich in der Form auch gar nicht bekommen, denn wir wissen alle genau, in Wirklichkeit gibt es schwerwiegende Gründe, die dagegen sprechen. Das geht vom Beamtendienstrecht über das Lehrerdienstrecht bis in die Verfassung hinein, die wir, glaube ich, auch nicht ganz übersehen dürfen als dem Rechtsstaat verpflichtete Einrichtung hier in diesem Haus. Hier fehlt also noch einiges, aber Sie versuchen abzulenken. Sie haben eine große Debatte entfacht, in der viel Wind gemacht wird und bei der wenig rauskommen wird. 

Nun zur heutigen Presse und zu dem, was die Frau Brandsteidl sagt. Ich frage mich übrigens – Sie haben ja gesagt, Frau Kollegin Novak, es ist eine qualitätsvolle Bildungsdebatte –: Wo ist sie denn, die Frau Brandsteidl, bei dieser qualitätsvollen Bildungsdebatte? Sie fläzt sich zwar auf den Fotos hier in der Presse ganz elegant hin, aber bei der Bildungsdebatte, die im Haus stattfindet, frage ich Sie: Wo ist sie? Schon eigentlich eine seltsame Einstellung, die die Dame zu ihrem Fachbereich hat. So furchtbar oft debattieren wir diese Themen hier wirklich nicht, und es würde ihr nicht schaden, uns hier zuzuhören. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nachdem Sie vorhin die Hauptschulen so abgewertet haben, ist es interessant, gleich unter dem Bild als Überschrift einen Ausspruch von ihr zu lesen: „Eine Schule bis 14 Jahre muss sich an der Hauptschule orientieren", sagt sie. Ja, wenn die Hauptschulen so schlecht sind und die Schule der bis 14-Jährigen sich an den Hauptschulen orientieren muss, heißt das, wir müssen mit dem Niveau hinunterfahren. Das ist es ja genau, was wir eigentlich nicht wollen.

Und jetzt zu einigen ihrer vielen Aussprüche in diesem Interview. Sie sagt mit Recht, es gibt seit 1974 Schulversuche. Wir haben ja auch in Liesing schon in den 80er Jahren den Schulversuch, so eine Art von flächendeckender Gesamtschule einzuführen, gehabt. Übriggeblieben ist: Eine Pleite, und die einzige mehr oder weniger Kooperative Mittelschule hat einen derart schlechten Ruf, dass niemand seine Kinder freiwillig dort hinschickt. (VBgmin Grete Laska: Meinen Sie die Anton-Krieger-Gasse?) Ja, die Anton-Krieger-Gasse hat keinen guten Ruf, da haben Sie recht. Ja, da haben Sie vollkommen recht mit der Anton-Krieger-Gasse. Fragen Sie einmal die Leute, die dort ihre Kinder zu Teil unfreiwillig hinschicken. (GR Christian Oxonitsch: Wieso unfreiwillig?) Weil es halt in der Nähe ist oder weil nichts mehr anderes übrigbleibt. (GR Christian Oxonitsch: Gut, das werden wir der Schule dort weiterleiten!) Ja, ja, das ist schön. Vielmehr: Das ist nicht schön, das ist nicht gut, Herr Kollege, es ist die Wahrheit, die Wahrheit – und das ist das Problem bei der ganzen Geschichte –, die Sie nicht zur Kenntnis nehmen. 

Aber weil Sie gerade da sind, Frau Vizebürgermeisterin (VBgmin Grete Laska: Ich bin die ganze Zeit da!), und weil Sie gerade das Wort ergreifen: Ja, Sie sind da, aber ich wollte gerade sagen: Wie wäre es denn, wenn Sie Ihre Stadtschulratspräsidentin auch hierher holen würden? Es würde ihr nicht schaden, in dieser Debatte auch ein wenig andere Meinungen zu hören als ihre vorgefassten. Das, glaube ich, kann man schon von ihr verlangen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie erkennt ja ohnehin in dieser Diskussion oder dieser Debatte, die sie in der Presse führt, dass es da mehrere Knackpunkte gibt. Einer davon ist – ich habe ihn schon kurz angesprochen –: Wir kriegen auf diese Art und Weise Lehrer mit zwei verschiedenen Besoldungsschemata im gleichen Bereich, die das Gleiche unterrichten und das Gleiche tun. Wir haben dann unterschiedliche Bezahlungen für die gleiche Arbeit. (VBgmin Grete Laska: Das haben wir in anderen Bereichen auch!) Da könnten Sie auch eine Art von Gender Mainstreaming bei den Lehrern einführen. 

Ja, das haben Sie in anderen Bereichen auch, das hat die Frau Brandsteidl auch gesagt. Natürlich haben Sie überall Akademiker und Nichtakademiker, aber die üben qualitativ unterschiedliche Berufe mit unterschiedlichen Anforderungen aus und haben deswegen auch eine unterschiedliche Vorausbildung. Das ist die Frage bei der ganzen Geschichte. 

Das ist auch etwas, was die Frau Brandsteidl anscheinend nicht erkennt. Und dann versucht sie schönzureden, mit vielen Worten über etwas hinwegzureden. Sie sagt: Wir wollen keine Selektion, wir wollen Leistungsdifferenzierung. – Ja, was ist denn das? Das ist nur ein anderes Wort dafür und in Wirklichkeit nicht etwas echt Unterschiedliches. Allerdings erkennt auch sie am Schluss der ganzen Sache, dass in dieser Legislaturperiode wahrscheinlich nichts herauskommen wird – so wie bei allen Ihren Versprechungen von Eurofighter bis Sowieso. Es kommt nichts heraus. Aber Sie machen viel Wind, viel heiße Luft um eine Ankündigung wie jetzt um die Gesamtschule. In Wirklichkeit wird wahrscheinlich, oder hoffentlich, muss man sogar sagen, bei der ganzen Sache nichts herausschauen. 

Wie sollte es auch, bitte? Es fehlen ja wesentliche Voraussetzungen für die ganze Geschichte, und Sie reden drum herum, weil Sie die eigentlichen Probleme unserer Schulen nicht mit Ihren Mitteln lösen können, weil Sie vor Ihren Leuten nicht durchkommen und auch nicht wollen. Sie wollen sie gar nicht erkennen: Die Hauptprobleme unserer Schulen sind zwei, und die hängen eng zusammen. Sie sind auch die Ursache für die ganzen Probleme der Pisa-Studie. Nummer 1: Das große und grundlegende Sprachproblem, das sich leider immer wieder verschärft und alles schlechter macht. (VBgmin Grete Laska: Sie sind völlig inkompetent! Da wissen Sie gar nichts! Schauen Sie nach Finnland!) Ja, warum, bitte, haben sie in Finnland keine Probleme? Weil nördlich von Helsinki praktisch höchstens 0,01 Prozent nicht Finnisch sprechen und daher alle verstehen, was der Lehrer vorne sagt. (VBgmin Grete Laska: Waren Sie in Finnland?) Ich kenn das, ich war fünf Jahre dort oben, Frau Kollegin, das ist ein großer Unterschied. Ich rede nicht von der Theorie. (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.) Sie kennen es vielleicht von einem Urlaubsaufenthalt, ich kenne es von fünf Jahren Aufenthalt in diesem Bereich, ich habe fünf Jahre dort oben gelebt. (VBgmin Grete Laska: Sind Sie deshalb ein Finne?) Ich bin kein Finne, wie Sie wahrscheinlich wissen, Frau Kollegin. 

Zurück also zur Realität: Die Hauptprobleme sind die Sprache – das wollen Sie vertuschen, obwohl Sie langsam auch draufkommen, dass hier der Hut brennt –, und das Zweite ist der riesige kulturelle Unterschied und – was wir leider wahrscheinlich in den nächsten Jahren in dem Haus auch noch sehr oft debattieren werden – die zunehmende Gewalt an den Schulen, die zu Repression und Mobbing bei vielen Schülern führt. Und das geht in die falsche Richtung. Auch das wollen Sie ja eigentlich nicht erkennen, obwohl die Frau Kollegin Korun heute zu meinem großen Erstaunen schon davon gesprochen hat, dass wir Zustände wie in Paris bekommen werden. Ich habe das hier schon vor eineinhalb Jahren gesagt, damals haben sich die Grünen noch fürchterlich aufgeregt. (GRin Mag Alev Korun: Das habe ich so nicht gesagt!) Sie haben gesagt, das kann auf uns zukommen, und ich habe es damals auch gesagt. Und es gibt das in Ansätzen bereits.

Es gibt auch eine Studie der Stadt Berlin über die Entwicklung in Schulen, und da schreibt man über Jugendgewalt, über Kriminalität in den Schulen und in ihrem Umfeld durch Schüler. In Berlin sind 80 bis 85 Prozent der Tatverdächtigen beim Delikt Jugendgewalt Schüler nichtdeutscher Herkunft, bei den so genannten jugendlichen Intensivtätern liegt der Anteil der Einwandererkinder bei nahezu 100 Prozent. Das ist eine Studie der Berliner Schulverwaltung, die auch aussagt, was in den Schulen vorkommt: Die Verwendung von Hiebwaffen wie Knüppel und Totschläger stieg binnen Jahresfrist um 76 Prozent, heißt es weiter. 

Meine Damen und Herren! Diese Zustände beginnen bei uns einzusetzen. Darf ich an den berühmten Ottakringer Rap erinnern mit Genickschuss und so weiter, der aus diesem Milieu kommt. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun) Ja, der aus diesem Milieu kommt. Und das sind die Probleme unserer Schule, über die Sie hinwegreden wollen, die Sie nicht erkennen wollen, die Sie leugnen. Allerdings unter dem Druck der Ereignisse geben Sie es jetzt zunehmend zu. Sie haben es heute hier schon gesagt. Auf einmal ist der Gemeinnutz wichtig geworden, auf einmal erkennen Sie, was auf uns zukommt an Gewalt und so weiter. Nur leider immer erst zu spät, wenn es passiert ist, und nicht vorher. 

Führen Sie keine Debatten über heiße Luft! (GRin Barbara Novak: Reden Sie von sich selbst?) Lassen Sie die Gesamtschule, wo sie ist! Verbessern Sie aber sehr wohl das vorhandene Schulsystem! Da gibt es durchaus einiges zu tun, das ist keine Frage. Erkennen Sie diese Dinge und arbeiten Sie vor allem dagegen, damit die Probleme, die es in Paris und in Berlin bereits gibt, hoffentlich zumindest nur in abgeschwächter Form zu uns kommen. Dann tun Sie viel mehr für unsere Schüler als mit Ihren Dampfplaudereien. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Die Redezeit beträgt drei Minuten. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, die drei Minuten werden ich gar nicht brauchen. 

Tatsächlich berichtigen möchte ich erstens einmal – das klingt vielleicht ein bisserl komisch – die Schulbildung des Kollegen Jung, denn sinnerfassendes und sinnverstehendes Zuhören hat er bis heute nicht gelernt und demgemäß ist das natürlich ein großes Problem. (Beifall bei den GRÜNEN. – VBgmin Grete Laska: Und die richtige Verwendung des vierten Falles!) Und die richtige Verwendung des vierten Falls, was aber ein Wiener Problem ist, das muss man tatsächlich dazusagen. (Heiterkeit.) Auch die Verwendung „dem Dativ" ist oft schwierig, aber das macht nichts. (Neuerliche Heiterkeit.)

Zweiter Punkt: Selbstverständlich gibt es viele kooperative Spiele, Gott sei Dank, oder haben Sie mit Ihren Kindern Kampf-Lego gespielt, Kampf-Puppen gespielt, Kampf-Zugfahren gespielt, Kampf-Bauklötze gespielt? Aber es gibt auch kooperative Brettspiele. Dr Igel, Obstgarten et cetera. Kooperation ist ein wesentlicher Punkt. Kinder spielen nicht, um zu lernen, aber sie lernen beim Spielen. Das ist der große Unterschied. Kindern lernen beim Spielen, und es ist wichtig, dass Kinder beim Spielen Solidarität und Kooperation lernen.

Dritter Punkt der tatsächlichen Berichtigung. (GR Mag Wolfgang Jung: Was haben Sie bisher berichtigt?) Erstens haben Sie gesagt, es gibt keine kooperativen Spiele; das habe ich Ihnen widerlegt. Zweitens haben Sie gesagt, Sie haben eine gute Schulbildung; auch das habe ich Ihnen widerlegt. (Heiterkeit. – GR Dr Herbert Madejski: Margulies weiß alles!)

Dritter Punkt: Sie sagen, wir sagen ein und dasselbe, und das zeigt noch einmal sozusagen, wie Ihre Schulbildung zu wünschen übrig lässt. Denn der Konnex bestimmt die Aussage. Und daher: Wenn meine Kollegin Korun etwas sagt oder wenn ich etwas sage, ist der Konnex immer ein anderer als bei Ihnen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. – Bitte schön. (GR Mag Wolfgang Jung: Herr Vorsitzender! Was ist mit der Geschäftsordnung? Was war das für eine Berichtigung?) 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu meinen Vorrednern auch noch eine Ergänzung zur tatsächlichen Berichtigung. Sowohl der Herr Aigner als auch der Herr Jung haben das Schulleben immer mit Schirennen und sonstigen Wettkämpfen verglichen. Ich denke aber, dass der beste Schisportler, bevor er zum Rennen aufbricht, doch eigentlich ziemlich lange trainieren muss. Ich sehe die Schule eigentlich eher so wie das Training, und das Schirennen ist dann quasi das Leben. Insofern sind Ihre Vergleiche total daneben, und es ist auch erschreckend, wie nahe sich der Herr Aigner da bei den Positionen der FPÖ befindet. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zur Kollegin von der SPÖ: Frau Novak, Sie haben gesagt, dass Sie diesen Vertrag zu diesem Public Private Partnership, wenn er dann in den Gemeinderat kommt, noch genau anschauen werden. Wir werden also noch einmal die Gelegenheit haben, hier darüber zu debattieren, und werden Sie dann auch daran erinnern und uns auch den Vertrag noch einmal genauer anschauen, denn, wie schon meine Kollegin Jerusalem gesagt hat, kommt es da natürlich sehr aufs Detail an. 

Somit bin ich auch schon bei meinem Punkt: das Detail. Es wurde zwar behauptet, dass auch die Verfahrensabläufe schon geregelt sind in diesem Antrag, das ist aber doch noch relativ offen gelassen. Deswegen habe ich auch einen Antrag vorbereitet, wo es darum geht, dass wir bei einem Public-Private-Partnership-Modell – das wir kritisieren, wie meine Kollegen schon erklärt haben – trotzdem die Qualität des Baus an sich sicherstellen wollen. 

Gerade Schulbauten haben eine enorme Bedeutung. Es gibt unterschiedlichste Räume, die zum Lernen und Lehren anregen. Es macht einen riesigen Unterschied, ob Lehrer in undurchsichtigen Gängen und schwer zu beaufsichtigenden Räumen unterrichten müssen oder ob das durchdachte Programme sind. 

Die Wiener Stadtregierung hat mit dem Schulprogramm in den letzten Jahren ein ziemliches Aufsehen erregt. Es gibt also wirklich sehr unterschiedliche Schulen, die zum Teil sehr unterschiedliche Architektursprachen sprechen, wobei einige sicher hinterfragenswert sind, ob das die geeigneten Architekturformen sind für den Schulbau, weil sie eben schwer zu putzen und zu pflegen sind und so weiter. Allerdings hat man damit gezeigt, dass man dem Schulbau eine besondere Bedeutung beimisst. 

Ich denke, was aber jetzt schon lange notwendig wäre und was auch international immer für Erstaunen gesorgt hat: Wir haben zwar Schulen, die von Glas bis zu Ziegeln aus den unterschiedlichsten Materialien bestehen, aber das Raumprogramm ist eigentlich immer noch dasselbe. Da hat man sich kaum Gedanken gemacht, wie man zeitgemäßes Unterrichten auch in den Räumen abbilden kann. Gerade jetzt, wo wir beginnen, die Grundschuldebatte zu führen, wäre es natürlich auch total notwendig zu überlegen, wie man die Raumprogramme dahin gehend überarbeiten könnte. 

Zurück zum Antrag. Was da angeführt ist, ist, wie gesagt, noch relativ offen gehalten. Es klingt eigentlich nach einem Generalunternehmerverfahren, dass heißt, jemand bringt das Kapital, er bringt die Baufirma und er stellt auch den Planer. Es ist aber immens notwendig, auch um die Kosten zu kontrollieren, die Planung und die Ausführung zu trennen. So kann der eine einen geeigneten Vorschlag für ein Raumprogramm bringen, der andere baut, und so gibt es eine gegenseitige Kontrolle. Das ist ein Punkt, der sehr dafür spricht, das zu trennen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch daran erinnern, dass es einen Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien gibt, dass bei öffentlichen Bauten offene Architekturwettbewerbe durchzuführen sind, und deshalb möchte ich den Antrag einbringen, dass man jedenfalls sicherstellt, dass vorab, also vor dem eigentlichen Baudurchführungsverfahren, ein EU-weiter offener Architekturwettbewerb ausgeschrieben werden soll, um die planerische Qualität des Schulbaus sicherzustellen. Es ist nämlich ein Unterschied – weil der Herr Kollege Vettermann vorher gesagt hat, das sei eh schon so vorgesehen –, ob sich die Baufirma mit einem Planer bewirbt oder ob es zuerst einen Wettbewerb zwischen Planern gibt, was jetzt das beste Architekturprojekt ist, und dann erst die Baufirma das umsetzen muss. Also man kriegt sicher eine bessere Qualität, wenn man das vorab macht, und deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung. 

Zum Modell ist schon einiges gesagt worden. Ich bin auch schon neugierig, wenn wir dann zum Vertrag kommen und über dieses Thema weiter debattieren können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Bei mir ist zwischenzeitlich eine weitere Wortmeldung für eine tatsächliche Berichtigung eingegangen, und zwar vom Herrn GR Dr Madejski. Drei Minuten, bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Margulies, wie er richtig heißt, glaube ich, hat hier eine tatsächliche Berichtigung gemacht, die eigentlich keine war. Das hat mich aber provoziert, vielleicht auch eine tatsächliche Berichtigung, aber jetzt eine, die der Wahrheit entspricht, zu bringen.

Sie, Herr Kollege, als Chefideologe Ihrer Partei, als Marxist, als Gutmensch (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.), der eine Parteijugend unterstützt, die Plakate hat wie „Heimat im Herzen und Scheiße im Hirn", stellen sich hier heraus und wollen anderen Leuten die Bildung absprechen!

Meine Damen und Herren! Der Abg Jung hat gesagt, er hat zum Glück eine gute Schulausbildung gehabt und hat daher das Glück gehabt, auch eine gute Bildung zu erreichen. Das, glaube ich, haben Sie nicht gehabt. Sie haben nämlich keine gute Schulausbildung. Daher die tatsächliche Berichtigung: Der Abg Jung hat eine Bildung, und Sie haben kein Benehmen. (Beifall bei der FPÖ. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. – Bitte schön.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Diskussion um die Gesamtschule – der Begriff geistert ja schon seit Tagen in den Medien, folglich geistert er auch im Gemeinderat herum – hat man so den Eindruck, als ob bei der SPÖ ein innerparteiliches Wettrennen darüber entstanden wäre, wer in der Frage der Gesamtschule die radikalsten Forderungen aufstellt. (GRin Barbara Novak: Nein, nicht Gesamtschule! Die SPÖ ist für eine Differenzierung!) Sie wissen, losgegangen ist ja dieses Match, als die SPÖ-Bildungsministerin mit dem BZÖ-Landeshauptmann Haider ein Gesamtschulprojekt angekündigt hat, und dann – so der Eindruck – hat sich die SPÖ-Stadtregierung bemüßigt gefühlt, diese Ankündigung auch zu toppen. Mal sehen, wie die nächste Runde ausgehen wird. Wir sind sehr gespannt, ich persönlich auch. 

Abgesehen davon, wie die innerparteiliche Kommunikation in der Frage abläuft, bleiben uns die Rathausverantwortlichen aber viele Details und Antworten schuldig (GRin Barbara Novak: Nein, für alles sind wir nicht verantwortlich!), und sie scheinen auch die vielen praktischen Probleme des Wiener Schulwesens, die auch ohne Gesamtschule zu lösen wären, schlichtweg zu ignorieren. 

Zur Kollegin Novak möchte ich an dieser Stelle Folgendes aufklären: Sie haben, glaube ich, des Öfteren heute schon betont, dass Kindern, die eine Hauptschule besucht haben, der weitere Bildungsweg versperrt bleibt. (GRin Barbara Novak: Nicht immer, aber sehr oft!) Sie haben das aber so unterstrichen und es ist so rübergekommen, jetzt relativieren Sie es wieder. Ich habe eine Hauptschule abgeschlossen, dann ein Gymnasium und habe in zweieinhalb Jahren mein Politikwissenschaftsstudium abgeschlossen. Mein Bruder hat auch eine Hauptschule abgeschlossen, hat eine HTL absolviert und studiert Maschinenbau, und viele, viele weitere Kinder, die ich in meiner Umgebung kenne, auch. Also das nur so darzustellen, ist sehr kurz gegriffen, und Sie projizieren meiner Meinung nach das, was Sie hören wollen und was Sie wissen wollen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Barbara Novak: Einzelne Beispiele haben keine empirische Aussagekraft!)
Sie kennen die Problematik im Migrationsbereich genau. In 5 von 23 Bezirken lebt ein Großteil der Migranten geballt zusammen. Wir haben in den Schulen oft einen Migrantenanteil von 80, 90 Prozent. Und kommen Sie mir ja nicht mit der Diskussion, das ist ja nicht so schlimm et cetera, denn die Migranten selber sind sich des Problems bewusst, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen und von den Roten. Ich habe des Öfteren an dieser Stelle schon ausgeführt, was Bildungsexperten den Migranten zu diesem Thema sagen. Das hängt auch mit der Verteilung zusammen, mit der Verteilung, wie wir von der Wiener ÖVP sie wollen, nämlich dass der Anteil von Kindern, die Sprachförderbedarf haben, in einer Klasse nicht mehr als 30 Prozent ist. (GRin Barbara Novak: Sie wollen mit mir reden, dann reden Sie nur herum!)

Schauen Sie mal, Sie kennen sicher Bündnis Mosaik, das ist eine Fraktion der Arbeiterkammer von Migranten und Migrantinnen, und ich habe zufällig deren Antrag – nicht ganz neu – diesmal gefunden, und das könnte die Handschrift der ÖVP tragen, auch wenn das nicht ÖVP-nahe ist. Auch sie fordern, dass das letzte Kindergartenjahr gratis sein soll, eine flächendeckende Nachmittagsbetreuung und alles, was Sie in der Vergangenheit verabsäumt haben. (GRin Barbara Novak: Was? Kennen Sie die Nachmittagsbetreuung, die qualitativ hochstehende pädagogische Nachmittagsbetreuung?) Und dann kommen Sie und sagen, wir brauchen eine Gesamtschule, damit Chancengleichheit für die Migranten besteht. Ich glaube, das ändert nichts, wenn jetzt draußen Gesamtschule draufsteht, aber die Probleme drinnen nicht gelöst werden, meine Damen und Herren. 

Die Probleme, die wir dann weiterhin haben werden, werden nicht gelöst sein. Sie hätten die Möglichkeit, da entgegenzusteuern. Das wollen Sie nicht, da können Sie reden, was Sie wollen. Ich werde mein Statement da abgeben, und wir können dann gerne nachher noch einmal diskutieren. 

Da wäre auch das Problem mit dem Personal. Sie wissen alle, dass trotz gültiger, im Länderfinanzausgleich festgeschriebener Lehrer-Schüler-Verhältnisse viele Pflichtschulstandorte darüber klagen, dass ihnen die zustehenden Lehrerkontingente fehlen. Genau die Lehrer, die dann Integrationsarbeit machen könnten, fehlen da, Lehrer, die im Sprachunterricht und Förderunterricht nötig wären. Das sind Fehler, die dem regionalen Bildungsmanagement zuzuschreiben sind.

Auch hier sieht die Lösung eigentlich einfach aus, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ: Geben sie einfach den Schulen die Lehrer, die ihnen zustehen und finanzieren Sie das auch. So einfach geht das, aber da tut sich nichts. (Beifall bei der ÖVP.)
Und dann könnte man ja auch einen Beitrag zur Senkung der Klassenschülerhöchstzahl leisten und einen sehr wichtigen Schritt zur Integration tun. Wir werden sehen, wie Sie da in Zukunft vorgehen werden, meine Damen und Herren. 

Einen Punkt möchte ich zum Schluss noch erwähnen, und zwar Kinderbetreuungseinrichtungen. Wir haben uns in der ÖVP-Fraktion immer dafür eingesetzt, dass das letzte Kindergartenjahr gratis ist, denn wir wissen, dass der Kindergarten nicht nur ein Kinderbetreuungseinrichtung, sondern auch eine Bildungsstätte ist, und wir wissen, dass viele Migranten sich die Tarife nicht leisten können (GRin Barbara Novak: Sie wissen, dass jene, die es sich nicht leisten können, von den Zahlungen befreit werden! Das wissen Sie schon!), genau die Menschen, bei denen es wichtig wäre, dass deren Kinder spielend Deutsch lernen sollten. Aber da stellen Sie sich ja auch quer. (GR Godwin Schuster: Haben Sie noch nie etwas von der sozialen Staffelung gehört?) Da gibt es auch einen Antrag vom Bündnis Mosaik, das heißt, die Migranten fordern das auch, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Bevor Sie aus bundespolitischen Überlegungen heraus ein bildungspolitisch riskantes und in der Bevölkerung umstrittenes Projekt und Experiment starten, sollten Sie auf kommunalpolitischer Ebene, Frau Kollegin Novak, Ihre eigenen in Ihrem Kompetenzbereich liegenden Probleme lösen, denn genug zu tun gibt es ja. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Jerusalem, Sie haben das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Natürlich hätte ich große Lust, die pädagogische Debatte noch weiterzuführen, aber ich werde es Ihnen ersparen, obwohl ich noch 19 Minuten hätte. Was ich hingegen machen möchte, ist Folgendes: Ich ziehe den Antrag, den ich in meiner Rede zu dieser Post bereits eingebracht habe, hiermit zurück und bringe einen neuen Antrag ein, der denselben Inhalt hat, aber statt des Begriffes „Gesamtschule" jeweils den Begriff „gemeinsame Mittelstufe der zehn- bis vierzehnjährigen SchülerInnen" verwendet, und freue mich, dass unter diesen Umständen die SPÖ auch zustimmen kann. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. – Bitte schön.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

An und für sich habe ich mir grundsätzlich vorgenommen, dass es ja eine wichtige Bedeutung hat, hier einen Beschluss zu fassen über ein PPP-Modell, über die Errichtung, über den Bau einer Bildungseinrichtung für Kinder von null bis zehn Jahren auf einem Gebiet der Leopoldstadt, wo wir seit dem Jahre 1979 eine Bebauung versuchen. Erlauben Sie mir aber, bevor ich auf dieses stadtplanerische Leitbild und dessen Wichtigkeit eingehe, noch ein, zwei Bemerkungen, die ich mir auch als lokaler Politiker der Leopoldstadt nicht verkneifen kann.

Wenn die Frau StRin Cortolezis-Schlager sich hier herausstellt und einen Show-Act mit Transparenten, einen Show-Act mit Studenten versucht, aber das letzte von mir eigentlich schon erwartete Wort nicht ausspricht, nämlich: „Die ÖVP ist in Zukunft für die Abschaffung der Studiengebühr!" – das habe ich mir eigentlich von ihr erwartet –, dann habe ich nicht verstanden, dass da geklatscht wurde vonseiten der Hochschüler. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber es ist halt ganz einfach so: Ich merke ja auch an der Österreichischen Volkspartei, dass ihr momentan die Felle davonschwimmen. Zwölf Jahre Gehrer sind mehr als genug! (Lebhafte Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) 
Kollege Gerstl! Ich weiß es! Ich habe die Nervosität gemerkt. Wir diskutieren heute über einen Schulneubau, und die neue Form einer gemeinsamen Schule für die Mittelstufe ist das Hauptthema. Das bringt einen neuen Aspekt für die Österreichische Volkspartei, und ich merke, dass offenbar in die Bundes-ÖVP jetzt Bewegung kommt, dass es bei der Wiener ÖVP hingegen noch nicht so weit ist. Aber Ihr Landesvorsitzender wird sicherlich entsprechende Informationen haben und Ihnen auch in Wien den Weg des Bundes beibringen!

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt zu dem kommen, warum ich mich zu diesem Tagesordnungspunkt gemeldet habe.

Das Nordbahnhofgelände ist gerade für uns in der Leopoldstadt ganz wichtig. 1991 wurden in diesem Haus die ersten Schritte einer Verbauung und einer städteplanerischen Aufwertung dieses Gebietes beschlossen. Es war geplant, dieses Areal, das jahrelang als Güterbahnhof, Güterumschlagplatz und Endpunkt benutzt wurde, als moderne Stadteinrichtung zu entwickeln. 1994 war es dann soweit, dass hier in diesem Haus ein entsprechendes Leitbild beschlossen wurde.

Meine Damen und Herren! In der Zwischenzeit ist sehr viel Zeit vergangen, 2005 war dieses Leitbild nach wie vor im STEP, also im so genannten Stadtentwicklungsplan, enthalten, der ein wichtiges Instrument ist. Dieser Standort eignet sich nämlich sehr gut für städtischen Neubau und Entwicklung, für Wohnungen und für städtisches Leben. Wir haben dann auch die entsprechenden Widmungen beschlossen und den Widmungsapparat in Gang gesetzt.

2006 wurde mit der Gestaltung des Bednar-Parks begonnen. Die GRÜNEN sind zwar immer für Parkanlagen, sie empfinden die Benennung aber nur als adäquat, wenn sie von ihnen kommt. Jedenfalls wird der Bednar-Park in einer Größenordnung entstehen, die dem Stadtpark ebenbürtig sein wird. Am Ende dieses Parks wird es auf der einen Seite lebendiges Wohnen geben, und auf der anderen Seite wird eine Bildungseinrichtung für Kinder von null bis zehn Jahren geschaffen. Das ist ein ganz neues Modell einer Bildungseinrichtung. Die Stadt geht zum ersten Mal den Weg einer Finanzierung eines Schulprojektes gemeinsam mit Privaten. Die Errichtung wird durch Private vorgenommen, und die Stadt wird das Gebäude dann zur Nutzung erwerben.

Frau Kollegin Gretner! Ihr Antrag ist mir nicht verständlich: Wenn Sie sagen, dass das etwas architektonisch Wertvolles sein muss, dann verstehe ich nicht, wo Sie in den letzten Jahren in Wien waren! Ich gehe gerne einmal mit Ihnen und zeige Ihnen, was in den letzten zehn Jahren gerade im Schulbau in Wien und insbesondere in der Leopoldstadt geschehen ist. Ich zeige Ihnen gerne die Leopoldstadt, weil ich mitbekommen habe, dass alles, was westlich ist, unter Umständen noch in Ihr Wissensgebiet fällt, dass es aber betreffend die Insel oder auch den Norden und Osten Wiens offenbar Schwierigkeiten gibt. Ich zeige Ihnen, wie gesagt, gerne einmal die Leopoldstadt, und dann zeige ich Ihnen auch ein neues Gebäude an der Vorgartenstraße, nämlich die Stella Klein‑Löw‑Schule, die dort eine moderne Schule darstellt. 

Sie brechen das aber in Ihrer Wortmeldung darauf herunter, dass Sie sagen: Man muss flexible Raumkonzepte haben. – In diesem Vertrag ist auch ein Raumkonzept enthalten, aber Raumkonzepte bedeuten ja nicht, dass sie für die Ewigkeit festgeschrieben sind. Wichtig ist, dass die Flexibilität gewahrt wird, und diese wird selbstverständlich auch in Zukunft gewahrt bleiben.

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir mit diesem Architekturwettbewerb einen wichtigen Anstoß geben. Dieser Wettbewerb, der jetzt ausgeschrieben wird, ist Teil dieser Vereinbarung, und wir werden in angemessener Zeit dort eine dementsprechende Bildungsstätte für Kinder vom Kindergartenalter bis ins Schulalter vorfinden. Das wird sozusagen ein Grundstein sein, weitere Gebäude werden folgen, und es wird dort ein neuer Stadtteil mit urbanem Leben und mit einer modernen Möglichkeit der Ausbildung entstehen.

Als Leopoldstädter kann ich nur sagen: Wir sind dahinter, dass das so rasch wie möglich umgesetzt wird. Wir achten darauf, dass die Lebensqualität, die wir derzeit in Wien haben, auch bei diesem Stadtteil dementsprechend hoch oder noch höher sein wird, und wir sind überzeugt davon, dass die Stadt diesbezüglich den richtigen Weg gegangen ist.

In diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit: Ich stehe diesem Modell positiv gegenüber. Stimmen auch Sie zu! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau VBgmin Laska. – Bitte schön. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte die Chance nützen, diese umfassende Diskussion, die ich sehr begrüße, noch einmal zusammenzufassen und insofern zu verdeutlichen, als ich auf einige Punkte hinweisen möchte, die uns ganz wichtig sind. Ich sehe dabei eine große Chance, die Bildungsdiskussion, die wir immer wieder in diesem Haus, aber natürlich auch anderswo führen, jetzt mit der Zielsetzung weiterzuführen, die optimale Bildungseinrichtung, die optimale Schulorganisation, aber vor allem die optimale pädagogische und inhaltliche Ausrichtung für die Zukunft unserer Kinder zu finden.

Lassen Sie mich ein paar Punkte herausgreifen, um auch zu verdeutlichen, in welchen Punkten es in der Diskussion jahrzehntelang – und auch jetzt wieder – die Gefahr von Missverständnissen gegeben hat. 

Erstens: Alle Forderungen, welche die Sozialdemokratische Partei im Zusammenhang mit der Bildungsdiskussion stellt, gehen absolut nicht in diese Richtung, und es wird Ihnen nicht gelingen, Herr Kollege Aigner, auch wenn Sie es sich vielleicht wünschen, die SPÖ als leistungsfeindliche Partei darzustellen. Ganz im Gegenteil: In dem Punkt, dass Leistung in der Gesellschaft unendlich wichtig ist, sind wir uns einig! Wir müssen vielleicht noch ein bisschen über den Leistungsbegriff an und für sich und darüber, wodurch oder wie Leistung sich darstellt, diskutieren. Im Hinblick darauf meine ich: Schlagen Sie Türen nicht zu, die gerade aufgegangen sind! Geben Sie auch dieser Leistungsdefinitionsdiskussion eine Chance! Oder aber sagen Sie von vornherein, dass Sie diese gar nicht wollen!

Zweitens werden wir in dieser Diskussion sehr genau darüber zu diskutieren haben, in welcher Art und Weise Förderung stattfindet. Wir werden besprechen müssen, ob eine Voraussetzung für Förderung eine vorher vorgenommene Trennung ist, die ohne Rücksicht auf die persönliche Entwicklung der Kinder punktuell zu einem bestimmten Zeitpunkt stattfindet, dann aber auch eine Entscheidung für einen sehr langen Zeitraum ist. Wir werden darüber zu diskutieren haben, was Differenzierung bedeutet, wie sie stattfinden kann und welche Fördermodelle notwendig sind, um die optimale Förderung jedes Einzelnen sicherzustellen. – Auch an dieser Stelle sage ich: Entweder man will diese Diskussion, dann muss man sie sachlich und fachlich führen, oder man will sie nicht, weil man sich in der historischen Auseinandersetzung sehr wohl gefühlt hat. Dann bitte ich Sie aber: Sagen Sie es gleich! 

Drittens geht es letztlich auch darum, das österreichische Schulsystem auch in dem so wichtigen Mittelbau zwischen dem 10. und 14. Lebensjahr dahin gehend zu orientieren, dass man die Ziele und Standards definiert und auch Vorgaben für die in diesem Schulsystem zu unterrichtenden Personen gibt. Auch darüber werden wir diskutieren müssen, denn natürlich ist es richtig, dass wir derzeit ein System haben, das zwar von den Zielen her im Lehrplan definiert ist und in dem es diesbezüglich auch keine Unterschiedlichkeiten gibt, dass aber Unterschiede in der Ausbildung hinsichtlich der Personen, die wir in diesen Systemen einsetzen, bestehen. Wir werden uns darüber unterhalten müssen, wie es sein kann, dass von der Ausbildung her unterschiedliche Lehrerinnen und Lehrer miteinander in diesem System arbeiten, und in dieser Diskussion wird auch zu hinterfragen sein, ob denn das System der LehrerInnenausbildung optimal ist. 

Es sind also viele Punkte zu diskutieren. Das Wichtigste aber ist, dass im Vordergrund dieser Diskussion steht, dass wir jene, die uns ihre Kinder anvertrauen, weil sie dazu im Rahmen der Schulpflicht verpflichtet sind, nämlich die Eltern, in einer sachlichen, inhaltlichen Diskussion mit Antworten so zufriedenstellen, dass sie Vertrauen haben ins österreichische Schulsystem und auch in uns Politikerinnen und Politiker, die wir die diesbezüglichen Entscheidungen zu treffen haben. Keinesfalls dürfen wir zurückfallen in eine Diskussion, die einerseits skandalisiert, andererseits nivelliert und zudem noch versucht zu verunsichern und damit Systeme einzuzementieren, von denen wir alle, wenn wir ehrlich sind, wissen, dass sie nicht optimal sind

Ich bitte Sie daher, offen in diese Diskussion zu gehen, wie es derzeit viele Menschen mit großem Interesse tun, und sich nicht zurückzuziehen hinter jene Bastionen, die wir alle hinter uns haben sollten. Für meine Partei kann ich jedenfalls sagen, dass wir in diese Diskussion sehr offen gehen. Wir lassen uns ganz bewusst nicht in jene Bastionen zurücktreiben, die der Diskussion schaden würden, auch wenn Sie es gerne hätten. Daher bitte ich Sie alle, in diese Diskussion einzutreten und damit zu signalisieren, dass uns Bildung und Kinder wichtig sind! Gute Ausbildung ist die Voraussetzung für die Zukunft unseres Landes, und wir alle könnten zufrieden sein, wenn es uns gelingt, den richtigen Schritt in die richtige Richtung zu machen. Die Chance ist da: Nutzen wir sie! Es sollen jedoch all jene gleich von vornherein sagen, dass sie es nicht wollen, wenn es tatsächlich so sein sollte. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Damit kommen wir sofort zur Abstimmung über den Antrag.

Ich bitte jene, die für diesen Antrag sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist der Antrag angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung der eingebrachten Anträge.

Ich beginne mit dem ersten Antrag der FPÖ betreffend Gesamtschule.

Ich bitte jene, die für diesen Antrag der FPÖ sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Der nächste Antrag der GRÜNEN betreffend Gesamtschulmodell wurde zurückgezogen. Daher bringe ich ihn nicht zur Abstimmung.

Ich komme jetzt zum Antrag der SPÖ betreffend Weiterentwicklung des Wiener Schulsystems.

Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag findet die Zustimmung von ÖVP und SPÖ und ist damit angenommen.

Wir kommen zum Antrag FPÖ betreffend Entlastung der Bezirke bei Schulsanierungen.

Ich bitte jene, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stimmen die FPÖ und die GRÜNEN zu. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen.

Der nächste Antrag wurde von der ÖVP gestellt und betrifft Maßnahmen zur Unterstützung von Studenten durch die Stadt Wien.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen.

Der nächste Antrag ist von den GRÜNEN und betrifft den Schulbau in Wien.

Wer für den Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen.

Der letzte Antrag zu diesem Geschäftsstück kommt von den GRÜNEN und betrifft die gemeinsame Mittelstufe der 10- bis14‑jährigen Schüler.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat die notwendige Mehrheit bekommen. 

Damit gelangt nunmehr Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Adaptierung der Richtlinien der Internationalisierungsförderung und der Nahversorgungsaktion. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dem zu behandelnden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist an sich an der Zeit und daher auch zu begrüßen und positiv einzustufen, dass die Richtlinien betreffend Internationalisierungsförderung und insbesondere im Zusammenhang mit der Nahversorgungsaktion hier angepasst werden. Selbstverständlich sind wir für dieses Aktenstück und werden diesem auch zustimmen.

Lassen Sie mich aber, weil das sehr gut zu diesem Aktenstück passt, zu einem aktuellen Fall überleiten: Wenn wir in den letzten 15 oder 20 Jahren in diesem Fall mit Nahversorgungsfördermitteln beziehungsweise entsprechenden Fördermitteln der Stadt Wien eine Sanierung vorgenommen hätten, dann hätten wir heute nicht diese große Debatte über die Landstraßer Markthalle.

Die von der Zeitung „Kurier“ und vom ORF diese Woche durchgeführte Diskussion, bei der am Podium mitzudiskutieren auch ich die Ehre hatte, hat mich in der Auffassung bestärkt, dass wir vollkommen richtig liegen, wenn wir sagen, dass das Bauwerk der Halle sicherlich keine Zukunft in dieser Form hat.

Lassen Sie mich zuerst zu der Vorgeschichte kommen: Man kann der SPÖ den Vorwurf nicht ersparen, dass sie in den letzten 20 Jahren die Halle sukzessive – ob bewusst oder unbewusst, möchte ich hier nicht beurteilen – verfallen ließ. Die Öffnungszeiten waren in den letzten Jahren vollkommen skurril. Montag bis Mittwoch gab es andere Öffnungszeiten als Donnerstag und Freitag, und am Samstag waren die Öffnungszeiten wiederum anders. Es gab keine behindertengerechten Eingänge, und im Bereich der Marxergasse gab es keine Eingänge, bei denen man zum Beispiel mit einem Kinderwagen in den Markt kommen konnte. In den letzten drei bis vier Jahren gab es keinen optimalen Branchenmix mehr, die Zahl der geschlossenen Geschäfte hat um bis zu 15 Prozent zugenommen. Das hat den anderen Standlern, die geöffnet hatten, durchaus nicht gefallen, aber es gab keine Gegenstrategie seitens der Stadt Wien und der zuständigen MA 59.

Meine Damen und Herren! Letztlich gab es Kundenverlust. Das ist eine Tatsache, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. Dass es Kundenverlust gab, geht aus einem Papier hervor, das die Marktstandler bereits 2004 vorgelegt haben. Nach ungefähr einem Jahr der Diskussionen kam es dann zu einer Begehung, an welcher Kammerfunktionäre, StRin Wehsely und Marktstandler teilnahmen. Ich habe hier die Protokolle und Gedächtnisprotokolle. Der Kundenverlust ist Faktum und kann nicht wegdiskutiert werden, das hat sich auch bei der Diskussion in der Urania gezeigt. In den vergangenen zehn Jahren hat die Landstraßer Markthalle – auch zu meinem Bedauern, aber die Realität muss man anerkennen – ungefähr 4 000 Kunden insgesamt verloren. Der Grund dafür waren auch Betriebsumsiedlungen. Große Banken oder auch die der Statistik Austria sind weggezogen, darunter befanden sich zahlreiche potenzielle Kunden, die man nicht ersetzen kann. Positiv war, dass 800 potenzielle Kunden aus dem Justizbereich dazugekommen sind, die allerdings auf Grund der Öffnungszeiten, die wirklich skurril waren, kaum eine Chance hatten. Um 6 Uhr in der Früh sind die Mitarbeiter noch nicht dort und gehen daher auch nicht einkaufen, und am Abend war nicht mehr offen, die Leute in diesem Bereich arbeiten jedoch öfters wesentlich länger. So kam es real zu einem Verlust von zirka 3 000 bis 3 200 Kunden. 

Ich habe in der Diskussion, nicht, um zu provozieren, sondern aus tiefster Überzeugung, auch gesagt, dass nicht einmal die 12 000, die jetzt unterschrieben haben, den realen Kundenverlust aufhalten konnten. Wobei ich glaube, dass eine erkleckliche Anzahl derer, die hier unterschrieben haben, nicht für den Bestand der Markthalle an sich, sondern für eine Institution und die Idee gestimmt haben. Das habe ich dort gesagt, und ich habe von den Standlern Applaus bekommen: Wenn jeder von diesen 12 000 einmal in der Woche in etwa einen Betrag – darüber kann man jetzt diskutieren – von 10, 20 oder 30 EUR ausgegeben hätte, dann ergibt eine einfache Rechnung, dass bei 49 offenen Standln zumindest jeder Standler pro Tag einen Zusatzumsatz von 800 bis 1 000 EUR gehabt hätte. Dann wäre die Sache anders. Dann würden wir heute wahrscheinlich anders diskutieren, denn dann müssten wir darüber nachdenken, ob wir die Halle mit einem funktionierenden Geschäftsbetrieb von 49 oder mehr Standlern nicht doch behalten sollten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So ist es aber nicht. Und bereits im Jahr 2004 wurde, was vielleicht ganz interessant ist, im „Standard“ etwas darüber geschrieben. Der „Standard“ ist sicherlich keine Zeitung, die uns sehr gewogen ist, es wird darin aber auch oft positiv geschrieben. In diesem Fall kommt ein vollkommen unverdächtiger Zeuge zu Wort. Er drückt im Jahr 2004 in einem Artikel das aus, was den Zustand der Halle am besten charakterisiert, indem er nämlich schreibt, dass oben an der Bar in der Halle ein pensionierter Markthallenarbeiter gegen die Einsamkeit und das Elend trinkt. – Genau mit diesem Satz hat der Journalist es wunderbar auf den Punkt gebracht! So haben die Tatsachen dort schon 2004 ausgeschaut.

Einen Vorwurf an die SPÖ, die zuständigen Dienststellen und den Herrn Bezirksvorsteher muss man hier trotzdem nochmals dezidiert erwähnen. Herr Kollege Strobl weiß es wohl, weil er aus dem Kammerbereich kommt; ich weiß nicht, ob er damals dabei war, aber es waren sicherlich Leute dabei, die ihm berichtet haben. Ich habe ein Gedächtnisprotokoll von einem Kammerfunktionär, der bei der damaligen Begehung die ganze Zeit dabei war. Damals im Frühjahr 2005 wurde im Beisein der verantwortlichen Stadträtin Wehsely zugesagt, dass die Beleuchtung verändert wird, der Anstrich der Wände und Decken erneuert wird, die Zugangsmöglichkeiten erneuert werden, die Türen saniert werden, dass es in der Marxergasse eine neue Beschriftung geben wird, die Öffnungszeiten angepasst werden und so weiter und so fort. Die Frau Stadträtin hat sich damals im Großen und Ganzen überhaupt nicht festgelegt, sondern gesagt, dass für all das das Marktamt zuständig ist. – Selbstverständlich ist formal das Marktamt zuständig! Aber sie ist die zuständige Stadträtin, und mit etwas mehr Einsatz, Druck und Wollen hätte man schon ein bisschen mehr tun können!

Interessanterweise hat der Herr Bezirksvorsteher der SPÖ, Hohenberger, damals im Wesentlichen gegenüber dem „Standard“ zugesagt und versprochen, dass die berechtigten Forderungen erfüllt werden. Bei einer öffentlichen Diskussion am Dienstag hat der Herr Bezirksvorsteher nunmehr erklärt, warum es nicht dazu gekommen ist: Er hat gesagt, dass leider das Geld ausgegangen ist. Die Sanierung hätte letztlich, nachdem man alles verfallen ließ, zirka 8 Millionen EUR gekostet. Leider ist der Meidlinger Markt vorgezogen worden, der auch schon furchtbar ausgeschaut hat. Als Meidlinger Mandatar hat es mich natürlich gefreut, dass der Meidlinger Markt teilsaniert wurde, zwar noch lange nicht alles, aber zumindest ein Teil, nachdem wir in unserem Bezirk auch acht Jahre darauf gewartet haben, dass der Markt nach verschiedensten Konzepten saniert wird.

Das zeigt uns aber das Dilemma im gesamten Bereich Markt in Wien. Seit der Dezentralisierung sind die Bezirke für die Märkte zuständig, und da verhält es sich so wie bei den Schulen: Die Bezirke schaffen mit ihren geringen Budgetmitteln die Sanierung der Märkte nicht. Das geht nicht! Deswegen musste man ja in Meidling so lange warten, detto im 3. Bezirk, der Markt in Simmering ist überhaupt gleich eingegangen, und im 2. und 20. Bezirk hat man mit Zittern und Zagen und mit Unterstützung durch das Zentralbudget noch ein bisschen etwas zusammengebracht.

Im Hinblick darauf haben wir schon vor Jahren eine Erhöhung des Marktbudgets gefordert. Sie wissen das, und Frau Kollegin Wehsely weiß es. Es geht doch nicht an, dass wir dafür 10 Millionen EUR, das sind knapp 130 Millionen ATS, im Jahr haben! Es muss doch möglich sein, aus einem Milliardenbudget für Nahversorgung, Tradition, Konsumentenfreundlichkeit und Arbeitsplätze einen doch etwas höheren Betrag zu lukrieren! Vielleicht gelingt es in den nächsten Monaten noch, die neue Finanzstadträtin Brauner zu überzeugen, dass hier durchaus Handlungsbedarf gegeben ist, denn sonst zerbröseln uns die letzten Märkte auch noch! Dann brauchen wir nicht mehr darüber zu diskutieren, ob wir sie überhaupt wollen beziehungsweise ob wir sie behalten wollen.

Meine Damen und Herren! Die realistische gegenwärtige Situation wird in der Diskussion immer verschwiegen. Das kann natürlich ein schönes populistisches Thema sein, man kann damit sehr gut auftreten und sagen: Wir haben so und so viele Unterschriften, alle wollen das erhalten. – Selbstverständlich, wenn mir einer so etwas hinlegt und mich fragt, ob ich etwas erhalten will, was schön ist, dann sage ich auch, dass ich das natürlich erhalten will. Dann will jeder ins Grüne in ein Einfamilienhaus mit sieben Kinderzimmern, vielleicht noch fünf Autos und drei Parkplätze. Natürlich wird das jeder unterschreiben! Trotzdem muss man hinterfragen, was eigentlich hinter einer Unterschrift steckt, was die Leute wollen und ob das, was gefordert wird, möglich ist.

Ich sage: Im vorliegenden Fall ist es nicht möglich. Derzeit gibt es 55 Standln, davon sind sechs geschlossen, es bleiben also 49 übrig. Davon werden 38 Standler, wobei 22 insgesamt 28 Standln haben, die durchaus nicht kleinliche, sondern bewusst großzügig gewählte Abfertigung annehmen. No na! Wenn jemand zwischen 55 und 60 ist und keine Nachfolge hat, dann wird er selbstverständlich die Abfertigung nehmen und sich nicht mehr in ein neues Abenteuer stürzen! Bleiben insgesamt elf übrig. Von diesen elf Standlern sind sich zwei unsicher und wissen noch nicht, was sie wirklich tun wollen, bleiben noch neun. Fünf von den neun haben gesagt, dass sie nicht dort bleiben wollen und eine Neugestaltung akzeptieren. Darauf, wie man diese genau bezeichnen will, will ich mich jetzt nicht festlegen. Wird es ein neues Center geben, allerdings nicht mit einem Supermarkt à la Interspar, sondern auf eigene Fläche?

Somit bleiben genau vier übrig. Nach dem Stand am Tag der Diskussion, also Mittwoch, wollen vier Standler in der alten Halle bleiben. Meine Damen und Herren! Überlegen Sie! Die Sanierungskosten betragen 8 Millionen, und die SPÖ ist nicht von der Schuld zu befreien, dass die Kosten überhaupt so hoch sind. Der Deckungsgrad beträgt 28 Prozent. Die Nahversorgung muss uns schon etwas wert sein. Wenn ich mir aber andere Märkte in Wien anschaue, dann ist dort der Deckungsgrad doch höher. Er kann nie 100 Prozent sein, das wollen wir gar nicht. Da muss die Stadt zuschießen, denn eine solche Institution ist aus Tradition und auch aus Konsumentenfreundlichkeit etwa gegenüber allein stehenden älteren Menschen wichtig. Aber mit 28 Prozent und einen jährlichen Abgang von zirka 1,375 Millionen EUR ist eine Sanierung für derzeit vier Standler, die dort bleiben wollen, ein wirtschaftliches Unding! 

Ich weiß, dass das nicht ganz populär ist, aber die FPÖ hat schon sehr lange darüber nachgedacht, ob das erhalten werden soll, und hat sich gefragt, für wen das eigentlich gemacht und ob etwas Neues ausprobiert werden soll. – Ich bin der Meinung, dass die Grenzen des Deckungsgrades, des Verlustes und des Zuschießens sehr wohl beachtet werden müssen. Das zahlt ja nicht die Stadt Wien, sondern das zahlen die Steuerzahler. 

Eine Dame hat vom quasi subventionierten Schnitzel oder Beuschel gesprochen. Meine Damen und Herren! Die Dame, die gefürchtet hat, dass sie ihr Beuschel oder Hundefutter nicht mehr bekommt, wird es, wenn das Ganze lichter und moderner, mit den gleichen Transportmitteln des öffentlichen Verkehrs zu erreichen und mit besseren Parkplätzen versehen ist, weiterhin schaffen, dort ihre Einkäufe zu machen, wenn die Stadt Wien und der Betreiber jenen Marktstandlern und anderen mit langfristigen Mitteln hilft und die Chance gibt, dort kostengünstig zu investieren. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen daher eine lebensfähige marktähnliche Institution beibehalten oder neu definieren. Die Idee, die wir als Erste eingebracht haben, wurde jetzt schon komplett von allen übernommen, auch vom Herrn Bezirksvorsteher, wenn auch mit anderen Worten.

Wer das Ganze aus Tradition heraus noch kennt, weiß, dass es dort die alte Fleischhalle en gros und en detail gegeben hat. Heute ist in der Stadt die Kombination von Groß‑ und Detailhandel an sich unsinnig, denn der Detailhandel ist hier wesentlich besser positioniert. Man ist 1979 in die jetzige Halle umgezogen, und es hat sich eine Gruppe von Fleischern gefunden, die dort noch ihr Auslangen finden konnten. Wenn man nun weiß, dass heute 20 Prozent der noch übrig gebliebenen Fleischer in Wien dort in der Markthalle sind, von welchen manche eh schon aufhören wollen, dann muss es uns eben gelingen, jenen Gruppen von Fleischern und den Käufern, die ihr Fleisch noch individuell aussuchen und nicht die paketierte Ware nehmen wollen, die Chance zu bieten, dort eine marktähnlich definierte eigene Ecke zu haben. Ob man das nun „Corner“ oder „Regionalfleisch“ nennt, ist letztlich wirklich bedeutungslos. Entscheidend ist, dass es das dort gibt und dass es sich dabei um regionale Bioprodukte aus dem Bereich der Landwirtschaft der Umgebung handelt.

Noch etwas ist wichtig. Wir von der FPÖ glauben, dass man Menschen, die etwas mit Hirn riskieren, eine Chance geben sollte. Unternehmertum ist immer Risiko. Ich bin selber Unternehmer und habe in meinem Leben auch viel riskiert. Es ist nicht immer alles aufgegangen. Aber Unternehmertum ist eben Risiko, da kann mich sich nicht darauf verlassen, dass immer der Staat und alle anderen bezahlen. Das würde auch meiner und unserer unternehmerischen Philosophie widersprechen. Ein gewisses Risiko muss man eingehen. Aber wer das Risiko eingeht, und zwar mit einer langfristigen Unterstützung von Seiten der Stadt vor dem Hintergrund einer im Gespräch mit dem Bauträger noch herauszuarbeitenden Mietsituation, der wird dort reüssieren.

Ich sage Ihnen: In ein paar Jahren werden diese 12 000 Personen, die unterschrieben haben, dann tatsächlich dort einkaufen! Sie werden dann sowieso in den neuen Markt einkaufen gehen und können dann bei den letzten 10 oder 15 Marktstandln, die übrig geblieben sind, weiterhin ihre Produkte kaufen.

Etwas ganz Wichtiges wurde bei der Diskussion noch nicht erwähnt. Im Sommer muss heuer sowieso geschlossen werden, weil dort U-Bahn gebaut wird. Zwei bis drei Jahre wird überhaupt geschlossen sein. Wer sollte dort also arbeiten? Wer würde die Überbrückungshilfe zahlen? – Das ist absolut unmöglich! Meine Damen und Herren! Die Leute dort hätten keine Überlebenschance, wenn man sie nicht neu positioniert.

Nun noch zur Nahversorgung insgesamt: Ich höre immer wieder von Seiten der Österreichischen Volkspartei und der Kammer, Kollege Strobl, wie viele Geschäfte in den letzten 15 Jahren eingegangen sind. Darüber brauchen wir nicht zu diskutieren! Viele Geschäfte etwa an der Thaliastraße, der Hernalser Hauptstraße, der Ottakringer Straße, der Reinprechtsdorfer Straße, der Alserbachstraße, der Neulerchenfelder Straße, wo wir selbst ein Geschäft gehabt haben, an der Lerchenfelder und so weiter mussten schließen. Und diese Nahversorgungsbetriebe sind nicht deswegen eingegangen, weil die kleinen Unternehmen so schlecht gearbeitet haben, sondern weil sich die Bevölkerungsstruktur und die Rahmenbedingungen geändert haben: Es gibt flexible Arbeitszeiten, und die Leute konnten dort nicht mehr unter Tags einkaufen beziehungsweise konnten dort teilweise auch nicht parken. Das muss man auch dazu sagen. Da wurde zu wenig getan! 

Zur Österreichischen Volkspartei, die die Schuld immer den Einkaufszentren gibt, sage ich: Die Einkaufszentren sind nun einmal da, damit muss man sich abfinden, ob man sie mag oder nicht. Das Einkaufsverhalten hat sich geändert. Bei der Diskussion hat sich herausgestellt, dass die Leute dabei auch ihr Erlebnis haben wollen; wenn auch nicht alle das wollen, manche wollen dort auch nur einkaufen. Es ist aber jedenfalls eine falsche Aussage, wenn man sagt, dass die Einkaufszentren allein daran schuld sind, dass viele Nahversorgungsgeschäfte eingegangen sind. (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.)

Ich habe in der Diskussion zu Herrn Klubobmann Tschirf in aller Deutlichkeit gesagt: Sie machen sich stark, dass in Wien keine Einkaufszentren mehr gebaut werden dürfen, etwa Rothneusiedl, und reden immer von der Zahl der Quadratkilometer. Sie vergessen aber gleichzeitig, dass Ihr Herr Landeshauptmann in Niederösterreich, der, glaube ich, auch zur ÖVP gehört, in Gerasdorf die Errichtung des größten Einkaufszentrums nach der SCS plant. Das wird gebaut werden, Herr Kollege Tschirf, aber dazu meldet sich von Ihnen überhaupt niemand! Es soll um mehr als ein Drittel größer sein als das geplante Zentrum in Rothneusiedl. Da sollten Sie schon ein bisschen nachdenken! Denn es kann nicht auf der einen Seite alles gut sein, weil Sie dort die Mehrheit haben, auf der anderen Seite aber alles schlecht gemacht werden, weil es populistisch ist und Ihnen eben nicht in den Kram passt.

Abschießend – ich habe noch eine Minute – zu Ihren Anträgen: Wir können diesen Anträgen aus verschiedensten Gründen nicht zustimmen. Es ist immer von der Erhaltung der Halle als Bauwerk die Rede. Und zu den 20 000 m²: Natürlich kann man das fordern! Es gibt aber einen gültigen Flächenwidmungsplan über 32 000 m² Bruttogeschoßfläche, der 2004 von allen Parteien, wenn ich nicht irre, beschlossen wurde. An diesen haben wir uns zu halten. Und ein Fachmann hat mich aufgeklärt, dass man, wenn man großzügig plant, von der Bruttogeschoßfläche zwischen 10 und 30 Prozent abziehen kann. Wir wissen ja nicht, wie man das dort plant, doch wir halten uns jedenfalls an den beschlossenen Flächenwidmungsplan und wollen nicht herumdoktern.

Dem anderen Antrag werden wir auch nicht zustimmen. Darin ist davon die Rede, dass die Landstraßer Markthalle die Funktion des Dorfplatzes erfüllt. – Wenn ich mir das so anschaue, dann muss das aber ein Dorfplatz in Rumänien, irgendwo im hintersten Transsilvanien sein! Dort kennt man leider nur mehr Stammkunden. Dort gibt es nichts mehr anderes. (Zwischenruf von GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) Ja! Sie haben vollkommen recht! Und dann schreiben Sie: „Die Erhaltung der Markthalle ist Voraussetzung für die wirtschaftliche Existenz der Marktstände und ihrer Angestellten.“ – Ich sage Ihnen: Die wirtschaftliche Existenz der Marktstandler und Angestellten, die weitermachen wollen, ist nur dann gesichert, wenn sie etwas Neues planen, moderner wirken und in ein neues Zeitalter eintreten wollen. Dann wird auch eine marktähnliche Struktur Überlebenschancen haben, die nicht in einen Supermarkt involviert, sondern räumlich getrennt ist.

Ich bin guter Dinge, dass wir richtig liegen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Cammerlander bitte. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf meinen Vorredner möchte ich gar nicht wirklich eingehen. Ich habe versucht, genau zuzuhören, aber ich weiß nicht, was er will! Er spricht von einer marktähnlichen Halle in einem Einkaufszentrum, damit die Menschen, die unterschrieben haben, in vielen Jahren wieder auf einem Markt einkaufen können. Mir ist, wie gesagt, nicht klar, was die FPÖ will! Aber anscheinend ist sie sich darüber selbst nicht im Klaren. Vor drei Wochen war sie sich noch ganz einig, im Bezirk gemeinsam mit allen Oppositionsparteien für die Erhaltung der Markthalle zu stimmen, dann ist sie jedoch stillschweigend umgefallen. 

Bei den Stadtgesprächen am Dienstag in der Urania wurde tatsächlich viel über Nahversorgung gesprochen. Für mich ist wirklich erstaunlich, was man sich alles darunter vorstellen kann! Für den roten Bezirksvorsteher ist Nahversorgung offenbar mit einem Gourmettempel gleichzusetzen: Er verspricht der Wiener Bevölkerung einen Gourmettempel. Das erinnert mich irgendwie an den historischen Satz, dass das Volk, wenn es kein Brot hat, doch Kuchen essen soll. Und ich habe das Gefühl, dass das Thema Markthalle auch von der SPÖ in Wien derzeit in diese Richtung betrieben wird.

Ich habe mir gestern ein paar österreichische Zeitungen angeschaut. – Da lese ich zum Beispiel: „Wien ist super – egal, was es kostet. Wien verfügt über die zweitbeste Bar der Welt. … Es wäre aber nicht Wien, wenn eine Bar, die so ‚urcool’ ist, nicht auch das Budget der Stadt über Gebühr belasten würde.“ – Für den Betrieb von sechs Jahren stellt die Stadt Wien 308 000 EUR zur Verfügung!

Ein anderer Artikel: „Der neue Riesenradplatz soll das Herzstück des modernisierten Wurstelpraters werden – und das lässt sich die Stadt Wien die Kleinigkeit von 32,5 Millionen EUR kosten.“ – Überlegen wir uns nur, wie viel Geld ein gewisser Herr Mongon vor Jahren bekommen hat! Dafür hätte man die Markthalle locker sanieren können! Aber „Brot und Spiele“ sind eben angesagt, und die SPÖ setzt ihre Prioritäten. Für die Markthalle sind 10 Millionen EUR zu viel, und 250 Arbeitsplätze, die verloren gehen, spielen keine Rolle. Menschen, die sich das Einkaufen in einem Gourmettempel nicht leisten können und auf Grund ihres niedrigen Einkommens auf eine Markthalle angewiesen sind, sind wurscht.

Meine Damen und Herren! Das einzige Argument, das von Ihrer Fraktion immer wieder kommt, ist, dass Sie an den Steuerzahler denken müssen. Da frage ich Sie: Wann denken Sie bei so hohen Ausgaben wie im Prater oder bei der „urcoolen“ Bar an den Steuerzahler? Das einzige Argument ist das Geld, und da habe ich das Gefühl, dass Sie spüren, dass diese 8 Millionen EUR nicht mehr wirklich ziehen. Ich musste ein bisschen grinsen, als ich gestern in einer Presseaussendung gelesen habe, dass GRin Yilmaz die Kosten für die Markthalle für die nächsten 30 Jahre errechnet hat. Frau Gemeinderätin! Ich sage es Ihnen gerne noch einmal: Eine Markthalle, die renoviert ist und sich an einer zeitgemäßen Marktordnung orientieren darf, wird nicht defizitär arbeiten! 

Wie wir es am Beispiel von Innsbruck sehen, kann eine solche Halle auch gewinnbringend arbeiten. Obwohl ich davon überzeugt bin, dass eine Markthalle auf Grund ihrer vielfältigen, gesellschaftspolitischen Aufgaben wie Nahversorgung, Treffpunkt, Integration, qualitätsvolles Einkaufen sowie qualitätsvolles und lustvolles Konsumieren nicht die Aufgabe hat, Gewinne zu machen. Es soll jedoch sehr wohl kostendeckend gearbeitet werden, und das ist zu erreichen.

Ich bin überzeugt davon, dass zum Thema Markthalle noch nicht das letzte Wort gesprochen ist. Glauben Sie mir aber: Sie sind gut beraten, wenn Sie sich an Ihre politische Verantwortung gegenüber der Bevölkerung erinnern und nicht glauben, Sie müssen nur mehr die politische Verantwortung für die Gewinnmaximierung von Großkonzernen tragen, diesfalls der Bank Austria Immobiliengesellschaft. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. – Bitte schön. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde jetzt sicherlich nicht die hochinteressante Diskussion, die wir in der Urania diese Woche geführt haben, wiederholen. Diejenigen, die hingegangen sind, um sich ein objektives Bild zu machen, sind mit dem Eindruck weggegangen, dass da etwas abgerissen wird, worum es wirklich schade ist, und dass da eine Chance verspielt wird. Das schließe ich aus den verschiedensten Rückmeldungen, die nicht nur ich gehört habe, sondern die auch andere bekommen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann nur an meine Vorrednerin anschließen. Selbstverständlich wäre es möglich, wenn man alles entsprechend herrichtet, eine neue Markthalle zu schaffen, die sich auch wirtschaftlich rechnet. 

Ich möchte einen Punkt aus der Wortmeldung des Kollegen Madejski aufgreifen. Offensichtlich ist ihm nicht mehr in Erinnerung, dass hier in diesem Haus unter Post 151 am 17.12.2004, als es um das Thema „Wien-Mitte, Landstraßer Hauptstraße“ und den entsprechenden Flächenwidmungsplan ging, alle Parteien einstimmig beschlossen haben, dass sich der Gemeinderat im Zuge der Realisierung des Projektes „Wien-Mitte“ für eine ausgewogene gewerbliche Mischnutzung ausspricht. Das bedeutet insbesondere, dass die Verkaufsflächen 20 000 m² Nutzfläche nicht übersteigen sollen. – Ich meine, das sollen sie wirklich nicht tun!

Das Traurige daran ist, dass offensichtlich ein Vergesslichkeitsprozess bei zwei Fraktionen dieses Hauses und auch in der Bezirksvertretung stattfindet! Die Vereinbarung, die man getroffen hat, war damals auch Grundlage für uns, dem Flächenwidmungsplan zuzustimmen. Die SPÖ hatte versichert, dass sie dem zustimmt, und es ist bedauerlich, dass man das vergessen hat und jetzt sowohl auf Bezirksebene als auch hier in Abrede stellt.

Daher muss ich gemeinsam mit meinen Kollegen Barbara Feldmann, Fritz Aichinger, Maria Vassilakou und Heidi Cammerlander einen neuerlichen Antrag einbringen, dass die Einkaufsflächenbegrenzung für das geplante Einkaufszentrum in Wien-Mitte entsprechend festgelegt wird. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Herr Bürgermeister möge in Absprache mit dem amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, dem amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und den Verantwortlichen für das Projekt Wien-Mitte sicherstellen, dass die im Areal Wien-Mitte einschließlich des Gebäudes der Landstraßer Markthalle als Einkaufsfläche EKAZENT gewidmeten und vorgesehenen Nutzfläche 20 000 m² nicht übersteigen. Weiters möge sichergestellt werden, dass durch Attraktivierungsmaßnahmen im Bereich der öffentlichen Flächen ein Brückenschlag mit der gewachsenen Einkaufsstraße der Landstraßer Hauptstraße hergestellt wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine Vorrednerin hat zu Recht darauf hingewiesen, dass wir sicherlich in diesem Haus noch öfter über die Landstraßer Markthalle reden müssen. Es geht dabei nämlich um mehr, und zwar darum, welchen Stellenwert die Nahversorgung in dieser Stadt hat. Es geht darum, wie man mit den Konsumentinnen und Konsumenten und den Unternehmerinnen und Unternehmern in dieser Stadt umgeht. Die Vorgangsweise wurde hinlänglich skizziert: 2004 ist man im Zuge der Flächenwidmung in der Bezirksvertretung und hier noch gemeinsam davon ausgegangen, dass der Landstraßer Markt erneuert und verbessert werden soll. Inzwischen ist aber, wie wir heute wissen, hinten herum schon darüber nachgedacht worden, wie man diese Halle schließen kann. Diese Vorgangsweise trägt wirklich massiv dazu bei, die Wahlbeteiligung in dieser Stadt weiterhin zu senken!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden daher nicht locker lassen und hinsichtlich der Landstraßer Markthalle alle Möglichkeiten ausschöpfen, damit hier doch noch ein Umdenken stattfindet. Wir lassen uns das sicherlich nicht schlecht reden! 12 000 Menschen waren bereit zu sagen: Ja, wir wollen diese Markthalle, wir sind der Ansicht, dass das für die Nahversorgung gut ist. – Wir lassen sicherlich nicht zu, dass man diesen Leuten unterstellt, dass sie verwirrt sind und nicht wissen, wofür sie Unterschriften hergeben! Wir haben andere Vorstellungen bezüglich direkte Demokratie und Bürgerbeteiligung als andere in diesem Haus! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ÖVP ist gerade als Wirtschaftspartei der Ansicht, dass man immer darüber nachdenken muss, wie man in einer wirtschaftlichen Form entsprechende Lösungen findet, und ich meine, die Idee einer Public Private Partnership wäre ein richtiger Weg. Auf der Landstraße haben wir auch das Glück, in der Person unseres Bezirksvorsteher‑Stellvertreters Georg Schüller einen Bankfachmann zu haben, der Ihnen jederzeit vorrechnen kann, welche Möglichkeiten es da gibt. Er wäre jederzeit in der Lage, ein entsprechendes Modell zustande zu bringen. Ich verstehe daher nicht, warum die Mehrheit dieses Hauses nicht bereit ist, diesen Weg zu gehen! Das wäre richtig und notwendig! In anderen Fällen haben wir das heute in diesem Haus auch erlebt.

Ich appelliere daher an Sie: Machen Sie die Tür nicht zu! Denken Sie nicht nur in Kategorien des Drüberfahrens und Augenzumachens, sondern überlegen Sie mit uns, wie wir die letzte echte Markthalle zwar nicht so erhalten, wie sie ist, aber so herrichten, dass sie tatsächlich eine interessante Nahversorgungseinrichtung ist, in die man gerne einkaufen geht, weil man weiß, dass dort gute Qualität, verbunden mit einem entsprechend interessanten Ambiente geboten wird. All das wäre möglich! Man braucht sich nur andere Städte anzusehen und entsprechend nachzudenken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir stellen daher noch zwei Anträge zum Thema „Rettet die Landstraßer Markthalle!“.

Einen Antrag bringen wir gemeinsam mit den GRÜNEN ein: 

„Der Herr Bürgermeister und die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal werden ersucht, dafür zu sorgen, dass der Markt bei Wien-Mitte als Markt gemäß der Wiener Marktordnung bestehen bleibt und die für eine Attraktivierung erforderlichen finanziellen Mittel zum ehestmöglichen Zeitpunkt bereitgestellt werden.

In Bezug auf die Sanierung des Marktes ist weiters sicherzustellen, dass durch eine entsprechende Bauorganisation auch während des Umbaus der Marktbetrieb aufrechterhalten bleibt, um einen erfolgreichen Betrieb des zu sanierenden Marktes gewährleisten zu können.“ – Das ist notwendig, denn sonst würde sich all das verflüchtigen. Das wurde auch anderswo so gehandhabt.

„Der Herr Bürgermeister und die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal werden weiters darum ersucht, anhand von Beispielen erfolgreich geführter Markthallen in anderen Städten, zum Beispiel in Innsbruck, ein Konzept für ein erfolgreiches Marktmanagement an diesem Standort auszuarbeiten und umzusetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Nun bringe ich einen Antrag betreffend ein Public Private Partnership hinsichtlich der Landstraßer Markthalle ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal möge in Zusammenarbeit mit der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zum Zweck der Erhaltung der Landstraßer Markthalle als Markt gemäß der Marktordnung ein Public-Private-Partnership-Modell entwickeln und umsetzen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion SPÖ! Ich möchte an dieser Stelle noch einmal an Sie appellieren, diesbezüglich nicht nach einen Justamentstandpunkt vorzugehen, sondern im Interesse der Konsumentinnen und Konsumenten, der Unternehmerinnen und Unternehmer und der Bürgerinnen und Bürger der Landstraße sowie ganz Wiens mehr zu tun, als nur Mehrheiten in der Bezirksvertretung Landstraße herbeizuführen, indem man halt die FPÖ rüberzieht. Es geht hier nämlich um mehr, es geht darum, etwas für die Nahversorgung zu tun, die für die Lebensqualität dieser Stadt unverzichtbar ist. Daher verstehe ich nicht, warum sie dermaßen auf Ihrem Justamentstandpunkt beharren! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr Vorsitzender! 

Ich tu mir jetzt schon sehr schwer! (GR Dr Matthias Tschirf: Das verstehe ich! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Es ist nicht einfach, auf die Argumente meines Vorredners einzugehen! Wenn Matthias Tschirf sagt, dass das letzte Wort hier noch nicht gesprochen ist, dann bestätige ich das! Ich sage das aber wahrscheinlich in einem anderen Zusammenhang als du!

Diese Diskussion um die Landstraßer Markthalle ist wirklich ein sehr treffendes Beispiel für einen kläglichen Versuch, politisches Kleingeld zu wechseln. Mir ist dieses Thema vertraut, und ich lade die ÖVP und natürlich die Grüne Fraktion ein, dass wir uns zusammen setzen und uns sachlich über die Nahversorgung unterhalten, anstatt irgendein Thema zu wählen, künstlich in einem Reflex zu reagieren und sich plötzlich für die Markthalle einzusetzen!

Kollege Madejski hat gesagt, dass wir, wenn all diejenigen, die nun über die Markthalle diskutieren und Unterschriften geleistet haben, in den vergangenen 
15 bis 20 Jahren dort einkaufen gegangen wären, das Problem jetzt sicherlich nicht hätten. 

Ihr wisst ganz genau, dass es so ist, und alle, die in der Umgebung der Landstraßer Markthalle tätig sind, wissen, wie die Probleme dort tatsächlich liegen. Das ist im Übrigen nicht nur ein Problem der Landstraßer Markthalle, sondern das ist ein allgemeines Problem: Wenn man heute in einen beliebigen Bezirk geht, eine Umfrage bei der Bevölkerung betreffend Märkte, Greißler oder andere Nahversorgungseinrichtungen macht und fragt: Wollen Sie den Markt XY oder die Einkaufsstraße XY mit ihren Geschäften erhalten, ja oder nein?, dann werden 99,9 Prozent der Befragten sagen: Natürlich wollen wir das! – Das Problem dabei ist nur, dass diese Leute dann anderswo einkaufen gehen. Und dafür müssen wir in der Stadt Wien eine Lösung finden!

Kollege Madejski hat heute sehr viele Argumente gebracht, denen ich zustimmen kann. Ich kann aber natürlich nicht zustimmen, wenn er sagt, dass die SPÖ an diesem Problem schuld ist. Wir haben in den letzten Jahren nämlich sehr viel für die Nahversorgung in dieser Stadt geleistet. Letztlich sind ja all die positiven Ergebnisse von diversen Umfragen betreffend die Lebensqualität in dieser Stadt, die nicht nur in Wien und Österreich, sondern in ganz Europa durchgeführt werden, ein Ergebnis unserer Politik, ein Ergebnis auch des Einsatzes für Klein- und Mittelbetriebe und für die gut gesicherte und hervorragend funktionierende Nahversorgung in dieser Stadt.

Jetzt müssen wir uns natürlich überlegen, wie wir den Übergang in Richtung Anpassung an den Bedarf der Bevölkerung schaffen. Die Einkaufsgewohnheiten der Leute haben sich verändert, und es ist nicht immer einfach für die betroffenen Unternehmen, mit dieser Veränderung Schritt zu halten. Das ist unsere Aufgabe, wir nehmen diese Aufgabe sehr ernst, und ich glaube, es gelingt uns auch, hier Unterstützung mit dem Instrument der Wirtschaftsförderung beziehungsweise der Nahversorgungsförderung zu bieten. All diese hervorragenden Instrumente funktionieren in der Stadt sehr gut.

Wenn ich von Kollegin Cammerlander und von Kollegen Tschirf höre, dass eine renovierte Markthalle sicherlich wirtschaftlich zu führen ist, dann frage ich schon: Woher nehmen Sie diese Expertise? Woher wissen Sie das? (GRin Heidemarie Cammerlander: Es gibt zahlreiche Beispiele in den Städten in ganz Europa! –Zwischenruf von GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) Glauben Sie mir: Das ist in ganz Europa ein Problem! Ich kann das sagen, und auch Fritz Aichinger weiß das: Ich bin auf Märkten groß geworden. Ich bin als kleines Kind mit meinen Eltern quer durch ganz Österreich auf diversen Märkten unterwegs gewesen. Und wenn ein Versuch mit Markthallen gestartet wurde, dann ist er nicht überall, aber zumeist gescheitert, und zwar nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa. Ich war auch viel in Europa unterwegs, habe mir das angeschaut und festgestellt: In den seltensten Fällen gelingt das Projekt, dass eine solche Markthalle entsprechend angenommen wird. Daher bezweifle ich stark, dass diese renovierte Halle tatsächlich wirtschaftlich zu führen ist.

Wenn wir über die Nahversorgung sprechen und Sie darüber klagen, dass es diese bald nicht mehr geben wird, dann möchte ich Sie darauf hinweisen, dass wir schon einiges für den Rochusmarkt getan haben, der in unmittelbarer Nähe ist. Dort ist vor Ort schon etwas im Sinne der Nahversorgung geschehen.

Es wurde in diesem Zusammenhang auch schon öfters auf das Problem betreffend den Branchenmix nicht nur in dieser Markthalle, sondern auch in anderen Bereichen hingewiesen. Auch wenn wir uns über die Einkaufsstraßen unterhalten, ist der Branchenmix das größte Problem. Das ist aber nun einmal der Trend, bei dem wir nur unterstützend, aber nicht verordnend eingreifen können, denn dann wären Sie völlig zu Recht die Ersten, die protestieren! – Im Interesse der Bevölkerung werden also sehr wohl entsprechende Maßnahmen ergriffen! 

Ich möchte ganz kurz die Zahlen noch einmal wiederholen, weil Sie so tun, als ob wirklich alle betroffenen Standlerinnen und Standler jetzt Sturm laufen: Von den 49 Standlern haben sich 38 entschlossen, die Ablösen anzunehmen. Fünf wollen in ein neues Zentrum, vier wollen bleiben, und das sind alle. Das muss man der Fairness halber in der Öffentlichkeit auch diskutieren und bekannt machen: Sie tun so, als ob alle unbedingt bleiben wollten, in den vergangenen Jahren das Supergeschäft gemacht hätten und sich in Zukunft noch mehr erwarten würden!

Lassen wir also die Kirche im Dorf! Wir unterhalten uns sehr gerne über vielfältige Maßnahmen betreffend die Nahversorgung. Wenn es gescheite Vorschläge gibt, dann sind wir die Letzten, die diese ablehnen. Allerdings ist diesbezüglich in der letzten Zeit, aber auch in der Vergangenheit vor allem seitens der ÖVP, die sich so gerne als Wirtschaftspartei bezeichnet, nichts gekommen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Daher kommen wir zur Abstimmung.

Ich bitte jene, die der Postnummer 9 die Zustimmung geben, um ein Zeichen. – mit der Hand. – Danke. Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir haben noch drei Beschluss- und Resolutionsanträge erhalten.

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Tschirf, Feldmann, Aichinger – ÖVP – und Maria Vassilakou, Heidi Cammerlander – GRÜNE – betrifft die Einkaufsflächenbegrenzung für das geplante EKAZENT in Wien-Mitte.

Es wurde sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Weiters lasse ich über einen Beschlussantrag abstimmen, der von den GRen Matthias Tschirf, Barbara Feldmann, Fritz Aichinger, Maria Vassilakou und Heidi Cammerlander mit dem Titel „Rettet die Landstraßer Markthalle" eingebracht wurde.

Es ist sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird wiederum von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Ein Beschlussantrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft eine Public Private Partnership Landstraßer Markthalle.

Auch diesbezüglich ist sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat ebenfalls nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 4. Gemeinde-
ratssubventionsliste 2007 und den Wiener Landesfeuerwehrverband. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. - Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir werden dem vorliegenden Akt gerne zustimmen.

Ich werde aber die Gelegenheit nützen, um sozusagen den Jugend- und Schulschwerpunkt, den wir heute hatten, auch ein bisschen auf die Lehrlinge auszudehnen.

Es ist sehr schön und begrüßenswert, dass wir heute die Gelegenheit haben, über die Jugend in Wien zu reden. Wir setzen jetzt einen kleinen Schwerpunkt zum Thema Lehrlinge. Wir haben heute eine sehr erfolgreiche Aktion abgeschlossen: Es soll in den Wiener Berufsschulen eine Positivkampagne geben, weil wir der Meinung sind, dass die Lehrlinge im roten Wien links liegengelassen und im Stich gelassen werden. Wir von der Freiheitlichen Partei treten für eine Aufwertung des Lehrberufes ein. Das soll auch eine Motivation für jeden einzelnen Lehrling sein, sich hier einzubringen. Sicherlich ist aber auch seitens der Politik eine Imagepolitur des Lehrlingsberufes notwendig, und das ist ein Auftrag an und eine Aufgabe für uns alle.

Wie ich schon vorher in der Aktuellen Stunde festgestellt habe, gibt es in Wien nur rund 16 000 Lehrlinge. Im Vergleich dazu sind es zum Beispiel in Tirol 13 000, und in Niederösterreich und in der Steiermark jeweils rund 18 000 Lehrlinge. Gemessen an der Bevölkerungszahl ist Wien Schlusslicht, da sprechen die Zahlen eine ganz klare Sprache. Bei einem historischen Rückblick sieht man, dass wir im Jahre 1980 noch 31 000 Lehrlinge in Wien hatten; heute sind es nur noch die Hälfte. Man sieht hier einen stetigen Rückgang, der natürlich bundesweit zu verzeichnen ist, der aber nirgends so gravierend wie hier in der Bundeshauptstadt Wien ist.

Es ist ganz wichtig festzustellen, dass nur gut ausgebildete Lehrlinge ein unverzichtbarer Faktor für die Wirtschaft und Gesellschaft sein können. Der Grund dafür sind vor allem der verschärfte Wettbewerb und der rasante technologische Wandel. Daher ist es eine Aufgabe der Politik, die wir wahrnehmen sollten, die Ausbildungsphase der Lehrlinge zu fördern und zu unterstützen. In der Realität schaut es leider so aus, dass die Lehrlinge eine benachteiligte Gruppe in der Gesellschaft sind. Das haben uns auch viele Lehrlinge auf der Straße vor der Berufsschule bestätigt, und das tun sie auch das ganze Jahr hindurch durch Anrufe und Schreiben kund. Es ist also eine Bewusstseinsänderung angesagt: Lehrlinge dürfen keine billigen Arbeitskräfte mehr sein, sondern sie sollen eine wertvolle Investition in die Zukunft der Gesellschaft sein. Und dafür setzen wir Freiheitliche uns auch ein!

Daher fordern wir in einem Beschlussantrag die Integration der Führerscheinausbildung in die Lehrlingsausbildung: Lehrlinge sind oftmals auf den Besitz und auf die Verwendung eines eigenen PKW angewiesen. Der Besitz eines Kfz ist oftmals Voraussetzung für die Ergreifung eines Berufs, und ein Kfz wird oft auch zum Pendeln an den Arbeitsplatz benötigt. Allerdings ist es in Wien leider traurige Tatsache, dass der Führerschein sehr teuer ist. Er kostet zwischen 1 200 EUR und 1 600 EUR, ist also wirklich eine sehr teure Angelegenheit. Daher schlagen wir vor, dass die Berufsschulen die Führerscheinausbildung im Rahmen von fakultativen Zusatzfächern ermöglichen sollten und auch eine Kostensenkung durch Rahmenverträge zwischen der Ausbildungseinrichtung und der jeweiligen Fahrschule ermöglicht werden sollte. In unserem Antrag wird weiters gefordert, dass die restlichen Kosten von der Gemeinde Wien übernommen werden sollten.

Meine Kollegin wird mir den Beschlussantrag gleich bringen, und ich werde ihn nachher einbringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien ist leider Schlusslicht im Lehrlingsbereich. In anderen Bundesländern ist es besser als in Wien, da gibt es sehr erfolgreiche Modelle. In Oberösterreich bilden zum Beispiel mehrere Abschnittslehren in verschiedenen Betrieben ein Stufenmodell mit vollem Lehrabschluss. Dort konnten in kurzer Zeit 3 000 neue Lehrstellen geschaffen werden. Solche Ideen und deren Umsetzungen vermisse ich hier in Wien! Hier ist eine Phantasielosigkeit eingetreten, und dagegen sollten wir jetzt etwas tun!

Auf Grund der Aktion, die ich erwähnt habe, gibt es in Oberösterreich jetzt mehr offene Lehrstellen als Lehrstellensuchende, und es funktioniert auch in anderen Bundesländern wie in Tirol oder Vorarlberg sehr gut, in Wien schaut es jedoch anders aus. In Wien kommen auf eine offene Lehrstelle fünf Lehrstellensuchende. Diesbezüglich ist Wien wiederum Schlusslicht im Bundesvergleich. Da könnte man sehr viel tun!

Ich möchte jetzt, nachdem ich ihn erhalten habe, den Beschlussantrag einbringen:

„Die zuständigen amtsführenden Stadträtinnen für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und für Bildung, Jugend, Information und Sport werden aufgefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, den Lehrlingen die theoretische Ausbildung für den Erhalt eines 
B-Führerscheins im Rahmen der Lehrlingsausbildung zu ermöglichen, Rahmenverträge zur Kostensenkung mit den Fahrschulen abzuschließen und den Fahrschülern die verbleibenden Kosten für Prüfung und Fahrstunden aus dem Budget der Stadt Wien zu ersetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag, der, glaube ich, wichtig ist für jeden Lehrling, der den Führerschein braucht, und der, glaube ich, wichtig ist, um eine Kostensenkung für den Führerschein zu ermöglichen. Krempeln wir gemeinsam die Ärmel für unsere Lehrlinge in Wien auf! Ich bitte um Zustimmung für unsere Anträge. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Stark. Ich erteile es ihm. 

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Über die Problematik der Lehrlinge wurde schon in der Aktuellen Stunde ausgiebig diskutiert. Die Wichtigkeit der Lehrlinge für unsere Gesellschaft ist unbestritten. Unsere Wirtschaft benötigt dringend gut ausgebildete Facharbeiter, und das sollte den Jugendlichen auch vermittelt werden.

In vielen Bereichen sind die Lehrlinge aber noch immer eine benachteiligte Gruppe. Lehrlinge haben keine Lobby. Um die Studenten kümmern sich die Hochschülerschaft und politische Parteien, um Schüler kümmern sich Eltern‑, Schüler‑ und Lehrervereine, um die Lehrlinge kümmert sich jedoch niemand!

So müssen Lehrlinge für die begünstigte Lehrlingsfahrt zwischen Wohnung und Ausbildungsstätte 20 EUR pro Monat bezahlen. Das halten wir für sozial ungerecht, und ich werde auch gleich erklären, warum. Lehrlinge sind im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, wie gesagt, benachteiligt. Im Zuge des Hochschulwahlkampfes hat Frau Finanzstadträtin Brauner den Studenten versprochen, dass sie im Wintersemester 2007/2008 die öffentlichen Verkehrsmittel kostenlos benützen dürfen, soweit sie ihren Wohnsitz in Wien haben. Die Lehrlinge dürfen das leider nicht! Außerdem wurde am 22. April 2007 auf dem Landesparteitag der SPÖ ein Antrag der Sozialistischen Jugend angenommen, wonach in Zukunft obdachlose Sozialhilfeempfänger und Arbeitslose kostenlos die öffentlichen Verkehrsmittel benützen sollen. Für Lehrlinge gilt das leider nicht, und das ist enttäuschend!

Bei der gesamten Problematik sind noch zwei weitere Punkte zu beachten: Lehrlinge verdienen im ersten oder zweiten Lehrjahr etwa 350 bis 500 EUR. Das Arbeitslosenentgelt beträgt etwa 720 EUR, die Notstandshilfe 95 Prozent des Arbeitslosenentgeltes, also etwa 700 EUR. – Das bedeutet, dass Arbeitslosenentgelt, Notstandshilfe und Sozialhilfe durchaus höher sind als das Lehrlingsentgelt. Warum also sollen Lehrlinge, die arbeiten und nicht von der öffentlichen Hand leben, aber auch noch kein entsprechendes Einkommen haben, auch bei den öffentlichen Verkehrsmitteln noch benachteiligt sein?

Zweitens: Lehrlinge bezahlen im Gegensatz zu den Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern noch Sozialversicherungsbeiträge. Die Dienstgeber bezahlen zusätzlich den Dienstgeberbeitrag, Kommunalsteuer und Lohnnebenkosten, sie zahlen also in den Topf der Allgemeinheit ein, während die anderen aus diesem Topf schöpfen. Gegenüber den Lehrlingen ist das sozial ungerecht, und daher fordern wir, dass auch die Lehrlinge die öffentlichen Verkehrsmittel kostenlos benützen dürfen! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich verlese jetzt zwei diesbezügliche Anträge. 

„Die zuständige amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport werden aufgefordert, mit der Verkehrsverbund Ost‑Region GesmbH zu verhandeln, den derzeitigen Selbstbehalt von rund 20 EUR zu beseitigen. Der Entfall der Einnahmen im Bereich des Verkehrsverbundes Ost‑Region, der durch die Abschaffung des Selbstbehaltes entsteht, ist durch die im VOR vertretenen Bundesländer zu ersetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“

Der zweite Antrag bezieht sich auf die Gleichstellung der Lehrlinge und der Schüler mit den Studenten im Wintersemester 2007/2008: 

„Die zuständige amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, mit der Verkehrsverbund Ost‑Region GesmbH zu verhandeln, um die Gleichstellung von Lehrlingen und Schülern mit den Studenten hinsichtlich der kostenlosen Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel zu erreichen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Lasar. Ich erteile es ihm. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstattung! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden heute einen Beschlussantrag bezüglich kostenloser Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs einbringen. Vorher möchte ich Ihnen dazu noch einige Punkte erläutern, warum wir das unterstützen.

Meine Damen und Herren! In Europa ist Gebärmutterhalskrebs nach Brustkrebs die zweithäufigste Todesursache bei jungen Frauen. Verursacher sind die humanen Papillomaviren, auch HPV‑Viren genannt. Bei praktisch allen Fällen von Gebärmutterhalskrebs, bei über 99,7 Prozent, ist die Infektion mit humanen Papillomaviren die Ursache. Es gibt viele Stämme von HPV‑Viren, die meisten Fälle von Gebärmutterhalskrebs werden durch die Stämme 16 und 18 verursacht. Diese Typen sind für über 70 Prozent aller Erkrankungen verantwortlich.

Hier ein Vergleich, damit Sie sich etwas vorstellen können: Der Zusammenhang zwischen HPV‑Infektion und Gebärmutterhalskrebs ist um mindestens 50 Prozent stärker als der Zusammenhang zwischen Rauchen und Lungenkrebs. – Ich glaube, das sagt einiges aus!

Meine Damen und Herren! 40 Prozent der Fälle von abnormen Zellveränderungen bis hin zum Gebärmutterhalskrebs sind zwischen dem 35. und 54. Lebensjahr festzustellen. Obwohl Krebsvorstufen in den meisten – wenn auch nicht allen – Fällen durch eine Vorsorgeuntersuchung und den Abstrich erkannt und durch Operation entfernt werden können, sind spätere Komplikationen in diesem Bereich allerdings nicht mit Sicherheit auszuschließen. 

Meine Damen und Herren! Frau Klicka! Durch humane Papillomaviren sterben in Europa täglich 40 bis 50 Frauen an den Folgen des Gebärmutterhalskrebses, und zwar trotz angebotener Vorsorgeuntersuchung, und das ist sehr besorgniserregend! Wobei ich betonen möchte, dass die jährliche Krebsvorsorgeuntersuchung natürlich weiterhin wahrgenommen werden soll. Das muss weiterhin bestehen.

Darum stellen wir heute einen Beschlussantrag: 

„Die zuständige amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales werden aufgefordert, umgehend eine kostenlose Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs zu ermöglichen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum vorliegenden Geschäftsstück wurden keine Bemerkungen abgegeben. Es wurden Anträge der Freiheitlichen Partei eingebracht, und ich möchte Ihnen in Bezug auf den Lehrlingsführerschein sagen, dass wir diesem Antrag nicht zustimmen können. Wir verfügen in Wien über ein dichtes Verkehrsnetz, das für alle Lehrlinge sehr gut benutzbar ist. Lehrlinge können ihren Arbeitsplatz hier sehr gut erreichen.

Sie haben erwähnt, dass in Oberösterreich und anderen Bundesländern sehr viele Lehrlinge gefördert werden. Ich bitte Sie aber, auch zu bedenken, dass ein Viertel der 16 000 Lehrlinge in Wien aus den Bundesländern kommt, weil sie in den Bundesländern, die sie erwähnt haben, keine Ausbildungsplätze finden! Wien stellt ein großes Angebot an Ausbildungsplätzen zur Verfügung, und ein Viertel davon für junge Menschen aus den Bundesländern.

Auch wir sind an gut ausgebildeten und hoch qualifizierten Lehrlingen interessiert. Das ist heute in der Aktuellen Stunde schon zur Sprache gekommen. Wenn es der Wirtschaft wichtig ist, dass junge Leute einen Führerschein haben, und wenn diese Qualifizierung in Stellengeboten mit verlangt wird, dann müssen wir aber auch bedenken, dass diese Forderung im Berufsbild festgehalten wird. Diese Berufsbilder werden zwischen den Sozialpartnern ausgehandelt. Das ist in einem Bundesgesetz festgehalten, das Minister Bartenstein vorliegt. Für Wien ist das also der falsche Antrag an die falsche Adresse!

Wenn es aus wirtschaftlicher Sicht notwendig ist, dass Lehrlinge bereits den Führerschein haben, wenn sie ihre Tätigkeit aufnehmen, dann meine ich, dass die Wirtschaft sich da nicht entbinden kann! Auch sie muss einen Teil dieser Kosten übernehmen, und wenn es zur Führerscheinausbildung während der Berufsschulzeit kommen soll, dann muss das bei den Unterrichtsfächern im Berufsausbildungsgesetz, das vom Bund beschlossen wird, festgehalten werden. Auch dafür ist Wien die falsche Adresse. Lehrlingsausbildung ist eine Investition in die Zukunft, aber die Wirtschaft kann sich nicht dauernd davon verabschieden! Letztlich kann die Wirtschaft nicht nur den Ruf nach Verbesserungen laut werden lassen, sondern sie muss ihren Beitrag dazu leisten und in die Ausbildung der jungen Menschen investieren. 

Zur Freifahrt möchte ich Ihnen noch sagen, dass die Lehrlinge über die Lehrlingsfreifahrt, also über eine Netzkarte vom Arbeitsplatz zur Wohnung und zur Berufsschule, verfügen. Das wurde im Familienlastenausgleichsgesetz 1967 festgehalten. Sie besitzen eine Lehrlingsfreikarte, das sage ich Ihnen, falls Ihnen das beim Recherchieren entgangen ist!

Das, was sie zu bezahlen haben, ist der Beitrag, den auch Schüler zahlen, wenn sie diese Netzkarte als Monatsnetzkarte benützen wollen. Dieser Beitrag beträgt bei Schülern 6 EUR und bei Lehrlingen 13,8 EUR. Dann können die jungen Menschen diese Karte als Monatsnetzkarte, die auch für den Nachtbus gilt, benützen und die ganze Woche, also sieben Tage, damit fahren. Für uns ist es wichtig, dass die Jugend mobil ist und diese Möglichkeit auch benützen kann. Mit der Forderung, den Selbstbehalt zu beseitigen, wenden Sie sich wiederum an die falsche Adresse. Den Selbstbehalt von 19,6 EUR – also die zirka 20 EUR, die Sie erwähnt haben –, der einmal im Jahr zu entrichten ist, bekommt das Bundesministerium für Gesundheit und Familie. Das ist ein Selbstbehalt, der in den Familienlastenausgleichsfonds fließt. Es haben also nicht Wien und der VOR oder irgendwelche Wiener Linien darüber zu bestimmen, sondern es wären Bundesgesetze zu verändern!

Nun möchte ich noch zu den Ausführungen des Kollegen Lasar kommen, der einige Daten genannt hat, die zutreffen. Man muss aber auch die andere Seite in Bezug auf die HPV-Impfung und den Gebärmutterhalskrebs sehen. Derzeit finden umfangreiche Marketingkampagnen betreffend einen neuen Impfstoff zum Schutz vor Gebärmutterhalskrebs statt, die natürlich von den Pharmakonzernen lanciert werden. Es werden große Hoffnungen geweckt. Die Informationen werden in verschiedensten Artikeln lanciert, Daten über eine Langzeitwirkung fehlen jedoch. 

Es gibt nun ein Grazer Frauengesundheitsinstitut, das mit vielen anderen Einrichtungen, unter anderem auch mit der diesbezüglichen europäischen Stelle zusammengearbeitet und hinsichtlich dieser Impfung Daten gesammelt hat. – Nach wie vor schützen Kondome am besten vor einer Infektion mit HPV‑Viren und Gebärmutterhalskrebs. Diese Infektion kann nicht nur bei Frauen, sondern auch bei Männern auftreten. Auch diese können erkranken, etwa an Genitalwarzen, die durch diese Infektion ausgelöst werden. Besonders bei Frauen zwischen 30 und 50 gibt es allerdings eine sehr hohe Selbstheilungstendenz. Bei 80 Prozent der Frauen bleibt die Infektion überhaupt unauffällig, und von 60 infizierten Frauen haben 59 diese Infektion nach einem Jahr besiegt. Das besagt eine Untersuchung von Kaufmann, die 2006 durchgeführt wurde. Wie bei allen Erkrankungen haben natürlich auch hier Raucherinnen ein besonders hohes Risiko; sie sollten besser beginnen, mit dem Rauchen aufzuhören!

Nur langfristige Infektionen führen zu Veränderungen der Zellen des Gebärmutterhalses, und wenn im Krankheitsfall ein Belag entfernt wird, dann wird nach dieser Operation für beide Partner – denn es ist ja nicht nur ein Partner gefährdet – die Impfung von der Sozialversicherung bezahlt. Bei medizinischer Indikation muss man die Impfung also nicht selbst bezahlen.

Ganz wichtig ist, an dieser Stelle wieder zu erwähnen, dass für eine Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs nach wie vor die Pap-Abstriche die beste Methode sind. Auf Grund der Untersuchungen in den letzten 15 Jahren hat sich gezeigt, dass die Zahl der Neuerkrankungen um die Hälfte verringert werden konnte. Das haben nicht die Impfungen bewirkt, denn diese gab es zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht, sondern regelmäßige Untersuchungen durch den Gynäkologen oder die Gynäkologin. 

Weiters ist dazu noch zu erwähnen, dass die europäische Arzneimittelbehörde von diesem Impfstoff nun nicht mehr sagt, dass man ihn nicht verwenden kann, wenn jemand bereits infiziert ist oder war und die Erkrankung nicht ausgeheilt ist. Untersuchungen zufolge ist bei 60 Prozent der Frauen fünf Jahre nach dem ersten Geschlechtsverkehr eine Infektion mit dem Virus möglich, der gleichzeitig aber nicht zu Krebs führen muss.

Die Zulassung des Impfstoffes erfolgte auf Grund von notwendigen Studien. Andererseits ist die Studiendauer noch viel zu kurz. Und das ist die zwingende Aussage, warum wir diesen Antrag heute ablehnen: Ich denke, es bedarf eines längeren Zeitraums, um die Wirkung dieser Impfung überwachen und deren Qualität festzustellen zu können.

Ganz wichtig ist, dass sowohl männliche als auch weibliche Jugendliche diese Immunitätsimpfung im Alter von 9 bis 15 Jahren, aber auf jeden Fall vor dem ersten Geschlechtsverkehr, erhalten sollten. Das ist die Hauptzielgruppe, nur dann sind die Jugendlichen wirklich vor weiteren Infektionen geschützt.

Die Europäische Arzneimittelbehörde hat die Herstellerfirma auch beauftragt, eine Überprüfung auf Nebenwirkungen durchzuführen. Da der Impfstoff erst seit gut einem Jahr eingeführt ist, gibt es bisher keine systematisch erfassten Ergebnisse. Kontrolle und Dokumentation ist daher ganz wichtig. Das ist aber nicht ganz einfach, weil sich die geimpften Personen nicht für eine solche Langzeitstudie zur Verfügung stellen müssen.

Die Ermittlung der Langzeiteffekte, der Wirksamkeit und auch des individuellen Nutzens der Impfung ist wichtig. Bis es einen messbaren Erfolg gibt, kann es aber noch einige Jahre dauern. Eine genaue diesbezügliche Untersuchung kann nicht innerhalb eines Jahres abgeschlossen werden. Es liegt daher im medizinischen Interesse, dass die Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen im Interesse der PatientInnen diese Impfung nur dann bezahlen, wenn deren Nutzen nach Abschluss der Evaluierungsphase gesichert ist.

Andererseits müssen auch die Pharmafirmen zu einer Preisreduktion bewegt werden. Derzeit kostet der Impfstoff in Österreich für alle drei Teilimpfungen 465 EUR, in den USA kostet er, umgerechnet, nur 280 EUR. Man sieht also, wie groß die Preisspanne der Pharmafirmen und der Apotheker ist.

Ich bin der Meinung, dass in jedem Fall, in dem sinnvollerweise durch eine Impfung eine Linderung herbeigeführt werden kann, diese auch angewendet werden soll. Man darf aber, wie gesagt, nicht außer Acht lassen, dass diesfalls, wie immer bei der Neueinführung medizinischer Behandlungsformen, auch umfangreiche Studien und eine längere Evaluationszeit vonnöten sind, damit sichergestellt werden kann, dass die Qualität stimmt und es nicht zu anderen Langzeitschädigungen und ‑folgen kommen kann.

Zweitens möchte ich nochmals betonen, dass es nicht zu einer Fokussierung auf Mädchen kommen darf: Sowohl Mädchen wie Burschen müssen im Alter zwischen 10 und 12 Jahren vor dem ersten Sexualverkehr geimpft werden. – Wir werden die Ergebnisse der Evaluierung abwarten und dann unsere Beschlüsse fassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand gemeldet. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Ein Gegen‑ oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Daher komme ich zur Abstimmung der Postnummer 12.

Ich bitte jene, die der Postnummer 12 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es wurden mehrere Beschlussanträge eingebracht, und ich werde sie der Reihe nach abstimmen lassen.

Der erste Antrag wurde von der FPÖ eingebracht und befasst sich mit dem verbilligten Führerschein. Es wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Beschlussantrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich mit der Freifahrt für Lehrlinge. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag ist ebenfalls ein Beschlussantrag der FPÖ. Er betrifft die Gleichstellung der Lehrlinge und Schüler mit den Studenten betreffend Freifahrt im Wintersemester 2007/2008. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der letzte zu diesem Geschäftsstück eingebrachte Beschlussantrag betrifft die kostenlose Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs. Auch diesbezüglich wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den ersten periodischen Bericht aus 2007. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir haben uns in der Präsidiale darauf verständigt, dass die Freiheitliche Fraktion zu diesem Tagesordnungspunkt einen ganz grundsätzlichen Antrag zur Familienförderung einbringt. Dieser ist notwendig, wie wir auch beim letzten Geschäftsstück gesehen haben, bei dem wir Anträge zur Lehrlingsförderung, zum verbilligten Führerschein und zur Freifahrt für Lehrlinge eingebracht haben, weil die Lehrlinge nach wie vor eine benachteiligte Gruppe in unserer Gesellschaft sind.

Wir haben ja auch die Antwort der Sozialdemokratie durch Frau Abg Klicka gehört, die immer nur gesagt hat: Sie sind an der falschen Adresse! Wien ist die falsche Adresse für die Lehrlingsfreifahrt und für den verbilligten Führerschein. Wir sind nicht zuständig, die Lehrlinge sollen weiter zahlen. Wien ist die falsche Adresse. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube daher, dass es auch aus diesen Gründen wirklich notwendig ist, hier einen ganz grundsätzlichen Antrag zur Familienförderung einzubringen Wir müssen nämlich heute feststellen, dass auch die Familien insgesamt zu einer benachteiligten Gruppe in unserer Gesellschaft geworden sind. Gott sei Dank wünschen sich grundsätzlich 90 Prozent der jungen Menschen eine Familie mit zwei Kindern oder sogar mit drei Kindern. Aber es ist die Politik, die das verhindert, und wir brauchen daher eine familienfreundliche Politik, die dieses Anliegen ganz zentral in den Mittelpunkt stellt.

Meine Damen und Herren! Es ist nicht nur eine Frage unseres Selbstbewusstseins und des Überlebenswillens einer Gesellschaft insgesamt, ob wir unsere Familien fördern, sondern das ist auch eine ganz zentrale ökonomische Frage, weil ja die Familien mit Kindern den Generationenvertrag gewährleisten und der Schlüssel zur Pensionssicherung sind.

Was aber fällt unserer Sozialdemokratie zu diesen Problemen ein? – Das haben wir in dieser Woche wieder gehört, etwa von Frau StRin Frauenberger, die in der Einwanderung die Lösung aller Probleme dieser Stadt sieht. Einwanderung ist die Antwort der Sozialdemokratie auch auf diese Fragen. Seitens der SPÖ meint man, wir brauchen mehr Einwanderung! – Bei der Integrationsdebatte werden wir dann ja noch ausführlich Gelegenheit haben, über diese abstrusen Vorstellungen zu diskutieren.

Meine Damen und Herren! Und welche Vorschläge gibt es nun auf Bundesebene? – Dort wird über die Homo‑Ehe, über Gratisverhütungsmittel, über Abtreibung auf Krankenschein und über die Pille danach diskutiert. – Ich meine, die Politik läuft heute in die falsche Richtung. Und leider schwenkt nun auch die ÖVP mit ihrer Familienministerin auf einen gesellschaftspolitischen Linkskurs ein. Die Familienministerin hat vor ihrer Amtsperiode, aber auch in ihrer Amtsperiode gesagt, dass ihr Kinder eigentlich auf die Nerven gehen, wenn sie im Nobelrestaurant speist oder im Flieger nach New York sitzt. Es sei dann nervend, wenn irgendwo ein Kind schreit.

Meine Damen und Herren! Sollen das die politischen Vorbilder dieser Republik sein, die den jungen Menschen Mut machen, Kinder zu bekommen? Anscheinend gibt es nur einziges Ziel: möglichst keine Kinder! Kondome werden kostenlos verteilt. Und das Traurige ist, dass Ministerin Kdolksy, die für dieses Programm steht, von der ÖVP auf dem Bundesparteitag auch noch belohnt wird, indem sie dort zur Stellvertreterin des Bundesparteiobmanns aufgewertet wird. Wenn sie als Antifamilienministerin einen hohen Prozentsatz bekommt, dann ist das schon besonders traurig! 

Von den GRÜNEN ist nichts anderes zu erwarten. Nationalratspräsidentin Glawischnig fordert Abtreibung auf Krankenschein aus Angst, von der ÖVP links überholt zu werden.

Und was sagt die SPÖ dazu? – Frauenministerin Bures sagt: Die Pille danach ist die Lösung. Das ist das Angebot der Sozialdemokratie. Die Pille danach wirkt in den ersten zwölf Stunden am besten. Da muss man nicht lange nachdenken, ob Kinder erwünscht sind, wenn man sie in den ersten 12 Stunden wegmacht! Das ist die Lösung der Frauenministerin. 

Meine Damen und Herren! Grundsätzlich läuft also alles falsch in dieser Republik. Wir wollen daher mit dem ersten Antrag, den wir heute in diese Richtung stellen, ein ganz grundsätzliches Umdenken auch in dieser Frage erreichen. Die jungen Menschen sollen und wollen eine Familie gründen, die Familie zählt aber heute zu den benachteiligten Gruppen in der Gesellschaft.

Meine Damen und Herren! Auf anderen Gebieten, etwa bei der Gleichstellung der Frau und bei der geschlechtsspezifischen Unterscheidung, war man sehr fleißig. Hier gibt es das Gender Mainstreaming. Bereits im Vorfeld werden alle Maßnahmen auf Geschlechterverträglichkeit und Frauenförderung überprüft. All die Dinge, die man für Frauen zu tun vorgibt, sind den Familien in dieser Stadt und in Österreich insgesamt jedoch vorenthalten worden!

Wie schauen unsere Förderrichtlinien aus? – Es gibt in den Förderrichtlinien offensichtlich keine Kriterien, die auf Familienfreundlichkeit abstellen. Wie schaut es bei den Bildungsprogrammen und bei den Qualifizierungsprogrammen aus? – Da gibt es kaum Kriterien, die die Familienfreundlichkeit in den Mittelpunkt der Politik stellen!

Meine Damen und Herren! Wir wollen daher, dass die öffentlichen Gelder ganz bewusst so gesteuert werden, dass sie von vornherein auch in Richtung Familien gelenkt werden. In der Budgetpolitik muss es daher einen zentralen Ansatz geben, damit eine Lenkung der Mittel in Richtung unserer Familien erfolgt. Beim Gender Mainstreaming gibt es auch das Gender Budgeting, welches eben ein Ansatz ist, Mittel von vornherein in eine gewisse Richtung zu lenken: Es werden von vornherein alle Ausgaben der öffentlichen Hand darauf überprüft, wie sie sich auf Frauen und die Geschlechter in unserer Stadt auswirken.

Meine Damen und Herren! Wenn ich an Sie die Frage richte, wie sich all diese Aufgaben der Stadt auf die Familien auswirken und welche diesbezüglichen Untersuchungen es gibt, dann werden wir feststellen, dass wir das nicht wissen, weil das dieser Stadtregierung eigentlich egal ist.

Meine Damen und Herren! Ihnen sind die Familien in Wirklichkeit egal! Das hat heute auch der Umgang mit unseren Lehrlingsanträgen gezeigt. Und das hat sich auch in der Fragestunde gezeigt, als die neue Gesundheitsstadträtin nach zehn Jahren draufgekommen ist, dass es auch Kindergesundheit in dieser Stadt gibt. Mit Ihren ideologischen Scheuklappen haben Sie einen Frauengesundheitstag eingeführt. Nach einer Schrecksekunde sind Sie draufgekommen, dass es auch Männer in dieser Stadt gibt: Dann haben Sie einen Männergesundheitstag eingeführt. Und die Wiener Freiheitlichen haben als Antwort darauf vor zehn Jahren den ersten Wiener Kindergesundheitstag eingeführt, meine Damen und Herren! – Eigentlich ist es traurig, dass die Stadt zehn Jahre gebraucht hat, um draufzukommen, dass es auch in Wien Kindergesundheit gibt! (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Wir haben heute schon festgestellt, dass Sie bei Ihrem Landesparteitag die Freifahrt für Obdachlose beschlossen haben, und zwar wahrscheinlich auf Druck der Sozialistischen Jugend, die sich sonst nach dem Bruch aller Wahlversprechen abgespaltet hätte. Sie sind darauf eingestiegen, und die Familien werden weiter zahlen müssen! Das haben wir heute auch von Kollegin Klicka gehört: Wien ist jedenfalls die falsche Adresse. Der Selbstbehalt ist in Ordnung. Eltern werden für ihre Kinder weiterhin den Selbstbehalt für die Lehrlingsfreifahrt, für die Schülerfreifahrt und für die Netzkarte sowieso zahlen müssen. Da heben Sie die Tarife sogar an: Mit Jahresmitte werden die Tarife für die Wiener Familien um 10 Prozent angehoben.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich meine daher, es ist falsch, die Freifahrt für Obdachlose zu beschließen, so lange Sie die Familien in dieser Stadt benachteiligen! Wir fordern Sie auf: Ändern Sie Ihre Prioritäten endlich, und tun Sie etwas für die Familien! (Beifall bei der FPÖ. – GR Dipl‑Ing Martin Margulies: Klare Mietzinsobergrenzen!) 

Im Mittelpunkt des Budgets soll daher die Familienpolitik stehen: Die Verteilung der Haushaltsmittel soll ganz grundsätzlich unter dem Aspekt der Auswirkung auf die Familien in unserer Stadt erfolgen. Wir wollen eine neue, familiengerechte Budgetierung. Wir streben eine Familienbudgetierung in allen öffentlichen Haushalten der Gebietskörperschaften an, damit das Geld zielgerichtet an die Wiener Familien weitergeleitet wird. Wir wollen in allen Magistratsabteilungen Steuerungsgruppen einrichten, die den Fluss der Mittel überprüfen sollen, wie das beim Gender Budgeting bereits der Fall ist. 

Wir müssen die Auswirkungen dieser Budgetposten auf die Familien im Allgemeinen, auf den Arbeitsmarkt und auf den Zugang der Familien zu öffentlichen Dienstleistungen untersuchen. Sehr wichtig hiebei ist auch der Wert, den die Familien durch die Kindererziehung und durch diverse weitere unbezahlte Leistungen für die Gesellschaft erbringen. Das betrifft alle Bereiche und alle Geschäftsgruppen der Stadt, aber auch die ausgegliederten Bereiche, die Spitäler, Wiener Wohnen, den ArbeitnehmerInnenfonds, den Wirtschaftsfonds und auch den Fonds Soziales Wien. 

Meine Damen und Herren! Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik wird ersucht, erstens einen Plan zur Implementierung einer familiengerechten Budgetierung vorzulegen, zweitens in allen Geschäftsgruppen und Magistratsabteilungen budgetäre Mittel für die Umsetzung einer familiengerechten Verwaltung bereit zu stellen, drittens in allen Magistratsabteilungen Steuerungsgruppen zur Umsetzung einzurichten, viertens auch dem Gemeinderat einen Entwurf vorzulegen, um das Kriterium der Familienfreundlichkeit bei der Auftragsvergabe der Stadt in der Planung, in der Vergabe und auch in der Umsetzung zu berücksichtigen.

Die amtsführenden Stadträte sollen dazu jedes Jahr per Stichtag 1. Juni den jeweiligen Ausschüssen in Form eines schriftlichen Berichtes auch darlegen, welche Schritte zu einer familiengerechten Verwaltung bisher vorgenommen worden sind und welche konkreten Schritte eine höhere Chancengleichheit für die Familien bewirken können.“

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir brauchen ein Bekenntnis zur Familie, weil die Familien heute zu den am meisten benachteiligten Gruppen in unserer Gesellschaft gehören. Wir brauchen ein Bekenntnis zur Beendigung dieser Nachteile. Die Politik hat nicht nur für Randgruppen tätig zu sein und für geschlechterspezifische Behandlung zu sorgen, sondern sie hat vor allem die zentrale Aufgabe, den Familien durch die Stadt zumindest einen Teil dessen wieder zurückzugeben, was sie durch ihre unbezahlten Leistungen für diese Stadt einbringen. 

Wir beantragen daher auch eine Zuweisung an den Fachausschuss, weil wir eine ganz grundsätzliche Diskussion über die Familienpolitik in dieser Stadt anregen wollen, in welche alle Beamten, alle Experten und auch alle politischen Fraktionen in diesem Haus mit eingebunden sind, meine Damen und Herren. 

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zur Zuweisung unseres Antrages. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Es wäre jetzt fast verlockend, auf die Ausführungen des Kollegen Schock im Zusammenhang mit der Familienpolitik einzugehen. Ich werde dem aber widerstehen. (GR Franz Ekkamp: Ja, widerstehen Sie!) Irgendwie beschleicht mich der Verdacht, dass Sie die Debatte, um die es geht, in den letzten Tagen öffentlich ein bisschen verpennt haben, und jetzt musste halt eine andere Debatte her, damit wir etwas zum Reden haben!

Nichtsdestotrotz möchte ich zwei Dinge, die Sie hier gesagt haben, nicht ganz unwidersprochen lassen, lieber Kollege.

Erstens: Das Verteilen und Benutzen von Kondomen hat nicht nur etwas mit der Verhütung ungewollter Schwangerschaften zu tun, sondern dient vor allem auch dem Schutz vor AIDS und vor sonstigen schweren Krankheiten. Wer heute das Verteilen von Kondomen anprangert, begeht einen sehr schweren Fehler, der vielen jungen Menschen Gesundheit und Leben kosten kann! Ich hätte mir gewünscht, dass Sie zumindest erkannt hätten, dass die Benützung von Kondomen für junge Menschen sehr wichtig ist! Man kann geteilter Meinungen sein, ob das medienwirksame Verteilen von Kondomen durch die Ministerin – im Sinne des guten Geschmacks – eine gute Idee ist, und man muss selbst entscheiden, ob man das als eine unter Tausenden peinlichen Aktionen der neuen Regierungsmitglieder klassifiziert. Aber so ist halt die Welt! In der Sache ist es aber jedenfalls eine richtige Handlung, und ich finde es gut, dass endlich auch die ÖVP so weit ist, sich auf diesem Wege der Kampagne anzuschließen, die auf den Nutzen und auf das Benutzen von Kondomen abzielt. 

Zweitens: Wenn Sie die Abtreibung auf Krankenschein kritisieren, dann denken Sie bitte zweimal scharf nach, bevor Sie das tun! Gerade dieser Tage erfolgte wieder einmal eine Verurteilung des Partners einer Dame, die das Problem ungewollter Kinder auf andere Art und Weise gelöst hat, nämlich nicht durch Abtreibung, sondern dadurch, dass sie sie bekommen hat und dann in Zementkübeln, in Tiefkühltruhen und sonst wo versteckt hat. Und das ist nicht der einzige Fall, sondern das wiederholt sich in letzter Zeit auf eine Art und Weise, die äußerst beunruhigend ist!

Ich sage einmal mehr: Wenn eine Frau ein Kind haben möchte, gibt es keine Kraft der Welt, die sie davon abhalten kann, dieses Kind auszutragen und zu bekommen! Und wenn eine Frau das Kind nicht bekommen möchte, dann können wir darüber diskutieren, was der richtige Weg ist, ihr den Abbruch der Schwangerschaft zu ermöglichen, denn es ist nun einmal ihr gutes Recht, ein Kind, das sie nicht will, auch nicht zu bekommen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir können darüber diskutieren, ob es teuer sein soll und ob sie es aus der eigenen Tasche zahlen soll, um ihr einen Schwangerschaftsabbruch möglichst zu erschweren, oder ob man ihr die Möglichkeit geben sollte, das kostenlos auf Krankenschein zu tun. Ich finde, Letzteres ist eine gute Idee! Wenn man nämlich Sie unwidersprochen ans Werk ließe, dann wäre zu befürchten, dass Frauen künftig bald wieder einmal zur Engelmacherin unterwegs sind, und das ist sicherlich nicht der richtige Weg für Österreich! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ihren Antrag zur familiengerechten Budgetierung beziehungsweise zum familiengerechten Budgeting werden wir ablehnen. Man könnte auch darüber diskutieren, ob es sachlich sinnvoll ist, das Budget auch hinsichtlich solcher Auswirkungen zu überprüfen. Ich kann dem lediglich voranstellen: Wenn wir uns erst einmal darüber geeinigt hätten, was denn überhaupt eine Familie ist, dann könnten wir auch darüber diskutieren, ob und in welcher Art es Sinn macht, familiengerechtes Budgeting einzuführen. – Ich kann nur sagen: Sie und ich haben so etwas von total konträren Ansichten darüber, was überhaupt eine Familie ist, dass wir so bald das Auslangen mit dieser Frage nicht finden werden!

Nun komme ich zu der Angelegenheit, über die ich heute gerne sprechen möchte, und zwar über die bevorstehende Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. Ich möchte meine Freude darüber zum Ausdruck bringen, und ich möchte sowohl über die Sache als auch über die Art und Weise sprechen, wie dieses Vorhaben in den nächsten Wochen und Monaten umgesetzt wird.

Zunächst zur Sache: Jahrein, jahraus, so lange ich mich zurückerinnern kann – und ich sitze seit elf Jahren in diesem Haus –, haben die GRÜNEN die Freifahrt für obdachlose Menschen und für SozialhilfeempfängerInnen beantragt. In den letzten Jahren hat dankenswerterweise auch die Sozialistische Jugend diesen Antrag gestellt, und auf dem Parteitag der SPÖ wurde er meines Wissens zuletzt immer angenommen und zugewiesen. Verwirklicht wurde das Vorhaben bislang aber nicht, und daher ist es für mich eine sehr große Freude, dass sich die Sozialdemokratie nun dazu durchgerungen hat, diesen Schritt tatsächlich zu setzen!

Ich meine, Freifahrt für Menschen, die keine Wohnung und/oder keine Arbeit haben, und für Sozialhilfebezieherinnen und –bezieher, also für jene Menschen in dieser Stadt, die es nicht leicht haben und die in Armut leben, ist wirklich eine wichtige soziale Maßnahme. Diese hat schon seit Langem in Wien gefehlt, und es war wirklich an der Zeit, das endlich zu verwirklichen!

Für diejenigen von Ihnen, die noch immer nicht verstanden haben, worum es geht und warum dieser Schritt wichtig ist, möchte ich das mit einem simplen Berechnungsbeispiel erläutern: Derzeit sind es in Wien über 80 000 Menschen, die während eines Jahres auf Leistungen aus der Sozialhilfe angewiesen sind. Wenn wir all das abziehen, was er oder sie für Wohnung, Heizkosten und die Bestreitung der diversen Fixkosten braucht, bleiben nach zuverlässigen Berechnungen nur mehr 7 EUR am Tag zur freien Verfügung übrig. Ich bitte jetzt jede Einzelne und jeden Einzelnen von Ihnen, sich vorzustellen, was es heißt, als Erwachsener mit 7 EUR am Tag auszukommen! Und von diesen 7 EUR ist alles zu bestreiten, auch der Erwerb von Fahrscheinen für die Wiener Linien. Das heißt, wenn jemand arbeitslos ist, Sozialhilfe bezieht und zum Beispiel zu Bewerbungsgesprächen hin und zurück fahren möchte, braucht er oder sie ab 1. Juni, ab dem die Teuerung der Fahrscheine ins Haus steht, die Hälfte der 7 EUR, die ihm oder ihr für einen Tag zur Verfügung stehen! (GR Kurth‑Bodo Blind: Darum kann er sich nicht bewerben!)

Wenn man zwei Bewerbungsgespräche an einem Tag besuchen möchte oder sonst irgendeinen anderen Weg zu bewältigen hat, dann wäre das gesamte freie Budget für diesen Tag ausgeschöpft! Allein dieses Beispiel verdeutlicht für mich und für jeden, der verstehen will, wie wichtig die Freifahrt für diese Personen ist. Wer blind sein möchte, bleibt natürlich für immer blind! Wer aber sehen und verstehen möchte, der sieht vollkommen klar, dass die Freifahrt etwas Wichtiges ist. Mobilität ist etwas Wichtiges, und daher dürfen wir nicht immer nur von Armutsprävention sprechen, sondern müssen dafür sorgen, dass Menschen, die in einer schwierigen Situation sind, auch die Chance bekommen, wieder einmal rauszukommen! An sich ist Freifahrt eine Selbstverständlichkeit, und man muss sich fragen, warum es genau für diese Gruppe von Menschen nicht schon längst ermäßigte Tarife gegeben hat, noch dazu in einer der reichsten Städte der Welt!

Wien ist die fünftreichste Stadt der Welt. Und wenn an dieser Stelle seitens der Sozialdemokratie jetzt das Argument kommt, dass es das schon gegeben hat, dann sage ich: Ja, eine ganz kleine Gruppe von Sozialhilfeempfängerinnen und ‑empfängern hat bis jetzt ermäßigte Tarife gehabt. Das, worüber wir sprechen, nämlich die Freifahrt für obdachlose Menschen und SozialhilfeempfängerInnen, hat es bisher nicht gegeben, wir sind aber jetzt auf dem richtigen Weg dort hin. – So viel zu diesem Thema. Es ist also große Freude angesagt!

Das Demokratieverständnis der Sozialdemokratie ist ein anderes Kapitel. So kann ich etwa nicht verstehen und beim besten Willen nicht nachvollziehen, wie es denn geschehen kann, dass die SPÖ bei ihrem Parteitag einen Antrag annimmt, dass aber dann exakt dieselben Personen, die sie dort saßen und die auch heute hier sitzen, denselben Antrag mit dem gleichlautenden Text ablehnen, weil er von den GRÜNEN kommt. 

Meine Damen und Herren! Das zeigt, wo Sie in der Zwischenzeit mit Ihrem Demokratieverständnis gelandet sind! Ich kann diese Vorgangsweise nur mit einem Wort bezeichnen: Das ist kindisch! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das ist unmöglich! Es gehört inzwischen zur guten Sitte in diesem Haus, dass man, wenn man etwas möchte und inhaltlich mit einem Antrag einverstanden ist, diesem zustimmt; wenn nicht, dann lehnt man ihn ab. Wenn man dasselbe mit einer anderen Fraktion erreichen möchte, dann verständigt man sich darauf, dass man einen gemeinsamen Antrag stellt; wenn nicht, dann macht man eigene Anträge.

Nein, in diesem Fall hat man zehn Jahre lang ein und denselben Antrag abgelehnt. Jetzt ist man so weit, dass man es tun möchte. Ich meine, ich verstehe schon, die Sozialistische Jugend ist aufgebracht. Es gibt große Unzufriedenheit mit der neuen Regierung. Es gibt große Unzufriedenheit mit dem Kanzler. Es gibt große Unzufriedenheit mit dem großen Parteivorsitzenden, der bekanntlich diese Regierungsbildung unterstützt und an diesen Vereinbarungen aktiv mitgewirkt hat. Jetzt muss man natürlich der Sozialistischen Jugend etwas geben. Jetzt muss man etwas tun, um sie zu besänftigen und zu beschwichtigen. Jetzt braucht man dringend innerparteilich einen Erfolg. Ich verstehe das alles, ist auch okay. 

Es spricht aber nichts dagegen, dass man dann dem Antrag der GRÜNEN zustimmt oder dass man sagt: „Wenn wir dasselbe wollen, lasst uns einen gemeinsamen Antrag machen!" Oder aber auch man bringt einen eigenen Antrag ein und stimmt dem zu, dann stimmt man noch dem Antrag der GRÜNEN zu und wenn die ÖVP auch noch so einen Antrag macht, stimmt man dem Antrag der ÖVP auch noch zu. Und alle freuen sich, weil wir das endlich alle wollen.

Nein, hier geht es darum zu sagen: „Wir, und nur wir, haben das gemacht!" Deswegen lehnen Sie allen Ernstes die Anträge der anderen Parteien ab, in diesem Fall unseren Antrag, der genau Ihrer Intention entspricht, der genau dem Text entspricht, dem Sie vor einer Woche zugestimmt und den Sie angenommen haben. Den lehnen Sie jetzt ab! Das möchte mir bitte einer erklären, was das für ein Demokratieverständnis ist!

Ich werde deshalb natürlich versuchen, es Ihnen möglichst schwer zu machen. Ich bin sehr neugierig und will sehen, wie weit sozusagen die Verweigerung geht, einem Antrag bloß nicht zuzustimmen, weil er von einer anderen Fraktion und nicht von einem selbst kommt. Deshalb möchte ich an dieser Stelle zwei Anträge einbringen. 

Der eine betreffend Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. Dieser dürfte Ihnen bekannt sein. Hier geht es darum:

„Der Wiener Gemeinderat beauftragt die zuständige Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik ..." - et cetera – „... Vorkehrungen zu treffen, damit folgende Forderungen noch bis Ende des Jahres 2007 umgesetzt werden können:

1. Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen auf allen öffentlichen Verkehrsmitteln in Wien,

2. Aufnahme von Verhandlungen mit den Wiener Linien mit dem Ziel des Erlasses aller noch offenen Forderungen gegenüber Obdachlosen und SozialhilfeempfängerInnen.

Wir beantragen die sofortige Abstimmung.“

Dann, für den Fall der Fälle, dass irgendein Beistrich falsch wäre, irgendein kleiner Punkt in diesem Antrag zu finden wäre, der zu konkret wäre oder nicht hundertprozentig in die Richtung gehen würde, die Sie haben wollen, also nur um sicherzugehen, dass wir ja alles richtig gemacht und der Sozialdemokratie die Möglichkeit gegeben haben, unserem Antrag zuzustimmen, möchten wir es Ihnen besonders leicht machen. Deshalb bringe ich einen zweiten Antrag ein, ebenfalls betreffend Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. Dieser lautet:

„Der Gemeinderat beauftragt die zuständige Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik ..." - et cetera – „... mit der Entwicklung eines Konzeptes, das die Befreiung von obdachlosen Personen und SozialhilfeempfängerInnen von den Tarifen der öffentlichen Verkehrsmittel in Wien ermöglicht. Die Umsetzung dieses Konzeptes soll noch im Laufe des Jahres 2007 erfolgen."

Also, verehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, wie Sie sehen, einfacher geht es schon gar nicht mehr! Es geht nur um ein Konzept. Wie dieses Konzept aussehen soll, möchten wir nicht bestimmen. Es geht nur um das Ergebnis, das wir alle erreichen möchten. Der Zeitrahmen, der angeführt ist, entspricht ganz genau dem, was unser Herr Bürgermeister bereits angekündigt hat, dass es sein Wille ist. Möge sein Wille geschehen! Ich bin gespannt, ob Sie in diesem Fall unserem Antrag zustimmen können, obwohl - oh, wie schrecklich! - das grüne Logo ganz groß vorne darauf zu sehen ist. Mal sehen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Abschließend meine ich an dieser Stelle, dass es nicht nur bei dieser Freifahrt bleiben soll. Ich weiß, das ist ein bisschen Zukunftsmusik, aber ich glaube dennoch, dass es an der Zeit wäre, darüber zu diskutieren, auch in diesem Hause, wie wir unser Sozialsystem weiterentwickeln und schließlich modernisieren könnten.

Es gibt etliche Ansätze, zum Beispiel auch in Linz, wie man nicht nur Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfängern, sondern auch allen Personen, die unter einer bestimmten Einkommensgrenze verdienen - da wären im Übrigen Studierende dabei, da wären die von der FPÖ heute so heiß geliebten Lehrlinge dabei, da wären Zivildiener und Zivildienerinnen dabei, Menschen mit Behinderungen -, denn für diese Gruppe von Menschen gibt es durchaus Konzepte, ermöglichen kann, nicht nur ermäßigte Tarife zum Beispiel jetzt in unserem Fall bei den Wiener Linien, sondern bei einer Vielzahl von kulturellen und sonstigen Einrichtungen der Stadt Wien (GR Kurth-Bodo Blind: Und die Berufstätigen nicht?), zum Beispiel Museen, aber auch Theater, aber auch Kinos, aber auch Bäder, aber auch bei einer Vielzahl von Fortbildungsmaßnahmen anbieten kann. Sie werden es nicht glauben, in Linz gibt es das. In Linz gibt es eine „Linz-Card". Die existiert schon seit dem Jahr 1989, wird mit großem Erfolg betrieben und ermöglicht nicht nur dieser Gruppe von Menschen all das, was ich soeben aufgezählt habe, sondern, und das ist das Wichtigste, sie betreibt keine Stigmatisierung von SozialhilfeempfängerInnen und sozial bedürftigen Personen mehr, wenn ich ganz einfach sage, in dieser Stadt gibt es eine Vielzahl von Menschen, die nicht gerade im Reichtum schwimmen, sei es, weil sie in Ausbildung sind, sei es, weil sie gerade Zivildienst machen, sei es, weil sie sich gerade vorübergehend oder sogar dauerhaft in einer Notlage befinden, sei es, dass sie arbeiten, aber zu wenig verdienen. Ich möchte all diesen Menschen Mobilität gewährleisten, aber auch Teilhabe am öffentlichen sozialen und kulturellen Leben. Ich will das ohne großen Aufhebens tun. Ich will das so machen, dass sie sich nicht genieren müssen. Ich schaffe eine kleine Card und wenn man diese vorweist, kann man, wie gesagt, bei einer Vielzahl von Einrichtungen ermäßigten Eintritt haben. Das ist der richtige Weg! Das wäre auch der richtige Weg für Wien! 

Deshalb beantragen wir heute die Schaffung einer Gruppe aus ExpertInnen und PolitikerInnen, die in nächster Zeit darüber diskutieren soll, ob die Schaffung eines Aktivpasses für Wien nicht genau der richtige Weg in der Sozialpolitik wäre, ob wir nicht auch denselben Weg beschreiten sollten, den Linz, wie gesagt, in der Zwischenzeit schon vor vielen Jahren beschritten hat und ob wir nicht auf diese Art und Weise unser Sozialsystem weiterentwickeln möchten.

Ich möchte an dieser Stelle abschließend anmerken, dass es mich sehr freut, dass es erste Ansätze in diese Richtung gegeben hat, im Rahmen des Projekts, auf das wir Grüne uns mit der SPÖ einigen konnten, den Kulturaktivpass, wo es genau darum geht, sozial bedürftigen Menschen die Möglichkeit zu geben, zu einem ermäßigten Tarif kulturelle Veranstaltungen zu besuchen. Aber hier, wie gesagt, geht es darum, vielleicht auch den nächsten Schritt zu setzen und darüber nachzudenken, wie wir eine „Wien-Card" schaffen können, um sicherzugehen, dass alle Mitbürgerinnen und Mitbürger, unabhängig ihres Alters, unabhängig ihres Geschlechts, unabhängig ihrer aktuellen Situation, sofern sie, wie gesagt, sich in einer finanziellen Situation befinden, wo sie sich die vollen Tarife nicht leisten können, zumindest die Möglichkeit haben, etliches vergünstigt in Anspruch zu nehmen. (GR Kurth-Bodo Blind: Kindergarten gehört auch dazu!)

Ich bringe diesen Antrag ein und freue mich, wenn er Zustimmung findet.

Ich schließe einmal mehr ab mit den Worten: „Wir werden sehen, was die Sozialdemokratie heute bei unseren Anträgen machen wird." Wir jedenfalls agieren nicht voreingenommen in diesen Zusammenhängen. Uns ist es nämlich egal, welches Logo auf dem Antrag steht, wenn der Antrag unserer Intention entspricht. Deshalb werden wir dem Antrag der Sozialdemokratie sehr wohl zustimmen. Wir würden uns freuen, wenn es auf Gegenseitigkeit stößt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch nicht geplant und wahrscheinlich auch nicht so geschickt, wenn ein Mann hier am Rednerpult der Vorrednerin zum ersten von Ihnen angesprochenen Thema antworten muss, nämlich dem Thema des Schwangerschaftsabbruchs. (GRin Mag Waltraut Antonov: Wieso? Das geht die Männer genauso an wie die Frauen! Das ist nicht nur Frauensache!) - Ich bedanke mich für den Zwischenruf, dass die Männer das auch dürfen. Als Vater von vier Kindern darf ich das wahrscheinlich erst recht tun. 

Aber ich möchte Ihnen schon sagen, Frau Kollegin Vassilakou, Ihre Aussagen können wir nicht unwidersprochen stehen lassen, dass es ein Recht der Frau wäre, unter allen Bedingungen immer Nein zum Kind zu sagen, wann immer sie es möchte. Da haben wir ein anderes Verständnis. (GRin Mag Maria Vassilakou: Wann immer nicht! Aber zu Beginn ist es ihr gutes Recht, Herr Kollege! Es ist geltendes Recht!) Ja, aber Sie haben oder die SPÖ hat auf ihrem Landesparteitag auch einen solchen Antrag eingebracht, wo es darum ging, dass eigentlich bis zur letzten Minute vor der Geburt ein Schwangerschaftsabbruch möglich ist. (GRin Mag Maria Vassilakou: Das war aber jetzt gerade nicht mein Thema!) - Okay, gut! Dann nehme ich das zur Kenntnis und darf nur die Position der ÖVP hier bekräftigen, dass wir uns am Standpunkt des österreichischen Strafgesetzbuches befinden, wo man unter ganz bestimmten Bedingungen den Schwangerschaftsabbruch bis zum dritten Monat zulässt und dass uns diese Bedingungen ganz wichtig sind. Das wollen wir, dass das in Zukunft beibehalten wird und nicht, dass wir in eine Richtung gehen, wo es darum geht, dass die Frau, oder wer auch immer, also kein Mensch, über das Leben eines anderen ohne Grundlage frei bestimmen kann. Das, glaube ich, sollte es in der Zukunft nicht geben, egal, ob es sich um eine Frau oder um einen Mann handelt. Das Recht auf Leben hat jedes menschliche Wesen und davon sollten wir grundsätzlich, glaube ich, ausgehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun aber zum Thema „Obdachlose, Hilfsbedürftige, Sozialhilfeempfänger, Freifahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln": Ich habe irgendwie ein bisschen den Verdacht, dass dieses Thema ganz allein dazu dient, um festzustellen, ob nun die SPÖ oder die GRÜNEN die sozialere Partei ist und ob es wirklich nur mehr darauf ankommt, wer nun den größeren politischen Erfolg in der öffentlichen Diskussion hat. Aber niemand von den beiden Gruppierungen hat heute hier über Obdachlosigkeit an sich gesprochen, über das, warum es zur Obdachlosigkeit kommt, was die Gründe sind und welche Mittel generell dafür zur Verfügung gestellt werden. 

Ich glaube, dass diese Diskussion um die Freifahrt für Obdachlose wirklich zu kurz greift, wenn man es mit den Obdachlosen ernst meint und wenn man sich derer annehmen möchte. Die Struktur dafür ist zu komplex, um sie über einen Fahrschein lösen zu können. Meine Damen und Herren, das ist nicht der Punkt, wie wir Obdachlosen helfen können. Die Ursachen für Obdachlosigkeit sind nämlich so vielfältig, dass sie sich eben nicht mit einem Freifahrtschein alleine lösen lassen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Da gebe ich Ihnen recht! Alleine sicher nicht!) Mietschulden, Suchtverhalten, Scheidungen, Arbeitslosigkeit, Krankheit, sehr oft auch fehlende Resozialisierung nach Gefängnisaufenthalten, Flucht aus Heimen, Kinder, die nicht gewollt sind, et cetera. Hier müssen Maßnahmen zur Unterstützung wahrscheinlich viel früher greifen. 

Der heutige Tag war von einer Bildungsdebatte gekennzeichnet. Ich glaube, es ist auch bei diesem Punkt sehr gut, dieses Thema auch von einer Bildungsdebatte her zu sehen und zu sagen, man kann viel über Wissensvermittlung in Schulen, Kindererziehung, im sozialen, im psychologischen, im pädagogischen Bereich erreichen, um so Leute vor der Obdachlosigkeit zu bewahren. Sich darüber Gedanken zu machen und zu schauen, wie man den Menschen helfen kann, wäre wahrscheinlich viel wichtiger. 

Denn wir wissen auch, und das haben viele Sozialpsychologen in der Zwischenzeit bereits bestätigt, dass sich nach einem halben Jahr auf der Straße der Charakter und seine Wünsche verändern. Es ist dann nicht mehr der so sehr Wunsch, resozialisiert zu werden, sondern eher der Wunsch, in der Situation zu verbleiben, in der man gerade ist. Leider gibt es immer weniger Obdachlose, die auch auf Sozialhilfeprogramme anspringen, die auf Sozialhilfeprogramme positiv reagieren können. Daher kommt es darauf an, dass man sehr rasch hilft, in dem Moment, wo man obdachlos ist, oder noch besser präventiv, bevor es dazu kommt. Mit diesen Präventivmaßnahmen könnten wir wahrscheinlich viel mehr machen als mit den nachfolgenden Maßnahmen, wenn wir versuchen, den Obdachlosen in diesem Bereich einen Freifahrtschein zu geben. 

Nehmen wir uns nur das Beispiel der Kosten allein her. Die Stadt Wien gibt 22,5 Millionen EUR jährlich für Wohnungssuchende aus, die aus dem Bereich der Obdachlosigkeit kommen. Wenn ich allein die Sozialhilfeempfänger hernehme, die derzeit rund 80 000 in Wien sind, wenn ich das in den Gegenwert einer Jahreskarte umrechne, was ich da für Steuerzahler aufrechne, müsste ich dafür 70 Millionen EUR veranschlagen. Das ist der Gegenwert, den der Steuerzahler dafür aufwenden muss. Wenn wir jetzt nur hergehen und sagen, wir verdoppeln die Aufwendungen der Stadt Wien für die Obdachlosen, dann könnten wir wahrscheinlich in der direkten Hilfe ein Vielfaches mehr geben, in dem, was einzelne Obdachlose wollen, viel mehr zusammenbringen, als wenn wir in einem Gießkannenprinzip die Freifahrtscheine hergeben. Denn, meine Damen und Herren, ich glaube, es kann nicht das Ziel sein, mit einem Freifahrtschein vielleicht auch Schlafplätze für Obdachlose in U-Bahnen zu schaffen, weil wir zu wenig Schlafplätze für Obdachlose haben. Da sollten wir doch das Geld dort in die Förderung hineinstecken, dass wir mehr Schlafplätze für Obdachlose haben und sie nicht auf der anderen Seite zwingen, auf den öffentlichen Stellen, in den Toiletten, in den öffentlichen Verkehrsmitteln et cetera einem Schlafplatz nachzukommen. Da wäre das Geld wahrscheinlich besser aufgehoben, wenn wir dorthin kommen würden.

Meine Damen und Herren, es gibt sicherlich auch einen ordnungspolitischen Grund. Wenn es notwendig ist, in einem öffentlichen Verkehrsmittel, auf einem öffentlichen Grund, den Menschen zu helfen, weil Gefahr besteht, dann ist es auch notwendig, dass man sich gegenüber allen gleichwertig verhalten kann. Ich glaube, dass wir mit dieser Maßnahme manchen vielleicht suggerieren, dass wir ihnen etwas Gutes tun, aber dass sich in Wirklichkeit an der tatsächlichen Situation nichts ändert. 

Daher treten wir dafür ein, dass man sich die Maßnahme, die man sich überlegt, sehr genau überlegt, denn der Aufwand, der dafür getan werden muss, kann um ein Vielfaches höher sein als der Nutzen. Wir möchten immer, dass der Aufwand, den wir tätigen, genau das bringt, was die Sozialbedürftigen auch brauchen. Wir sehen mit einem Gießkannenprinzip nicht die entsprechende Möglichkeit, das zu verändern, sondern wünschen uns, dass man mit einem persönlichen, individuell zugeschnittenen Programm auf die einzelnen betroffenen Personen verbessert eingehen kann, dass man die Mittel der Stadt Wien für die Sozialhilfeempfänger, für die Obdachlosen dieser Stadt entsprechend erhöht, aber das in dem Maße durchführt, dass der Einzelne mehr davon hat. Wir bringen daher Resolutionsanträge ein. 

Der erste Resolutionsantrag lautet: 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen im Zusammenwirken mit den Wiener Linien sicherstellen, dass auch sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen zwecks Verbesserung ihrer Lebenssituation der Zugang zur Benutzung der öffentlichen Wiener Verkehrsmittel mittels einer sozial ausgewogenen Tarifpolitik deutlich erleichtert wird.

Wir ersuchen in formeller Hinsicht um Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen.“

Der zweite Antrag beschäftigt sich mit den Tarifen für Studierende auf den Öffis, denn wir glauben, dass wir versuchen müssen, alle einer Gleichbehandlung zuzuführen. Wir mussten feststellen, dass durch die Absichten, die von Seiten der Stadt Wien, oder konkreter gesagt, von den Wiener Linien, in der Erhöhung der Tarife der Wiener Linien bestehen, eine Gruppe der sozial Begünstigten besonders benachteiligt wird. Das ist die Gruppe der Studierenden! Es gibt keine besonders sozial bevorteilte Gruppe in dem Tarifsystem, die so schwer belastet wird, wie die der Studierenden. Wir fordern daher, dass das, was Minister Hahn mit der Erhöhung der Studiengebühren für die Studierenden erreicht hat, nicht durch die Erhöhung der Tarife bei den öffentlichen Linien für die Studierenden von der Stadt Wien wieder zunichte gemacht wird. Daher fordern wir Sie auf, dass Sie nach dem Wintersemester 2007/2008 das Semesterticket auf dem aktuellen Niveau halten und es nicht erhöhen, um auch hier Gleichstellung innerhalb der privilegierten Gruppierungen in den Tarifsystemen der Wiener Linien zu erhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Für mich ist das ein spannender Teil. Es gab für uns in Wien schon immer wieder das Thema „eine Stadt, ein Buch". Für die GRÜNEN gibt es ein neues Thema, jedes Jahr das Buch zum Landesparteitag der SPÖ, wo Sie nachschauen können, welche Richtung wir als Sozialdemokraten in der Republik gehen. Ich nehme an, Sie lesen es jedes Jahr. Beziehungsweise hat die Kollegin Vassilakou behauptet, seit elf Jahren gibt es das Thema. (GRin Mag Maria Vassilakou: Von uns!) Ich war schon Jugendfunktionär in der Sozialdemokratie und habe über das Thema der Freifahrt für verschiedene benachteiligte Gruppen, auch für Obdachlose, schon vor 30 Jahren diskutiert. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber nichts gemacht!) 
Kollege, ich glaube, diesen Einwurf von den GRÜNEN habe ich jetzt sehr gut provozieren können, weil Sie hätten schauen müssen, was alles geschehen ist. Es gab noch Zeiten, da gab es keine Lehrlingsfreifahrt. Es gab noch Zeiten, da gab es keine Schülerfreifahrt. Es gibt eine Lehrlingsfreifahrt. Es gibt zum Beispiel auch die Möglichkeit als eine der letzten Aktionen, die weitergetragen wurden, dass Sozialpassinhaber die Möglichkeit der ermäßigten Monatskarte haben. Also gerade auf diesem Gebiet habe ich eine ganze Tabelle. Wenn Sie wollen, kann ich meine gesamte Zeit ausnützen und ich würde Ihnen nur die Tabelle vorstellen. 

Dass das Thema aber viel schwieriger zu behandeln ist, als nur mit einem Antrag zu sagen, Freifahrt für Obdachlose, da muss ich sagen, muss ich zum ersten Mal von dieser Stelle dem Kollegen Gerstl recht geben. Der Kollege Gerstl hat gesagt, eine Lösung über den Fahrschein ist zu wenig. Da gebe ich ihm recht. Daher auch unser Ansatz, dass wir in einer Arbeitsgruppe, wie wir dann den dementsprechenden Antrag stellen, dieses Thema weiterbehandeln, um zu schauen, wo wir die sozialen Richtungen brauchen, wo abgefedert werden muss. Es sind nicht nur die Obdachlosen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die nächsten 30 Jahre!)

Kollege Maresch, Sie können ja schauen, dass Sie in dieser Stadt die Mehrheit bekommen! Bis jetzt haben Sie es nicht geschafft, daher können Sie keine Verantwortung haben! Wenn Sie schon hereinrufen, Kollege Maresch, dann möchte ich Ihnen sagen, ich habe eine kleine Liste, die ich innerhalb von drei Minuten aus dem Internet gehabt habe. Das sind die grünen Umfaller, wo sie in Oberösterreich in der Landesregierung sitzen, wo Sie Ihre eigenen Forderungen in Oberösterreich nicht einmal durchsetzen! Also aufpassen, was man hereinschreit! Man sollte da vorsichtig sein! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wie war das mit den Eurofightern? Wie war das mit den Studiengebühren?)
Meine Damen und Herren, gerade dieses Thema lässt uns nicht kalt. Es hat gerade die letzten Jahrzehnte durch die Sozialdemokratie, die hier im Hause die Verantwortung trägt, ein genaues Abwiegen gegeben, in welche Richtung wir gehen sollen, in welche Richtung wir gehen müssen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wenn ich nicht mehr weiterweiß, mache ich einen Arbeitskreis!) Obdachlos ist nämlich nicht gleich obdachlos. Glauben Sie mir, wenn man im täglichen Leben draußen steht, gibt es immer wieder Menschen, die als obdachlos gelten, in Wirklichkeit aber geregelten Berufen nachgehen, die sich ganz einfach auf Grund von verschiedenen widrigen Umständen als obdachlos melden. Daher muss man sehr vorsichtig mit diesem Thema umgehen. Man kann das nicht ganz einfach so lösen und sagen, jetzt gebe ich einem die Freifahrt, weil er obdachlos ist, sondern da muss ich nachdenken, warum. 

Ich glaube, die Sozialdemokratie hat im letzten Regierungsübereinkommen mit einer Mindestsicherung, dass man sich den Fahrschein auch leisten kann, bewiesen, einen Weg einzuschlagen, der der richtige ist, wo man schaut, welche Einkommen die Menschen haben, weil es viele Menschen gibt, die arbeiten gehen und wenig Einkommen haben, worauf man schauen muss. 

Die Kollegin Vassilakou scheint nicht immer ganz mit der aktuellen Situation bekannt zu sein, was zum Beispiel im AMS vorgeht. Eines der Themen ist, wenn sich jemand bewerben geht - ich glaube, Du warst es, die das hier genannt hat -, gibt es sehr wohl Möglichkeiten, Fahrscheine zu bekommen, um zu diesem Bewerbungsgespräch zu kommen. Also vorsichtig sein, wenn ich Arbeitslosengeld beziehe. (GRin Mag Maria Vassilakou: Wenn er Arbeitsloser ist, aber nicht, wenn er Sozialhilfe bezieht!) Es gibt aber immer wieder auch Fahrscheine vom Sozialamt. Ich nehme an, du kennst die ganzen Abrechnungen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Es geht doch um die Menschen!) Das heißt, man kann nicht immer alles nur generalisieren (GR Mag Rüdiger Maresch: Schon wieder ein Umfaller!), sondern man muss einen Weg finden, dass wir in Österreich darauf schauen, dass zum Beispiel der Kollektivvertrag ein Mindesteinkommen sichert, dass die weitere Sicherung dementsprechend ist. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wie hoch ist denn das Mindesteinkommen?) - Lesen Sie das Regierungsübereinkommen, Kollege! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Mich interessiert es aber jetzt!) Dort brauchen Sie nur nachzuschauen! Ich brauche es Ihnen nicht vorzusagen, Sie kennen es selbst!

Ich glaube, dass wir in dieser Richtung genau auf dem richtigen Weg sind. Ich glaube, dass auch der Beschluss, den wir am Landesparteitag gesät haben, uns den Auftrag gibt, nachzuschauen, wie wir das sozial verträglich machen. Ich bin ja so froh, dass die GRÜNEN bei unserem Landesparteitag live dabei sind. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir haben es gelesen!) Ich kann mich nicht erinnern, dass ich je einen Beschluss von einem grünen Landesparteitag gehört habe, geschweige denn, dass er überhaupt irgendwo hingekommen ist. (GRin Mag Maria Vassilakou: Weil es bei uns Programm ist!) Wenn Sie schon unsere Beschlüsse so genau lesen, dann wissen Sie aber auch (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir lesen wenigstens andere Programme!), dass die gewählten Mandatare, die in diesem Hause die Sozialdemokratie vertreten, auch die Verantwortung haben, das so zu tun, dass es dem entspricht, was wir brauchen. Das heißt, dass die soziale Absicherung nicht daran hängt, welchen Status jemand im Augenblick hat, sondern wie das vernünftige Einkommen ausschaut. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl-Ing Margulies: Das war gut! Wie schaut das vernünftige Einkommen aus?) 

Meine Damen und Herren, ich will heute diesen Nachmittag nicht mehr länger hinauszögern. Ich bringe jetzt diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der unseren Standpunkt, unsere Haltung, unseren Arbeitsauftrag widerspiegelt, den wir demnächst angehen. Sie können davon überzeugt sein, wir werden sicher rechtzeitig zu unserem nächsten Landesparteitag die Ergebnisse präsentieren und mit unserer Jugendorganisation gemeinsam, wie immer, wie wir es in der Sozialdemokratie gewöhnt sind, den richtigen Weg finden! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung hat sich Frau GRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort und weise auf die drei Minuten Redezeit hin. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Die werde ich nicht brauchen. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Lieber Herr GR Hora, manche Attacken von Ihnen sind an Peinlichkeit schlicht nicht zu überbieten. 

Erstens: Die GRÜNEN brauchen keinen Parteitagsbeschluss für Freifahrt, denn das steht in unserem Programm, und zwar schon seit einer halben Ewigkeit. (GR Karlheinz Hora: Wie alt ist die Grünbewegung?) Dieses Programm wird regelmäßig immer wieder beschlossen. Das heißt, im Gegensatz zu Ihnen brauchen wir niemanden, der Anträge extra deshalb stellen muss.

Zweitens: Nicht ich bin nicht auf dem letzten Stand, was das AMS betrifft, sondern offenbar Sie sind nicht ganz auf dem letzten Stand, denn sonst würden Sie wissen, dass nicht alle Menschen, die einen Job in Wien suchen, und das sind viele, vom AMS betreut werden. Warum viele von ihnen nicht vom AMS betreut werden, hat zum Beispiel etwas mit dem uralten Trick zu tun, Menschen in die Selbstständigkeit zu verabschieden, damit sie aus der Statistik herausfallen, nur, um Ihnen ein einziges Beispiel zu bringen, wo sie dann nur mehr Sozialhilfe als Ausweg haben, kein Arbeitslosengeld, keine Ansprüche mehr, keine Betreuung vom AMS und keine Fahrscheine mehr.

Last but not least nutze ich nur mehr eine halbe Minute, um mich an den Kollegen Gerstl zu wenden. Jene wohnungslosen Menschen, die auch derzeit mit der 
U-Bahn oder mit der Straßenbahn im Kreis fahren, die es gibt, die es auch hinterher geben wird, werden nicht mehr und auch nicht weniger dadurch. Die Freifahrt bedeutet nur, dass solche Menschen nicht noch Tausende Euro Strafe zu zahlen haben und auch mit dem Gefängnis bedroht sind, weil sie nicht im Stande sind, ihre Schulden zu begleichen. Das eine hat sozusagen damit zu tun, Menschen, die ohnehin schon in einer extremen sozialen Notsituation sind, nicht auch noch zu verfolgen und nicht auch noch mit Extraschulden zu belasten. 

Eine andere Geschichte ist: Was ist ein Konzept, mit dem wir Menschen aus der Armut insgesamt herausholen können? Niemand hier hat behauptet, dass das alleine die Freifahrt sein kann. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 13. Ein Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Daher stelle ich die Frage: Wer der Postnummer 13 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Wir kommen zur Abstimmung der eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft familiengerechte Budgetierung. 

Hier wurde die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, betreffend Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. 

Hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Das ist der erste zum gleichen Titel eingebrachte Antrag. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wer traut sich?) - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Kein Einziger außer uns!)

Der zweite Antrag, gleicher Titel, Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. Hier wird die Entwicklung eines Konzepts beantragt.

Die sofortige Abstimmung wird gleichfalls verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die Einführung eines Aktivpasses nach Linzer Vorbild, eingebracht von den GRÜNEN. 

Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, betrifft die Förderung der Mobilität sozial benachteiligter Gruppen. 

Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat daher die notwendige Mehrheit. 

Der nächste Antrag ist ein Antrag der ÖVP, Nichtanhebung des Öffi-Tarifs für Studierende. 

Hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der letzte zu diesem Geschäftsstück eingebrachte Antrag ist jener der SPÖ. Er betrifft die Förderung der Mobilität für sozial benachteiligte Menschen.

Hier wurde gleichfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Wiener Kinderfreunde". Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte gleich vorausschicken, dass wir dem vorliegenden Akt zustimmen werden. Ich möchte aber im Rahmen unseres Familienschwerpunkts, den unser Klubobmann angekündigt hat, ein paar Worte zur Adoption in Wien und in Österreich sagen. Wir sind ja alle Kinderfreunde und ich möchte hierzu auch einen Beschlussantrag einbringen. 

Ich werde meine Wortmeldung sehr kurz halten, sicher nicht so wie die Frau Vassilakou, die sehr viel redet, aber nichts sagt! (GRin Mag Waltraut Antonov: Das war jetzt aber nicht sehr fein!) Deswegen möchte ich mich auf ein paar Minuten beschränken.

Und zwar zielt der Antrag auf die Erleichterung und die Beschleunigung von Adoptionen von Kindern in den EU-Ländern ab. Es wünschen sich natürlich Tausende Partnerschaften Kinder. Oftmals können sie aus verschiedensten Gründen keine Kinder bekommen und wollen eines adoptieren. Ich möchte gleich dazusagen, ich rede jetzt nicht von homosexuellen Paaren, sondern rein von heterosexuellen Paaren. Das nur zur Aufklärung, auch für Sie, Herr Kollege Schreuder. 

Leider ist die Adoption von Kindern im eigenen Land hier sehr schwer bis aussichtslos. Es sind sehr untragbar lange Wartezeiten hier mitzubekommen. Die organisierte Kriminalität ist im Geschäft der internationalen Adoptionen auch stark tätig. Daher fordern wir eine staatlich organisierte Adoption, die einerseits die Adoption als solche erleichtert und andererseits den Schutz und das Wohl des Kindes an die erste Stelle stellt. 

Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, die Voraussetzungen zu schaffen, damit die Adoptionen aus EU-Ländern ausschließlich durch staatliche Stellen durchgeführt, erleichtert und beschleunigt werden, wobei sichergestellt sein muss, dass das Instrumentarium der Adoption weder für Zwecke des Kinderhandels noch der Entführung missbraucht wird.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.“ 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Baxant. - Bitte.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich ganz kurz zur Postnummer selbst reden. Es geht um den Wasserspielplatz der Kinderfreunde. Die Donauinsel ist ein weltweites Unikum. Nirgendwo auf der Welt gibt es eine Stadt, wo man wirklich in so kurzer Zeit und ziemlich kostengünstig eines der größten Freizeit- und Erholungsgebiete erreichen kann. Das ist keine Selbstverständlichkeit, möchte ich auch sagen, sondern hat zu tun mit dem Ausdruck politischen Mutes und einer stadtplanerischen Weitsicht. 

Seit mittlerweile drei Jahren erfreut sich der Wasserspielplatz auf der Donauinsel sehr hoher Beliebtheit und fungiert als zusätzliches Angebot vor allem für Familien. Ich möchte nur zwei Zahlen sagen: Täglich haben in der Saison 2006 300 Besucher und Besucherinnen den Wasserspielplatz besucht. In der ganzen Saison waren es 40 000. 

Es wird nicht nur hochqualitative Betreuung für Kinder geboten, sondern, und das ist meiner Meinung nach besonders erwähnenswert, ein pädagogischer Zugang und ein spielerischer Zugang zum Lebenselement Wasser vermittelt. Somit spielen die Kinder nicht nur mit und im Wasser, sondern lernen es auch zu verstehen, lernen das Element, wie gesagt, zu verstehen, wissen, woher es kommt und wie man damit umgehen sollte beziehungsweise wie wir als Gesellschaft damit umgehen sollten. 

Somit möchte ich zum Abschluss zur Postnummer sagen, und ich komme dann noch auf den Antrag zu sprechen, der als Nächstes vom Kollegen Mahdalik eingebracht wird, diese Einrichtung, der Wasserspielplatz auf der Donauinsel, offenbart wieder einmal das, was wir in Wien auch ein bisschen betonen wollen. Es handelt sich hierbei nicht nur um eine Betreuungs- und eine Spielstätte, sondern auch um eine Bildungsstätte und eine Bildungseinrichtung und dem wollen wir in Wien eben auch Rechnung tragen. 

Jetzt nur ganz kurz zum Antrag, der gleich vom Kollegen Mahdalik eingebracht wird, nämlich bezüglich einer angeblichen, von der Stadt Wien verursachten, unzureichenden Durchspülung der Alten Naufahrt. Abgesehen davon, dass die Presseaussendung, die Sie vor ein paar Tagen ausgeschickt haben, eigentlich vor Sexismus sprüht, entbehrt sie jeder wissenschaftlichen Grundlage. 

Der Winter war ziemlich mild. Der Frühling ist relativ früh ins Land gezogen. Somit haben die Gegebenheiten, die sich uns heute dort präsentieren, natürliche Umstände und haben nichts damit zu tun, dass die Stadt Wien dort irgendetwas verabsäumt hätte. 

Deswegen werden wir den Antrag natürlich ablehnen. Der eigentliche Adressat Ihres Antrags wäre maximal der Heilige Petrus. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum Akt Wasserspielplatz der Kinderfreunde. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Wasser ist wichtig. Wasser symbolisiert Leben. Wasser ist wichtig für die Entwicklung der Kinder und der Jugend. Darum sind wir auch für diesen Wasserspielplatz. Wasser existiert aber auch in anderer Form als in künstlich angelegter. Wenn die Umweltmusterstadt Wien nicht nur auf ihre Bäder, wo sie gerade eine Tariferhöhung beschlossen hat, und auf künstlich angelegte Spielplätze wert legt, sondern auch auf die natürlichen Badegewässer, auf die natürlichen Gewässer, die von Fauna und Flora genützt werden, auf den Erhalt dieser Gewässer wert legt, dann muss die Umweltmusterstadt Wien einiges mehr als im Moment machen, meine Damen und Herren!

Weil außen schaut die Umweltmusterstadt so aus. (Der Redner zeigt eine Tafel mit einem Symbol der „Umweltmusterstadt Wien" her.) Ich habe mir das aus einem Folder genommen. In Werbungen, Einschaltungen und Inseraten kommt das öfters vor. Hinten schaut sie aber so aus. (Der Redner dreht die Tafel um und zeigt das auf der Rückseite befindliche Foto her.) Schaut aus wie ein toter Karpfen, war aber nicht der einzige. Das ist ein Foto vom Dienstag dieser Woche, aufgenommen am Biberhaufenwasser, wie die Anrainer sagen. Die MA 45 hat mir vorgeworfen, dass ich mich dort nicht auskenne, dass das eigentlich die Alte Naufahrt ist. Aber da ich dort mit den Anrainern war, weiß ich, es wird Biberhaufenwasser genannt. Darauf verlasse ich mich eher als auf die Zurechtweisungen der MA 45. 

Die Umweltmusterstadt schaut auch so aus und so. (Der Redner zeigt weitere Fotos her.) Da haben wir den nächsten toten Karpfen. Die anderen Bilder zeige ich dann später. Das waren beileibe nicht nur zwei tote Karpfen, sondern es waren in den Tagen davor Dutzende tote Karpfen. 

Darum frage ich mich, meine Damen und Herren, wie die MA 45 dazu kommt, es war zwar die Reaktion zu erwarten, aber trotzdem nicht weniger ärgerlich, dass alles in Ordnung ist, sozusagen in altsozialistischer Manier: „Alles bestens! Macht Euch keine Sorgen, wir haben das alles im Griff!" 

Ich habe dort praktisch einen Umweltcheck gemacht, nachdem mich die Anrainer von dort, vom Biberhaufenwasser, alarmiert haben. Wir haben uns das am Montag in der Früh angesehen, haben die toten Karpfen dort am Wasser treiben gesehen. Wir haben nicht nur das gesehen, sondern, wie gesagt, dieses ehemals idyllische und saubere Biberhaufenwasser schaut heute so aus. (Der Redner zeigt wiederum Fotos her.) Schlick, Schlamm, Algen. Mit freiem Auge kann jeder Laie, und ich bin ein Laie, erkennen, dass mit dem Wasser etwas nicht stimmt. Selbst wenn mich meine Augen trügen würden, dann zeugen doch Dutzende tote Karpfen davon, dass nicht alles in Ordnung ist, wie uns die MA 45 weismachen möchte. 

Die Umweltmusterstadt Wien, die Vertreter der Sozialdemokratie, hätten sich das ansehen sollen. Als ich mit einem Angler und einem Vertreter der Lobauer Kolonisten dort im Lokalaugenschein den Umweltcheck vorgenommen habe, ist zufällig eine Schulklasse mit zwei Lehrerinnen vorbeigekommen. Das Erste, was sie gesagt haben, und da haben sie gar keinen toten Karpfen gesehen, war: „Habt Ihr das gesehen? Wie schaut es da aus?" Die haben nur diesen Schlick und diesen Schlamm gesehen und sofort erkannt, dass irgendetwas nicht in Ordnung ist. Die Kinder haben große Augen gemacht, aber nicht aus Freude, sondern sie waren erschrocken über den Zustand eines Gewässers am Rande des Nationalparks Lobau, in Fußweite des neuen Nationalparkhauses, das nächste Woche eröffnet wird. Da kann die MA 45 nicht sagen, es ist alles in Ordnung. Die Umweltstadträtin Sima, die offensichtlich die meiste Zeit damit beschäftigt ist, von einem Fototermin zum anderen zu eilen, denn man sieht sie sehr oft in Zeitungen, wird man nächste Woche wahrscheinlich auch in der Lobau sehen, aber nicht deswegen, weil sie sich das Biberhaufenwasser ansieht und dort nach dem Rechten sieht, sondern weil Fotografen anlässlich der Eröffnung im Nationalparkhaus anwesend sein werden.

Meine Damen und Herren, es ist eine Umweltpolitik, die im wahrsten Sinne des Wortes unsauber ist! Die Sozialdemokraten sollten sich etwas schämen und sollten ihr Verhalten grundlegend ändern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir betreiben auch nicht unnotwendige, unzulässige Panikmache, wie die MA 45 in ihrer Aussendung behauptet hat. Sie hat natürlich wieder allerhand Ausreden bei der Hand gehabt: Der Winter war mild, der Frühling ist warm. Ich möchte wissen, wie es dort im Juli ausschaut, wenn es wirklich 30 bis 35 Grad hat, wenn jetzt schon bei 20 Grad das Wasser kippt. Und das Wasser ist gekippt, sonst würden dort nicht die ganzen Karpfen abkratzen. Die ersticken dort elendiglich und die Sozialdemokratie stellt sich hin und sagt, das ist alles okay und lehnt natürlich diesen Antrag ab.

Was mich ganz besonders interessieren würde, ist die Ausführung des Kollegen Baxant, wie ich Ihnen gelauscht habe und vernehmen musste, dass der Pressedienst vor Sexismus strotzt. Ich habe ihn mir noch einmal durchgelesen. Vielleicht können wir das nachher gemeinsam machen. Mir ist auch nach wiederholtem Durchlesen nicht aufgefallen, wo der Sexismus vielleicht in den Zeilen oder zwischen den Zeilen versteckt sein könnte. Dass die StRin Sima Fototermine in großer Anzahl wahrnimmt, kann man, glaube ich, anhand des Niederschlags in den Tageszeitungen festhalten. Es ist ja auch nichts Böses, Fototermine wahrzunehmen. Das ist auch Aufgabe eines Politikers, überhaupt einer amtsführenden Stadträtin. Sie soll darüber aber nicht ihr eigentliches Geschäft vergessen. Und ihr eigentliches Geschäft ist unter anderem, die Wiener Gewässer, die Lobau, das Lobauvorland sauber zu halten. Hier hat sie ihre Aufgabe nicht erfüllt. Vielleicht sollte sie sich, und darin ist kein Sexismus beinhaltet, auch nicht zwischen den Zeilen, mehr Zeit für ihre eigentliche Aufgabe nehmen und beim Biberhaufenwasser nach dem Rechten sehen. 

Warum es dort zu wenig Sauerstoff gibt, warum die Karpfen abkratzen, ist, glaube ich, leicht erklärt. Der Vertreter der Lobauer Kolonisten hat mich natürlich herumgeführt und hat mir gesagt, wie es früher einmal mit dem Zufluss zum Biberhaufenwasser gewesen ist. Es war wieder nicht so, wie die MA 45 gesagt hat, dass seit Jahrzehnten keine Durchspülung mehr stattfindet. Das stimmt natürlich nicht. Er hat mir auch den alten Zufluss gezeigt, ein Rohr mit ziemlich großem Durchmesser, wo noch vor einigen Jahren Wasser aus der Neuen Donau zugeleitet wurde. Das ist heute nicht mehr der Fall. Das Ganze geht jetzt durch einen kleinen Bach vonstatten, ist schön anzusehen, ist aber natürlich bei Weitem nicht ausreichend. Und so haben Dutzende Karpfen elendiglich ersticken müssen. Aber es ist alles okay, es ist alles in Ordnung, die SPÖ hat alles im Griff. 

Ich glaube auch, dass bis zum 3. Mai, wo, glaube ich, die Eröffnung ist, dort einiges passieren wird. Zumindest werden die toten Karpfen herausgefangen werden, wenn sie nicht schon ein Raub der Vögel geworden sind, wie einige Dutzende schon in den Tagen zuvor. Es wird auch der ganze Schlick, davon bin ich felsenfest überzeugt, entfernt werden, sonst könnte ein Journalist auf die Idee kommen, dass er vor oder nach der Eröffnung dort hinschaut und sich von der Wasserqualität ein Bild macht. Also dieses Biberhaufenwasser wird sicher bis 3. Mai blitzblank sein. Das ist aber nicht der Sinn der Übung. Die Stadträtin sollte das ganze Jahr und während ihrer ganzen Amtszeit in der Lobau für Sauberkeit in den Gewässern sorgen. 

Nichtsdestoweniger haben wir den Anrainern versprochen, heute einen Antrag einzubringen, damit wir der SPÖ Beine machen. Wir machen es aber auch im Interesse der Kinder und der Jugendlichen, die Ausflüge in die Lobau machen. Wir wollen ihnen einen derartigen Anblick in Zukunft ersparen. Wir wollen dort am Biberhaufenwasser wieder eine ausreichende Wasserqualität, sodass die Karpfen nicht elendiglich verrecken. 

Darum bringen wir folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die Umweltstadträtin soll in Zusammenarbeit mit den zuständigen Magistratsabteilungen umgehend die notwendigen Maßnahmen setzen, um die Wasserqualität im Biberhaufenwasser deutlich zu erhöhen und somit ein weiteres Fischsterben anzuhalten."

Wer also nicht möchte, dass weitere Dutzende Fische das Zeitliche segnen, kann diesem Antrag ruhigen Gewissens zustimmen! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist Herr Mag Maresch gemeldet. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Dass die FPÖ eine Karpfenpartei ist, war mir bis jetzt nicht klar. Dazu, dass die toten Fische ein Raub der Vögel werden, denke ich mir, fein, das gehört so, denn normalerweise ist es völlig richtig, wenn die toten Fische von den Raubvögeln, von den Raben, Krähen oder sonst etwas verzehrt werden. Das ist ganz normal. 

Dass die FPÖ nicht weiß, dass das Schillerwasser oder Alte Naufahrt heißt, ist bezeichnend, weil ich meine, vor Kurzem, an einem anderen Tag, haben Sie uns erklärt, Sie finden mit dem Auto nicht in die Donau City. Okay, kann schon sein, da gibt es ja jede Menge Zeugen dafür. Diesmal haben Sie offensichtlich das Biberhaufenwasser. Ich habe echt nachgeschaut, wo das ist, habe mir gedacht, das kenne ich nicht. Also noch einmal, wahrscheinlich das Schillerwasser oder die Alte Naufahrt. 

Jetzt zu dem, was Sie uns erzählt haben, diese vielen Karpfen. Die Karpfen sind vom Fischereiverein ausgesetzt worden. Wahrscheinlich gibt es dort auch einen Überbesatz. Deswegen gibt es ein Problem, wenn die Wassertemperatur steigt und der Sauerstoffgehalt sinkt. Der Kollege Baxant hat daraufhin gesagt, zum Petrus beten. Das ist aber auch keine gute Lösung, glaube ich. Nein, besser wäre in Wirklichkeit, und das gibt es auch schon, da hat sich der Herr GR Mahdalik zeigen lassen, da kommt ein Rohr heraus. Das Zauberwort heißt Dotation. Dazu gibt es einen Vertrag, dass die Lobaugewässer durchströmt beziehungsweise dotiert werden. (GR Karl Dampier: Das war vor seiner Zeit!) Das einzige Problem bei der Geschichte ist, wenn sie so dotiert würden, wie ursprünglich vorgenommen, dann würden die Keller von den Siedlern, die dort sitzen, mit Wasser volllaufen, weil die wurden seinerzeit nämlich zu einem Zeitpunkt gebaut, wo man sozusagen sagt, das wurde dann im Nachhinein legalisiert. Das können wir uns jetzt aussuchen: Die Siedler sehen keine toten Karpfen, haben aber dafür Wasser im Keller. Ich glaube, dass sich die Siedler im Zweifelsfall für die toten Karpfen entscheiden werden. 

Meiner Meinung nach wäre es klüger, wenn man die Dotation vielleicht ein bisschen mehr erhöhen würde, als diese weinerliche Geschichte mit den Raubvögeln und dem Schlick. Das ist die meiste Zeit ein stehendes Gewässer und da bildet sich Schlick. Das ist ganz normal. Bei jedem Teich gibt es Verlandungstendenzen. Sie stellen sich heraus, so wie vor einigen Jahren einmal der Kollege Blind, der gesagt hat: „Quallen draußen in Lobaugewässern!" Süßwasserquallen waren damals übrigens ein Zeichen für hohe Wasserqualität. Diesmal ist es so, wenig Sauerstoff, da kann man etwas machen. Aber der böse Schlick, die armen Karpfen und die bösen Raubvögel, Kollege Mahdalik, nachlesen, Naturgeschichtebücher, Biologiebücher, zweite Klasse Hauptschule oder Gymnasium! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. - Bitte.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Man müsste fast die Kunstgattung „Mahdalik" erfinden, weil es hat schon ein bisschen etwas mit Kunst zu tun, wenn man drei- bis viermal in der Woche derartige Presseaussendungen absetzt.

Aber erfreulicherweise hat uns der Kollege Mahdalik heute erzählt, was ihn am meisten stört. Ihn stört am meisten, dass die Umweltstadträtin in der Zeitung ist, sogar abgebildet in der Zeitung ist. Ich sage dir das Geheimnis: Wenn man wirklich etwas zu sagen hat, dann kommt man in die Zeitung, und das auch mit Bild! Wenn man nichts zu sagen hat, dann reicht es maximal für eine Kurzmeldung, so wie leider des Öfteren bei dir! Das ist der Unterschied! Dass dich das ärgert, sehe ich durchaus ein! 

Nur zur Tatsache, wir können uns an die Debatte zum Klimaschutz erinnern. Wir waren uns hier in diesem Hause einig, dass sich in unserer Umwelt einiges verändert, was nicht gerade beruhigend ist. Eine einzige Fraktion, und es war der Kollege Mahdalik, der damals herausgekommen ist, und ich darf das den Kollegen und Kolleginnen in Erinnerung rufen, hat gesagt, mit dem Klima sei alles in Ordnung, alles wunderbar, man wisse das. Gerade heute erfahren wir, dass ein Bereich des Klimawandels, nämlich der sehr warme Winter und der zu früh eingesetzte Frühling, dazu geführt haben, dass das Algenwachstum in der Naufahrt verstärkt erfolgt ist, was den Nährstoffhaushalt in Unordnung bringt und was dazu geführt hat, dass vielleicht der eine oder andere Fisch daran gestorben ist.

Man muss aber auch dazusagen, es wäre nicht der Kollege Mahdalik, wenn man nicht aus drei Karpfen, die unglücklicherweise mit dem Bauch nach oben schwimmen, eine Geschichte macht. Wenn man zur Naufahrt fährt, und das sollte man tun, gibt es Bereiche, die man heute fotografieren kann, die vollkommen algenfrei sind. Die schauen gar nicht so aus, wie das Stück, das der Kollege Mahdalik gerade fotografiert hat. Also es ist auch eine selektive Wahrnehmung mit dem Objektiv gewesen, die offensichtlich zu einem hübschen Dokumentationsmaterial geführt hat. 

Ich würde mir mehr grundsätzliche Umweltdebatten wünschen, dann, wenn es an der Zeit ist, verantwortlich im Gemeinderat zu Fragen des Klimaschutzes zu agieren, als hier einfach billige Effekthascherei zu betreiben, wie diesmal auch! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 15 der Tagesordnung. 

Wer der Postnummer 15 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Mir liegen zwei Anträge vor, der erste ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag der FPÖ bezüglich Voraussetzungen für Adoption aus EU-Ländern.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisung?) - Zuweisung, ja, Entschuldigung. - Das ist einstimmig. 

Zweiter Antrag von der FPÖ: „Die Umweltstadträtin soll in Zusammenarbeit mit den zuständigen Magistratsabteilungen umgehend die notwendigen Maßnahmen setzen, um die Wasserqualität im Biberhaufenwasser deutlich zu erhöhen ..."

Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE, somit findet dieser Antrag keine Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 16 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tipp. Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vorsitzende! Werter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden diesen Akt nicht überraschenderweise ablehnen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf die geplante Kampagne eingehen, die auch für heuer wieder geplant ist, nämlich die Werbung für Pflegeeltern, was wir im Ausschuss schon besprochen haben. Da ist prinzipiell nichts dagegen einzuwenden, weil es um das Wohl des Kindes gehen, eine Geborgenheit für das Kind hergestellt und laut Jugendwohlfahrtsgesetz eine den leiblichen Eltern nahe kommende Beziehung hergestellt werden soll. Nur soll in dieser Kampagne wiederum, so wie auch letztes Jahr, die Werbung für homosexuelle Pflegeeltern sozusagen durchs Hintertürchen enthalten sein, weil meiner und unserer Meinung nach das Gesetz falsch ausgelegt wird, weil die homosexuellen Paare nicht angesprochen werden können. 

Ganz abgesehen davon ist die Kampagne einfach unerhört. Wir haben schon 2006 erlebt, die Reaktionen waren gewaltig. Man sieht eben, Wien ist andersrum und Wien bietet anscheinend der kleinen Lobby von Homosexuellen eine gewaltige Plattform, die einfach nicht angemessen ist, weil die Bevölkerungsanzahl von ein bis fünf Prozent nicht gewaltig groß ist. Wien unterstützt diese Lobby aber dabei.

Ich weiß, dass die SPÖ-Wien auch für das Adoptionsrecht für Homosexuelle ist, natürlich auch für die Homo-Ehe, zumindest für die eingetragene Partnerschaft.

Ihnen sind die Statistiken und Studien zu diesem Thema anscheinend vollkommen egal, zum Beispiel, dass zumindest 29 Prozent der Kinder in homosexuellen Partnerschaften sexuell belästigt werden - das ist eine Studie aus den USA - oder dass bei diesen 67 Prozent der Kinder die erste Erfahrung homosexuell war, oder zum Beispiel, dass 73 Prozent aller Homosexuellen angeben, dass sie gierig auf Sex mit Jugendlichen oder noch jüngeren Buben waren und sich an ihnen auch sexuell vergangen haben. Das war der Gay-Report aus dem Jahre 1980, auf Seite 275. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Oder dass ein enger Zusammenhang zwischen sexuellem Kindesmissbrauch und Homosexuellen besteht, das scheint Ihnen vollkommen egal zu sein, oder eine Langzeit-Studie aus den USA zwischen den Jahren 1973 und 1992, dass 79,4 Prozent aller Kinderschändungen von dem nur 1- bis 1,7-Prozent-Bevölkerungsanteil der Homosexuellen begangen wurden. Das alles lässt Sie anscheinend kalt und ist Ihnen egal. Sie fuhrwerken hier nur ideologisch verblendet weiter und wollen auch heuer diese Kampagne starten, mit der homosexuelle Pflegeeltern beworben werden. 

Das ist meiner Meinung nach weder schick noch progressiv noch trendy. Wir lehnen diese Politik entschieden ab. Es findet weder der Akt zur Rosa Lila Villa noch die Bewerbung von homosexuellen Pflegeeltern unsere Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich habe mir jetzt kurz überlegt, ob ich mich aufrege, und habe ich mir gedacht: Nein, das zahlt sich nicht aus. Es gibt einen Film aus den 70er Jahren, der mir in diesem Augenblick einfällt, und da würde ich Herrn Kollegen Gudenus bitten, sich den Titel hinter die Ohren zu schreiben: „Nicht der Homosexuelle ist pervers, sondern die Situation, in der er lebt." (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sich hierher zu stellen und Homosexualität und Pädophilie in einen Topf zu werfen, ist so was von schwachsinnig! Verzeihung, ja, aber das ist so was von schwachsinnig, das habe ich schon lange nicht mehr gehört. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Eine Studie von 1980 - ich kenne die Studie nicht. Ich kenne viele andere, ich kann sie Ihnen alle schicken. Ich erspare es mir, hier vom Gemeinderats-Rednerpult aus Studien zu zitieren, das ist immer eher langweilig. Ich glaube, ein bisschen Hausverstand reicht auch, Herr Kollege Gudenus. Ein bisschen Hausverstand, sich ein bisschen umzuhören, das empfehle ich Ihnen einmal.

Sie lehnen jetzt gerade einen Akt zur Rosa Lila Villa ab. Die Rosa Lila Villa - Sie haben diesen Akt vielleicht auch gelesen - möchte dieses Jahr vor allem Aktionen gegen Gewalt gegen Homosexuelle machen. In der Villa ist vor wenigen Monaten ein junger Mann auf der Toilette niedergestochen worden von jemandem, der einfach immer schon einmal einen Schwulen umbringen wollte. Dass man dagegen gesellschaftlich etwas machen will, das sollte eigentlich in diesem Haus Einstimmigkeit haben. Ich finde es eine Schande, dass Sie das ablehnen. - Vielen Dank. (Beifall bei GRÜNEN, SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Wie mein Kollege Schreuder schon gesagt hat, haben es Minderheiten - vor allem, wenn es sich um Homosexuelle oder transgender Personen handelt - bezüglich der Akzeptanz und des Respekts seitens der Bevölkerung oder seitens Teilen der Bevölkerung nicht immer einfach. Umso wichtiger sind Einrichtungen wie der Rosa Lila Tipp. Hier werden Lebenshilfe, Beratung, Bildung sowie soziales und rechtliches Empowerment geboten. Der Rosa Lila Tipp feiert heuer sein 25-jähriges Jubiläum, und im Laufe dieser Jahre hat er sich zu einer Institution entwickelt, die für Wien, aber vor allem für die betroffenen Bevölkerungsgruppen eigentlich nicht mehr wegzudenken ist. 

Der Schwerpunkt wird in Zukunft - wie Herr Kollege Schreuder schon erwähnt hat - auf Gewaltprävention gelegt, leider auch aus aktuellem Anlass. Es ist nämlich traurige Realität, dass Schwule, Lesben und transgender Personen auch heute noch mit Anfeindungen und sogar mit physischer Gewalt konfrontiert sind und werden. 

Das heißt, jede Öffentlichkeits- oder Bewusstseinskampagne, die sich dieses Themas annimmt, wird von der Stadt Wien begrüßt, und ich bitte Sie deshalb, dem Geschäftsstück zuzustimmen. - Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt mir nicht vor.

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN, somit mehrheitlich, angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 17. Sie betrifft ein Maßnahmenpaket zur Substanzsicherung für allgemein bildende Pflichtschulen.

Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 17 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Nunmehr kommen wir zur Postnummer 18 der Tagesordnung. Sie betrifft die Neufestsetzung der Tarife für die Benützung der städtischen Bäder. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Liebe KollegInnen! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich kann das relativ kurz halten.

Eine der vielen Erhöhungen, die uns die SPÖ aufs Auge drückt und mit der die Wiener zusätzlich belastet werden! Das passt ganz in die Linie: Versprechen tun Sie das Gegenteil, in Wirklichkeit werden kurz darauf die Tarife hinaufgeschnalzt, egal, ob das die Bundesregierung ist, in der Sie jetzt - theoretisch - leitend tätig sind, oder ob es hier die Stadt Wien betrifft. 

Auffällig ist eben eines: Eine Entlastung der Familien wird laufend erschwert oder abgelehnt, die Leistungsträger werden zusätzlich belastet, und nur in bestimmten Bereichen, nennen wir sie einmal ein soziales Graufeld, wird entlastet. Da sieht man, wohin Sie Ihre Gewichte legen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Smolik gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wie schon erwähnt, beschließen wir mit diesem Akt die Tariferhöhung bei den Wiener Bädern. Ich möchte auf ein paar Details eingehen, die in dem Aktenstück angeführt sind, und auch auf die Preiserhöhungen etwas länger zu sprechen kommen als mein Vorredner.

Es wird in dem Akt angeführt, dass es eine Reform in mehreren Bereichen auch im Jahr 2007 geben wird. Wir begrüßen die Reformen in den Wiener Bädern, nur fragen wir uns: Was ist eigentlich mit der Bäderkommission passiert? Sie hat 2001 das letzte Mal getagt. Ich sage es hier nicht zum ersten Mal, und wir haben auch schon Anträge eingebracht, dass die Bäderkommission eigentlich wieder einmal tagen könnte, um all diese Reformen zu diskutieren, die 2001 besprochen wurden und die jetzt offensichtlich - oder auch nicht - schrittweise umgesetzt werden. Da könnte man auch wieder einmal in der Bäderkommission über notwendige Reformen, über Veränderungen in der Struktur der Bäder beziehungsweise im Serviceangebot der Bäder sprechen. Aber es wird einfach nicht eingeladen zur Bäderkommission, warum auch immer. Auch die ÖVP hat immer wieder eine Sitzung der Bäderkommission beantragt. Es wird nicht gemacht.

Es wird in diesem Absatz, in dem die Reformen erwähnt werden, die Kundenfreundlichkeit und die Servicequalität angeführt. Die Kundenfreundlichkeit ist in einigen Bädern wahrlich zu steigern! Viele, die in öffentliche Bäder gehen, merken, dass dort die Unfreundlichkeit noch immer nicht ganz von der Hand zu weisen ist. Vor allem, wenn man mit Kindern unterwegs ist und viel Gepäck mit hat - was eben so üblich ist, wenn man mit mehreren Kindern in ein Bad geht -, wird man eher unfreundlich behandelt. Deshalb begrüße ich es sehr, dass in die Kundenfreundlichkeit investiert wird.

Mit der Servicequalität tut sich auch einiges. Aber in einem Bereich tut sich in Bezug auf Servicequalität gar nichts, nämlich in Bezug auf die Verlängerung der Öffnungszeiten. Nach wie vor haben wir die Situation, dass die Bäder um 7 Uhr am Abend schließen. Jetzt mag das schon für manche Menschen, die um 12 Uhr oder um 14 Uhr Arbeitsschluss haben, ganz praktisch sein, nachher noch ins Bad gehen zu können, aber es entspricht nicht mehr der Lebenssituation vieler Menschen, die bis 18, 19, aber auch 20 Uhr arbeiten und die dann auch noch gerne ins Bad gehen würden, wenn das Wetter schön ist. Aber nein, wir schließen auch am Wochenende um 19 Uhr, wir schließen unter der Woche um 19 Uhr, und es gibt hier keine Bewegung, dass man einmal überlegt, ob man die Öffnungszeiten nicht zumindest bis zum Sonnenuntergang verlängern könnte. - Gut, so viel zur Servicequalität.

Es wird dann eine Ferien- oder Monatskarte eingeführt. Das macht schon Sinn, wenn hier argumentiert wird, dass mit den schulautonomen Tagen die Administration so schwierig war. So könnte man sich vielleicht überlegen, ob man nicht die schulautonomen Tage anders organisiert beziehungsweise hier eine Lösung findet. Aber jetzt macht man eben die Monatskarte, ist ja kein Problem, man probiert es aus. Ich glaube, dass die Monatskarte vielleicht ein Renner werden könnte, wäre sie nicht so teuer. 

Es wird auch eine Reduzierung der Kartenkategorien angeführt. Das stimmt, denn wenn man sich die alten Tariferhöhungen anschaut, die ja 2003 beschlossen wurden, dann waren das, wenn man die verschiedenen Tarife durchblättert, mehrere Seiten. Es macht Sinn, diese zusammenzufassen und zu vereinfachen. Aber da wird jetzt einfach die 12-Uhr-Karte, die so genannte Nachmittagskarte, nicht mehr um 12 Uhr ausgegeben, sondern erst um 13 Uhr. Ob das so praktisch ist, wird sich zeigen. Ich glaube, dass es nach wie vor eine 
12-Uhr-Karte hätte geben können, zum gleichen Preis, und nicht die Nachmittagskarte, um eine Stunde verkürzt und dadurch quasi ebenfalls verteuert. 

Die Kurzzeitkarte, die erwähnt wird und deren Gültigkeitsdauer nun von zwei Stunden auf zweieinhalb Stunden angehoben wird, ist ein Angebot an jene, die für zweieinhalb Stunden schwimmen gehen wollen, was wir eigentlich unterstützen sollten. Nur ist das eine der Karten, deren Preise erhöht werden, und zwar um 1 EUR. Warum auch immer, es ist offensichtlich so, dass eine halbe Stunde Baden 1 EUR mehr kostet. 

Zu den Tarifen: Wenn Sie sich im Akt die Preise beziehungsweise die neu geplanten Preise ab dem 1. Mai ansehen, so beträgt die Erhöhung bei den meisten Karten durchwegs 50 Cent. Es gibt auch eine Erhöhung um 1 EUR bei der Kurzzeitkarte, aber auch bei der Familienkarte, was ich eher sehr bedenklich finde, dass man bei den Familienkarten - ein Erwachsener, ein Kind - für das Sommerbad um 1 EUR erhöht. 

So werden aber auch die Eintrittskarten für die Begleitpersonen in den Familienbädern erhöht. Auch wenn die Kinder - und wir haben das ja im Ausschuss kurz andiskutiert - gratis in die Familienbäder gehen, so geht die Begleitperson jetzt um 2,50 EUR mit ins Familienbad. Ich glaube, dass sich das gegen eine Gruppe von Menschen richtet, die in diese Bäder geht, von der ich immer dachte, dass es der Sozialdemokratie eigentlich darum geht, jene zu unterstützen. Aber offensichtlich ist das hier nicht mehr der Fall, sondern man verlangt nun auch von denen einen erhöhten Tarif. 

Es ist im Akt auch angeführt, dass die Wiener Bäder ein attraktives Freizeitangebot sind und dass sie immer mehr attraktiviert werden. Das stimmt, und sie waren bis jetzt - die Betonung liegt auf „waren" - ein preiswertes oder zumindest ein preiswerteres Freizeitangebot. Nun aber begeben Sie sich mit den Preisen von 4,50 EUR für eine Erwachsenenkarte in der Schwimmhalle beziehungsweise 4,50 EUR für eine Erwachsenenkarte in den Sommerbädern auch in eine Preiskategorie, in der man sich fragen lassen muss, ob das noch preiswert ist und ob es im Sinne eines Angebots für Menschen ist, die es sich nicht leisten können, im Sommer nach Dubai zu fliegen - oder wo man eben so gern hinfliegt wie manche in der Sozialdemokratie - oder auch nach Italien oder sonst wohin zu fahren, sodass die Erwachsenen, die in Wien bleiben müssen und hier die einzige Möglichkeit haben, ins Bad zu gehen, mit 4,50 EUR zur Kasse gebeten werden. Die Jugendlichen seien hier auch gleich mit erwähnt, da ja auch die Jugendlichen-Eintrittskarten um 2,50 EUR erhöht wurden.

Vielleicht können sich manche nicht vorstellen, was es bedeutet für Familien, die nicht so ein Einkommen haben wie wir alle, die wir hier sitzen, für einen Tag im Bad mit einem Erwachsenen, 4,50 EUR, und mehreren Kindern, jeweils 2,50 EUR, oder Jugendlichen, 2,50 EUR, quasi 10 EUR einmal für den Eintritt zu zahlen, was es für manche Familien heißt, wenn sie das mehr als wie einmal im Sommer oder einmal im Monat machen. Ich finde diese Tariferhöhung unsozial, ungerecht und völlig ungerechtfertigt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich kann mich da nur meinen Vorrednern anschließen, dass wir der neuen Festsetzung der Bädertarife auch nicht zustimmen können, weil uns erstens einmal das Bäderkonzept, das schon oft besprochen wurde, nie vorgelegt worden ist und weil auch die Nachvollziehbarkeit der momentanen Tariferhöhung in den Bädern eigentlich fehlt. Eine 29-prozentige Steigerung auf Grund einer System- oder Ticketumstellung, eine derartige Erhöhung den Wienern und Wienerinnen zuzumuten, das ist nicht wirklich nachvollziehbar. 

Sie belasten die Wiener und Wienerinnen mit einem weiteren Mühlstein. Es kam zur Erhöhung der Fahrgebühren, der Strom- und Energiekosten, der Abwassergebühren. Ich glaube, Sie sollten lernen, einmal darüber nachzudenken, wie Sie wirtschaften sollen, und nicht einfach eine Erhöhung durchsetzen, obwohl Sie immer wieder gesagt haben, dass Sie so sozial sind. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, das geht mir wirklich ab. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Meidlinger. Ich erteile es ihm.

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn hier davon gesprochen wird, dass wir vielleicht da oder dort ein unfreundliches Wort auch beim Bäderpersonal hören, dann sehen wir uns einmal an, welche Bereiche wir hier betreuen, was die Stadt Wien hier an Bädern betreibt. Es sind immerhin 38 Bäder, darunter 11 Familienbäder, die seitens der Stadt Wien betrieben werden. Damit zählen wir zu den größten Bäderbetreibern Europas. 

Wenn nun da oder dort jemand unfreundlich ist, dann mag das schon seine Richtigkeit haben. Ich hätte mir aber andererseits auch erwartet, dass man hier die Kolleginnen und Kollegen, die die Bäder betreuen und in den Bädern arbeiten, auch lobt. Wir werden das tun, denn sie leisten hervorragende Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Rahmen dieser Bäder betreiben wir Hallenbäder, Freibäder, Saunaanlagen, Rutschen, Kinderbäder, Seniorenbecken und Wellenbecken, es gibt Warmbadetage, es ist also ein umfangreiches Spektrum, das wir als Stadt Wien den Kundinnen und Kunden, den Bürgerinnen und Bürgern anbieten können. Dieser Betrieb kostet natürlich Geld und ist bei Weitem nicht kostendeckend, aber Ziel ist es, auch in Zukunft Bäder mit hohem Qualitätsstandard den Damen und Herren, den Wienerinnen und Wienern anzubieten. 

Wir haben eine Tarifreform vor, die eine Systemumstellung mit sich bringt. Es gibt im Rahmen dieser Systemumstellung neue Monatskarten, die in jedem Bad Gültigkeit haben werden, die vom Tag der Ausstellung an einen Monat lang Gültigkeit haben werden. Wir werden beim Kauf von zehn dieser Monatskarten gratis zwei dazugeben. Wenn man sich diese Monatskartenberechnung genau ansieht, wird man draufkommen, meine Damen und Herren, dass sich bereits bei vier Besuchen der Kauf dieser Monatskarte gerechnet hat. 

Es wird das System auch vereinfacht durch die Tages- und Nachmittagskarten, es wird übersichtlicher. Es gibt als zusätzliche Leistung auch noch ein Kästchen, das wir den Sommerbadbesuchern zur Verfügung stellen, damit alles entsprechend verwahrt werden kann. 

Das bedeutet, dass zum Beispiel Kinder im Sommer um bereits 12 EUR zwei Monate in einem Freibad oder auch in einem Hallenbad alternierend Freizeitgestaltung betreiben können. Ich denke, dass 12 EUR ein sozial fairer Preis dafür sind.

Mit dieser Tarifreform sind auch längere Badezeiten verbunden. Wir werden die Hallenbadezeiten von vier auf fünf Stunden erweitern, und das, bitte, bei Kindern, die dafür den gleichen Preis zu bezahlen haben. Wir werden auch bei der Kurzzeitkarte die Badezeiten um eine halbe Stunde erhöhen.

Wenn wir nun bei den Tarifen angelangt sind, dann schauen wir uns doch genau an, wie sie sich entwickelt haben und wo wir liegen. Wir haben im Jahr 1995 umgerechnet 1,45 EUR für ein Kind im Bad an Eintrittspreis verlangt. Wenn wir die Inflation dazurechnen, dann wären wir heute bei einem Preis von 1,77 EUR. Wir bleiben aber - und das haben wir nicht erhöht - nach wie vor auf einem Preis von 1,50 EUR. 

Das Gleiche können wir uns bei Jugendlichen ansehen. Wir haben im Jahr 1995 umgerechnet 2,18 EUR von einem Jugendlichen als Eintrittspreis verlangt. Inflationsbereinigt wären dies jetzt 2,67 EUR, wir sind aber bei einem Tarif von 2,50 EUR. 

Wenn man sich auch etwas Hochpreisigeres anschaut, zum Beispiel Sauna, dann hatten wir im Jahre 1995 einen Preis von 9,45 EUR und wären inflationsbereinigt jetzt bei 11,55 EUR. Wir sind hier aber bei einem Tarif von 10,50 EUR stecken geblieben. 

Es gibt nach wie vor die ermäßigten Möglichkeiten für Sozialhilfeempfänger. Es ist für Sozialhilfeempfänger nach wie vor möglich, das Brausebad gratis zu besuchen. Und wir haben auch nach wie vor die Möglichkeit für Begleitpersonen, für Menschen mit besonderen Bedürfnissen, dass diese auch gratis hier und frei ins Bad hineinkönnen.

Ein weiteres Kapitel sind die Familienbäder, diese haben sich seit dem Jahr 2002 massiv umgestellt und reformiert. Wir haben Öffnungszeiten verlängert, nämlich vom 2. Mai bis 2. September, nicht mehr nur während der Sommerzeiten, und wir haben auch Wochenendbetrieb. Bis 14 Jahre ist der Eintritt in diesen Bädern frei, und für die Begleitperson kostet er 2,50 EUR. Ich denke, dass das nach wie vor einen wesentlichen Bestandteil der sozialen Infrastruktur der Stadt darstellt. 

Es ist auch nach wie vor möglich, dass Pflichtschulen ihre Schwimmkurse, damit unsere Kinder Schwimmen lernen können, nach wie vor gratis in unseren Bädern anbieten werden. Ich denke, das ist ein wichtiges Gut, das man nicht vergessen sollte. 

Wenn wir schon beim Preisvergleich sind, dann schauen wir uns doch die Preise im Hinblick darauf an, was Private verlangen und was auch andere öffentliche Einrichtungen verlangen. Wir sind weit weg von den Tarifen, die private Bäder verlangen, wir sind aber auch weit weg von Bädern wie Mödling, Korneuburg, Graz, Baden; diese hier nur als Beispiele genannt. Ich denke, dass wir in Wien gerade bei der Vielfalt, die wir anbieten, nach wie vor die soziale Infrastruktur hochhalten, indem wir vernünftige Bäderpreise anbieten. 

Wenn gesagt wird, dass nicht nachvollziehbar ist, was mit diesem Geld in den letzten Jahren passiert ist: Seit dem Jahr 2003 sind knapp 16 Millionen EUR in Infrastrukturmaßnahmen der Bäder gesteckt worden, ob das die Sanierung von Becken war, ob das andere Schlüsselsysteme sind, ob das Umkleidekabinen sind oder ob man generell auch Beachvolleyball-Plätze oder Liegewiesenerweiterungen durchgeführt hat. Es sind auch Bäder wie Jörgerbad, Kongressbad, Döbling, Gänsehäufel, Laaerbergbad, Simmering und auch das Floridsdorfer Bad in den letzten drei, vier Jahren renoviert worden.

Wenn man verlangt, dass wir in den Bädern besser wirtschaften sollen, dann möchte ich hier nur darauf aufmerksam machen, welches Energie-Contracting wir abgeschlossen haben. Wenn man sich die Zahlen genau angesehen hätte, dann wäre man draufgekommen, dass es seit dem Jahr 2000 Einsparungen im Bereich von 50 Prozent in den Bereichen Wasser und Abwasser gibt, dass man Betriebsmittel in der Höhe von 1,7 Millionen EUR eingespart hat und dass die CO2-Emissionen, gesamt gesehen, um 2 200 t pro Jahr verringert werden konnten. Hier sind wir auch international vorbildhaft unterwegs, was die Wiener Bäder und was dieses Energie-Contracting betrifft. 

Mit dieser Tarifreform, die wir hier vorschlagen, werden viele Besucher unterstützt. Viele Besucher der Bäder werden belohnt, und dies sei noch einmal in Erinnerung gerufen. Bereits ab dem vierten Besuch rentiert sich eine Monatskarte. Wir haben nach wie vor genügend Maßnahmen, durch welche Familien unterstützt werden und sozial Bedürftige unterstützt werden. Wir sind nach wie vor weit weg von Tarifen, wie sie Private anbieten und wie sie auch öffentliche Einrichtungen in anderen Bundesländern anbieten. Und wir garantieren damit, dass die Bäder auch in Zukunft zur sozialen Infrastruktur dieser Stadt gehören. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 20 zur Tagesordnung, nicht mehr zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Zeit!Raum - Verein zur Förderung soziokultureller Arbeit". 

Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer von Ihnen dem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrheitlich beschlossen.

Als Nächstes gelangt die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Feuerwehrjugend und Katastrophenhilfsdienst Wien". Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag (FH) Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bringe heute zur Postnummer 22 einen Beschlussantrag betreffend die Arbeitsbedingungen der Wiener Rettung ein und möchte gerne auch kurz zwei Sätze dazu sagen, weshalb zu diesem Tagesordnungspunkt. Bei dieser Postnummer geht es ja um einen Subventionsantrag für die Feuerwehrjugend. 

Dieser Tagesordnungspunkt hat vordergründig nicht wirklich mit der Wiener Rettung zu tun, aber der letzte Gesundheits- und Sozialausschuss hat auf Grund mangelnder Tagesordnungspunkte nicht stattgefunden, und wir hatten auch in den letzten zwei Gemeinderatssitzungen keine Tagesordnungspunkte zu Gesundheit und Sozialem. Somit möchte ich die Stadtregierung heute auf ein sehr dringendes und brennendes Problem aufmerksam machen und dazu Stellung beziehen. 

In den letzten Wochen wurde zum Teil von den katastrophalen Zuständen bei der Wiener Rettung berichtet. Zahlreiche SanitäterInnen klagten via Medien darüber, überlastet zu sein und einem Burnout-Syndrom nahe zu sein. Die Einsatzzahlen der Wiener Rettung steigen seit Jahren, und MitarbeiterInnen berichten zudem von einer steigenden Zahl an Bagatelleinsätzen. Das bedeutet, es gibt einen teilweise unbedarften Umgang der Wiener Bevölkerung mit dem Notruf. 

In einem kürzlich erschienenen Medienbericht war sogar von 60 Prozent an unnötigen Einsätzen die Rede, zum Beispiel etwa wegen eines abgebrochenen Fingernagels, wegen Menstruationsbeschwerden oder Kopfschmerzen. Auch die Zahl der alkoholisierten Personen, die vom Rettungsdienst befördert werden, steigt ständig. In diesem Fall übernehmen die Krankenkassen die Kosten nicht, eigentlich müsste die Patientin und der Patient selbst dafür aufkommen. 

Wie eine Tageszeitung, aber auch die MitarbeiterInnen berichteten, werden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Wiener Rettung angewiesen, per Dienstanweisung dazu angeleitet, die Diagnose Alkoholisierung nicht im Einsatzprotokoll zu vermerken, sondern stattdessen kreativ zu sein und zum Beispiel einen Kollaps zu vermerken, was eine Übernahme der Kosten durch die Krankenversicherungsträger nach sich zieht. 

Meine Damen und Herren, ich halte das für einen Skandal! Ich halte es schlichtweg für einen Skandal, und zwar deswegen, weil diese Situation und diese Anweisungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu einem unredlichen Verhalten auffordern. Weiters halte ich es für untragbar, dass seit Jahren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wiener Rettung die Zustände aufzeigen, aber die zuständigen Stadträtinnen nicht tätig geworden sind.

Ein Aufschrei der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten präzisiert die Problematik. Einer permanenten Einsatzsteigerung, längerer Einsatzdauer und ständig steigender Nachtbelastung stehen keine adäquate Rettungsmittelvermehrung, drohende Verringerung des Fahrzeugbesatzes von drei auf zwei SanitäterInnen und die Nicht-Nachbesetzung einiger Dienstposten gegenüber. 

Um dieser untragbaren Situation für MitarbeiterInnen und in weiterer Folge auch für die PatientInnen und alle BürgerInnen dieser Stadt Rechnung zu tragen, bringen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich einen Beschlussantrag betreffend Arbeitsbedingungen bei der Wiener Rettung ein:

„Die Gemeinde Wien möge eine Aufklärungskampagne zum verantwortungsvollen Umgang mit dem Rettungsdienst beziehungsweise mit der Notfallnummer 144 durchführen. Diese muss dazu geeignet sein, eine breite Bevölkerungsschicht zu erreichen, etwa durch Versand von Broschüren an jeden Haushalt. 

Ziel der Kampagne muss die Aufklärung über alternative Möglichkeiten der ärztlichen Hilfe außerhalb der üblichen Ordinationsbetriebszeiten sowie eine Vermittlung des Unterschieds zwischen Rettung und Krankentransport sein.

Ebenfalls ist der Bevölkerung im Rahmen einer Kampagne zu vermitteln, dass im Fall eines Missbrauchs der Notrufnummer die Kosten selbst zu tragen sind. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse für Gesundheit und Soziales sowie für Bildung, Jugend, Information und Sport." - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Wer der Post 22 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Mir liegt jetzt ein Antrag der ÖVP betreffend Arbeitsbedingungen bei der Wiener Rettung vor. Es wird die Zuweisung verlangt. 

Wer diesem Antrag bezüglich Arbeitsbedingungen der Rettung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. 

Nunmehr kommen wir zur Verhandlung über die Geschäftsstücke 51 und 52. Sie betreffen eine Subvention für die Wiener Land- und Forstwirtschaft sowie eine Subvention an die Landwirtschaftskammer Wien.

Ich schlage vor, die Verhandlungen über diese beiden Geschäftsstücke gemeinsam vorzunehmen, aber getrennt darüber abzustimmen. 

Erhebt jemand einen Einwand dagegen? - Nein, das ist nicht der Fall. Dann bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Hursky, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Hursky: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der vorliegende Antrag auf eine ziemlich hohe Subvention im Bereich der Land- und Forstwirtschaft zeigt, dass Wien, vor allem für eine Großstadt, sehr viel an Grünraum besitzt. Dieser Grünraum ist wertvoll. Dieser Grünraum ist ja nicht nur für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung da, sondern er ist natürlich auch ein Naherholungsgebiet für unsere Großstadt.

In diesem Zusammenhang möchte ich heute einen Antrag einbringen, der den Schutz von Teilen dieses Grünraums betrifft, nämlich einen Antrag auf ein Grillverbot für die ausgewiesenen Grillplätze. Derzeit ist es ja so, dass auf Grund der äußerst trockenen Situation ein Grillverbot für die Wienerwald-Grillplätze, aber etwa auch für die Wiesen im Süden Wiens, die als Grillwiesen genützt werden, verhängt wurde. Von einem Dauerverbot ist jedoch nicht die Rede. Es ist ja nach wie vor so: Wer diese Grillplätze - ich nehme jetzt natürlich Grillen auf privatem Grund und Grillen auf der Donauinsel aus - etwa am Abend nach so einem Grilltag ansieht oder am nächsten Tag in der Früh hinkommt, der kann sich schon ein Bild davon machen, was da abgeht. Es sind weite Bereiche verunreinigt, und es müssen die Mitarbeiter in stundenlanger Arbeit reinigen, putzen und die Natur wieder einigermaßen in Ordnung bringen. 

Die Wiesen, die benützt werden, sind zusammengetrampelte Erdmassen. Es fährt fast jeder mit dem eigenen PKW hin; weil Sie ja immer dafür plädieren, die öffentlichen Verkehrsmittel zu verwenden: Gerade in dem Bereich reist niemand mit dem öffentlichen Verkehrsmittel an. Und was weitaus gefährlicher ist, ist die Brandgefahr. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mir das öfters angeschaut, denn ich bin eine leidenschaftlich Nützerin unseres Naherholungsgebiets, des Wienerwalds, ich gehe über weite Strecken, ich kenne die Plätze und ihre Umgebung. Es kommt immer wieder vor - und das hört man dann auch von den Mitarbeitern, die reinigen müssen, oder von anderen Besuchern, die am Sonntag oder am Samstag im Wienerwald unterwegs sind, per Rad oder laufend oder gehend -, dass dann, wenn die Frequenz eine hohe ist, auch außerhalb dieser Plätze gegrillt wird. Es kommt immer wieder zu Feuerstellen außerhalb der ausgewiesenen Gebiete. Eine hohe Anzahl der Grillplatzbenutzer sind Raucher und gehen rauchend durch die nähere Umgebung, in den Wald hinein. 

Daher glaube ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten diese Grillplatzwidmung so, wie sie jetzt besteht, nicht aufrechterhalten und das Grillen auf den Bereich der Donauinsel, wo das sehr gut überschaubar ist, wo auch Wasser in der Nähe ist, und natürlich auf den Privatbereich reduzieren. 

Ich darf auch noch darauf hinweisen, dass, wenn man Lust hat, einen Ausflug ins Grüne mit dem Genuss von Essen und Trinken zu verbinden, wir auch eine ausreichende Gastronomie im Wienerwald haben. Wir haben ja heute schon viel von Wirtschaft gesprochen: Es wäre auch eine Stärkung der Gastronomiebetriebe im Grünbereich, wenn man, statt sich dort selbst sein Fleisch zu braten, auch einmal ein Gasthaus im Wienerwald besucht. Ich glaube, das wäre auch ein Schritt Richtung Integration. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte Sie daher, unserem Beschlussantrag zuzustimmen: 

„Die zuständige Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt wird ersucht, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, die Widmung für alle öffentlichen Grillplätze im gesamten Grünraum in Wien, ausgenommen Donauinsel und Privatgärten, auf Dauer aufzuheben und ein striktes, permanentes Grillverbot für diesen Bereich zu verhängen."

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Hursky: Zwei Sätze dazu: Zum einen ist es schön, dass sich der Landwirtschaftsförderung alle anschließen, sodass wir hier in Wien weiterhin den Bio-Landbau und auch die Lehrlingsausbildungen unterstützen, die in dem Bereich damit verbunden sind. Dafür einmal herzlichen Dank!

Das Zweite: Zu den Grillplätzen möchte ich ganz einfach sagen, dass sie über Jahre hinweg sehr sorgsam ausgesucht wurden. Ich sage, es sollen genau diese Grillplätze sein, nicht mehr und nicht weniger. 

Zum Thema Feuer im Wald: Es ist ohnehin so, dass im Moment aufgrund der Hitze ein Grillverbot von der MA 49 erlassen wurde. Das heißt, die zuständige Magistratsdienststelle nützt sowieso alle Möglichkeiten, dort, wo es zu Gefahren kommt, dem entgegenzuwirken, sodass es zu keinen Gefahren kommt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die der Postnummer 51 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Zu dieser Postnummer liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der FPÖ bezüglich Grillverbot vor. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die FPÖ, somit die Minderheit, der Antrag ist daher abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 52. 

Wer der Post 52 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Wir kommen nun zu den Geschäftsstücken 2, 3, 4 und 6 der Tagesordnung. Sie betreffend Subventionen an verschiedene Vereine.

Ich schlage vor, die Verhandlungen über diese Geschäftsstücke zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Nun bitte ich die Berichterstatterin, Frau Mag Krotsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Damit kommen wir zur Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir haben uns zu diesem Integrations-Tagesordnungspunkt zum Wort gemeldet, weil die dafür zuständige Stadträtin vor zwei Tagen eine ganz grundsätzliche Stellungnahme zur Integrationspolitik abgegeben hat, in der sie auch eine neue Einwanderungspolitik, eine offensive Einwanderungspolitik angekündigt hat, und zwar zunächst einmal in der Früh im „Morgenjournal" und am gleichen Tage nochmals, auf Einladung des ORF, um 19 Uhr in „Wien heute". (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir müssen daher davon ausgehen, dass das keine Fehlleistung einer „frischg'fangenen" amtsführenden Stadträtin war, sondern eine wohl überlegte Weichenstellung. 

Dass es ein wohl überlegtes Weichenstellen war, sieht man ja daran, dass sie auch gleich die Instrumente mitgeliefert hat, ganz konkrete Vorschläge, die auch sehr wohl überlegt sein müssen, mit welchen Instrumenten diese neue, offensive Einwanderungspolitik durchgeführt werden soll. Es war von der Herausnahme der Familienzusammenführung aus der Quote die Rede. Es war auch von einem neuen Instrument der Doppelstaatsbürgerschaft die Rede. Sie hat Wien taxfrei zur Einwanderungsstadt erklärt. 

Meine Damen und Herren! Wir haben ja die Hoffnung gehabt, dass die Sozialdemokratie hier endlich einmal zur Einsicht kommt. Es ist jetzt diese Hoffnung eigentlich enttäuscht worden. Wir haben vor allem vor zwei Jahren diese Hoffnung gehabt, nach der letzten Gemeinderatswahl, als in der Öffentlichkeit, in den Medien eine große Diskussion zu diesen Themen eingesetzt hat. Wir haben die Hoffnung gehabt, dass auch die Politik da endlich hellhörig wird und dass sich ein gewisser Kurswechsel auch in der SPÖ ankündigt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen damals, gleich nach dieser letzten Gemeinderatswahl, von diesem Pult aus prophezeit: Wenn Sie diese Einwanderungspolitik nicht ändern, dann werden Sie die nächste Wahl in Wien ganz sicherlich verlieren. Sie haben diese Warnung nicht ernst genommen. Ganz im Gegenteil, wir sind durch die Ankündigungen der Frau Stadträtin dieser Prophezeiung eigentlich einen ganz großen Schritt näher gekommen. Sie haben überhaupt nichts gelernt, Sie verstärken noch diese falsche Politik!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich prophezeie Ihnen das noch einmal: Sie werden die nächste Wahl in Wien genau wegen dieses Themas verlieren! Sie werden wegen dieses Themas die Wahl verlieren, wenn Sie Ihre Politik nicht ändern. Und, meine Damen und Herren, wir werden auch das Unsere dazu beitragen: Wir werden die Menschen in Wien darüber informieren, wer diese Politik in dieser Stadt trägt.

Meine Damen und Herren! Es ist diese Politik ja in ganz Europa gescheitert. Ich meine daher, dass diese Fehlleistung einer Stadträtin auch nicht entschuldbar ist. Diese Fehlleistung ist nicht entschuldbar, denn sie hätte nur einen Blick über unsere Grenzen hinaus machen müssen - das ist ja nicht zu viel verlangt -: Was passiert in den anderen europäischen Ländern? 

Einen Blick hinaus in die Schweiz, nach Dänemark, nach Holland, nach Frankreich und natürlich auch nach Deutschland: Wo man in der Schweiz im Vorjahr das strengste Fremdenrecht ganz Europas beschlossen hat, mit einer überwältigenden Zustimmung der Bevölkerung in der Schweiz - 68 Prozent! -, wo man in Dänemark im Vorjahr die Erlangung der Staatsbürgerschaft erschwert hat, wo heute in ganz Europa die Erlangung der Staatsbürgerschaft erschwert wird, will aber unsere Stadträtin das Gegenteil. Frau Frauenberger will die Vergabe der Staatsbürgerschaft noch weiter erleichtern, als einzige Politikerin in ganz Europa!

Sie hätte ja wirklich nur einen Blick ein bisschen über unseren Tellerrand hinaus machen müssen, nach Holland, wo das liberale Modell der Zuwanderung längst gescheitert ist. In Holland hat man längst einen Schwenk vollzogen, dort verlangt man von einem Einwanderer, dass er schon in den ersten sechs Wochen die niederländische Sprache erlernt. Das alles ist an ihr anscheinend vollkommen spurlos vorbeigegangen! Dort sagt heute der niederländische Sozialstaatssekretär - und das ist ein Sozialdemokrat -, Immigranten müssen sich der hiesigen Ordnung anpassen und nicht umgekehrt. Wer sich damit nicht abfinden kann - sagt Ihr Kollege in Holland -, sollte gehen, sollte besser heute als morgen wieder gehen. 

Frau Stadträtin, schauen Sie sich um! Schauen Sie nach Frankreich, zu den Bildern der brennenden Vorstädte von Paris. Auch in Frankreich hat man ja längst eine Kehrtwendung vollzogen, in französischen Städten hat man der Überfremdung den Kampf angesagt. Etwa in Clichy dürfen Geschäftslokale, die leer stehen, heute überhaupt nur noch von Franzosen, von französischen Staatsbürgern übernommen werden. Und jener französische Innenminister, der hier eine harte Politik angekündigt hat, Minister Sarkozy, führt haushoch in den Umfragen vor den französischen Wahlen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Es hätte diese Stadträtin auch nur einen Blick nach Deutschland machen müssen, ein bisschen über unsere Grenzen hinaus, wo längst eine ganz restriktive Politik gemacht wird, wo man den Familiennachzug heute ganz bewusst erschwert und reduziert, wo heute in Deutschland bereits vor dem Familiennachzug die deutsche Sprache erlernt werden muss, wo heute beim Familiennachzug schon vor der Einreise, meine Damen und Herren, die deutschen Sprachkenntnisse nachgewiesen werden müssen!

Das alles ist an unserer Stadträtin, die ja dafür zuständig ist und die den Beamtenapparat hat, voll vorbeigegangen: In Deutschland wird längst der Familiennachzug reduziert. Sie stellt sich hin und will das Gegenteil: Sie will den Familiennachzug fördern und erleichtern!

Meine Damen und Herren! Es ist daher die Fehlleistung, diese falsche Politik weiterzubetreiben, auch nicht entschuldbar, weil ja schon ein Blick über unsere Grenzen hinaus gezeigt hätte, dass in ganz Europa der Zug längst in eine andere Richtung fährt. 

Frau Stadträtin! Sie sind jetzt schon fast ein halbes Jahr im Amt, und Sie können sich nicht auf Unkenntnis ausreden. Sie sind die Einzige in Europa, die noch diese Politik betreibt. Sie sind nicht die Avantgarde von morgen, Sie sind mit dieser Politik in Wahrheit die Letzte von vorgestern. 

Frau Stadträtin! Sie sind heute allein auf weiter Flur in ganz Europa, und ich fordere Sie auf: Wachen Sie doch endlich auf! Schauen Sie über unsere Grenzen hinaus, und reißen Sie hier das Steuer herum, bevor es zu spät ist, Frau Stadträtin! (Beifall bei der FPÖ.)
Es war diese Ankündigung auch so unsensibel, weil eine Wiener Stadträtin natürlich zuallererst die Interessen unserer Wiener Bevölkerung vertreten müsste. Die Wiener, die in ihrer eigenen Stadt keinen Arbeitsplatz mehr finden, wobei auch selbst die hier lange ansässigen und gut integrierten Menschen keinen Arbeitsplatz mehr finden! Sie finden keinen Arbeitsplatz mehr, weil die Neuzuwanderung hier ein Lohndumping auslöst, dass die Löhne nach unten fallen, und weil heute die integrierten Zuwanderer die Ersten sind, die durch dieses Lohndumping aus dem Arbeitsprozess, vom Arbeitsplatz hinausgedrängt werden. 

Es ist daher diese Fehlleistung nicht entschuldbar, weil es falsch ist, immer mehr Menschen hereinzuholen und einzuladen, wenn in dieser Stadt die Arbeitslosenrate 10 Prozent beträgt, meine Damen und Herren! Weil es grundfalsch ist, bei einer Arbeitslosenrate von 10 Prozent noch mehr Menschen hereinzuholen, wenn wir nicht einmal unseren eigenen jungen Menschen in dieser Stadt mehr einen Arbeitsplatz bieten können.

Es hätte Ihre Aufgabe sein müssen, wenigstens auch in der eigenen Partei ein bisschen herumzufragen und die Linie hier ein bisschen abzustimmen. Denn es gibt ja gerade aus der Sozialdemokratie in letzter Zeit ganz andere Signale, Gott sei Dank andere Signale, etwa aus Salzburg, wo die Salzburger Landeshauptfrau einen Schwenk vollzogen hat und erst in dieser Woche eine ganz restriktive Politik eingefordert hat, wo Frau Burgstaller eine ganz restriktive Politik einfordert.

Frau Stadträtin! Sie hätten auch wenigstens ein bisschen in Ihre Bundespartei schauen sollen, wie da die Uhren gehen. Denn Sie haben Ihren Vorstoß ja am gleichen Tag präsentiert, an dem der Bundeskanzler dieser Republik sich gegen eine vorzeitige Öffnung unseres Arbeitsmarktes ausgesprochen hat. Gusenbauer hat sich im Interesse unseres österreichischen Arbeitsmarktes gegen eine vorzeitige Öffnung ausgesprochen. 

Das muss man sich einmal vorstellen: Da spricht sich der Bundeskanzler gegen diese Öffnung aus, aus Sorge um die österreichischen Arbeitnehmer, aus begründeter Sorge, und am selben Tag gibt diese neue Stadträtin ein Interview und fordert genau das Gegenteil. Sie fordert das Gegenteil von dem, was der Herr Bundeskanzler, ihr eigener Parteigenosse, am gleichen Tag in den Medien vertreten hat!

Frau Stadträtin! Ich meine daher, Sie sollten als Wiener Stadträtin eben auch die Interessen der Wiener Arbeitnehmer an die allererste Stelle setzen. Sie sollten sich in dieser Frage zumindest auch an Ihrem Parteigenossen, am Bundeskanzler dieser Republik, an Alfred Gusenbauer, ein Beispiel nehmen. Ich meine und fordere Sie auf: Hören Sie auf mit dieser uralten, überholten Einwanderungspolitik und vertreten Sie endlich die Interessen der Menschen in dieser Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Frau Stadträtin! Sie hätten sich vor diesen Interviews auch in Ihrer eigenen Fraktion ein bisschen umhören sollen. Ich lasse mir noch einreden, dass Ihnen vielleicht der Bundeskanzler wurscht ist, denn es soll ja, wie man hört, zwischen der Wiener Sozialdemokratie und der Bundespartei durchaus unterschiedliche, sage ich einmal ganz vorsichtig, Interessen geben: Auffassungsunterschiede. Ich lasse mir also einreden, dass Ihnen vielleicht der Bundeskanzler wurscht ist.

Aber, Frau Stadträtin, es widerspricht das ja auch den Anträgen und den Intentionen Ihrer eigenen Fraktion hier im Haus! Da beschließt die Sozialdemokratische Fraktion gemeinsam mit der Freiheitlichen Fraktion einen Antrag im Interesse unserer heimischen Arbeitskräfte, der die Zulassung von Arbeitern möglichst restriktiv regeln sollte. Wir haben diesen Antrag gemeinsam beschlossen, SPÖ und Freiheitliche, und wir haben dieser Tage auch die Antwort des Herrn Wirtschaftsministers erhalten. 

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, wie diese Antwort lautet? Er schert sich überhaupt nicht um unseren Antrag, ihm ist das völlig egal! Er vertritt ausschließlich die Interessen der Wirtschaft und der Industrie. Die Facharbeiter werden natürlich zugelassen, trotz unserer Resolution. Am 1. Mai, am Dienstag, geht’s los - egal, wie es unserem Arbeitsmarkt hier in Österreich geht!

Meine Damen und Herren! Politik ist ja immer ein Kampf der Interessen, zwischen den Interessen der Industrie, die natürlich möglichst viele billige Arbeitskräfte hereinholen will, die Lohndumping will, weil sie möglichst billige Arbeitskräfte in diesem Land haben will. Aber das Interesse unserer Jugend muss es doch sein, eine gute Lehrstelle zu finden, in der die Lehrlinge dann auch eine gute Facharbeiterausbildung erhalten. Das Interesse unserer Arbeitslosen muss es sein, möglichst bald wieder einen Arbeitsplatz zu finden.

Es hat daher in diesem Interessenkampf Gott sei Dank dieser Gemeinderat eindeutig Position bezogen. Er hat Stellung bezogen, eben mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion und der Freiheitlichen Fraktion. Und die Ablehnung dieses Antrages durch den Wirtschaftsminister zeigt doch, wie hart dieser Kampf in Wirklichkeit ist. 

Ich meine daher, es ist diese Fehlleistung nicht zu entschuldigen. Sie ist vor allem nicht zu entschuldigen vor dem Hintergrund der Biographie dieser Stadträtin. Denn diese neue Stadträtin kommt ja aus genau diesem Bereich: Sie kommt aus der Arbeiterkammer, sie kommt aus dem Gewerkschaftsbund, und sie hätte daher natürlich auch die Interessen der Arbeiterkammer und des Gewerkschaftsbundes zu vertreten! Gerade der Gewerkschaftsbund ist ja jene Organisation, die hier in Österreich am härtesten auf die Bremse tritt. 

Das ist der Grund, warum wir so ganz besonders enttäuscht sind: Weil sich diese Stadträtin mit dieser Biographie vor den Karren der Wirtschaft, der Industrie spannen lässt, weil sie hier in die Knie geht, weil sich diese Stadträtin zum Werkzeug der Industrie machen lässt, zum Erfüllungsgehilfen der Großindustrie, und weil sie damit letztendlich auch Anträgen dieses Hauses in den Rücken fällt.

Meine Damen und Herren! Es ist daher diese Fehlleistung vor allem vor dem Hintergrund der Biographie dieser Stadträtin nicht entschuldbar. Ich meine daher, eine Stadträtin, die so instinktlos ihre eigene politische Heimat, ihre eigene politische Herkunft verleugnet, eine solche Stadträtin ist eigentlich rücktrittsreif. Sie ist reif für den Rücktritt!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wir fordern Sie daher auf: Nehmen Sie, bitte, diese Stadträtin an die Kandare! Oder ziehen Sie sie ganz aus der Stadtregierung zurück, bevor sie mit ihrer unüberlegten Vorgangsweise weiteren Schaden in dieser Stadt anrichten kann. Meine Damen und Herren von der SPÖ, diese Stadträtin ist rücktrittsreif! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren! 

Ob der fortgeschrittenen Stunde ist es, glaube ich, schön langsam fehl am Platz, wenn wir eine Grundsatzdebatte über die Integrationspolitik in Wien und in Österreich beginnen würden, wiewohl es schon einiges dazu zu sagen gäbe. 

Ich denke, man sollte sich vielleicht lieber auf das Wichtigste konzentrieren, und das Wichtigste, was uns alle beschäftigt hat, vor allem in den letzten Monaten, ist die traurige Geschichte, das traurige Schicksal von vielen Familien, die in Österreich in einer Vielzahl von Gemeinden leben, die seit Jahren in diesen Gemeinden leben, die Kinder haben, die die Schule besuchen, die bestens integriert sind - und die eines Tages den Ausweisungsbescheid bekommen und erfahren, dass sie nach fünf, nach sieben, nach acht Jahren das Land verlassen sollen. Warum? Weil wir es auch nach der x-ten Reform und Novelle mit einem Fremdenrecht zu tun haben, das es Menschen verunmöglicht, auch nach vielen Jahren ihren Weg in Österreich zu finden!

Hier sind Asylwerberfamilien ganz besonders hart und massiv betroffen. Sie reisen ein, sie stellen einen Antrag - was ihnen ja auch zusteht -, und die Bearbeitung dieses Antrags dauert manchmal drei Jahre, manchmal fünf Jahre, manchmal eben länger. In der Zwischenzeit hat man die Sprache bestens gelernt, man hat sich integriert, man ist Teil einer Community, einer Gemeinde geworden. Die Kinder besuchen die Schule, man hat Freunde, man hat Nachbarn, man gehört zu einem Ort dazu, und plötzlich, wie gesagt, meint das Recht, so wie es insbesondere nach der letzten Reform die blau-schwarze Bundesregierung - leider, leider auch mit Zustimmung der Sozialdemokratie! - zuwege gebracht hat - auf Basis dieses Gesetzes, wie gesagt, kommt plötzlich der Bescheid: Es ist aus! Und man muss ausreisen.

Es ist für mich ein sehr schönes Zeichen, dass in den letzen Monaten sehr, sehr viele Gemeinden, sowohl ihre Bürgermeister als auch die Bevölkerung, sich ganz klar geäußert haben und gemeint haben: Das wollen wir nicht so, wir möchten nicht, dass Mitglieder unserer Gemeinde aus unserer Mitte hinausgerissen und aus dem Land hinausgeworfen werden nach Jahre einer gelungenen Integration, bloß weil irgendetwas, irgendein Punkt, irgendein Beistrich und irgendein Paragraph, der verkorkst ist, sozusagen ineinander greifen und miteinander nicht stimmen.

Das ist Zivilcourage, meine Damen und Herren! Das ist Zivilcourage, die nicht nur aus der Bevölkerung gekommen ist, wie gesagt, sondern auch von Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen kleiner Gemeinden, unabhängig von Parteizugehörigkeit. 

Ich denke, dass es wert ist hinzuschauen, hinzuschauen auf das Schicksal dieser Menschen und dieser Familien, und auch ziemlich genau hinzuschauen, wie es ist in diesen Gemeinden, wie Integration gelingen kann in kleinen Gemeinden, was uns die Bewohner und Bewohnerinnen dieser Gemeinden und was uns die Bürgermeister dieser Gemeinden zu sagen haben. 

Sie sagen alle dasselbe: Wenn jemand viele Jahre lang in Österreich geblieben ist und hier seinen Weg gefunden hat, die Sprache gelernt hat, einen Job hat, die Kinder zur Schule gehen, und es vergehen fünf Jahre, man hat noch immer nicht die Sicherheit, dass man hier bleiben kann, und das Asylverfahren ist noch immer nicht entschieden, dann macht es Sinn, irgendwann einmal einen Schnitt, einen Punkt zu machen, einen Strich zu ziehen, wenn Sie so wollen, und zu sagen: Wenn ein Verfahren zu lang dauert, dann muss der Punkt kommen, wo man Bleiberecht erringt und dann auch bleiben kann, wo man die Sicherheit bekommt, dass man hier bleiben darf.

In diesen letzten Tagen haben das nicht nur die GRÜNEN gemeint, das hat auch der Bundespräsident gemeint, die Gemeindevorsteher und die Bürgermeister meinen das schon seit Längerem, und der Oberösterreichische Landtag meint es im Übrigen auch, wo ebenfalls vor Kurzem eine gemeinsame Resolution der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN verabschiedet wurde, alles mit dem Ziel, sich das Fremdenrecht, so wie es derzeit existiert, anzuschauen, ziemlich genau zu evaluieren und auch zu korrigieren, sodass es nicht mehr passieren kann, dass Menschen, die, wie gesagt, eine neue Heimat hier in Österreich gefunden haben, Kinder, die hier aufwachsen und zur Schule gehen, plötzlich vor dem Aus stehen und zurückgeschickt werden müssen in eine Heimat, die gerade im Fall von Flüchtlingen leider für sie schon lange keine Heimat mehr ist.

Ich bringe deshalb diesen Antrag der GRÜNEN ein, der lautet:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, für integrierte Personen, die von einer Abschiebung aus Österreich bedroht sind, eine rechtliche Möglichkeit zum Verbleib in Österreich zu schaffen."

Ich bringe ihn ein zur sofortigen Abstimmung und hoffe auf Ihre Unterstützung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Bacher-Lagler. Ich erteile es ihm.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zuerst einmal zur Wortwahl des Herrn DDr Schock. Es war wirklich ein Schock, wenn man die Wortwahl des Herrn Gemeinderates hier noch einmal rekapituliert: eine „frisch geflakte", eine „frisch gefangte" Frau Stadträtin. Ich glaube, es ist eine Ehre für die Frau Stadträtin, wenn sie einen Gemeinderat dieses Hauses mit solchen Wortmeldungen als Gegner hat. Ich würde meinen, sie ist auf dem richtigen Weg. So eine Rede in diesem Haus, würde ich sagen, ist zurückzuweisen, Ausdrücke wie „frisch geflakte" Stadträtin (GR DDr Eduard Schock: Frisch gefangt! Frisch gefangt, habe ich gesagt!) möchte ich namens meiner Fraktion hier zurückweisen. Die Stadträte in diesem Land und in diesem Hause sind mit Kompetenz gewählt worden, sie haben die Kompetenzen, Politik zu machen in einer Art und Weise, die Ihnen fremd ist. Das ist der Unterschied zu Ihrer Partei, dass unsere Partei Stadträte mit Kompetenz ausstatten kann und hinkünftig wird, aber Sie mit Ihrer Politik werden hinkünftig nie Stadträte hier in diesem Haus stellen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man sich die Rede von Ihnen da kurz angeschaut: Also so ein Mischmasch von Themen, die überhaupt nichts miteinander zu tun haben, von Arbeitsmarkt bis zum Ausland und was dort passiert, von Bildung bis zu Hasstiraden. Ich würde meinen: Hören Sie auf, Feindbilder zu malen! Mit Feindbildern kann man langfristig nicht Politik machen, mit Feindbildern mischt man die Menschen auf, mit Feindbildern ist das, was in Frankreich passiert ist, auch entstanden. Das lehne ich grundsätzlich ab, und ich ersuche Sie, hinkünftig eine solche Wortwahl hier in diesem Haus nicht mehr zu tätigen.

Sandra Frauenberger hat in den letzten Tagen, Wochen und Monaten, seit sie im Amt der Stadträtin ist, sehr viele Themen angesprochen, die tatsächlich diese Stadt befassen, die die Menschen befassen, die in dieser Stadt die Menschen auch sehr, sehr berühren und auch Emotionen wecken. Sandra Frauenberger hat darauf hingewiesen, wie Menschen leben, deren Ehemänner oder Ehefrauen im Ausland auf die Genehmigung warten, dass sie zuziehen können, dass Kinder – so wie es von der Frau GRin Vassilakou erwähnt wurde – jahrelang hier in diesem Land leben und dann auf einmal abgeschoben werden sollen, weil sie nicht ins Fremdenrecht passen. 

Ich meine, das ist ein Zustand, den wir als demokratische Politiker und als demokratisch denkende Menschen langfristig nicht akzeptieren können. Daher verlangen auch wir, dass das Fremdenrecht evaluiert wird, dass wir den Bundesminister für Inneres auch dementsprechend ersuchen, diese Evaluierung aufzunehmen, um zu überprüfen, ob das, was im Fremdengesetz beschlossen wurde, auch tatsächlich passt. Ich würde meinen, es wäre an der Zeit, tatsächlich ein Gesetz zu schaffen, das von einer modernen Gesellschaft gebilligt wird, das einer modernen Gesellschaft Rechnung trägt, denn es geht ja unter anderem auch um den Standort Wien, um das Leben in dieser Stadt, es geht unter anderem auch um die Wirtschaftspolitik, um Bildungspolitik. Es geht darum, wie die Menschen in diesem Land leben, wie sie miteinander leben, wie sie miteinander freundschaftlich ein gemeinsames Ziel aufbauen können.

Das ist ja nicht ein Thema, das heute entstanden ist, sondern Sandra Frauenberger hat das in den letzten Wochen und Monaten sehr ausgiebig diskutiert und auch in den Medien präsentiert. Ich möchte auch sagen, dass es nicht nur Sandra Frauenberger ist, die das Fremdengesetz kritisiert, es war auch der Verfassungsgerichtshofpräsident Korinek, der meinte – ich zitiere wörtlich: „Nicht alles, was blöd ist, sei auch verfassungswidrig.“ Das hat er gesagt, wie er das Fremdenrecht durchgelesen hat, und ich würde meinen, Sandra Frauenberger ist in guter Gesellschaft, wenn sie in den Zeitungen und Medien sagt, das Fremdenrecht gehört überarbeitet und den Menschen entsprechend reformiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie hat auch nicht von einem Zuzug im großen Ausmaß gesprochen. Sie meint immer, dass der Zuzug geregelt gehört, dass auch die notwendigen Maßnahmen gesetzt werden müssen, um eine klare und transparente Vorgangsweise zu erreichen.

Daher bringt die SPÖ-Fraktion einen Beschlussantrag ein, in dem wir den Bundesminister, die Bundesregierung auffordern, die Vorkehrungen zu der im Regierungsprogramm vorgesehenen Evaluierung des am 1.1.2006 in Kraft getretenen Fremdenrechtspaketes und des kurz darauf novellierten Staatsbürgerschaftsgesetzes sowie zur Beschleunigung der Verfahren, besonders auch der Asylverfahren, rasch zu treffen, die Evaluierung anzuordnen und dazu insbesondere die ebenfalls im Regierungsprogramm vorgesehene Integrationsplattform einzurichten, denn das ist eine jener Plattformen, die es auch ermöglichen, hier eine transparente, eine klare und eine faire Vorgangsweise vorzuschreiben.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Die Kollegin Vassilakou hat bereits das eine oder andere Thema angesprochen, mit dem wir uns hier beschäftigen müssen. Ich möchte aber eingangs noch ganz kurz auf die Tagesordnungspunkte 2, 3, 4 und 6 eingehen und sagen, dass wir als Freiheitliche diese Punkte ablehnen werden, weil ja doch auch da wieder genau jene Vereine drinnen sind, die dafür sorgen, das das eintritt, was Präsident Korinek sagt, nämlich dass die lange Dauer von Justizverfahren darauf zurückzuführen ist, dass eben auch völlig hoffnungslose Fälle weiterhin vorangetrieben werden bis zu Höchstgerichten, im Spekulieren darauf, dass viele Jahre vergehen. (GRin Nurten Yilmaz: Da sind also die Asylsuchenden schuld!) Daher werden wir diesen Dingen nicht zustimmen.

Präsident Korinek wurde bereits angesprochen. Er hat sich zur langen Dauer der Asylverfahren geäußert, und die Länge dieser Verfahren – das ist überhaupt keine Frage – ist unzumutbar und bedenklich und sie gehört sicherlich abgeändert. Er zieht daraus die Schlussfolgerung, dass auch bei einem negativen Ausgang eines solchen Asylverfahrens nach langer Dauer eben des laufenden Verfahrens ein Bleiberecht eingetreten sei. 

Dazu kann ich nur sagen, beim Punkt 1, das heißt, bei der langen Dauer der Verfahren, stimme ich ihm natürlich zu, keine Frage, das gehört dringend geändert, beim zweiten keinesfalls. Ich glaube nicht, dass es ein rechtsstaatlicher Standpunkt sein kann, dass ein Verfahren, das negativ beendet wird, zum negativen Beispiel der Negation wird, indem sozusagen das Bleiberecht damit verbunden sein kann. Ich glaube nur, dass man dafür Sorge tragen muss, dass die Abwicklung eine rasche ist.

Eine massive Verkürzung der Laufzeiten wurde ja vom Innenminister versprochen. Ein Jahr wurde in Aussicht gestellt mit neuen Behörden. Wir werden sehen, was aus diesen Dingen wird. Sie müssen ja auch erst verwirklicht werden. Andernfalls wäre das, was Präsident Korinek vorschlägt, schlicht und einfach eine Einladung für Einwanderung nach Österreich. 

Ich möchte auch feststellen, weil von Flüchtlingen die Rede war: 90 Prozent der Asylwerber kommen ins Land, ohne dass sie einen Asylgrund haben. Nur 10 Prozent werden anerkannt, in etwa. Es sind einmal 10, es können auch 11, 12 Prozent sein, einmal mehr, ein weniger, aber alles in allem in etwa. Das heißt also, sie kommen unter falschen Voraussetzungen ins Land, und es muss im Interesse aller sein, auch im Interesse von Präsident Korinek, dass ein Personenkreis, der sich unter falschen Gesichtspunkten ins Land hereinschwindelt, nicht auf Dauer im Lande bleiben kann.

Bedenklich ist im Übrigen natürlich – das wurde ja auch schon angesprochen, die Einmischung eines VfGH-Präsidenten in die Tagespolitik. Das ist sicherlich bedenklich und mit einem riesigen Fragezeichen zu versehen, weil hier eine Verquickung von Rechtssprechung und Politik stattfindet, die nicht in diesem Sinn gegeben sein darf und soll. 

Im Übrigen haben ja, was die Vereine betrifft, die heute hier auch zur Debatte stehen, eine Fülle von Vereinen und Verbänden eigentlich nur einen wirtschaftlichen Lebenszweck. Der einzige wirtschaftliche Lebenszweck ist das juristische Hinausschieben und die juristische Hinauszögerung von Asylverfahren. Ich glaube, wenn man diesen Herrschaften das Geschäft verdirbt und deren Geschäft beendet, dann ist das etwas, was allen Österreichern gut tut und vielleicht 300 Millionen EUR im Jahr einspart. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Frau StRin Frauenberger hat im Rundfunk und im Fernsehen in der Früh einen unglaublichen Vorstoß, wie ich meine, zur Änderung des Fremdenrechtes in Österreich unternommen – natürlich nicht zu Gunsten der eingesessenen Österreicher, natürlich nicht, sondern ich würde meinen, seit Jahren ist ein solcher Vorstoß, mit solcher Massivität gegen die Interessen der österreichischen Bevölkerung in der Politik nicht vorgebracht worden. Es wurde von niemandem in dieser Härte und Deutlichkeit zur Masseneinwanderung aufgefordert. Der Herr Bundeskanzler und SPÖ-Vorsitzende hat sich – ich habe sie nicht mitgenommen, ich habe das schon oft genug vorgelesen – in zahlreichen Erklärungen gegen eine verstärkte Zuwanderung ausgesprochen. Er hat sich für klare Maßnahmen ausgesprochen, die hier die Integration vorantreiben, und das ist das Gegenteil von dem, was die Sozialistische Partei Wiens mit Diversität und ähnlichen Dingen betreibt. Daher stellt diese Äußerung von Frau StRin Frauenberger natürlich auch einen unglaublichen und massiven Eingriff in die Interessen der Wiener dar. 

Im Einzelnen – das ist ja, glaube ich, schon genügend bekannt – wird angesprochen: Eine Erleichterung des Aufenthaltes für ausländische Frauen im Inland, die Stellung von Österreichern und Österreicherinnen, die ausländische Frauen oder Männer heiraten, soll verbessert werden, Familienzusammenführung soll aus der Quote herausgenommen und verbessert werden. Das alles klingt für Unbedarfte eher harmlos oder nicht weiß Gott wie aufregend, aber ich glaube, alle diese Maßnahmen sind Maßnahmen, die mit Sicherheit keine EU-Bürger betreffen, sondern natürlich nur Drittstaatsbürger, natürlich nur Menschen, die aus der Türkei, aus Asien, aus Afrika, aus der Dritten Welt nach Europa und nach Österreich hereinströmen wollen, und sie stellen natürlich eine massive Attraktivität dar, nach Österreich und nach Wien zu kommen. Das ist eine Einwanderungsaufforderung für Menschen aus der Dritten Welt. 

Das stellt natürlich des Weiteren auch eine Aufforderung für die vermehrte Zuwanderung aus islamischen Ländern dar, weil ja letzten Endes Österreich – und damit Wien – eines der letzten Länder ist, das noch eine solche Politik, wie die SPÖ sie anspricht, macht. Die Bundesrepublik geht in die Gegenrichtung. Zur Verhinderung moslemischer Zwangsehen sind vermehrte altersmäßige Beschränkungen im Gespräch, man spricht von 21 Jahren. Wir dagegen laden Zwangsehen Schließende schlicht und einfach nach Österreich ein und wollen dafür sorgen, dass sie hier in Österreich das machen können, was im restlichen Europa nicht mehr möglich sein wird.

Weiters natürlich – das wurde schon von einem Vorredner angesprochen – die Erleichterung bei der Familienzusammenführung. Das heißt, die riesigen Einwanderungszahlen, die wir in Wien und in Österreich haben – heuer nicht, aber in den Vorjahren sind jährlich 50 000 Personen oder mehr mit Familienzusammenführung hereingebracht worden –, sind offensichtlich der SPÖ zu wenig.

Dazu kommt noch eine Doppelstaatsbürgerschaft, die von Geburt an – wenn ich das im Fernsehen richtig gehört habe – für Kinder, die von Ausländerinnen hier geboren werden, gelten soll. Das ist ein Bruch der jetzigen Rechtsregelung der Staatsbürgerschaft vom Grundsatz her (GRin Mag Alev Korun: Eine Änderung wird verlangt!) und im Übrigen natürlich auch wieder etwas, was niemals ein EU-Bürger braucht. Das ist für EU-Bürger nicht notwendig, sondern das ist wieder einmal hingerichtet für Menschen aus der Dritten Welt.

Nur als Beispiel: Die Bundesrepublik hat ihren damals heftig umstrittenen Staatsbürgerschaftsbeschluss niemals soweit gezogen, wie Frauenberger das hier in Wien will. Und Schock hat natürlich recht, wenn er sagt, dass nicht zuletzt ein Staatsbürgerschaftsrecht, wie es in Frankreich herrscht, Grundlagen dafür geschaffen hat, dass eben eine entsprechende Vororte-Entwicklung, wie sie in Paris und anderen Städten möglich ist, entstanden ist.

Dann des Weiteren natürlich die Forderung der Stadträtin, dass Wiens Wirtschaft – wenn ich das wörtlich richtig im Sinn habe – mehr zugewanderte Männer und Frauen braucht. Das sagt sie bei 9 Prozent Arbeitslosigkeit in Wien und als eine, zumindest ehemalige aktive, Gewerkschafterin. 

Und da möchte ich ganz kurz – ich werde Sie nicht lange aufhalten – nur Überschriften vorlesen, was hier die Arbeiterkammer und die Gewerkschaft in der letzten Zeit von Juni an dazu gesagt haben. 

In der SPÖ-Integrationsenquete wurde festgestellt, dass die Ursachen für die Zunahme der Arbeitslosigkeit in Österreich bis 2015 laut Arbeitsmarktexperten Mitterer das generelle Anwachsen des Arbeitskräfteangebotes, die Zunahme der Frauenbeschäftigung, und zwar unabhängig von der Konjunkturentwicklung, und, als weiterer Grund, auch die Zunahme ausländischer Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt seien. Also alles das, was die Frau StRin Frauenberger anstrebt, also mehr Frauenbeschäftigung – natürlich, wenn mehr hier sind, müssen sie auch mehr Arbeit haben – beziehungsweise mehr ausländische Arbeitnehmer ist mit Sicherheit etwas, was Arbeiterkammer und Gewerkschaft nicht wollen. 

Zum Thema wurde nur kurz Folgendes festgestellt: Fachkräfteimport, sagt die Arbeiterkammer, ist eine Sackgassenpolitik. Es sind tatsächlich aktuell rund 10 000 Facharbeiter, Metallarbeiter, auf Arbeitssuche und über 50 000 Arbeitnehmer aus den EU-Erweiterungsländern in Österreich beschäftigt. 

Im März 2007, also vor Kurzem, wurde festgestellt, die AK befürchtet Lohndumping, sie befürchtet, dass es den Unternehmen vor allem um billige Löhne gehe. Interessant, dass es offensichtlich auch der SPÖ nunmehr darum geht, denn über Schlüsselkräfteregelung wären jederzeit Arbeitskräfte zu bekommen, allerdings zu einem Monatseinkommen von brutto 2 250 EUR, und hier ist offensichtlich auch die Frau Stadtrat der Meinung, dass das zu viel ist. 

Im März 2007 wurde vom Vorsitzenden der Gewerkschaft Bau Holz festgestellt: Facharbeiter aus dem Osten sind ein Schuss ins eigene Knie. 

Ebenfalls im März wurde von Präsident Tumpel festgestellt: Keine zusätzlichen Fachkräfte aus dem Ausland. 

Gegen das Hereinholen von Arbeitskräften aus dem Ausland und auch gegen die vom Wirtschaftsminister angekündigte Teilgewerbeverordnung haben sich sowohl Präsident Hundstorfer wie auch Herbert Tumpel von der AK ausgesprochen. Sie haben gesagt: „Es kann doch nicht sein, dass alle Maßnahmen zur Bekämpfung von hoher Arbeitslosigkeit in Österreich unterlaufen werden, weil einige Arbeitskräfteüberlasser nach billigen Fachkräften aus dem Ausland rufen." – Frau Frauenberger ruft mit. 

Der ÖGB sagt am 19. Februar: Fachkräftemangel ist eine reine Fiktion von Minister Bartenstein. 

Damit will ich schon keine weiteren Zitate mehr bringen, sondern ich glaube, es ist ganz eindeutig, dass Arbeiterkammer und ÖGB das alles nicht wollen, was die SPÖ mit diesem Vorschlag der Frau Frauenberger will, sondern dass das im totalen Gegensatz zueinander steht. Aber das ist offensichtlich die derzeitige politische Position zwischen Sozialdemokraten in Wien, Gewerkschaft und Arbeiterkammer.

Dann kann ich noch kurz auf den vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ und ÖVP eingehen, der fordert: Die Bundesregierung wird ersucht, die erforderlichen Vorkehrungen zu einer vorgesehenen Evaluierung des am 1.1.2006 in Kraft getretenen Fremdenrechtspaketes und des novellierten Staatsbürgerschaftsgesetzes zur Beschleunigung der Verfahren – der Asylverfahren vor allem – rasch zu treffen, die Evaluierung anzuordnen und eine Integrationsplattform – verkürzt gesagt – einzurichten. 

Grundsätzlich wären wir natürlich der Meinung, dass wir einer Verkürzung, einer Beschleunigung der Asylverfahren zustimmen könnten, keine Frage, nicht aber dem zweiten Punkt, der Frage der Evaluierung. Was Sozialdemokraten und Grünalternative unter Evaluierung verstehen, das hat vielleicht die Frau Frauenberger diesmal klargestellt, von den Grünen wissen wir es, und daher können wir diesem Antrag mit Sicherheit nicht zustimmen.

Ich komme langsam zum Schluss und kann feststellen, dass die Frau StRin Frauenberger – vielleicht, weil sie noch nicht so lange im Amt ist – mit seltener Klarheit Ziele formuliert hat, die sonst von den Sozialdemokraten nur verhüllt zugegeben werden. Ich glaube, dass eine solche Vorgangsweise eine klare Schlussfolgerung hat: Die österreichische und die Wiener Bevölkerung wollen mit Sicherheit diese Ziele nicht. Ich bin überzeugt, von 70, 80 Prozent kommt eine klare Ablehnung. Ich glaube, Frau Stadträtin, Sie sind rücktrittsreif. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Mag Korun hat sich gemeldet. Bitte zum Rednerpult.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Vielleicht eine Korrektur am Anfang zu meinem Vorredner. Ich müsste eigentlich zig Korrekturen anbringen, so viele falsche Annahmen und falsche Infos waren in seiner Rede enthalten, aber nur eine stellvertretend für viele: Natürlich geht es bei den Vorschlägen von StRin Frauenberger wie bei den allermeisten Bestimmungen des so genannten Fremdenrechts um Drittstaatsangehörige. (StR Johann Herzog: Das habe ich ja gesagt! Das habe ich mehrmals gesagt! Zuhören!) EU-Staatsangehörige haben nämlich EU-weit, falls Sie das noch nicht mitbekommen haben sollten, Niederlassungsfreiheit. Deren Niederlassung kann national oder eben rechtlich gar nicht geregelt werden. 

Den Vorstoß von StRin Frauenberger in Richtung Bundesregierung, die Migrations- und Integrationspolitik der Republik auf neue Füße zu stellen, eine vernünftigere, eine andere Migrations- und Integrationspolitik zu machen, den begrüßen wir ausdrücklich. Wir unterstützen diesen Vorstoß und hoffen und nehmen an, dass er ernst gemeint ist. 

Wir hoffen, dass es ernst gemeint ist, dass die Familienzusammenführungsquote abgeschafft werden soll; übrigens – zur Erinnerung – jene Quote, die die SPÖ damals gemeinsam mit der ÖVP, als sie in der Bundesregierung war, in einer großen Koalition 1993 etabliert hat. Seit 1993 ist Familienzusammenführung durch diesen großkoalitionären Beschluss quotiert und hat schon sehr vielen Menschen die Familienzusammenführung jahrelang vermasselt und erschwert. Aber wenn die SPÖ nun eingesehen hat, dass diese Quote unsinnig und menschenfeindlich ist, dann begrüßen wir diese Erkenntnis und unterstützen die SPÖ dabei, diese Familienzusammenführungsquote auch abzuschaffen.

Eine weitere Forderung: eigenständiges Aufenthaltsrecht für Migrantinnen, für eingewanderte Frauen. Das ist eine weitere Forderung, die wir auf jeden Fall und hundertprozentig unterstützen. Bei der Präsentation der Zwangsheiratsstudie, die vor zwei Wochen Frauensprecherinnen und Integrationssprecherinnen aller Fraktionen zusammengebracht hat, ist noch einmal mit aller Deutlichkeit herausgekommen, dass ein unabhängiges Aufenthaltsrecht für eingewanderte Frauen ein Muss ist, wenn man beispielsweise Zwangsverheiratungen bekämpfen will. 

Die Novellierung des Staatsbürgerschaftsrechts ist eine sehr, sehr gute Idee. Die Grünen verlangen seit Jahren, dass Menschen, die hier auf die Welt kommen und die gar keinen Bezug zu einem anderen Land haben, außer, dass ihre Eltern vielleicht aus einem anderen Land kommen, nicht quasi jetzt zu Ausländern und Ausländerinnen gemacht werden sollten. Das besagt aber das österreichische Staatsbürgerschaftsrecht bis heute, also sind wir sehr für den Vorschlag von StRin Frauenberger, dass Kinder, die hier auf die Welt kommen, als Österreicher und Österreicherinnen auf die Welt kommen, wenn zumindest ein Elternteil hier auf Dauer lebt und hier niedergelassen ist. 

Um diese Forderungen von StRin Frauenberger gemeinsam umsetzen zu können, möchte ich folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen.

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die im Regierungsprogramm vereinbarte Evaluierung des aktuellen Fremdenrechts unverzüglich durchzuführen, und entsprechende notwendige Änderungen und Anpassungen unverzüglich zu implementieren. Insbesondere fordert der Wiener Gemeinderat die Einführung eines eigenständigen Aufenthaltsrechts für eingewanderte beziehungsweise einwandernde Frauen, die Erleichterung der Niederlassungsbewilligungserteilung für ausländische EhepartnerInnen von ÖsterreicherInnen, die Herausnahme der Familienzusammenführung aus der Zuwanderungsquote und die Novellierung des Staatsbürgerschaftsrechtes mit dem Ziel, Kindern, die in Österreich auf die Welt kommen, unabhängig von der Staatsbürgerschaft ihrer Eltern, die österreichische Staatsbürgerschaft per Geburt zu gewähren, wenn mindestens ein Elternteil aufenthaltsberechtigt ist."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Dem von meinem Vorvorredner vorgestellten SPÖ/ÖVP-Antrag werden wir nicht zustimmen können, weil er sich nur darauf beschränkt, dass die so genannten Fremdengesetze evaluiert werden. Angesichts der Zustände, dass Hunderte Ehepartner und Ehepartnerinnen von ÖsterreicherInnen von Abschiebung bedroht sind, angesichts der Verfünffachung der Schubhaftzahlen seit Anfang 2006 kann man zwar die Gesetze evaluieren und muss man sie evaluieren, die Evaluierung kann aber kein Argument sein für eine Verschiebung und für ein Wartenlassen und für ein Verzögern der Veränderung dieser Gesetze. Diese Gesetze sind menschenrechtswidrig und menschenfeindlich und gehören schleunigst geändert und in dieser Form abgeschafft. 

Der letzte Punkt: Am Montag endet die Begutachtungsfrist der Wahlrechtsreform, jene Reform, die auch eine Wahlaltersenkung vorsieht und – was in dieser Debatte bis jetzt völlig untergegangen ist – auch das AusländerInnenwahlrecht. Wien hatte ein AusländerInnenwahlrecht beschlossen, das vom Verfassungsgerichtshof sozusagen rückgängig gemacht wurde mit einem Erkenntnis. Die Grünen bringen auf Bundesebene einen Antrag auf Verfassungsänderung ein, mit dem die entsprechenden Bestimmungen der österreichischen Verfassung geändert werden sollen, damit ein kommunales AusländerInnenwahlrecht möglich wird. Sie tun dies, um dieses Anliegen zu unterstützen und auch Herrn Bgm Häupl beim Wort nehmend, der in einem Pressegespräch vom 18.3.2001 gesagt hat: „Mir wäre es lieber, wenn wir das Ausländerwahlrecht nicht in Wien regeln müssten und dafür das Höchstgericht brauchen, sondern wenn es eine einheitliche Regelung auf Bundesebene geben würde." – Zitat Ende. 

„Jemand, der eine bestimmte Zeit legal in Österreich lebe, solle auch am politischen Entscheidungsprozess teilnehmen können. Das Wahlrecht sei eine wesentliche Säule der Integration von Ausländern", so Häupl zur Tageszeitung „Presse". Auf die Frage der „Presse", ob das auch für Nationalratswahlen gelte, antwortete Häupl – Zitat –: „Ja." – Zitat Ende. 

Wenn man das, was Bgm Häupl schon im Jahr 2003 gesagt hat, ernst nimmt – und ich hoffe, seine eigene Partei landes- und bundesweit nimmt das auch ernst –, kann man nur für einheitliche verfassungsmäßige Regelungen sein, die ein AusländerInnenwahlrecht zulassen. 

Deshalb stellen wir den Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die erforderlichen Schritte für eine Novelle der österreichischen Bundesverfassung zur Schaffung eines kommunalen AusländerInnenwahlrechts einzuleiten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meine Vorredner haben ja schon sehr viel zu den kürzlich getätigten Äußerungen der zuständigen Stadträtin für Integration, Frau StRin Frauenberger, gemacht, und ich möchte das nur noch kurz unterstreichen. 

Die Lösung kann ja nicht sein, die Menschen aufzufordern, zu kommen und hier möglichst schnell, nahtlos und ohne Hürden einfach in Wien Fuß zu fassen, sondern im Integrationsbereich ist es viel wichtiger, in erster Linie einmal anstehende Probleme zu lösen. Und wir können ja nicht davon sprechen, dass wir hier keine haben. 

Dieses ohne Integration, ohne Anpassung, sondern nur als Teilhabe am hiesigen System in weiten Bereichen zu sehen, das zieht sich ja wie ein roter Faden durch die Integrationspolitik, die die SPÖ in Wien seit Jahren betreibt. Besonders kenntlich wird das an den Subventionsanträgen, die wir in jedem Ausschuss und damit ja auch in jedem Gemeinderat hier zu beschließen haben. Und das zeigt auch ein Subventionsantrag, den wir diesmal auf der Tagesordnung haben, wenn etwa der Verein „Sozial Global" mit seinem Projekt „TERRA" wieder einmal eine sehr hohe Summe, nämlich 173 000 EUR, für ein Projekt fordert und es ihm auch erteilt wird, bei dem es um die Betreuung und Beratung ausschließlich älterer Migranten geht. (GRin Anica Matzka-Dojder: Die schon lange hier arbeiten!) 

Und wenn man dann diesen Antrag genauer durchschaut, findet man zum Beispiel unter anderem in dem Projekt die Aus- und Weiterbildung. Ich muss schon sagen, das hat halt dann mit der Betreuung und Beratung älterer Migranten schon sehr wenig zu tun. Unter dem Titel „Zugang zu diversen Informationen" könnte man eine ganze Liste, die da sehr wortreich aufgereiht ist, subsumieren. Das heißt, es ist halt wieder einmal ein Beratungs- und Informationsprojekt, wieder einmal in diese Richtung. Aber wenn es um ältere Migranten geht, ist ja einmal anzunehmen, dass ein großer Teil schon sehr lange hier in Wien lebt, das heißt, damit ja automatisch auch Zugang zu sehr vielen Bereichen der Versorgung in Wien hat, sei es die gesundheitliche Versorgung, sei es der Zugang zu Beratung und Information. 

Ich sage ja immer, dieses System ist hier sehr gut ausgebaut, und ich sehe überhaupt nicht ein, dass man wieder und erneut ein Extrawürstchen für eine bestimmte Gruppe braten muss, um sehr viel Geld, Geld aus Steuermitteln, und dass es nicht möglich und sicher auch gewünscht ist, dass man sozusagen ältere Menschen, wenn sie Betreuung, Beratung und Versorgung brauchen, vor allem dann, wenn sie als Migranten – was bei älteren ja anzunehmen ist – schon recht lange in Wien sind, dann auch gleichermaßen behandelt. Da bleibt halt einfach der Verdacht offen, und das ist ja kaum zu widerlegen, dass es hier einfach darum geht, diesen Verein mit seinen vor allem enorm hohen Personalkosten wieder extra zu bedienen, womit man wieder sozusagen auch Integration im Sinne von Angliederung an die hiesigen Systeme verhindern will. 

Im zweiten Antrag, mit dem ich mich nur kurz befassen will, geht es um den Verein wienXtra. Und auch hier wieder: ein spezielles Migrantenproblem. Ja bitte, auf der einen Seite sagt man, alle Jugendlichen, die hier leben, sollen gleich behandelt werden, und auf der anderen Seite werden aber wieder – egal, ob das jetzt im Kultur- oder vor allem im Jugend- und Bildungsbereich, aber natürlich auch im Integrationsbereich ist – extra Vereine, extra Projekte finanziert und gefördert, womit sozusagen ja wieder der Unterschied herausgearbeitet werden soll. Sie wollen also gar keine Integration, dass man sagt, die, die gekommen sind und zum Teil auch schon längere Zeit da sind, sollen halt in unser System eingegliedert und entsprechend angepasst werden. 

Es ist über die Schiene der Frauenpolitik natürlich auch eine starke Vernetzung mit der Integrationspolitik nicht abzustreiten, aber wenn es jetzt so dargestellt werden soll – es ist ja das Thema Zwangsehe seit einiger Zeit am Tapet und man beschäftigt sich sehr eingehend damit – und wenn jetzt die Lösung sein soll, dass die Zwangsehe damit hintangestellt wird, indem man die Frauen mit der österreichischen Staatsbürgerschaft ausstattet, also damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, davon bin ich felsenfest überzeugt, werden wir diesem wirklich negativen und zutiefst abzulehnenden Phänomen sicher nicht entgegentreten können. 

Ich wiederhole es und werde es immer sagen: Wir müssen die Verursacher, die Veranlasser und die Täter im Fall Zwangsehe erstens einmal im Vorhinein aufklären, dass das in Europa nichts zu suchen hat und hier in unserem Land und hier in unserer Stadt auch nicht, und wenn sie sich daran nicht halten können, dass müssen wir sie auch entsprechend zur Verantwortung ziehen. Das wäre zum Beispiel ein wichtiger Schritt, den wir uns wünschen würden. Dass man die Frauen betreut und berät, ist ja keine Frage, aber dass jetzt die Verleihung der Staatsbürgerschaft ein probates Mittel gegen die negativen Auswirkungen der Zwangsehen sein soll, also dem kann ich so auf jeden Fall nicht zustimmen. 

Es fehlt uns im Wesentlich in der Integrationspolitik – und das würde ich mir wünschen, wenn die Frau Stadträtin nach außen tritt – der Ansatz der Eingliederung, der Ansatz, die Probleme, die es ja in Wien ganz eindeutig gibt, die Probleme am Sektor Wohnen, am Sektor Arbeitsmarkt, am Sektor Schule zu beheben, wo einfach die kulturellen Unterschiede, aber natürlich auch die mangelnden Sprachkenntnisse immer wieder zu Problemen führen, zu Problemen zwischen der eingesessenen Bevölkerung und den Zugewanderten, aber auch zu Problemen der einzelnen Zuwanderungsgruppen untereinander. Das würden wir uns wünschen.

Dass wir den vier Anträgen, die vorgelegt werden, nicht zustimmen können, haben ja meine Vorredner zum Teil schon erörtert. Ich möchte nur noch ganz kurz auf den Antrag der Verleihung des kommunalen Wahlrechtes eingehen. Der wurde gekippt, jawohl, und ich glaube, auch mit Recht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben uns das Wahlrecht hart erkämpft. Das ist kein Schleuderartikel, und ich glaube, es kann nicht sein, dass man, wenn man kurze Zeit in einem Land aufhältig ist und unter Umständen von dem Land, seiner Kultur und seiner Geschichte, aber auch seinem politischen System keine Ahnung hat, die Sprache mangelhaft spricht – und das ist bei vielen der Fall, die erst kurz da sind und deren Sprachkenntnisse nicht etwa durch, wenn auch das in Zweifel zu ziehen ist, die Prüfung, die man im Zuge der Staatsbürgerschaftserlangung ablegen muss, nachgewiesen sind –, dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, soll auch das Wahlrecht keine Bonifikation sein. Ich glaube, das muss man sich schon über den Weg der Erlangung der Staatsbürgerschaft hier erwerben. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, es ist an der Zeit, umzudenken in der Integrationspolitik, nicht aufzufordern, hereinzukommen, sondern die anstehenden Probleme zu lösen. Und es ist keine Schande, umzudenken. Die Landeshauptfrau von Salzburg, Frau Gabriele Burgstaller, hat das bewiesen, hat das gezeigt, und ich glaube, Sie können sich beruhigten Gewissens ihr anschließen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Nurten Yilmaz hat sich gemeldet. – Bitte schön.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich weiß nicht, ich habe immer gedacht, wir sprechen alle Deutsch und verstehen es auch. Die Frau Stadträtin hat ihre Interviews, die sie zu diesem Thema gegeben hat, auch in deutscher Sprache gemacht. Dass Sie das als Masseneinwanderung verstehen, dass Sie meinen, dass das jetzt alles Überhand nehmen wird, oder dass die Landeshauptfrau von Salzburg gesagt hätte, sie möchte restriktivere Bestimmungen, das stimmt alles nicht. Und alle diese Interviews haben in deutscher Sprache stattgefunden. Die Landeshauptfrau Burgstaller hat das in ihrem Interview im Zusammenhang mit dem Beschleunigen des Asylverfahrens gesagt. 

Der Herr Präsident des Verfassungsgerichthofes, Herr Kollege Herzog, war schon sehr eindeutig. Er spricht von mangelnder juristischer Qualität. Paragraphen widersprechen einander und sind nicht eindeutig auslegbar. Das hat der Herr Präsident des Verfassungsgerichtshofes gesagt. Und er hat auch beklagt, dass bei gleichen Sachverhalten unterschiedliche Bescheide ausgestellt werden, und das ist eigentlich eines Rechtsstaates wirklich nicht würdig. Wir haben jetzt 16 Monate lang einen Beobachtungszeitraum gehabt, und wir müssen feststellen: Dieses Gesetz ist nicht gelungen. 

Das, was die Frau Stadträtin in verschiedenen Medien gefordert hat, ist nicht ihre alleinige private Meinung, sondern unsere Sozialdemokratische Fraktion steht hinter ihr. Wir wollen das alle, sie hat es so formuliert, und ich bin auch sehr froh, dass die Grünen eben diesen Vorstoß zum Anlass genommen haben und auch einen eigenen Antrag gemacht haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat sich auch Herr Bundespräsident Fischer zu Wort gemeldet und hat von menschlichen Härten gesprochen. Der Herr Bundespräsident hat gemeint: „Mir kommt es darauf an, dass Familien, die voll in Österreich integriert sind, nicht nach neun Jahren das Land verlassen müssen." Damit hat der Herr Bundespräsident eigentlich den Kern des Problems angesprochen. In vielen Bezirken und Orten des Bundesgebietes bilden sich wirklich Volksbewegungen, um gegen eine Abschiebung von Familien anzutreten. Es gehen Abgeordnete von der SPÖ, von den GRÜNEN und auch ÖVP-Abgeordnete zum ÖVP-Innenminister mit der Bitte, dass diese Familien nicht abgeschoben werden sollten. Das ist eine neue Art der Bewegung, die in Österreich immer mehr stattfindet, und das ist auch ein Beweis für uns, dass dieses Gesetz sehr viele Lücken hat, angeschaut werden muss und reformiert werden muss. 

Der Herr Korinek und der Herr Bundespräsident sind nicht die Einzigen, die für eine Adaptierung dieses Fremdenrechtspaketes sind, und ich bin sehr froh und stolz, dass die deutlichste und energischste Kritik an diesem Gesetz aus Wien kommt. 

Der Ordnung halber möchte ich auch erwähnen, dass das Land Wien in seiner Stellungnahme zur Wahlrechtsreform auch das kommunale Wahlrecht für ausländische Mitbürger eingefordert hat. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können sofort zur Abstimmung kommen, die wir getrennt durchführen.

Ich lasse einmal die Postnummer 2 abstimmen. Wer für die Postnummer 2 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig – gegen die Stimmen der Volkspartei und der Freiheitlichen – so beschlossen.

Zur Postnummer 2 gibt es drei Beschluss- und Resolutionsanträge der GRÜNEN. Für alle drei ist die sofortige Abstimmung beantragt. Der Erste betrifft das Bleiberecht integrierter, von Abschiebung bedrohter Personen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Es ist nur von den GRÜNEN unterstützt.

Der Zweite betrifft notwendige Änderungen im Fremdenrecht. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat die Mehrheit gefunden mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten.

Der dritte Antrag betrifft die Schaffung von verfassungsrechtlichen Grundlagen für ein kommunales AusländerInnenwahlrecht. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsergebnis. Mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Die Postnummer 3 kommt zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich – mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN – so beschlossen.

Postnummer 4 wird abgestimmt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrheitlich – gegen die Stimmen der Freiheitlichen – so beschlossen

Die Postnummer 6 wird abgestimmt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das wäre einstimmig.

Zur Postnummer 6 gibt es ebenfalls einen Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ und der ÖVP betreffend Evaluierung des Fremdenrechtspakets und des Staatsbürgerschaftsgesetzes. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Österreichischen Volkspartei so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien.

Es ist hier keine Wortmeldung mehr vorgesehen. Wir können gleich abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich – gegen die Freiheitlichen – so beschlossen. 

Zur Postnummer 55 wird die Verhandlung verlangt. Sie betrifft die Abänderung des Kaufvertrages über eine Liegenschaft im 15. Bezirk, KatG Rudolfsheim. Die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. – Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Das nächste Aktenstück befasst sich mit dem Vertrag aus dem Jahr 1993, den die Stadt Wien mit der Wiener Städtischen abgeschlossen hat über das Areal bezüglich des Meiselmarktes. Zweck dieses Vertrages aus dem Jahr 1993 war der Verkauf dieses Areals der ehemaligen Wasserbehälter auf der Schmelz, wie sie geheißen haben, und die Projektierung und Errichtung des Meiselmarktes mit seinen Geschäfts-, Markt- und auch Wohnbereichen. 

In diesem Vertrag sind neben den üblichen Bestimmungen auch einige Nebenbestimmungen drinnen. Eine dieser Nebenbestimmungen, der Punkt 4.1.2., wenn ich es richtig sehe, soll heute diskutiert werden. Heute soll der Entfall dieser Nebenbestimmung beschlossen werden, also macht es Sinn beziehungsweise ist es angebracht, sich diese Nebenbestimmung einmal anzuschauen.

Da steht in dem Vertrag, die direkt über dem ehemaligen Wasserbehälter verbleibende Oberfläche im Ausmaß von 3 000 m² wird von der Käuferin auf ihre Kosten im Einvernehmen mit der Stadt Wien als öffentlich begehbare Grünfläche ausgestaltet, unentgeltlich auf Dauer als solche von ihr erhalten und für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Das ist interessant. Das Wesentliche: Ein Teilbereich der Fläche dort soll eben als Grünfläche erhalten werden. Das ist im 15. Bezirk sicher nicht schlecht. 3 000 m² soll das ausmachen, und das Entscheidende: Es soll auf Dauer, wie es in der Vertragsbestimmung drinnen steht, für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Außerdem ist auch in diesem Punkt angeführt, dass für den Fall, dass diesem Vertragspunkt, aus welchem Grund auch immer – das ist nicht uninteressant –, nicht nachgekommen werden sollte, sich die Käuferin, also die Wiener Städtische, verpflichtet, einen Pönalbetrag von 5 000 ATS noch pro Quadratmeter, das sind zusammen rund 15 Millionen ATS, zu bezahlen hat. Dieser Betrag ist wertgesichert, wie es selbstverständlich in einem anständigen Vertrag festgehalten wird. 

Außerdem – auch das ist nicht ganz uninteressant – wurde bei der Kaufpreisfindung für dieses ganze Areal, für diese gegenständliche Liegenschaft seinerzeit auch ein Ausgleich für diese Verpflichtung gleich im Vertrag vorgesehen, und es wurde der Betrag von 7 Millionen ATS rechnerisch in Abzug gebracht. Das wurde auch direkt verrechnet. 

Jetzt ist die Wiener Städtische an die Stadt Wien herangetreten und begehrt den Entfall dieser Nebenbestimmung. Als Grund wurde angegeben, dass dieses Areal, das jetzt noch als Grünfläche Bestand hat, als Wohngebäude erweitert werden soll und hier ein Projekt in Abstimmung mit der Bezirksvertretung gemacht werden soll.

Im Vorlagebericht sind auch zwei Gutachten angeführt, wo die Kostenschätzung oder eine Kostenberechnung für diese Verpflichtung, die tatsächlich erfüllt worden ist, aufgeführt ist. Die Kostenschätzung von der Wiener Städtischen kommt natürlich auf einen ein bisschen höheren Betrag, das Gutachten von der Stadt Wien kommt auf 550 000 EUR, also 7 Millionen ATS. 

Jetzt kann man feststellen, dass die Stadt Wien auf diesen Pönalbetrag, der jetzt dazukommen würde laut Vertragsbestimmung, verzichten soll und quasi der Wiener Städtischen diesen Betrag von inzwischen mehr als 1 Million EUR wertgesichert schenken soll. Das ist aus unserer Sicht nicht ganz einsehbar, denn, wie gesagt, die Vertragsbestimmungen sind eigentlich eindeutig. Es steht da drinnen, dass das auf Dauer erhalten werden soll. 

Es ist sicher auch im Sinne des Bezirkes, dass dort die Grünfläche erhalten werden soll – vielleicht nicht in der Art und Weise, wie sie jetzt ist, aber doch; ich komme nachher noch darauf zurück –, Tatsache ist aber auch, dass nicht probiert wurde, zumindest darüber zu verhandeln. Ich meine, wir sind in einer relativ starken Position, man hätte natürlich auch der Wiener Städtischen entgegenkommen und sagen können, wir einigen uns auf die Hälfte oder einigen uns sonst irgendwie. Interessant wäre auch gewesen, vielleicht, der Wiener Städtischen zu sagen, sie soll eine andere Grünfläche im Bezirk finanzieren. Das wäre sicher auch im Sinne unseres 15. Bezirkes. Ich glaube, an der Projektierung und an der Durchführung dieses Projektes hätte es nichts geändert. Die Wiener Städtische hat sicher trotzdem noch genug Mittel, um das tatsächlich zu realisieren.

Jetzt komme ich noch zur Stellungnahme des Bezirkes. Der Bezirksvorsteher hat festgestellt, dass der Bezirk kein Interesse mehr hätte an dieser Grünfläche, und die Begründung dafür ist nicht ganz uninteressant. Das wurde im Wohnbauausschuss unter anderem auch von der grünen Seite richtig festgestellt. Er stellt fest, dass dort Devastierungen stattgefunden haben, und da dieser Bereich teilweise unterschiedliche Niveaus hat, gäbe es eine Selbstgefährdung von Jugendlichen, die sich dort herumtreiben. Also überspitzt könnte man ausdrücken, dass Halbstarke den Bezirk um Grünfläche bringen, was sicher nicht in unserem Sinne sein kann. Ich glaube, mit einer gewissen Kreativität und ein bisschen Überlegungsreichtum und Phantasie könnte man auch diese Grünflächen besser nützten beziehungsweise zur Not in Nachtzeiten absperren. Jetzt sind sie zur Gänze gesperrt. Also da kann man sicher immer noch eine bessere Lösung finden. Sich das einfach nehmen zu lassen, ohne was dafür zu bekommen, ist, glaube ich, der falsche Weg. 

Wir können aus den vorhin angeführten Gründen dem Aktenstück nicht zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den Freiheitlichen.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Antonov, bitte schön zum Rednerpult.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Auf Plakaten in der Stadt kann man neuerdings lesen: Wien hält, was es verspricht. Da frage ich mich allerdings: Wie lang halten diese Versprechen, wenn da nicht nur Wien dahintersteht, sondern wenn die SPÖ am Ruder ist?

Mein Vorredner hat es schon ausgeführt, es gibt einen Vertrag aus dem Jahr 1992 mit der Wiener Städtischen über den Meiselmarkt. Darin findet sich eine Klausel, wo sich die Städtische verpflichtet, auf Dauer unentgeltlich eine Grünfläche zu gestalten und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Für diese Klausel gab es 7 Millionen ATS Abschlag vom Preis. Das wurde schon erwähnt vom Vorredner. 

Voriges Jahr hat sich die Wiener Städtische an die Gemeinde Wien gewandt, sie will dort ein Wohnbauprojekt verwirklichen und sagt: Liebe Stadt Wien, verzichtet doch bitte auf diese blöde Klausel! Wir wollen keine 15 Millionen ATS Pönale zahlen. Wir haben alle Auflagen erfüllt, wir haben die Grünfläche gemacht, wir haben sie öffentlich zugänglich gemacht, aber leider, leider wurde diese Grünfläche von der Bevölkerung nicht angenommen. 

Und jetzt möchte ich Ihnen diese Grünfläche zeigen. (Die Rednerin hält ein Foto in die Höhe, das eine große kahle Fläche zeigt.) Das ist die Grünfläche, meine Damen und Herren, und das (Die Rednerin hält ein anderes Foto in die Höhe.) ist der öffentliche Zugang zu dieser so genannten Grünfläche. Wenn Sie diese Fotos anschauen, werden Sie nicht überrascht sein, dass diese Grünfläche von der Bevölkerung nicht angenommen wurde. 
O je!

Aber es kommt ja noch „besser". Fürs Protokoll bitte in Anführungszeichen zu verstehen. In dem schon zitierten Schreiben des Bezirksvorstehers des 15. Bezirks klagt er, dass diese Grünfläche immer wieder devastiert wurde und dass Jugendliche in selbstgefährdender Weise auf Gesimsen herumklettern. Das heißt, man muss das zusperren. Na, das ist eh klar. Überall, wo Jugendlichen herumklettern können, das muss man sofort zusperren, denn es könnte ja einer hinunterfallen. Das ist das Einzige, was ihnen einfällt: Zusperren! Und das ist die rote Spur, die sich durch die Stadt zieht, wo es Probleme gibt: Zusperren, wegsperren und verdrängen.

Der Bezirksvorsteher Braun hat in seiner Antrittsrede im 15. Bezirk unter anderem auch eine Offensive für die Jugend angekündigt und hat ganz vollmundig gesagt, er wird sich für die Jugend im Bezirk einsetzen. Mit diesem Platz hätte er dazu auch eine Möglichkeit gehabt. Es gibt ein paar hundert Meter weiter beim Kardinal-Rauscher-Platz einen Platz, wo Kids immer wieder Fußball gespielt haben, wo sich manche darüber beklagt haben. Was hat man dort gemacht? Betonklötze hin, damit die Kinder dort nicht mehr Fußball spielen können. Kein Mensch hat darüber nachgedacht, ob es nicht eine Möglichkeit wäre, genau für diese Kids hundert Meter weiter auf dieser Fläche einen Fußballkäfig zu errichten. Das wäre ein Zeichen gewesen, dass sich der Bezirksvorsteher wirklich für die Jugend einsetzt, aber auf solche einfachen Ideen kommt ja leider die SPÖ nicht.

Im Bezirk war es jedenfalls kein Thema, weder die Grünfläche noch die vom Bezirksvorsteher beklagten Devastierungen. Darüber wurde einfach nicht gesprochen. Er ist auch nicht auf die Idee gekommen, das in irgendeinem Bezirksgremium zum Thema zu machen. Aber das ist eh ganz klar, das ist auch ganz typisch für die Informationspolitik der SPÖ im Allgemeinen und der im 15. Bezirk leider ganz im Besonderen. Reden ist Silber, aber verschweigen ist Rot.

Interessante Details finden sich auch noch im Akt. Der Bezirksvorsteher hat ja geschrieben, dass diese Fläche immer wieder zerstört und devastiert wird. Und da schreibt dann die MA 69 infolge diese Mail an die MA 31: Bitte berichten Sie uns doch, welche Zerstörungen es dort gegeben hat. Und was glauben Sie, welche Antwort gekommen ist? Gar keine. Es findet sich keine Antwort, zumindest nicht im Akt.

Ebenso interessant ist dieser Abschlag von 7 Millionen ATS vom Kaufpreis. Im Brief der Wiener Städtischen steht: Kosten für die Grünfläche laut Beilage. Und die Beilage ist – entschuldigen Sie den Ausdruck – ein Kaszettel mit ein paar Positionen, und auf diesem Kaszettel steht drauf: Außenkosten rund diese 7 Millionen ATS. Nicht belegbar, außer mit diesem handschriftlichen Kaszettel.

Und dann gehen wieder ein paar Schreiben zwischen Magistratsabteilungen und Bezirksvorsteher und der Wiener Städtischen herum, und letztendlich schreibt dann der Magistrat an die Wiener Städtische: Nachdem ihr die Kosten nicht wirklich belegen könnt, schickt uns doch bitte ein Gutachten über die Kosten dieser Grünfläche. Dann schickt die Wiener Städtische dieses Gutachten zurück. Und was ist das Ergebnis, überraschenderweise? 550 000 EUR, also rund die 7 Millionen ATS, die damals vom Kaufpreis in Abschlag gebracht wurden. 

Alles in allem entsteht dadurch natürlich der Eindruck, dass da von allen Seiten, von allen beteiligten Seiten ganz kräftig auf den Verzicht der Stadt Wien auf die Klausel hingearbeitet wird. Mein Vorredner täuscht sich in einem: Die Stadt Wien braucht nicht einmal zu verhandeln mit der Wiener Städtischen, die Stadt Wien braucht nur zu sagen: Nein, wir verzichten nicht auf diese Klausel, die Klausel bleibt bestehen. Und wenn Sie sich meine Bilder anschauen, dann müssten Sie eigentlich auch sagen, das Pönale wäre jetzt schon fällig, denn es steht im Vertrag, sobald diese Fläche nicht öffentlich zugänglich ist, ist dieses Pönale fällig.

Meine Damen und Herren! Sie verschenken an die Städtische 1,1 Millionen EUR öffentlicher Gelder. (Beifall bei der FPÖ und von GR Marco Schreuder.)
Es gibt in diesem Akt jede Menge Unstimmigkeiten, aber das ist Ihnen wahrscheinlich völlig egal, und noch mehr egal sind Ihnen offensichtlich die Menschen in dieser Stadt. Sie nehmen den Menschen in einem der grünärmsten Bezirke der Stadt die Grünflächen weg. (GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger: Das entspricht ja gar nicht der Wahrheit!) Sie nehmen Grünflächen weg im 15. Bezirk, der ohnehin arm an Grünflächen ist. Und dazu kommt, dass die Stadt Wien 1,1 Millionen EUR an öffentlichen Geldern verschenkt. 

Meine Damen und Herren! Nicht überall, wo Wien draufsteht, gehört es nur der SPÖ. Dieses Geld ist öffentliches Geld. Verzichten Sie nicht auf den Entfall dieser Klausel! Um 1,1 Millionen EUR könnten Sie zum Beispiel dem Bezirksvorsteher Braun im 15. Bezirk in den nächsten Jahren eine Verdoppelung der Jugendbetreuung ermöglichen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Aber vermutlich wird die SPÖ nicht erleuchtet werden. Ich nehme an, dass Kollege Stürzenbecher diesen ganzen skandalösen Vorgang noch schönreden wird. Das wundert mich eigentlich nicht weiter, denn ich kriege manchmal schon den Eindruck, die SPÖ in dieser Stadt sitzt in einem Spiegelkabinett und sieht sich nur mehr selbst in verzerrten Spiegeln. Dann ist wirklich alles super, gratuliere! Von außen hat man allerdings eher den Eindruck eines Gruselkabinetts! 

Unter Beweis gestellt wird Ihr Selbstverständnis unter anderem auch mit dem Jahrbuch von Ihrem Parteitag. (GR Erich VALENTIN: Dann lesen Sie es!) Ja, das lesen wir auch. Darin finden sich auch interessante Dinge, und zwar im Anhang: "Gewählte und bestätigte Führungskörperschaften der SPÖ-Wien". Wissen Sie, was die erste gewählte Führungskörperschaft der SPÖ-Wien ist? Der Wiener Stadtsenat! Das ist Ihr Selbstverständnis!

Sie entziehen der Bevölkerung Grünflächen und verschenken Geld! Das ist eine Schande für diese Stadt! Ich kann nur sagen, nicht überall, wo SPÖ draufsteht, ist etwas Soziales oder Demokratisches drinnen! Schade! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Stadträte! Meine Damen und Herren! 

Ich werde mich deutlich kürzer halten als die Kollegin.

3 000 m² Parkfläche in einem dicht verbauten Gürtelbezirk sind ein Schatz, den man nicht aufgeben kann, ohne sich wirklich gründliche Gedanken über die Nutzung gemacht zu haben. Grün im 15. Bezirk, auch wenn das der Herr SPÖ-Bezirksvorsteher Walter Braun nicht zur Kenntnis nehmen will, sollte nicht verbaut werden. Im Übrigen ist der 15. Bezirk jener Bezirk außerhalb des Gürtels, der mit 24,5 ha die wenigsten Parkanlagen hat.

Zur Sache selbst: Wir haben schon Etliches gehört. Ich möchte es nur kurz wiederholen. 1992 wurde auf dieser Fläche ein Geschäfts-, Büro- und Wohnhaus, nämlich von der Gesamtfläche, und auf den 3 000 m² ein Park, der natürlich jetzt in dem Zustand ist, wie wir ihn gesehen haben, von der Wiener Städtischen errichtet. Die Wiener Städtische hat sich in dem Akt verpflichtet, den Park zu erhalten. Jetzt funktioniert der Park nicht so, wie es gedacht war. Anstelle sich um die Nutzung mittels Parkbetreuung zu kümmern, widmet man das Grünland in Bauland um. 

Ich frage mich: Will man, weil es in der Vergangenheit häufig zu Devastierungen der Grünfläche und von Gebäudeteilen des benachbarten Gebäudes der alten Schiebekammer gekommen ist, vor den Jugendlichen kapitulieren oder begibt man sich mit der Gruppe von Jugendlichen, die sich meist dort aufhalten, in den Dialog und löst das Problem mit Hilfe des Konfliktmanagements? Dazu müsste man allerdings das Grundstück in die Verwaltung der Stadt Wien übernehmen. 

Das Motto kann und darf nicht sein: „Grünfläche funktioniert nicht, daher wird zubetoniert, verdichtet und versiegelt"! So kann man nicht mit Grünflächen in dieser Stadt umgehen! Kreativität ist auch für BV Braun gefragt! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Stürzenbecher. - Bitte zum Rednerpult.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Skandalös ist sicher nicht dieser Akt, der ist sehr seriös, sondern skandalös ist das Vorbringen der Kollegin Antonov! (GRin Mag Waltraut Antonov: Ja, ja!) Das muss einmal sehr deutlich gesagt werden, weil es ist so, dass das von allen Vorrednern wirklich die absolut unsachlichste Rede war! Man kann alles kritisieren, aber das, was Sie gesagt haben, entbehrt jeder Kritik und ist wirklich letztklassig, Kollegin Antonov! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber gehen wir zu den Fakten, ich bin nämlich sehr für sachliche Debatten: Im Jahr 1992 wurde vom Gemeinderat der Verkauf der gegenständlichen Liegenschaft an die Wiener Städtische Allgemeine Versicherung AG genehmigt. Zweck des Verkaufs war die Errichtung einer zweigeschoßigen Tiefgarage, darüber ein Detailmarkt, darüber Geschäfts-, Büro- und Wohnhäuser, am Areal des ehemaligen Wasserbehälters Schmelz sowie Errichtung einer Wohnhausanlage am Areal des Meiselmarkts. Die Verkaufszwecke wurden von der Käuferin voll erfüllt. Gemäß einem eigenen Punkt, dem Punkt 4.1.2 des Kaufvertrags, verpflichtete sich die Käuferin, die direkt über dem Wasserbehälter verbleibende Oberfläche im Ausmaß von 3 000 m² auf ihre Kosten im Einvernehmen mit der MA 19 und MA 42 zu begrünen und als öffentlich begehbare Grünfläche auszugestalten und so weiter.

Also es war, Kollege Dworak, nie ein Park, sondern es war ein begrüntes Dach. Das muss man schon auch der Wahrheit halber einmal sagen. Das ist schon ein gewisser Unterschied. 

Es hat geheißen, falls dieser Vertragspunkt von der Käuferin nicht eingehalten würde, ist eine Pönale zu zahlen. Man muss sagen, dass die Käuferin diesen Vertragspunkt voll erfüllt hat. Die Begrünung hat aber, und das haben meine Vorredner sogar bestätigt, überhaupt nicht den gewünschten Erfolg gehabt. (GRin Mag Waltraut Antonov: Mit einem Tor davor!) Laut Stellungnahme des Bezirksvorstehers für den 15. Bezirk, der demokratisch von den Rudolfsheimern und FünfhauserInnen gewählt wurde und auch das nächste Mal wahrscheinlich mit noch größerer Mehrheit wiedergewählt wird (Beifall bei der SPÖ.), ist es eindeutig so, dass er am 22.6.2006 gesagt hat, dass es häufig zu Devastierungen der Grünfläche und auch von Gebäudeteilen des benachbarten Gebäudes der alten Schiebekammer gekommen ist. Jugendliche haben in selbstgefährdender Art auf den Gesimsen der Dachlandschaft balanciert, weswegen der Zugang zum Dach und damit zur Grünfläche abgesperrt werden musste und überhaupt nicht mehr zu Erholungs- und Spielzwecken zur Verfügung gestanden ist. Das muss man einfach auch einmal sagen. Ich meine, das sind die Fakten. (GRin Mag Waltraut Antonov: Es ist alles zugesperrt!) Seitens des Bezirks ist damit eindeutig auf diese Grünfläche, die kein Park, sondern ein begrüntes Dach ist, verzichtet worden. Auch Vandalismusschäden hat es in erheblichem Ausmaß gegeben.

In Abstimmung mit der Vertretung des 15. Bezirks wurde in den letzten Jahren ein Projekt entwickelt, das die Erweiterung des Meiselmarkts um einen Wohnbau vorsieht. Die Verbauung der gegenständlichen Freifläche war damit unumgehbar und dann natürlich diese Auflage nicht mehr haltbar, wenn man das so macht, wie es alle gemeinsam dort wollten. 

Man muss vielleicht auch erwähnen, dass es sich bei dem Bereich dort von Haus aus immer um Bauklasse II gehandelt hat und auch heute darum handelt. Also auch falls es irgendwelche Spekulationen von Widmungsgewinnen oder so etwas gäbe, gehen diese vollkommen ins Leere und sind absolut nicht gegeben.

Was Sie, Kollegin Antonov, betreffend diese 7 Millionen seinerzeitigen Schilling anlässlich der seinerzeitigen Kaufpreisbindung für die Liegenschaft gesagt haben, war, als Ausgleich für die Errichtung der begehbaren Grünflächen vom Kaufpreis einen Betrag von 7 Millionen ATS rechnerisch in Abzug zu bringen. Jetzt ist es so gewesen, dass die seinerzeitigen finanziellen Aufwendungen nicht mehr unmittelbar nachweisbar waren. Deshalb hat man dann einen seriösen Gutachter eingeschaltet. Der Herr Sachverständige, Architekt Dipl-Ing Raul Proché, hat hinsichtlich der Herstellungskosten der betreffenden Flächen festgestellt, dass die Frei-
flächenanlage und deren Herstellungskosten zirka 750 000 EUR inklusive Mehrwertsteuer betragen. Das ist, wenn man es dann auf den Zeitpunkt der Projektrealisierung unter Berücksichtigung der Kaufpreissteigerungen und Kostenbewertungstoleranz rückrechnet, im unteren Bereich von zirka 550 000 EUR, und das sind rund 7,5 Millionen ATS. 

Wenn das halbwegs zusammenpasst, finde ich das gut. Wenn das vollkommen falsch gewesen wäre, hätten schon seinerzeit die zuständigen Dienststellen schlecht gearbeitet. Dass es zusammenpasst, heißt, sie haben gut gearbeitet.

Deshalb meine ich, kann man Folgendes zusammenfassend sagen: Die Grünfläche wurde von der Bevölkerung ursprünglich - das war 1992, jetzt haben wir 2007 - eindeutig nicht angenommen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Weil Sie versperrt war! - GR Günter Kenesei: Weil dort ein Tor war! Weil es zu war!) Es ist so zu bewerten, dass das ursprüngliche Konzept, wenn überhaupt, nur bei permanenter, dauernder Betreuung und unter Aufsicht funktionieren könnte, wenn überhaupt. Es ist eindeutig so, dass die demokratisch legitimierte Vertretung, das demokratisch legitimierte Organ der Bezirksbürgerinnen und Bezirksbürger von Rudolfsheim-Fünfhaus sagt, dass auf die Grünfläche verzichtet werden kann und dass es damit fair und gerecht ist, Punkt 4.1.2. des Kaufvertrags, der bisher von der Käuferin eindeutig erfüllt wurde, diese Pönaleverpflichtung, zu streichen. 

Es ist auch so, dass durch die neue Benützung eindeutig eine Verbesserung und Aufwertung des gesamten Areals gegeben sein wird. Es ist überhaupt der Meiselmarkt, und ich war schon ab und zu dort, obwohl ich aus Hernals bin, ein sehr gelungenes Projekt, auf das man nicht nur in Rudolfsheim-Fünfhaus, sondern in ganz Wien sehr stolz sein kann. Auch die historischen Spitzbögen beim Meiselmarkt sind gerettet worden. Es ist so, dass jetzt das ganze Areal durch dieses neue Hochbauprojekt weiter verbessert und aufgewertet wird. Das finde ich sehr gut! (Beifall bei der SPÖ.)
Zu sagen ist auch, dass die Stadt Wien grundsätzlich bei voller Aufrechterhaltung der eigenen legitimen Interessen und der Interessen der Bürgerinnen und Bürger mit Vertragspartnern fair und korrekt umgeht. In diesem Fall so wie in allen Fällen. Deshalb glaube ich, ist es sehr gerechtfertigt, dass ich auch im Sinn der Berichterstatterin dafür plädiere, dass wir diesem Antrag zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, ich habe noch weitere Wortmeldungen. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. - Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Dr Stürzenbecher, ich bin schon einiges von Ihnen gewohnt, aber was Sie jetzt geliefert haben (GR Heinz Hufnagl: Ist spitze!), ist arg! Ich meine, jeder in Wien muss wirklich Angst haben, mit der Stadt Wien einen Vertrag zu machen, denn so wie Sie Vertragspunkte außer Kraft setzen, kann das jeden Bürger, der mit der Stadt Wien einen Vertrag schließt, treffen, und zwar zu seinem Nachteil. Dazu muss man hier schon einmal sagen, so geht das nicht! 

Es steht klar und deutlich im Vertrag. Frau Antonov hat nicht eine schlechte Rede gehalten, sondern sie hat ausschließlich Fakten aus dem Akt zitiert, so wie mein Kollege Dietbert Kowarik. Zu diesen 7 Millionen ATS gibt es auch einen Kontrollamtsbericht, dass das nicht nachvollziehbar ist, wie man auf diesen Betrag kommt, den Sie schon seinerzeit als großzügiges Geschenk der Wiener Städtischen gemacht haben, abgezogen vom Grundpreis. Zu diesen 7 Millionen ATS kommen, sagen Sie jetzt, man wird ihnen wohl noch 15 Millionen ATS, nicht einmal valorisiert, schenken dürfen. Damit sind wir schon auf 22 Millionen ATS. Wenn Sie so viel Geld haben, frage ich mich, warum in Wien die Schulen so ausschauen, weil dort könnte man 22 Millionen ATS ganz locker investieren! (Beifall bei der FPÖ.)
Von wegen, es sei nicht angenommen worden. Auch dazu möchte ich etwas sagen: Wie kam es dann dazu, dass Leute am Geländer waren? Wie kam es dann dazu, dass Devastierungen stattgefunden haben, wenn sowieso überhaupt niemand auf der Grünfläche war, weil sie niemand wollte? Wenn Sie alles, was in Wien devastiert wird, zubetonieren, dann fangen Sie beim Wienerberg an und hören über der Donau auf! Weil dann brauchen wir überhaupt keine Grünflächen mehr! (Beifall bei FPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Kollege Kenesei hat sich gemeldet. - Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es gibt noch einige Kolleginnen und Kollegen hier im Gemeinderat, die sich an die Diskussionen im Jahre 1992 erinnern können. Der Kollege Stürzenbecher gehört offensichtlich nicht dazu und er hat auch die Protokolle schlecht gelesen. (GR Ernst Nevrivy: Da waren Sie ja noch bei den GRÜNEN!) - Herr Kollege, aber da war ich! Das selektive Gehör verändert sich nicht, wenn man den Sitzplatz in diesem Hause wechselt. Ich bin schon da gesessen, bin in der Mitte gesessen, bin hier drüben gesessen, jetzt sitze ich dort drüben. Wer weiß, wo mich das noch hintreibt? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Vielleicht auf die Galerie!) 1992, kann ich Ihnen sagen, bin ich in diesem Tortenstück, letzte Reihe, gesessen, wo jetzt gerade der Kollege Dampier hingeht. Das war mein Platz. Der Kollege Chorherr ist auch dort hinten gesessen. Der Kollege Pilz ist ebenso dort gesessen. Also wir haben es hier recht nett gehabt.

Damals hat es eine Diskussion mit dem damaligen VBgm Mayr gegeben. Der damalige VBgm Mayr hat immer sehr gute Ideen gehabt, schlecht für die Stadt, gut für die Kontrahenten, nur, um das ein bisschen vor Augen zu führen. 

Sie sagen jetzt, diese Grünfläche ist nur ein begrüntes Dach. Ich habe die Diskussion noch gut im Ohr. Man kann es auch nachlesen, Kollege Stürzenbecher. Protokolle lügen nicht, denn das ist das, was mitgeschrieben wird und für die Ewigkeit hier im Hause aufgehoben ist. Da ist es erstens um die Dichte, die dort gebaut wird, gegangen, zweitens um das wohnungsnahe Grün für die Bewohnerinnen und Bewohner in diesem neuen Projekt und um die Grünflächen, die in diesem Areal, wo neu gebaut wird, dann nur mehr spärlich vorhanden sind. Daher ist man, und das ist vonseiten der Sozialdemokratie damals groß bejubelt worden, auf die Idee gekommen, diesen Teilbereich nicht zu bebauen, sondern es hat damals geheißen, die Wiener Städtische macht dort einen Park für die Bevölkerung. Damals hat es von uns einiges an Kritik gegeben rund um das Projekt „Meiselmarkt", Absiedlung des Markts, Übersiedlung in die Halle hinein mit allen Schwierigkeiten, die es gegeben hat und so weiter und so fort. Dann hat es ein Projekt in der Gasse daneben gegeben. Das hat auch nicht richtig funktioniert. Also da waren einige Probleme. Ein paar Kolleginnen und Kollegen sind noch da, die sich vielleicht noch an diese Diskussion, die sehr heftig geführt wurde, erinnern können. Damals hat es eben geheißen, das wohnungsnahe Grün, der Park, ist der Ausgleich für die Bevölkerung, die vorher mit dem Wasserbehälter ein Grünreservat zur Verfügung gehabt hat, das aber nicht begehbar und betretbar gewesen ist. Weil es eben der Wasserbehälter gewesen ist, verzichtet man auf einen Teil dieser Flächen, ein Teil der Flächen wird bebaut, aber dafür bekommt die Bevölkerung im 15. Bezirk einen Ausgleich.

Nebenbei bemerkt hat die Bevölkerung den Bezirksvorsteher nicht gewählt, Herr Kollege Stürzenbecher. Ich gehe davon aus, dass Ihnen die Stadtverfassung und das Wahlrecht in dieser Stadt bekannt sind. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Er ist demokratisch legitimiert!) Sie haben gesagt, der Bezirksvorsteher ist von den Fünfhauserinnen und Fünfhausern gewählt worden. Das ist er nicht! Gewählt ist er worden, ich weiß nicht, mit wie vielen Stimmen, zumindest mit denen der Mandatare der SPÖ. Also wenn wir schon genau sein wollen, dann seien wir ganz genau! Der Bezirksvorsteher wird nicht von der Bevölkerung gewählt. Wir können aber gerne in der nächsten Reform darüber diskutieren, dass wir dann zu so einer Lösung kommen. Dagegen habe ich nichts. 

Auf alle Fälle ist damals gesagt worden, wir verbauen deshalb das Areal dort, dieses Grünareal, bislang nicht begehbar für die Bevölkerung, aber dafür kommt ein Park und das wohnungsnahe Grün für die Bevölkerung, die dann dort hinzieht, ist somit sichergestellt. Das ist damals in den Ausschüssen noch diskutiert worden. Heute ist das ein bisschen anders. Offensichtlich hat sich die Dampfwalze der SPÖ schneller in Bewegung gesetzt, als wir es wahrhaben wollten. Unter anderem ist noch über Ergebnisse der Infrastrukturkommission diskutiert worden. (GR Dr Herbert Madejski nickt zustimmend.) Der Kollege Madejski nickt, weil er auch einer gewesen ist, der damals schon da gewesen ist und sich noch an das Ganze erinnern kann. Damals hat es auch noch einen internationalen Stadtplanungsbeirat gegeben, wo solche Projekte vorgelegt worden sind. Da sind Meinungen eingeholt worden. Damals hat es geheißen, und das war auch die Prämisse der Zustimmung durch die Infrastrukturkommission, dass das ein Park wird. 

Ob das jetzt ein Park ist oder nicht, überlasse ich Ihrer Phantasie, wenn man sich das in der Natur ansieht. Nur da hätte die Stadt Wien schon längst, als das errichtet wurde, nachstoßen und sagen müssen, mit einem Park hat diese Wiese und dieses, wie Sie es jetzt nennen, begrünte Dach überhaupt nichts zu tun. Aber zu evaluieren, nachzusehen und dann womöglich noch den Finger draufzulegen, ist noch nie die Stärke der Sozialdemokratie gewesen, sondern die Stärke der Sozialdemokratie ist immer gewesen, hier herinnen viel Wind zu machen, ein großes Quaqua und in der Realität dann Schwamm drüber, die Leute werden es schon vergessen. Nur die Leute vergessen nicht. Es gibt großen Unmut. Wenn man denen dort jetzt erklärt, statt der Wiese, dem begrünten Dach, was auch immer das dort ist, kommt jetzt ein Wohnblock hin, ist von allen die Reaktion: „Warum hat man nicht einen gescheiten Park daraus gemacht?" 

Das Problem sind unter anderem Schülerinnen und Schüler einer nahe gelegenen Schule, die in ihren Freistunden, in ihrer Freizeit, dieses begrünte Dach und die angrenzenden Flächen genutzt haben, wo Sie sagen, die haben das devastiert und was weiß ich was alles, nämlich in Ermangelung von Freiflächen, weil sie bei der Schule dort keine Freiflächen haben, weil die einzige Freifläche, die sie haben, genau 2,60 m Gehsteig vor der Schule ist. Das ist die einzige Freifläche, die ihnen zur Verfügung steht. 

Die Wiener Sozialdemokratie versetzt sich jetzt in die Lage: Na gut, wir wissen nicht, was wir damit machen sollen. Für die Schüler haben wir auch kein Angebot. Geld wollen wir auch keines in die Hand nehmen. Dann betonieren wir zu. - Das kann nicht die Lösung sein! Herr Kollege Stürzenbecher, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ, nehmen Sie zur Kenntnis, dass gerade dieser Bezirk es dringend notwendig hätte, einen funktionierenden Park mitten im Bezirk zu haben! Jetzt wird verdichtet und das Problem ist, dass auf diese Infrastrukturkommission überhaupt kein Wert mehr gelegt wird. Ich weiß nicht einmal, ob es sie noch gibt oder ob sie irgendwo in einem Besenkammerl irgendwie ihr Dasein fristet. Denn wenn man tatsächlich dieser Infrastrukturkommission dieses Projekt vorlegen würde und gleichzeitig dazusagt, die Wiese, das begrünte Dach, oder wie immer das Ding auch heißen mag, kommt jetzt weg, es kommt zusätzlicher Wohnraum dazu, dann ist die erste Frage dieser Personen, wo das wohnungsnahe Grün ist. Das ist noch immer im Stadtentwicklungsplan, auf den Sie sich immer berufen, festgeschrieben.

Ich sage noch einmal, hier herinnen wird von der SPÖ groß Quaqua gemacht und draußen ist alles vergessen. In dem Moment, wo Sie durch diese Doppeltüre hinausgehen, haben Sie offensichtlich irgendwie eine Blockade, um das mitzunehmen, was hier herinnen geredet wird und es dann draußen bei der Bevölkerung tatsächlich zu vertreten. Das ist schändlich! Das ist wirklich eine, verzeihen Sie mir jetzt den Ausdruck, ganz miese Vorgangsweise, weil Sie die Leute draußen am Schmäh halten, anlügen und ihnen Geschichten erzählen! Aber ich sage Ihnen jetzt von dieser Stelle aus, lange wird sich die Bevölkerung das nicht mehr gefallen lassen! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit, da es keine Abänderungsanträge gibt, gleich zur Abstimmung über die Postnummer 55 kommen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Ich nehme nicht an, dass das eine Zustimmung war. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, ich habe nur mit dem Kollegen über den Mehrwert gesprochen!) - Also mit den Stimmen der Sozialdemokraten so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 57 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 16. Bezirk, KatG Ottakring. 

Es gibt hier keine Wortmeldung. 

Ich weise nur auf § 25 hin. Mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder ist anwesend. Wir können abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 58 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen eines Grundstücks im 22. Bezirk. Der Berichterstatter, Herr GR Dr Troch, wird einleiten.

Berichterstatter GR Harald Troch: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr StR Herzog hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zum Tagesordnungspunkt selbst, Verkauf einer Liegenschaft in Stadlau, werden wir unsere Zustimmung geben, nehmen aber das, nicht alleine, auch andere machen das, zum Anlass, über etwas zu sprechen, was für Wien offensichtlich genauso wichtig ist wie für Österreich, andere Länder und auch für die EU, nämlich die Aufzugsprobleme, die neuerdings die Runde machen. 

Ein EU-Kartellverfahren hat vier führende Aufzugs- und Rolltreppenhersteller verurteilt. Die müssen ein Bußgeld in der Höhe von fast einer Milliarde entrichten. Die beteiligten Firmen Otis, Kone, Schindler, ThyssenKrupp sind zu diesem verbrummt und verurteilt worden. Dieses Bußgeld ist das höchste jemals von der EU verhängte Strafmaß, das in diesem Sinne verhängt wurde und bezieht sich auf Tätigkeiten rund um Aufzugsfirmen in vier Ländern, in Deutschland und Benelux, das heißt, in Belgien, in Luxemburg und in den Niederlanden. Die Höhe der Strafe ergibt sich auch daraus, dass der Missbrauch dieses Kartells durch 20, 30 Jahre gelaufen ist. 

Österreich hat sich daran nicht beteiligt, ist nicht in diesem EU-Kartellverfahren enthalten, doch es läuft nicht zufälligerweise ein österreichisches parallel dazu. Zwei österreichische Niederlassungen von diesen Firmen, nämlich die von den Liftherstellern ThyssenKrupp und Otis, haben vor Bekanntwerden der EU-Strafen eine Selbstanzeige bei der Bundeswettbewerbsbehörde gemacht und haben dadurch eine Art Kronzeugenregelung in Anspruch nehmen können, womit sie eine Besserbehandlung zu gewärtigen haben. 

Was nun Österreich betrifft, ist das doch ein auch für Wien zutreffender hoher Schaden, der zu Stande kommt. Es betrifft doch Zigtausende Lifte und Rolltreppen in Österreich. 80 Prozent des Markts hat sich dieses Kartell aufgeteilt. Sowohl die Herstellungs- als auch die Wartungskosten sind, wie gesagt, durch vielleicht 30 Jahre massiv überhöht gelaufen, um mindestens 20 Prozent erhöht. Das hat der Chef der BUWOG festgestellt. Die Immofinanz, einer der größten Eigentümer in Österreich, hat nunmehr eine Klage am Kartellgericht eingebracht. So werden zusätzlich zu den EU-Strafen nicht nur in Österreich, sondern auch in anderen Staaten, in Deutschland oder sonstwo, massive Klagen auf Schadenersatz auf die betreffenden Firmen zukommen. Die vorsichtige Schätzung liegt bei einem Schaden von 200 bis 250 Millionen EUR. Auch die Mieter haben das, in Wien oder anderswo, naturgemäß mittragen müssen. Die Liftkosten sind oft genug hinter Hauswartskosten, die in Wien naturgemäß auf Grund des Wegfalls derselben schrumpfend sind, die zweithöchsten Kosten, die anfallen können. Es hat bei den betreffenden Firmen in Österreich auch ein Köpferollen gegeben. Die Chefs von Kone, von Schindler und von Otis wurden abgelöst. Man sieht also, es hat sich etwas bewegt. 

Seit dem Ende der 80er Jahre, wie gesagt, ist dieses Kartell vorhanden gewesen. Dem war offensichtlich nicht zu entkommen. Neben Preisabsprachen für Errichtung, Wartung und Modernisierung der Anlage hat es auch ein Gebiets- und Kundenaufteilungsabkommen gegeben. Das ist natürlich jetzt etwas, wo ich mich frage, was Wien und Wiener Wohnen betreffend ist. Wien ist schließlich durch Wiener Wohnen als größter Hausherr Österreichs hauptbetroffen. Ich stelle einmal fürs Erste fest, dass Sie sich den Fall sehr genau anschauen und beobachten. Sie prüfen diese Materie. Ich glaube aber nicht, dass es Wiener Wohnen 30 Jahre lang entgangen sein kann, dass hier Absprachen und Kartelle sind. Zumindest können Sie nicht übersehen haben, dass es Gebietsaufteilungen gibt. Das müssten Sie auf alle Fälle bemerkt haben. Wieso da keine Beobachtung erfolgt ist, weiß ich nicht. 

Festzustellen ist auf alle Fälle, dass das Kontrollamt bereits 2002 in einem Bericht darauf hingewiesen und von unplausiblen und zu hohen Preisen der Herstellerfirmen gesprochen hat. Ich weiß nicht, ob man das nachweisen können wird, ob es wirklich Absprachen zwischen Wiener Wohnen und den Firmen gegeben hat, die die Liftkosten bei der Errichtung etwas tiefer und dafür die Wartungskosten relativ hoch angesetzt haben, was einen deutlichen Schaden bei den Mietern von Wiener Wohnen zur Folge gehabt hat. Natürlich sind auch alle Mieter in Privathäusern und alle öffentlichen Gebäude, die entsprechende Einbauten vorgenommen haben, von diesen Dingen betroffen gewesen. 

Daher wird mein Kollege Madejski einen entsprechenden Antrag einbringen, um die Herstellung der ortsüblichen Preise in diesem Bereich wieder herzustellen. Ich darf feststellen, dass hier ein ganz dringender Handlungsbedarf besteht, weil mit diesen Dingen auf einmal etwas hochkommt, wo locker 70 EUR für jeden Mieter als Schaden festzustellen ist und das auf 30 Jahre hochgerechnet ein ungeheurer Betrag ist. Der Handlungsbedarf von Wiener Wohnen ist ein großer! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Kenesei hat sich gemeldet. - Bitte zum Rednerpult. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich will weder die Nerven noch die Zeit, vor allem der Sozialdemokratischen Fraktion, strapazieren. Mir würde zu der Evaluierung von Verträgen mit Aufzugsfirmen in dieser Stadt einiges einfallen. Ich könnte einige Mutmaßungen anstellen, warum man sich so lange nicht darum gekümmert hat, warum es eigentlich diese Wartungsverträge gegeben hat. 

Ich kann mich noch daran erinnern, in der Wohnung meiner Eltern ist dieses Thema auch aufgekommen. Großer Unmut bei den Bewohnerinnen und Bewohnern. Dann ist in vollmundigen Worten erklärt worden, wie billig das jetzt werden wird, wenn es diese Zehnjahreswartungsverträge gibt. Ich glaube, ich brauche die Geschichte nicht weiter zu erzählen. (GR Marco Schreuder: Das ist richtig!) Von billiger keine Spur! Von einem besseren Funktionieren? Na ja, was erwartet man von einem Aufzug? Man steigt unten ein, drückt auf einen Knopf und kommt dort hin, wo man hin will, die Türe öffnet sich und man geht wieder hinaus. Das ist der Normalfall. In die umgekehrte Richtung sollte es auch funktionieren. Wenn ein technisches Gebrechen ist, informiert man entweder die Notrufnummer oder wenn man stecken bleibt, aber das ist im seltensten Fall, kommt die Feuerwehr und hilft einem. 

Das Einzige, was sich nach der Beschlussfassung tatsächlich geändert hat, ist, dass die Aufzugskosten explodiert sind. Es sind diverseste Arbeiten gemacht worden, die dann plötzlich nicht mehr in dem Wartungsvertrag drinnen gewesen sind. Der Wartungsvertrag selbst hat eine Evaluierung erfahren, die atemberaubend gewesen ist, nämlich hinauf mit den Preisen. Es sind alle Kosten derart gestiegen, dass einem schwindlig geworden ist, wenn man sich die Betriebskostenabrechnungen angesehen hat. Siehe da, jetzt kommt man darauf, dass irgendetwas mit den Herstellern der Aufzüge nicht funktioniert.

Aus diesem Grund, um die Thematik ein bisschen weiterzuführen und die Stadt Wien auch in eine Situation zu bringen, vielleicht den einen oder anderen Euro zurückzubekommen oder in Zukunft einzusparen, gibt es von meinem Kollegen Ing Mag Bernhard Dworak und mir einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Evaluierung von Verträgen von Aufzugsfirmen mit Wiener Wohnen. Die Aufzüge werden in Österreich zu 80 Prozent von vier Herstellern angeboten und vertrieben. Die EU-Wettbewerbsbehörde hat hierzu festgestellt, dass sowohl in Deutschland, Luxemburg, Belgien und den Niederlanden Preisabsprachen stattgefunden haben. Es ist also durchaus nahe liegend, dass Österreich nicht als Insel der Seligen angesehen wird, sondern dass die Verdachtsmomente bei diesen vier Firmen auch auf Österreich übertragen werden können. Die Bundeswettbewerbsbehörde ermittelt in Österreich bereits seit Jahren wegen des Verdachts überteuerter Serviceverträge und massiver Absprachen bei Angebotspreisen. In Österreich kann es zu einem geschätzten Schaden von mehr als 250 Millionen EUR kommen.

Es ist daher der Beschlussantrag: „Der zuständige Stadtrat soll alle notwendigen Schritte ergreifen, eine Überprüfung durchzuführen, inwieweit Wiener Wohnen und Wohnungen, die aus Mitteln der Wohnbauförderung gebaut wurden, von Absprachen und einer möglichen Kartellbildung betroffen sind und welche finanziellen Einbußen daraus entstanden sind. Ferner wird verlangt, dass rechtliche Schritte ergriffen werden, die eine Rückzahlung zuviel bezahlter Betriebskosten erwirken sollen, damit auch eine Rückzahlung an die Mieterinnen und Mieter von Wiener Wohnen ermöglicht wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um an das anzuschließen, was ich zu Beginn gesagt habe, meine Mutmaßungen: Ich will niemandem hier im Hause, und schon gar nicht der Sozialdemokratie, unterstellen, dass es irgendein Naheverhältnis mit irgendeiner dieser Firmen oder mit mehreren Firmen gibt, dass es Vergünstigungen oder sonstige Bonifikationen gegeben hätte, die durchaus von irgendjemandem lukriert werden. Ich glaube auch, dass Wiener Wohnen durchaus immer versucht hat, hier korrekt vorzugehen. Nichtsdestotrotz haben, und das beweisen leider die vielen Fälle im benachbarten Ausland, diese Auftragsfirmen offensichtlich doch eine Masche entwickelt, auf die sehr viele kommunale und auch private Käufer hereingefallen sind, die mit diesen Kartellabsprachen und mit den überhöhten Preisen umgehen haben müssen. 

Wenn sich eine Chance ergibt, würde ich vorschlagen, diese zu ergreifen, denn so oft wird es nicht sein, dass sowohl die Kartellbehörde als auch die Bundeswettbewerbsbehörde eingreifen. Das ist schon ein massiver Hinweis. 

Ich würde sehr empfehlen und ich würde sehr bitten, unseren Antrag anzunehmen, denn es geht wirklich um sehr viel Geld und vor allem geht es um Geld der Wienerinnen und Wiener! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde mich nicht auf das Niveau der Mutmaßungen und der ewigen Unterstellungen der Opposition begeben, sondern ich denke, man sollte diesem wichtigen Problem und dieser wichtigen Situation mit Realität und Sicherheit begegnen. Dazu zuerst einmal eine Klarstellung: Die Mieterinnen und Mieter sowie die Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigentümer stehen immer im Mittelpunkt der Wiener Wohnbaupolitik und Wohnungspolitik. An oberster Stelle steht die Sicherheit der Menschen, die in unserer Stadt wohnen. Und Wohnsicherheit bedeutet, dass die Aufzugsanlagen ordentlich errichtet und gewartet werden. 

An diesem Punkt ist offensichtlich etwas geschehen, auf das die Stadt keinen Einfluss gehabt hat. Über ein Kartell, bestehend aus vier großen internationalen Aufzugsfirmen, wurde von der EU-Kommission die Zahlung von knapp einer Milliarde Euro verhängt. Offensichtlich haben diese vier Firmen Preisabsprachen getroffen, die letztendlich zu Lasten der Mieterinnen und Mieter gehen. Davon ist nicht nur die Stadt Wien betroffen, sondern ist ganz Österreich, ja ganz Europa betroffen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch die Österreichische Bundeswettbewerbsbehörde ermittelt in diesem Fall. Schließlich ist für den Vollzug des gemeinwirtschaftlichen Wettbewerbs nicht nur die EU-Kommission zuständig, sondern auch die nationale Wettbewerbsbehörde, geht es doch um überhöhte Kosten in der Größenordnung von einigen Hunderten Millionen Euro österreichweit. Diese Situation ist für diese Stadt neu. Jetzt geht es darum, die richtige Schritte zu setzen, damit den Mieterinnen und Mietern geholfen wird. Diese Schritte müssen aber wohl überlegt sein. Ein Hüftschuss ist mit Sicherheit ein ungeeignetes Mittel. Gerade bei Klagen auf EU-Ebene muss man mit großer Vorsicht und wohl überlegt handeln. Derzeit beraten nicht nur die Wiener Rathausjuristen über die richtige Vorgangsweise, sondern Juristen in neun Bundesländern, Tausenden Gemeinden und Betrieben sowie zig Gebietskörperschaften, denn den Stein der Weisen hat leider Gottes noch niemand gefunden. Es geht nicht nur um die 7 500 Aufzüge bei Wiener Wohnen, sondern um Hunderte Rolltreppen und um zig Aufzüge in ganz Österreich. Sicher ist auch, ein derartiges Verfahren wird Monate, wenn nicht Jahre dauern. Schließlich steht es den betroffenen Firmen zu, alle Rechtsmittel auszuschöpfen. Da Österreich, Gott sei Dank, ein Rechtsstaat ist, hat das seine zeitlichen Auswirkungen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will mit diesen Aussagen klar machen, dass wir von einem voreiligen Jubel Abstand nehmen sollten. Es ist noch lange nicht soweit, dass die Mieterinnen und Mieter weniger Gebühren für die Aufzugswartung zahlen. Es ist noch ein weiter Weg, bis sie, leider Gottes rückwirkend, Retourzahlungen erhalten werden. Damit aber kein Missverständnis entsteht, das Verhalten der vier Aufzugsfirmen ist skandalös und verurteilungswürdig! Ein Kartell zwecks Preisabsprachen, das 80 Prozent des Markts beherrscht, widerspricht nicht nur dem EU-Recht und dem österreichischen Recht, sondern jedem internationalen Recht! So etwas darf nicht toleriert werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Deshalb bin ich auch sehr froh über die EU-Kommission, die dieses Treiben beenden wird. Aber erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang eine kleine Bemerkung: Hier sieht man im Übrigen auch, dass das viel gescholtene Brüssel durchaus positive Auswirkungen auf das Leben in unserer Stadt, in Wien, hat.

Resümee: Wir von der Sozialdemokratischen Partei wollen die beste Lösung für die Wienerinnen und Wiener! Wir wollen dabei nichts übereilen und wir wollen für die Mieterinnen und Mieter das Beste herausholen! Wir wollen das mit Sicherheit! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Madejski, bitte. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine ganz kurze Replik auf meine Vorrednerin: Sie hat gesagt, sie ist immer zum Wohle der Wienerinnen und Wiener und vor allem der Mieter der Gemeindewohnungen da. Ich erinnere daran, immer ist das nicht so. Es hat zum Beispiel bei den Versicherungen, die die Stadt Wien pauschal mit der Wiener Städtischen auf 20 und 30 Jahre abgeschlossen hat, Jahre gedauert, bis sich die Meinung geändert hat, dann Angebote eingeholt wurden und auch andere Versicherungen zum Zuge kamen. Wir wissen heute, dass in Wirklichkeit die Versicherungssummen in den 90er Jahren weit überhöht waren, als nur Monopolbetriebe wie die Wiener Städtische im Einsatz waren und danach die Versicherungssummen teilweise um zirka 15 bis 20 Prozent gesenkt wurden. Nur zu Ihrer Bemerkung, dass Sie immer zum Wohle der Wienerinnen und Wiener agieren.

Meine Damen und Herren, der Schaden hier ist für die Stadt sehr groß, einmal nicht in Richtung Gemeindebauten, sondern für sie selbst mit Rolltreppen, Liften, öffentlichen Gebäuden et cetera. Das ist einmal das Erste. Hier wird die Stadt Wien ebenfalls rechtlich schauen müssen, dass sie von diesen Firmen, die da beteiligt waren, etwas zurückbekommt, aber nicht wenig, sondern wirklich eine ordentliche Klage vorbereiten.

Der Schaden für die Stadt ist weiters in den Gemeindebauten selbstverständlich, weil ein Teil der Liftwartungskosten direkt aus der Mietzinsreserve beziehungsweise auch ein Erhaltungsbeitrag geleistet werden muss. Auch hier ist der Schaden einmal für die Stadt, in letzter Konsequenz selbstverständlich für die Mieter im Bereich ihrer Betriebskosten. 

Da ist etwas Eigenartiges passiert, gar nicht betreffend das Kartell, es hat nur eine massive, zusätzliche negative Auswirkung für die Mieter. Die Stadt Wien hat in den letzten Jahren klammheimlich, ohne Medienaufmerksamkeit die Wartungsverträge zum Nachteil geändert, ohne dass das irgendjemandem groß aufgefallen wäre. Aber immerhin haben derzeit, und das ist wirklich fies, meine Damen und Herren, ohne dass es die Mieter wussten oder mitbekommen haben, bis auf einige wenige Kämpfer in Mieterbeiräten, die wir alle schon kennen, 80 Prozent aller Gemeindebauten, die Lifte haben, in den letzten zweieinhalb Jahren statt den üblichen vorgeschriebenen Grund- und Teilwartungsverträgen klammheimlich Vollwartungsverträge erhalten, die in Wirklichkeit überhaupt nicht bei den Betriebskosten absetzbar sind!

Was haben Sie gemacht? Sie haben diese Vollwartungskosten und Vollwartungsverträge einfach im Verhältnis 50 zu 50 zwischen Hausherrn, sprich Wiener Wohnen, und den Mietern aufgeteilt und haben gesagt, es sind eh alle einverstanden, es gibt Schlichtungsstellenverfahren, wenn nicht gewonnen, gehen die zum Bezirksgericht und so weiter, zum Nachteil der Mieter, denn die müssen jetzt erstens 30 Prozent höhere Wartungsverträge zahlen und dazu noch 50 Prozent, die sie eigentlich rechtlich nach dem Mietrechtsgesetz überhaupt nicht zahlen müssten. Im Mietrechtsgesetz steht nämlich, die Erhaltungspflicht, und ein Vollwartungsvertrag ist Erhaltung, geht weit über die Grundwartung wie Stromkosten und Ersatz hinaus, ist einfach Sache des Hauseigentümers, der Stadt Wien. Sie teilen die Kosten 50 zu 50 auf die Mieter auf! Ich garantiere Ihnen, dass hier noch eine Fülle von Schlichtungsverfahren und eine Fülle von Gerichtsverfahren kommen werden! Hier hat der neue StR Ludwig, der dafür nichts kann, sondern neu gekommen ist, sicherlich ein schweres Erbe angetreten, obwohl man das in der Öffentlichkeit gar nicht so sieht. Das Kontrollamt prüft die Wiener Hausbetreuungs GesmbH. Ich bin schon gespannt auf diesen Bericht. Jetzt haben wir die Liftgeschichte und es gibt Schlichtungsstellenverfahren en masse betreffend diese Liftwarteverträge.

Meine Damen und Herren, das ist rechtlich nicht gedeckt, was Sie hier tun! Weil die Mieter rechtlich gar nicht in der Lage sind, bei ihrer Betriebskostenabrechnung festzustellen, ob das ein Vollwartungs- oder Teilwartungsvertrag ist und das immer unter „Liftwartung" gezahlt haben, ist das nie aufgefallen. Es ist ihnen nur aufgefallen, dass der Betrag höher geworden ist. Da hat man den Mietern erklärt, ich war zum Beispiel Am Schöpfwerk, dass jetzt alles viel besser ist, wir bessere Konditionen kriegen, mehr ausgewechselt wird, die Sicherheit besser ist und es im Übrigen eh nicht viel teurer ist.

Meine Damen und Herren, ich finde das an sich wirklich fies, was Sie hier bei Wiener Wohnen beziehungsweise in der Stadt mit den Mietern gemacht haben, und zwar unabhängig von diesem Kartell, was man den Mietern unbedingt zurückerstatten sollte. Die Stadt Wien könnte durchaus einmal Vorleistungen treffen, das hat nichts mit einem Schnellschuss zu tun, um den Mietern das Gefühl zu geben, wir stehen in dieser Sache hinter ihnen, wir machen rechtlich alle möglichen Verfahren, eröffnen eine Planke gegen dieses Kartell und warten nicht auf Jahre hinaus ab, bis man irgendein Gutachten oder irgendeine Behörde hat, die uns dann sagt, die Mieter müssen etwas zurückbekommen. Da sind Sie als größter Hausherr Österreichs und selbstverständlich Wiens jetzt gefordert! 

Deswegen bringen wir hier einen Beschlussantrag ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, alle Maßnahmen, besonders rechtliche Schritte, im städtischen Wohnbau gegenüber den Aufzugsfirmen zu ergreifen, damit die ortsüblichen Preise wieder hergestellt und die Betriebskosten gesenkt werden. Der den Mietern bisher entstandene Schaden durch das Aufzugskartell ist umgehend durch die Stadt Wien auszugleichen. 

Wir ersuchen um sofortige Abstimmung.“ 

Ich hoffe, dass Sie hier im Sinne der Mieterinnen und Mieter mitgehen und in Zukunft auch die Vollwartungsideologie, die Sie haben, wo ich mich schon frage, warum man das wirklich gemacht hat, schleunigst aus den Betriebskostenabrechnungen herausnehmen! 

Wir werden die Mieter in einer großangelegten Aktion davon informieren, dass sie in Wirklichkeit 50 Prozent ihrer Betriebskosten, was die Lifte betrifft, zu viel bezahlt haben! Da können Sie sicher sein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Damit ist dieser Antrag einstimmig angenommen.

Ich lasse nun die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen. 

Zunächst den von der ÖVP, betreffend Evaluierung von Verträgen von Aufzugsfirmen mit Wiener Wohnen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist nicht angenommen.

Der nächste Antrag ist von der FPÖ und betrifft das Aufzugskartell. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich Zustimmung bei FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist nicht angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 59 der Tagesordnung. Es handelt sich um den Verkauf von Grundstücken in der KatG Klosterneuburg. 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Daher kann ich gleich zur Abstimmung kommen. Die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder ist gegeben.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 44 der Tagesordnung. Diese Postnummer betrifft das Plandokument 7654 im 13. Bezirk. Berichterstatter ist Herr GR Dr Mayer. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Alois Mayer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren! 

Es ist wieder so ein Moment, da würde ich mir wünschen, dass der Günter Kenesei noch bei den GRÜNEN wäre. Dann würden ein paar von den GRÜNEN jetzt einen Juckreiz kriegen. In dem Fall wäre es mir sehr recht, weil der Günter Kenesei zwei Redner nach mir hinausgehen und das Zustandekommen dieses Plandokuments in der Luft zerfetzen würde, wenn er noch bei den GRÜNEN wäre. Ich kann mich noch erinnern, „Flächenwidmungsskandal", hat die Opposition immer gesagt, die SPÖ hat gesagt: „Es gibt keinen Flächenwidmungsskandal." Der Günter Kenesei hat solche Fälle liebend gern aufgegriffen, das waren für ihn aufgelegte Elfmeter, und diese in der Luft zu Recht zerrissen. Heute macht er Folgendes: Er ist nicht da. Auch wenn er hier wäre, würde er Politik nach dem Schema: „Wessen Brot ich esse, dessen Lied singe ich." machen und würde brav den Mund halten, weil bei diesem Plandokument ganz massiv ÖVP-Interessen bedient werden. Ich hoffe, die ÖVP hat heute nicht wieder ihren leicht angerührten Tag, so wie voriges Mal, wo die Mandatare dann geschlossen Mittagessen gegangen sind, sondern kann auch ein bisschen etwas einstecken. Beim Austeilen genieren Sie sich manchmal auch nicht so sehr. 

Beim Plandokument 7654 in Ober St Veit gibt es eine interessante Vorgeschichte, die man in wenigen Worten darlegen kann. Im Ortskern von Ober St Veit gibt es die so genannten Streckhöfe. Ortsspezifisch gibt es vorne ein altes Bauernhaus, das geht dann weit nach hinten, ein Hof, teilweise Landwirtschaft, zumindest früher genutzt. Diese Streckhöfe gehören zum Ortsbild von Ober St Veit. Einer dieser Streckhöfe liegt in der Einsiedeleigasse 4-6. Die Vorbesitzer haben sich viele Jahre lang vergeblich bemüht, eine kleine Aufwidmung herbeizuführen. Das ist am Widerstand der SPÖ, aber natürlich auch am Widerstand des ÖVP-Bezirksvorstehers gescheitert. Irgendwann haben sie dann den Hut darauf geschmissen, haben entnervt und sehr billig verkauft. Wer hat es gekauft? Die Leasing- und Immobilientochter einer pechschwarzen österreichischen Großbank. Und dann hat sich das ganz Blatt gewendet. (GR Norbert WALTER, MAS: Gott sei Dank!) Es hat natürlich ein bisschen gedauert, weil dazwischen noch eine Wahl zu schlagen war. Das hat die ÖVP dann natürlich etwas aufgeschoben. Aber auf einmal war das Ganze schon nicht mehr so ein großes Problem. Die Aufwidmung wird heute und hier beschlossen. (GR Günter Kenesei betritt die Sitzreihen der ÖVP.)

Danke, Günter, dass du gekommen bist. (GR Günter Kenesei: Bitte, gern, Herr Kollege!) Ich nehme an, du wirst trotzdem nichts sagen. (GR Günter Kenesei: Schwimmender Karpfen!) 

Was sich noch sehr gut getroffen hat, ist, dass es auch personelle Verpflichtungen gegeben hat und noch immer gibt, weil praktischerweise einer der drei Geschäftsführer dieser Leasing- und Immobilienfirma der größten österreichischen schwarzen Bank Kassier der ÖVP-Hietzing ist. So ein Zufall! 

Was ist passiert? Was passiert heute? Was ist im Bauausschuss passiert? Eine Aufwidmung ist auf einmal kein Problem mehr. Auf einmal darf 11 m hoch gebaut werden. Zuerst wollten Sie 13 m haben. Das wäre ein bisschen zu auffällig gewesen. Aber ich wette, die 13 m werden der ÖVP im Bezirk kein Problem bereiten. Es gibt ja den § 69, den die ÖVP, wenn es opportun ist, natürlich kritisiert, aber ich nehme an, in diesem Fall wird es opportun sein, diesen § 69 zu nützen. Schlussendlich wird das Haus dort, das die Raiffeisentochter macht, sicher 13 m hoch werden.

Ein aufgelegter Elfer, kann man einem alten Fußballer wie dem Günter Kenesei, dem Fußballpräsidenten, sagen. Ein aufgelegter Elfer wäre das gewesen. (GR Günter Kenesei: Ein Präsident muss nicht spielen!) Ich glaube, diesen Elfmeter wird der Obmann heute nicht nützen. (GR Günter Kenesei: Du kannst schon beim Präsidenten bleiben! Ehre wem Ehre gebührt!) Der Günter Kenesei macht genau die gegenteilige Politik, die er noch vor einigen Jahren in den Reihen der GRÜNEN in der Planung, in der Flächewidmung gemacht hat. 

Es hat sich dort in Ober St Veit schon vor einiger Zeit massiver Widerstand gebildet. 900 Unterschriften sind gesammelt worden. Die Leute haben das auch dem Bezirksvorsteher übergeben, aber sie hätten es auch dem Salzamt übergeben können. Das hätte genau die gleiche Wirkung gehabt. Über die Leute wird dort mit Hilfe der beinharten Oppositionspartei ÖVP und natürlich mit Hilfe der SPÖ eiskalt drübergefahren, was nicht wirklich etwas Neues ist!

Da sieht man wieder, wie es ist, wenn es der ÖVP opportun ist, wenn sie mitmischen kann, wenn ihre finanziellen Interessen bedient werden, wie offenbar in der Donau City, wo sie mit Vorbehalt zugestimmt hat, wie auf einmal bei diesem Plandokument. Da ist keine Spur mehr von der beinharten, von der lästigen Oppositionspartei, überhaupt nicht mehr! Da sind die Schwarzen auf einmal streichelweich! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Was ist los mit Ihnen!)

Streichelweich sind sie nicht nur bei der Planung, bei der Flächenwidmung, wenn es opportun ist, sondern auch beim Fluglärm. Da bleiben wir gleich im Bezirk. Der 13. Bezirk ist, wie viele andere Bezirke, massiv vom Fluglärm betroffen. Was die Fluglärmsituation betrifft, ist diese gleichbleibend schlecht, aber hier hat es in letzter Zeit auf EU-Ebene neue Entwicklungen gegeben, die in den nächsten Monaten noch sehr interessant werden können, weil nämlich EU-Umweltkommissar Dimas, vielleicht zu Recht, vielleicht auch nicht, die Meinung vertreten hat, dass der massive Ausbau des Flughafens von 1996 beginnend bis heute und andauernd ohne UVP-Prüfung rechtswidrig ist. (GR Norbert WALTER, MAS: Hast du das dem Herrn Lhptm Pröll schon gesagt?) Da möchte ich gleich in dem Zusammenhang daran erinnern, wenn die ÖVP sagt, dass sie in Wien nichts dafür kann, dass die ÖVP von 1996 bis 2001 in der Wiener Stadtregierung gesessen ist und hier gegen diesen massiven Flughafenausbau ohne UVP-Prüfung genauso wenig wie in Niederösterreich, wo sie am Ruder ist, unternommen hat. (GR Robert Parzer: Hätten wir nach Ungarn gehen sollen?)

Wie wir diese Kritik aufgenommen haben, allein 400 Millionen EUR werden in das Projekt „Skylink" investiert, hat es geheißen, dafür brauchen wir natürlich keine UVP-Prüfung, das ist ja ein Klacks, ist ein relativ kleines Projekt. (GR Robert Parzer: Wir brauchen ja keine Arbeitsplätze!) Sie, die SPÖ, sowie betroffene Fluglärmgeschädigte haben dieses Thema aufgegriffen und gesagt, es soll ein sofortiger Baustopp Platz greifen, weil jedem kleinen Häuselbauer passiert das auch. Wenn ihm eine illegale Bauführung nachgewiesen wird, bekommt er einen Baustopp verhängt und muss den selbstverständlich auch durchführen. (GR Günter Kenesei: Der Flughafen ist nicht Tagesordnungspunkt!) 
Die ÖVP Politik, „wer zahlt, schafft an, wenn es opportun ist", greift auch hier Platz. Darum ist die ÖVP hier unheimlich leise und macht ganz im Gegenteil dem Fluglärm und der Flugverkehrslobby die Mauer, wenn der Kollege Aichinger in einer Presseaussendung 30 000 Arbeitsplätze und 10 000, die vielleicht irgendwann einmal geschaffen werden, gefährdet sieht, durch einen Baustopp sofort verloren zu gehen. Bitte schön, wer soll denn das glauben? Das kann er der JVP bei einer Wallfahrt, am Abend, wenn sie mit der Gitarre zusammensitzen, erzählen, aber nicht einem mündigen Bürger und Fluglärmgeschädigten. 

Zum Zweiten sollten Sie sich einmal mit dem Lhptm Pröll einigen, wie viele Menschen wirklich dort arbeiten. (GR Robert Parzer: 40 000!) Weil vor drei Jahren hat Dr Pröll gesagt, 15 000 Menschen arbeiten dort, heute sagen Sie 30 000 und morgen sagt der Walter wahrscheinlich 45 000. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Sie sollten nachlesen, was ich gesagt habe!) - Nein, Sie haben genau das Gleiche wie Lhptm Pröll gesagt, nur haben Sie es noch einmal aufgedoppelt und machen den Leuten Angst! Aber so dumm sind die Leute auch nicht! (GR Günter Kenesei: Der Flughafen ist doch nicht in Ober St Veit!) Die Fluglärmgeschädigten, 300 000 an der Zahl, wissen genau, dass die ÖVP gemeinsam mit der SPÖ der Oberlobbyist der Fluglärmlobby ist, meine Damen und Herren! (GR Günter Kenesei: Wir landen nicht am Himmelhof!)

Wir lehnen das ab und kämpfen weiter für eine Fluglärmentlastung in Wien! (Beifall bei der FPÖ. - GR Günter Kenesei: Jawohl, kein Flughafen am Himmelhof!)
Jetzt möchte ich mich wieder ein bisschen der SPÖ zuwenden. Beschwichtigungshofrat, eingeteiltermaßen, in Sachen Fluglärm, Kollege Valentin (GR Günter Kenesei: Jetzt kriegt der sein Fett ab!), hat gesagt, es gibt einen Feststellungsbescheid des Landes Niederösterreich, der rechtskräftig und aufrecht ist. Das stimmt natürlich alles. In einen Feststellungsbescheid kann man alles Mögliche hineinschreiben, dass Rot Grün ist und dass Schwarz Blau ist. Wenn ein Feststellungsbescheid beschlossen wird, gilt es und pickt es. Das stimmt natürlich. (GR Günter Kenesei: Ist der Flughafen jetzt in Ober St Veit?)

Ich nenne aber ein Gegenbeispiel. (GR Günter Kenesei: Kein Flughafen am Himmelhof!) Das Land Niederösterreich ist mit Feststellungsbescheiden nicht immer nonchalant umgegangen. Ich erinnere an das Jahrhunderthochwasser im Jahr 2002: Im Vorfeld hätten damals dringend notwendige Sanierungsmaßnahmen am Marchfeld-Damm Platz greifen sollen. Damals hat das Land Niederösterreich ein 18 Millionen EUR‑Projekt auf die lange Bank geschoben. Das Ergebnis ist bekannt: Dammbruch bei Jedenspeigen. Hunderte Häuser unter Wasser. 100 Millionen EUR Schaden.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr Gemeinderat! Ich darf Sie bitten, wieder ein bisschen den Bogen in Richtung Ober St Veit zu finden! 

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Wir reden gerade vom Feststellungsbescheid betreffend den Ausbau des Flughafens, und da Ober St Veit wie weite Teile Hietzings und weite Teile sowohl des Westens als auch des Südens Wiens und des Nordostens Wiens vom Fluglärm massiv betroffen sind, habe ich den Bogen hiermit auch schon wieder zu Ober St Veit gemacht. (GR Günter Kenesei: Vergessen Sie das Hochwasser nicht!)
Meine Damen und Herren! Die FPÖ und auch 300 000 fluglärmgeschädigte Bürger in ganz Wien stellen eine Forderung. Was jedem kleinen Häuslbauer passieren kann, wenn illegale Bauführung bei ihm festgestellt wird, nämlich die Verhängung des Baustopps, das soll auch jenen drohen können, die viel Geld und gute Beziehungen haben! Darum sagen wir: Im Sinne des Rechtsstaates, des Anstandes und der Gesundheit von 300 000 Menschen in ganz Wien soll sofort ein Stopp der Ausbaumaßnahmen am Flughafen Wien verhängt werden, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – GR Günter Kenesei: Halt einmal inne und denk nach! Glaubst du, wenn sie zu bauen aufhören, dass dann nicht mehr geflogen wird?) Wer hat denn das gesagt, lieber Günter? Aber Recht muss Recht bleiben, und wenn illegale Bauführungen Platz greifen, muss dagegen eingeschritten werden. 

Wir fordern daneben auch eine Deckelung der Flugbewegungen, und diese kann natürlich nicht Platz greifen, wenn der Flughafen unbegrenzt ausbaut und irgendwann ein zweiter Flughafen östlich von Wien gebaut wird. Dann wird es nie eine solche Deckelung geben. Die Flugzahlen steigen jedes Jahr um 10 Prozent, und Sie erzählen uns jedes Mal, dass die Fluglärmbelastung nicht steigt! (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Kollege Oxonitsch! Das kann sich nicht ausgehen! Diese Rechnung kann nicht stimmen! So leise werden die Flugzeuge nicht! (GR Christian Oxonitsch: Ist es illegal, oder ist es nicht illegal?) Es ist vermutlich illegal. Die EU vermutet das, und darum hat die EU, Kollege Oxonitsch, uns auch nicht drei Monate Zeit gegeben, wie üblicherweise, sondern nur einen Monat. Das hat wohl einen Hintergrund! (GR Christian Oxonitsch: Ist es nun illegal oder nicht?)
Ich habe ja gesagt, dass es vermutlich illegal ist! (GR Kurt Wagner: Vermutlich ist gar nichts!) Das ist noch nicht ausjudiziert, die Entscheidung steht noch aus. Im Sinne der rechtlichen Hygiene und wenn Sie im Interesse der Bürger handeln würden, dann würden Sie heute diesem Antrag zustimmen, meine Damen und Herren! Wer heute diesem Antrag nicht zustimmt, stellt damit zum wiederholten Male unter Beweis, dass er der Fluglärmlobby die Mauer macht. Und das lehnen wir von der FPÖ auf das Entschiedenste ab, meine Damen und Herren! 

Wir lehnen nicht nur diese Haltung von SPÖ und ÖVP ab, sondern wir lehnen auch das Plandokument mit diesen unsauberen Vorgängen zugunsten der ÖVP, die ich dargelegt habe, auf das Entschiedenste ab! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl‑Ing Gretner. – Bitte schön. 

GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Mahdalik schafft es immer wieder, sehr wenig in sehr langer Zeit zu sagen. Ich werde es dafür umso schneller machen.

Ich finde, dass dieser Plan ein Beispiel dafür ist, dass sich das Engagement der Bürgerinnen und Bürger doch zeitweise auszahlt. Und ich möchte der MA 21 ein Kompliment dahin gehend machen, dass sie doch die eine oder andere gute Anregung aufgegriffen hat. Besonders meine ich da den Spielplatz in der Sommerergasse, der zuerst verkleinert worden wäre, jetzt aber doch gesichert ist.

Was die Streckhöfe betrifft, hat Herr Mahdalik inhaltlich betreffend die Raiffeisen natürlich nicht ganz unrecht. Es wäre jammerschade, wenn dieses alte Ensemble zerstört werden würde! Wir haben uns auch für eine Ausweitung der Schutzzone ausgesprochen. Das ist aber leider nicht in dem Rahmen geschehen, wie wir uns das gewünscht hätten, und gleichzeitig wurde auch ein Bauplatz neu geschaffen.

Das sind die zwei Gründe, warum wir dieses Plandokument trotz Veränderungen ablehnen werden. Jedenfalls ist festzuhalten, dass der Ortskern rund um den Wolfrathplatz erhalten werden soll. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster ist Herr GR Valentin zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Ich möchte heute ganz sicherlich nicht zu dieser Stunde eine Debatte in der Sache selbst führen. Ich denke mir, das entspricht unser aller Wunsch! Man muss aber durchaus festhalten, wenn der Gemeinderat dieses Hauses offensichtlich sehr bewusst in die Irre geführt werden soll.

Es ist im höchsten Maße fragwürdig bis skurril, wenn eine nicht betroffene Körperschaft, nämlich der Wiener Gemeinderat, einen Baustopp, für den er thematisch nicht zuständig ist, weil das Objekt in Niederösterreich liegt, verfügen soll, und das noch gleichzeitig über eine Aktiengesellschaft, die sich auf rechtlich fundiertem Boden bewegt. Es sind nämlich all die Bewilligungen, die Kollege Mahdalik soeben als illegal bezeichnet hat, was er erst auf Zuruf des Herrn Klubvorsitzenden Oxonitsch und anderer relativiert hat, rechtens. Diese Kapitalgesellschaft hat rein formalrechtlich – und wir befinden uns in einem Rechtsstaat, auch wenn das Kollegen Mahdalik manchmal nicht recht sein dürfte – einen Feststellungsbescheid der niederösterreichischen Landesregierung. Und es handelt sich nicht um einen Befund der EU, sondern die Vorgänge sind rechtlich in Ordnung: Wenn ein Beschwerdeführer sich an die Kommission wendet, dann wird im nächsten Schritt, wenn sich die Kommission damit beschäftigt hat, die formal dafür zuständige Regierung des Landes um Stellungnahme ersucht. 

Folglich hat Frau Außenminister Plassnik ein Schreiben des Herrn Umweltkommissars bekommen, in welchem das, was in der Klagsschrift steht, Wort für Wort übernommen und als Konfrontation offeriert wird. Dass in der Klagsschrift etwa die Flugzahlen nicht stimmen und beispielsweise EU-Verordnungen angewendet werden, die aus dem Jahr 2004 stammen und sich auf Bescheide beziehen, die im Jahr 2001 in Niederösterreich gelegt wurden, das wird die Republik jetzt im Zuge einer Stellungnahme beantworten. Und am Ende des Tages wird man dann sehen, ob das, was der Privatkläger beklagt hat, der Realität entspricht oder nicht.

Tatsache ist, dass wir dafür rechtlich nicht zuständig sind und dass wir in keinster Weise einer Aktiengesellschaft, die rechtsgültige Bescheide hat, durch ein Gremium der Stadt Wien anordnen können, dass ein Bau einzustellen ist.

Grundsätzlich hat die Stadt Wien betreffend Flugbewegungen, aber auch bei allen Fragen, die die Zivilluftfahrt betreffen, keine Behördenstellung. Wir können lediglich im Zuge von Verhandlungen Verbesserungen auf freiwilliger Basis erreichen. Wir haben bis jetzt insgesamt 16 Programmbestandteile durchgebracht, die übrigens auch jenen Bezirk betreffen, aus dem Sie kommen, Kollege Mahdalik.

Abschließend gesagt: Wir können diesem Antrag selbstverständlich nicht zustimmen, weil das Ansinnen ein Irrwitz ist, dass wir jemandem in einem Gebiet etwas auftragen sollen, wofür wir nicht kompetent sind und rechtlich auch nicht als Behörde fungieren, wobei im Übrigen diese Aktiengesellschaft, die nicht mehrheitlich im Besitz der Stadt Wien ist, rechtskräftige, gültige Bescheide hat.

Ich bitte Sie deshalb, meine Damen und Herren, dem Flächenwidmungspapier zuzustimmen, das ein in hohem Maße und sinnvoll ausgereifter Vorschlag einer Flächenwidmung ist, und den Antrag, den Kollege Mahdalik eingebracht hat, abzulehnen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Dworak. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich werde nicht zum Fluglärm sprechen, ich werde nicht zum Fischsterben sprechen, ich werde überhaupt nicht zu dem reden, was sich Herr Mahdalik so vorgestellt hat, sondern ich werde ausschließlich zum Akt reden.

Zu der Art, wie er persönlich jemanden verunglimpft und in die Nähe von Korruption rückt, möchte ich aber schon feststellen, dass das sehr tiefe Schublade ist! Ich glaube, ein Pressegericht würde ihn da durchaus verurteilen und zum Kostenersatz verpflichten. (Beifall bei der ÖVP. – GR Anton Mahdalik: Es würde ihm recht geben!)
Ich möchte nun zu den Details kommen: Ein Punkt betrifft die Einsiedeleigasse 4-6, und der andere Punkt den öffentlichen Park in der Sommerergasse. – Betreffend Einsiedeleigasse ist eine Unterschriftensammlung auf Grund von ursprünglich falschen Informationen Herrn Wawras zu Stande gekommen. Zweitens: Die Firma, die dort Teile des Grundes erworben hat, hatte im Rahmen einer Bürgerversammlung ein Projekt vorgestellt, das 13 m Firsthöhe haben sollte. Absolut wird aber nur eine Firsthöhe von maximal 11 m bewilligt, und gerade, weil es eine gewisse Beziehung zwischen dem Bauwerber und dem Herrn Bezirksvorsteher gibt, werden wir sehr wohl aufpassen, dass da nichts passiert. Wenn es bei euch üblich ist, dass man jemanden in die Nähe der Korruption rückt, dann sage ich: Bei uns ist es nicht üblich, und wir werden 100‑prozentig darauf achten, dass das in Ordnung gebracht wird! (Beifall bei der ÖVP.)
Der nächste Punkt betrifft den Park: Es ist auch hier gelungen, diesen Park für die Stadt und vor allem für die Anrainer zu erhalten. Es ist ein Park, der vorher aus Bezirksmitteln hergestellt und instand gehalten worden ist, und es wäre sehr schade gewesen, wenn man diesen Park für ein Wohnbauprojekt geopfert hätte.

Außerdem wurden auch noch andere kleine Dinge gemacht, die sehr wohl im Interesse der Anrainer und Einspruchwerber waren. Darum werden wir diesem Akt auch zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ein zweites Mal zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich weise ihn darauf hin, dass seine Restredezeit vier Minuten beträgt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Herr Kollege Valentin hat den Antrag vermutlich richtig gelesen, er hat ihn aber vielleicht jetzt falsch zitiert oder wollte ihn nicht richtig verstehen. Der Gemeinderat kann keinen Baustopp verhängen, so viel ist auch mir klar, das möchte ich festhalten. Wir wollen aber eine politische Willenskundgebung im Interesse der Bürger erreichen.

Zweitens: Wenn sich Herr Kollege Dworak hier zu Wort meldet, dann ist das auch nicht weiter verwunderlich. Meines Wissens war er Bauausschussvorsitzender im Bezirk und hat das ganze Plandokument dementsprechend vorbereitet.

Vielleicht können wir uns aber in Zukunft diese ewigen Fluglärmdiskussionen ersparen, weil Kollege Gerstl eine Lösung gefunden hat. Ich habe da nämlich eine Presseaussendung vom 27.4.2007: „Gerstl zu Fluglärm: ÖVP-Wien übernimmt Vorreiterrolle bei ökosozialer Mobilität“. Darin sagt er unter anderem: „Mit der ewigen Schwarzweißmalerei betreffend Fluglärm muss in Wien endlich Schluss sein. Für die ÖVP gibt es kein Entweder‑Oder. Unsere Zeit verlangt nach größtmöglicher Mobilität bei einer Minimierung von Schadstoff‑ und Lärmemissionen.“ Das unterschreibt jeder Mann auf der ganzen Welt!

Weiter schreibt er: „Wie schon mit dem vom ehemaligen ÖVP‑Obmann und Vizekanzler Riegler entwickelten Modell der ökosozialen Marktwirtschaft bewiesen wurde, wird auch im Bereich der Mobilität eine ökosoziale Lösung zu erreichen sein. Ist es beim einen ein Miteinander von Umwelt und Wirtschaft, so ist es beim anderen ein Miteinander von Umwelt und Mobilität.“ – All das ist also kein Problem. Das sei nur angemerkt für Menschen, die sich nicht an Vizekanzler Riegler geschweige denn an seine ökosoziale Marktwirtschaft erinnern können.

Gerstl weiter: „Es müsse doch möglich sein, Umweltqualität, Schadstoffemissionen und Lärmentwicklung mit dem erforderlichen Maß an Verkehrsaufkommen, sei es am Boden, am Wasser oder, wie im konkreten Fall, in der Luft, so unter einen Hut zu bringen, dass alle damit leben können.“ – Bis daher stimmt der ganze Pressedienst und ist hervorragend. Es geht aber dann nicht mehr weiter, und es wird nicht erklärt, wie man denn das Ganze unter einen Hut bekommen soll. Vielleicht kommt noch eine Fortsetzung!

Kollege Gerstl! Auf jeden Fall könnten wir uns die lähmende Fluglärmdiskussion in Zukunft ersparen, wenn du vielleicht coram publico oder in einer Presseaussendung die ökosoziale Mobilität näher erklärst! Dafür wären wir dir dankbar! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Dworak: Drei Minuten. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Berichtigung betrifft die Tatsache, dass ich das Plandokument natürlich nicht vorbereitet habe, denn es ist erst nach den Wahlen 2005 gekommen, und der Gründruck ist vor drei Jahren gekommen.

Herr Kollege Mahdalik! Diese Art, mit den Dingen umzugehen, gefällt mir überhaupt nicht, und ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass eine Presseklage gegen Sie eingebracht worden ist! (GR Anton Mahdalik: Da fürchte ich mich aber!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es zahlt sich in Wirklichkeit gar nicht aus, nur so viel: Herr Mahdalik! Sie haben sich selbst ins Eck gestellt. Dazu ist nichts weiter zu sagen. – Danke. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Alois Mayer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich jetzt kurz zurückerinnert. Es ging, glaube ich, ursprünglich um das Plangebiet Firmiangasse, Plan 7654, der hier auch behandelt wurde. 

Grundsätzlich möchte ich sagen: Man darf nur zum Akt sprechen, ich erlaube mir aber auch einen kleinen Ausrutscher in Richtung Kollegen Mahdalik: Ich bin auch gegen den Fluglärm, speziell, wenn er von Eurofightern kommt. Die sollen auch nicht über Ober St Veit fliegen!

Ansonsten hat der Antrag, den Sie gestellt haben, eigentlich nichts mit dem Akt zu tun. Darum empfehle ich auch dessen Ablehnung.

Zum Akt selbst: Er wurde, auch in der Bezirksvertretung, ausführlich behandelt, und es wurde alles gesagt. Auf die Bürgerwünsche wurde eingegangen. Hinsichtlich der berechtigten Ängste wie zum Beispiel im Zusammenhang mit dem Erholungsgebiet und dem Park erfolgten Klarstellungen. Ich glaube, die Hietzinger Bürgerinnen und Bürger können zufrieden sein mit der Arbeit des Gemeinderates, und die Fraktion der Sozialdemokraten in Hietzing wird darauf achten, dass die Freiheitlichen zufrieden sind. Dass Ausnahmegenehmigungen grundsätzlich nur nach eingehender Prüfung entschieden werden, ist bekannt, und betreffend die Raiffeisenbank werden wir ganz genau aufpassen, was geschieht.

Machen Sie sich keine Sorgen: Sie haben einen tollen Vertreter auch in unserem Bezirk, der zumindest medial sehr deutlich und laut schreit! Etwas anderes darf ich nicht sagen, weil ich nur zum Akt sprechen darf. Ich empfehle, dem Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich lasse nun über den Antrag des Berichterstatters abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun den Beschlussantrag der FPÖ betreffend Flughafen Schwechat abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle Zustimmung bei FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist nicht angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 45 der Tagesordnung, Plandokument 7396 im 22. Bezirk. Wortmeldung liegt mir keine vor.

Wir können sofort abstimmen.

Ich bitte jene, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages fest.

Postnummer 47 betrifft das Plandokument 7721 im 11. Bezirk. Wortmeldung liegt mir keine vor.

Wer für den Antrag ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist angenommen.

Postnummer 48 betrifft das Plandokument 7736 im 11. Bezirk. Wortmeldung liegt mir keine vor.

Wer ist für den Antrag? – Ich stelle Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Keine Wortmeldungen liegen mir auch zu den Geschäftsstücken 23 und 27 vor.

Ich lasse daher zunächst das Geschäftsstück Postnummer 23 abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wer für Postnummer 27 ist, gebe bitte ebenfalls ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Auch die Postnummer 27 ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 28, Subventionen an den Verein Domus. Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 29 betrifft den Abschluss eines Dreijahresvertrages mit den Wiener Festwochen.

Ich bitte jene, die zustimmen möchten, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 31 betrifft Zusatzsubventionen an den Verein der Wiener Symphoniker. Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer ist für den Antrag? – Für den Antrag sind ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 32 betrifft eine Subvention an den Verein „basis wien – Kunst, Information und Archiv. Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer ist für den Antrag? – Zustimmung sehe ich bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 38 betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien. Keine Wortmeldung ist bei mir eingelangt.

Wer ist für den Antrag? – Ich sehe Zustimmung bei der SPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 42 betrifft eine Subvention an den Verein Filmarchiv Austria. Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer stimmt für den Antrag? – Dieser ist einstimmig angenommen.

Postnummer 43 betrifft einen Rahmenbetrag zur Förderung diverser Theatergruppen. Dazu liegen mir Wortmeldungen vor. Ich ersuche daher den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Ich ersuche Herrn GR Mag Stefan um seine Wortmeldung. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist dies der letzte Tagesordnungspunkt, und ich nehme an, Sie haben sicherlich alle noch Nerven für eine längere Diskussion, und so soll es auch sein. Denn die Kultur kann nicht einfach so durchrutschen, das wäre furchtbar! Wenn wir schon an die letzte Stelle gestellt werden, dann widmen wir diesem Tagesordnungspunkt zumindest jetzt besondere Aufmerksamkeit.

Es geht um die Jahressubvention für diverse Theatergruppen, Institutionen und Einzelpersonen für das Jahr 2007. In Summe werden das in etwa 4,1 Mil-
lionen EUR sein. Diese Pauschalsubvention führt dann immer dazu, dass ohne weitere Einflussnahme des Gemeinderats oder des Kulturausschusses Geld vergeben werden kann. Die Subventionen werden jetzt auf Basis der neuen Theaterreform vergeben, und wir haben uns bereits vor einiger Zeit aus dieser Theaterreform ausgeklinkt, weil wir den Eindruck hatten – und dieser erhärtet sich zunehmend –, dass dadurch eine Verunsicherung im Theaterbereich eingetreten ist. 

Wir sehen, dass zum Beispiel beim Odeontheater noch immer unklar ist, wie es weitergehen wird: Wird hier tatsächlich der Konkurs provoziert? Soll das Serapionstheater weiter bestehen oder nicht?

Es fällt auf, dass es, wenn für jemanden, der nicht stromlinienförmig ist und vielleicht auch noch so etwas wie einen Privatkrieg führt, schwierig ist, Geld zu bekommen. Umgekehrt haben wir gerade vorher bei der Abstimmung gesehen, dass für das Domus Theater, für das Wiener Lustspielhaus und für Adi Hirschal, einen bekannten Wahlkämpfer für die SPÖ, 225 000 EUR ohne Theaterjury und ungeachtet der Theaterreform locker gemacht werden. Dort fließt das Geld!

Man sieht also, dass die Theaterreform in Wirklichkeit ins Stocken geraten ist. Es gibt eine große Verunsicherung unter den Theaterschaffenden. Wir waren schon immer Gegner dieser Pauschalsubventionen, und im Lichte dessen, was sich in letzter Zeit abspielt, sind wir es noch viel mehr!

Hinzu kommt jetzt noch ein Antrag, der von der ÖVP eingebracht wird, dass die laufenden Kosten des Theaters Akzent in Zukunft nicht mehr von der Arbeiterkammer, sondern aus dem Kulturbudget der Gemeinde Wien getragen werden sollen. Da erinnere ich mich, dass bei einer Wortmeldung, bei der es um ein ähnliches Thema gegangen ist, einmal folgender Zwischenruf aus den Reihen der SPÖ gekommen ist: Wenn uns in der Arbeiterkammer noch Geld übrigbleibt, dann machen wir auch noch Kultur! – Offenbar bleibt jetzt kein Geld oder zu wenig Geld übrig, und daher soll das jemand anderer bezahlen! Mir kommen wirklich die Tränen, wenn ich die finanziellen Nöte der Arbeiterkammer betrachte! Ich meine, dass die Arbeiterkammer, wenn sie die Aufgabe übernommen hat, ein Theater in ihrem eigenen Bereich zu führen, auch weiterhin dabei bleiben muss und nicht wieder einmal leichtfertig den Ruf nach der öffentlichen Hand laut werden lassen und verlangen sollte, dass jemand anderer zahlen soll, weil sie selbst mit ihren Zahlungen nicht zurecht kommt! 

Wir werden daher diesem Antrag unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Franz Ferdinand Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich weiß, dass ich Sie jetzt vorübergehend noch vom verlängerten Wochenende trenne, aber ich mache es wirklich kurz.

Meine Fraktion lehnt den Rahmenbetrag ab. Es ist dies der dritte Rahmenbetrag in Höhe von 1,1 Millionen EUR zur Finanzierung von Theatergruppen, Theaterinstitutionen und Einzelpersonen, also zur Finanzierung der Theaterreform. Insgesamt wird ein Rahmenbetrag in der Höhe 4,1 Millionen genehmigt. Ich und meine Fraktion lehnen diese Rahmenbeträge ab, weil, wie schon gesagt wurde, damit die weitere parlamentarische Kontrolle nicht gegeben ist. Es gibt keine Nachvollziehbarkeit und keine Transparenz.

Wenn es um konkrete kulturpolitische Projekte geht, dann stimmen wir zu. Als geeignetes aktuelles Beispiel vom heutigen Tag ist die Übernahme des Kunsthauses Wien durch die Wien Holding zu nennen. Dabei geht es darum, eine Kulturinstitution zu erhalten, und ich meine, es ist ein vernünftiges Modell, diese Kulturinstitution auszubauen und zu einem kulturellen Hotspot dieser Stadt zu machen. Ich hoffe, dass die finanzielle Situation des Kunsthauses Wien tatsächlich so ist, wie sie dargestellt wird, und dass wir nicht mit Überraschungen rechnen müssen! 

Wenn es darum geht, Kulturinstitutionen zu subventionieren, gibt es, wie gesagt, unsere Zustimmung.

Mein Kollege Alfred Hoch und ich haben daher einen entsprechenden Beschlussantrag formuliert: „Die Stadt Wien möge die laufenden Kosten des Theaters Akzent aus ihrem Kulturbudget abdecken, da das Theater ein wichtiger Bestandteil der Wiener Theaterlandschaft ist und insbesondere durch seine Programme für Kinder und Jugendliche einen wichtigen Bildungs- und Kulturauftrag erfüllt. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt.“ – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. 

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich darf die Kollegen von der FPÖ und von der ÖVP darauf hinweisen, dass das nicht der letzte Rahmenbetrag sein wird, den wir heuer für die freien Gruppen beschließen. Wie Sie wissen, haben wir im Budget über 5 Millionen EUR reserviert. Ich will gar nicht weiter dazu sprechen. (Beifall von GR Kurth‑Bodo Blind.)

Ich komme mir fast vor wie ein Grammophon: Seit ich im Gemeinderat bin, setze ich mich für die freien Gruppen und für die Off-Szene ein. Es hat immer Probleme gegeben, dass die Freiheitlichen zustimmen. Die ÖVP war eine Zeit lang im Boot, aber seit es Kollegen GR Dr Salcher hier nicht mehr gibt, ist die ÖVP nicht mehr für die Off-Szene. Wir nehmen das zur Kenntnis. Das Kuratorium prüft ganz genau, welche Gruppen das Geld bekommen. Man kann also nicht sagen, dass etwas ohne Prüfung vergeben wird. – So weit zum Akt.

Zu den Anträgen: Den Antrag bezüglich Theater Akzent, den Kollege Dr Wolf gerade eingebracht hat, müssen wir leider ablehnen. Leider hat der Herr Stadtrat kein Füllhorn, mit dem er Geld ausschütten kann! Wir können nicht jedem Haus, das in finanziellen Schwierigkeiten ist, von der Stadt Wien einfach etwas dazuzahlen. Würden wir das bei allen so machen, dann wäre es Ihnen auch nicht recht! Dann würden wir wieder den Vorwurf bekommen, dass die Stadt mit der Gießkanne auszahlt. Wir haben ein System von Subventionierungen, und an dieses halten wir uns!

Ich möchte mich auch auf den Antrag beziehen, den Kollegin Praniess-Kastner erst einbringen wird. Der Zuweisung an den Ausschuss stimmen wir gerne dazu, weil es auch uns ein Anliegen ist, Wien barrierefrei zu gestalten, und es ganz wichtig ist, dass auch Behinderte ins Museum gehen können. 

Zum eigentlichen Antrag bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Karin Praniess-Kastner. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich mache es ganz kurz. Es ist das ja heute die letzte Rede.

Ich danke für die Zustimmung vonseiten der SPÖ! Es haben sich alle Parteien in diesem Haus zur Barrierefreiheit für behinderte Menschen bekannt.

Derzeit haben behinderte Menschen und auch deren BegleiterInnen begünstigten Eintritt in die Wiener Museen. De facto müssen aber behinderte Menschen zusätzlich auch den Eintrittspreis für ihre BegleiterInnen übernehmen. Im Hinblick darauf denken wir, dass es ein sozialer Schritt in Richtung Barrierefreiheit wäre, wenn die BegleiterInnen das Museum mit ihren behinderten KlientInnen gratis besuchen dürften. – Ich danke vielmals für die Ankündigung, dass Sie zustimmen werden!

Ich bringe nunmehr den Beschlussantrag ein: „Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge in Absprache mit der amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Soziales veranlassen, dass die Tarife in den Museen der Stadt Wien so gestaltet werden, dass Begleitern behinderter Menschen kostenlos Eintritt gewährt wird. In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisungen an die Gemeinderatsausschüsse Kultur und Wissenschaft und Gesundheit und Soziales.“ – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nur einige wenige Anmerkungen: Wenn wir heute hier insgesamt den weiteren Beschluss fassen, den Vereinsgruppen 4,2 Millionen EUR zur Verfügung zu stellen, dann ist das ein guter Beweis dafür, dass der Vorwurf, dass immer nur die Großen etwas bekommen und die Kleinen nicht, absolut nicht stimmt! Man sieht hier sehr deutlich, dass auch die vielen Kleinen sehr viel Kultur‑ und Theaterförderung erhalten.

Wenn hier kritisiert wurde, dass es keine demokratische Kontrolle und keine Transparenz gäbe, dann sage ich: Genau das Gegenteil ist der Fall! Wir haben hier vor Jahren einen einstimmigen Beschluss betreffend ein Grundsatzkonzept für die Wiener Theaterreform und Theaterförderung mit den Stimmen von ÖVP und FPÖ gefasst. In diesem Grundsatzbeschluss war formuliert, dass wir vonseiten der Politik die Rahmenbedingungen und insbesondere die Budgets vorgeben und dass unabhängige Jurys und Kuratorien dann die Detailentscheidungen zu treffen haben. Und genau so läuft es! Es gibt hoch qualifizierte, absolut unabhängige Kuratorien und Jurys, welche die Entscheidungen treffen, und wir stellen mit Rahmenbeträgen das Budget zur Verfügung, und das ist nicht wenig Geld!

Wenn die ÖVP und FPÖ jetzt aus freien Stücken aus der Theaterreform ausgeschieden sind, dann ist das ihre Schuld, wenn sie sich aus dem konkreten Prozess ausgeklinkt haben! Wir nehmen diesen Grundsatzbeschluss des Gemeinderates sehr ernst und setzen genau diesen Beschluss um. Genau das geschieht heute mit diesem Antrag.

Ich möchte natürlich auch der Aussage widersprechen, dass die Theaterreform ins Stocken geraten ist. Genau das Gegenteil ist der Fall! Wir nehmen die Umsetzung dieser Theaterreform ganz konkret vor. Und wenn es beispielsweise mit Herrn Piplits im Odeon zu Diskussionen kommt, dann ist der Grund dafür nicht, dass wir das nicht ernst nehmen, sondern gerade, weil wir es ernst nehmen! Wie wir es bisher mit allen Häusern, auch mit dem Kosmos Frauenraum und mit dem Ensembletheater, geschafft haben, zu Einigungen zu kommen, werden wir es in den nächsten Wochen auch noch schaffen, mit dem Odeon zu einer Einigung zu kommen, und zwar nicht aus Jux und Tollerei, sondern in konsequenter Umsetzung der nicht ins Stocken geratenen Theaterreform und somit des Gemeinderatsbeschlusses, den wir einstimmig im Sinne dieser Theaterreform gefasst haben.

Ich ersuche nochmals um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters.


Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der SPÖ und der GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Ich komme nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Übernahme der laufenden Kosten des Theaters Akzent durch die Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer für diesen Antrag ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend kostenlosen Eintritt für Begleiter von behinderten Menschen in die Museen der Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss beziehungsweise an die Gemeinderatsausschüsse für Kultur und Wissenschaft sowie Gesundheit und Soziales verlangt.

Wer für die Zuweisung dieses Antrags ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erschöpft. 

(Schluss um 20.36 Uhr)

